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»»n
V o rwo rt.
Die deutsche Rechtswissenschaft wird das neue, von der Leipziger Konferenz entworfene Wechselgesetz in einem dop​pelten Zusammenhange, im Zusammenhange mit der Ver​gangenheit und mit der Zukunft zu betrachten haben.
In der ersten Hinsicht kommt es auf das Verhältniß desselben zu dm bis jetzt geltenden Legislationen, auf feine allgemeinen theoretischen Grundlagen und den Nachweis des Zusammenhanges dieser Gmndlagen mit den in neue​rer Zeit von der Theorie gefundenen Resultaten an. In seinen einzelnen Bestimmungen ist femer das neue Gesetz nicht apdwkifch^Hyydem fpHicht dasjenige aus z Ms dem Wesen eines längst bestehenden Institutes am angemessen​sten zu sein schien, und steht hier mit dem bereits wirk​lich Vorhandenen, mit dem was sich in der Praxis, der Theorie und der Legislation bereits vorfindet, in engem Zusammenhange. Gs ist daher zu seinem völligen Ver< ständnisse eine in das Einzelne eingehende Nachweisung dieses Zusammenhanges nöthig.
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Was aber die künftige Anwendung des Gesetzes be​trifft, so hat dasselbe nach der gewählten Redactionsweise nur allgemeine Regeln und solche specielle Vorschriften, welche rein positiver Natur sind, gegeben. Die Anwen​dung auf die mannigfachen Verzweigungen des Verkehrs und das Detail der einzelnen vorauszusehenden Falle ist der Jurisprudenz überlassen. In dieser Hinsicht kann die weitere Ausbildung des neum Gesetzes allerdings erst im Laufe der Zeit durch Praxis und Rechtssprüche erfolgen. Für jetzt kann die Jurisprudenz nur Anfänge und Vor​bereitungen fflr die Anwendung dw Oeschesbeftimmunßen auf die casuiftisch zu zerlegenden Berkehrsverhaltnisse machen.
Gin Versuch, die Ausgabe, welche nach diesen Ge​sichtspunkten der Rechtswissenschaft dem neuen Gesetze ge​genüber obliegt, wo nicht vollständig zu lösen doch wenig​stens in ein klares Licht zu setzen, liegt in den nachfol​genden Exkursen vor, die sonach eine genaue Vergleichung der Protokolle der Leipziger Conferenz auf keine Weise überflüssig machen, wohl aber als einer der ersten Ver​suche einer wissenschaftlichen Behandlung des neuen Ge​setzes für die Juristen und den Handelstand einiges In​teresse haben werden.
Einleitung.
3)ie Idee eines gemeinsamen deutschen Wechselrechts verdankt dem Zollvereine ihre Entstehung. Der Zollverein ist seinem Prin» cipe nach nicht blos eine finanzielle Einigung zur gemeinschaft​lichen Zollerhebung, sondern die Einheit der Zollerhebung führt nothwendig auch noch zu einer weiter greifenden Einheit. Fallen die Zolllinien, welche früher die einzelnen Vereinsgebiete getrennt haben, hinweg und wird der Verkehr innerhalb dieser Gebiete frei gegeben, so setzt diese Verkehrsfreiheit noch zweierlei voraus, wenn sie eine volle und wirksame sein soll. Zunächst muß die Berechtigung der Einzelnen zum Handels- und Gewerbsbetriebe nicht auf die politischen Grenzen ihres Vaterlandes beschränkt bleibm; es müssen also die Gewerbtreibenden des einen Staates im andern zur Ausübung ihres Gewerbsbernebes gleich den eige​nen Unterthanen zugelassen werden: eine Anforderung, welche, weil sie auf eine Gemeinschaftlichkeit und Gleichförmigkeit der Gewerbegesetzgebung hinführt, in den Zollvereinigungsverträgen wohl vorausgefchen' und auch bereits der Anlaß zu einer Ver°
l Die contrahirenden Regierungen wollen „dahin wirken, daß durch Annahme gleichförmiger Grundfähe die Gewerbsamkeit befvrdert und der Be-fugniß der Unterthanen de« einen Staate« in dem andern Arbeit und Er​werb ?u suchm, möglichst freier Bpielraum gegeben werde" u. s. w.
einbarung gemeinsamer Grundsätze über Gewerbsprivilegien und Ersindungspatente geworden ist, ihre vollständige Erfüllung bis jetzt indeß noch nicht gefunden hat. Ferner aber muffen auch, was die civilrechtliche Seite der Sache anlangt, die einzelnen Rechts​geschäfte, durch welche der Verkehr vor sich geht, im Innern des großen Verkehrsgebietes nach gleichen Grundsätzen beurtheilt wer​den. Abgesehen von der bloßen Schwierigkeit, eine Menge ver​schiedener Legislationen zu kennen, führt die Verschiedenheit die​ser Legislationen auch zu wirklichen Ungleichheiten, zu Störungen und Hemmungen des Verkehres. Die Aufmerksamkeit hat sich daher schon seit längerer Zeit im Zollvereine auf die Erstrebung eines gemeinsamen Handels- und Wechselrechtes gerichtet. Schon auf den Zollconferenzen vom Jahre 1836 und 1838 wurde dieser Gegenstand auf Anlaß der Würtembergischen Regierung in Er​wägung gezogen, und die Idee einer Einigung über das Han​dels- und Wechselrecht fand allgemein den erwünschtesten Eingang. Freilich war Anfangs, nach dem bisherigen Zustande und Fort​bildungsgange des Rechts, die Grenze dieser Einigung und des wirklich Erreichbaren nicht scharf ausgedrückt; eine gemeinsame Handelsgesetzgebung hielt man, wegen des Zusammenhanges des Handelsrechts mit den übrigen Theilen des Civilrechts, kaum für möglich, und selbst ein gemeinsames Wechselrecht mußte als eine so neue und ungewohnte Erscheinung im deutschen Rechts​leben bettachtet werden, daß man schon mit einer Einigung über einzelne Grundzüge, auf welchen die Particulargesetzgebungen fort​zubauen hätten, etwas Wesentliches erreichen und die drückend empftlndene Verschiedenartigkeit der Gesetzgebungen minder drückend machen z»Wm«n glaubte. Inzwischen waren auch die Particu-largesetzgebungch» wegen der au sich ungenügenden Beschaffenheit der alteren Wechselgesetze thätig geworden; in Oefterreich, Preußen, Nassau und Hamburg war man mit neuen Entwürfen beschäftigt, der Sächsische Entwurf von 1841 ward mit den Ständen bera-then und verabschiedet und lag endlich zur Publication bereit; in Bremen war 1843 eine neue Wechselordnung publicirt, in Frankfurt waren im Jahre 1844 Novellen zu der Wechselordnung
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von 1739 erlassen, und in Würtemberg lag der Entwurf eines vollständigen Handelsgesetzbuches, in Braunschweig aber der Ent​wurf einer Wechselordnung vor. Zu diesen legislativen Arbeiten sind in der neuesten Zeit noch die vollendeten Entwürfe für Preu​ßen, Holstein und Meklenburg gekommen.
So ersprießlich nun auch der Austausch der neuen Versuche
einer legislativen Behandlung des Wechselrechts war, so ließ es
sich doch nicht verkennen, daß ein weiteres Fortschreiten der Par-
timlargesetzgebungen die Aussicht auf eine Gemeinsamkeit des
Wechselrecht» bedeutend mindem mußte. Die einzelnen Gesetz​
gebungen
geworden
als die früheren; der wesentlichste Mewimt^^M UHHülfe des
wesentlichsten Uebelstanoes wäre aber bei dem Mangel einer Eini​
gung über ein gemeinsames Gesetz nicht erreicht worden. In
dieser Lage ward die Sache auf der Zollconferenz von 1346 wie​
der aufgenommen, wo sich nun die Ansicht nicht blos für eine
Vereinbarung über einzelne gleichmäßig zum Grunde zu legende
Principien, sondern für den Versuch der Abfassung eines gemein​
samen Wechselgesetzcs, wobei die bisherigen legislativen Arbeiten
zu benutzen und einer der vorhandenen Entwürfe zum Grunde zu
legen sein würde, aussprach.
Wenn nun nach der Veröffentlichung des Preußischen Ent​wurfs die fernere Anregung zunächst von der Preußischen Regie​rung ausging, wenn der Preußische Entwurf gerade darauf be» rechnet war, eine geeignete Grundlage für eine gemeinsame Wech-selorMtnZ M d«n HMeleinsstaaten zu bilden, ft ist es unnütz darüber zu streiten, welchem Staate das Hauptverdienst bei der Entstehung des neuen Gesetzes gebühre; genug daß die Idee kei​ner Regierung eine fern liegende war und von allen mit Vor​liebe und Bereitwilligkeit aufgenommen wurde. Jene speciclle Anregung erfolgte aber durch die bereits in öffentlichen Blattern bekannt gewordene Denkschrift vom 31. August 1847, deren In​halt hier mitgetheilt werden muß, weil derselbe den Berathungen der Leipziger Conferenz, welche in der Zeit vom 20. Ottober bis 10. December 1847 den Entwurf des neuen gemeinsamen Gesetzes
XII
ausgearbeitet hat, zum Grunde lag'. Ucber die Arbeiten der Conferenz, welchen der Preußische Entwurf als Anhaltspunkt gedient hat,  geben die Protokolle derselben Auskunft,  und wir
> „In den zum Zollverein verbundenen Staaten wird überall, schon seit längerer Zeit das Bedürfniß empfunden, das den Verhaltnissen der jetzigen Zeit nicht mehr entsprechende Wechselrecht einer Revision und Umarbeitung zu unterwerfen.    Je allgemeiner dies Bedürfniß sich geltend machte,   desto mehr mußte der Wunsch laut werden, sich nicht darauf zu beschränken, in je» dem einzelnen Staate etwas Besseres als das Bestehende promulgirt zu sehen, sondern den Versuch zu machen, ob sich nicht durch Vereinigung der bis jetzt isolirten Bestrebungen und durch gegenseitigen Austausch der verschiedenar​tigen Ansichten und  Erfahrungen jedenfalls etwas an sich Vollkommeneres erreichen, vielleicht aber  auch eine  Gemeinschaftlichkeit und Gleichförmigkeit des Wechselrechts herbeiführen lasse.   Die in dieser Beziehung von mehreren Seiten gemachten Vorschläge haben bei  den Regierungen der Zollvereins​staaten allgemeinen Anklang geftmden.   Es leuchtet indeß ein, daß die 2heil-nähme an einem gemeinsamen Wechselrechte durchaus nicht durch die Theil nähme an dem Zollverein bedingt wird, daß vielmehr das gemeinsame Werk seine wohlthätigen Folgen für den gesammten Handel und Verkehr noch in weit höherem Grade entwickeln muß, wenn es auch andere als die zum Zoll​verein gehörigen Staaten und wo möglich daß gesammte Deutschland umfaßt. „Die Regierungen der Zollvereinsstaaten haben daher beschlossen, die Re​gierungen sammtlicher Deutschen Bundesstaaten zur Theilnahme an den be^ . reits im Jahre 1846 auf der achten General-Konferenz in Zollvcreins-Angc. legenheiten verabredeten Berathungen über ein allgemeines Wechselrecht ein zuladen und für diese Berathungen folgende Vorschläge zu machen:
1) Am Msten Oktober d. I. wird eine Konferenz z« Berathungen über
ein allgemeines Wechselrecht in Leipzig abgehalten «erden.
2) Die Regierungen sammtlicher Deutschen Bundesstaaten werden ein​
geladen, diese Konferenz durch Abgeordnete zu beschicken.   2ritt der Fall ein,
daß Beschlüsse gefaßt werden müssen, so werden von den zum Zollverein verbun​
denen Regierungen, um sich an vertragsmäßig bestehende Normen anzuschließen,
nur diejenigen «ilf Stimmen geführt werden, durch welche die Beschlüsse bei
den  regelmäßigen General-Konferenzen   in Zollvereins-Angelegenheiten  ge
faßt werden (Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen,
Großherzogthum Hessen,   Thüringische Verein, Braunschweig, Nassau und
Frankfurt).   Diesen eilf Stimmen werden die Stimmen von Oesterreich, Han
nover, Holstein, Mecklenburg  (beide Großherzogthümer  mit einer Stimme),
Oldenburg, Lübeck, Bremen und Hamburg hinzutreten, in soweit die Regie,
rungen dieser Staaten an den Berathungen Theil zu nehmen geneigt sind.
Nie Regierungen der übrigen Bundesstaaten werden (wie dies in Betreff der
bM sollverein ungehörigen für Zollvereinssachen  vereinbart  ist)  durch die
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müssen hier, da die vorliegende Arbeit diese Protokolle auf keine Weise entbehrlich machen kann, auf den Inhalt derselben nur verweisen, und uns auf den Versuch einer allgemeinen Charakteri​stik des neuen Gesetzes beschränken.
Regierungen, mit welchen sie durch Gemeinsamkeit der Gesetzgebung oder der Zollverwaltung u. s. w. eng verbunden sind, bei den Abstimmungen vertre​ten werden, aber durch Abgeordnete mit einem konsultativen Votum an den Berathungen Theil nehmen können.
3)
Da mehrfache Erfahrungen gezeigt haben, daß Berathungen über ein
Wechselrecht nur dann zu beftiedigenden Resultaten fuhren, wenn Sachver.
ständige dar»n.g^nMmen, die mit der gesammten Technik des Wechselver​
kehrs genau vertraut M^'M^Ä^lH^ allein für zulässig, sondern sogar
für wünschenßwerth geachtet werden, däß^<«M«W^en»1b«fihict«nden Re​
gierungen oder wenigstens diejenigen, in deren Gwate»e«Nettz«fter N«ch'
selverkehr  vorkommt, nicht blos  durch Beamte,  sondern neben diesen auch
durch kauftnännische Sachverständige vertreten werden.
Wenn ein Staat oder ein Verein, der eine Stimme abzugeben hat, meh. rere Abgeordnete sendet, so würde es lediglich seine Sache sein, zu bestimmen, welcher derselben die Stimme abgeben und ob und wie etwa darüber zwischen den mehreren Abgeordneten eine Verständigung stattfinden soll.
4) Den Regierungen derjenigen Staaten, in welchen neuerdings ent​
weder Wechsel-Ordnungen publizirt oder legislative Vorarbeiten bis zur Be​
endigung eines vollständigen Entwurft zu einem solchen Gesehe vorgefchnt»
ten find, wird anheimgestellt, diese Verordnungen oder Entwürfe vor dem
Iften Oktober  d. I. den übrigen   die Konferenz beschickenden Regierungen
mitzutheilen.
5) Die Konferenz wird bei ihrem Zusammentreten beschließen, welches
der ihr mitgetheilten Wechselrechte oder Projekte sie ihren Berathungen zu
Grunde legm will,  sie ist aber verpfiichtet, neben dieser Grundlage auch die
übrigen ihr mitgetheilten Gesetze oder Entwürfe fortwährend zu verg lnchen
und in Erwägung zu ziehen.
ß) Nachdem die Konferenz aTe bei der »eraHnns vorkommenden Fra​gen erörtert und nötigenfalls durch Abstimmung erledigt hat, liegt ihr die Verpfiichtung ob, nach Maaßgabe der erzielten Resultate den vollständigen Entwurf einer zur sofortigen Publikation geeigneten Wechselordnung auszu​arbeiten und feftlustellen.
?) Aus der Theilnahme an der Konferenz darf für keine Regierung eine Verpfiichtung zur Publikation des vereinbarten Entwnrft gefolgert werden V« bleibt vielmehr jeder Regierung überlassen, diesen Entwurf M prüfen und danach zu ermessen, ob sie ihn für geeignet halt, publizirt, respektive den ver-fassungsmäßig fiir dergleichen legislative Arbeiten bestehenden Stadien unter, werfen zu werden.   Es darf aber das Vertrauen ausgesprochen werden, daß
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Wir werden dabei ein zweifaches Moment ins Auge fassen: zunächst die Stellung des neuen Gesetzes, welches ein gemein​sames zu werden bestimmt ist, zu dem durch die Mannichfaltig-keit der bis jetzt geltenden Legislationen gebildeten Rechtszustande, also das unmittelbar praktische Interesse welches dasselbe darbietet; dann aber die ihm zum Grunde liegende theoretische Ansicht im Verhaltniß zu den früheren wechselrechtlichen Doctrinen, also das mehr theoretische Interesse, welches dasselbe in Anspruch nimmt.
Was den ersten Punkt betrifft, so trägt das Wechselrecht die Tendenz zum Universalismus, zu einer Gleichheit der anzuwen​denden Rechtssätze schon dadurch in sich, daß der Wechsel eben zum Circuliren bestimmt ist, und daß sein Gebrauch daher auch ein gleiches Recht derjenigen Gebiete voraussetzt, welche er zu durchlaufen hat.   So lange das Wechfelrecht blos auf Gewohn-
die einzelnen Regierungen, ebenso wie deren Standeversammlungen etwaige Einwendungen gegen den vereinbarten Entwurf, wenn diese von keiner großen Erheblichkeit sind, dem großen Zwecke, eine Gleichförmigkeit de« Wechfelrechts zu erlangen, bereitwillig zum Opfer bringen und sich daher nur dann von dem gemeinsamen Werke ausschließen werden, wenn wider Erwarten wichtige Bedenken dies als unabweisbar erscheinen lassen sollten.
8) Die in mehreren Staaten obwaltende Notwendigkeit, die Publika​tion «ints neuen Wechselrechts chunlichft zu beschleunigen und die Unmöglich​keit, die Theilnehmer einer solchen Konferenz, wie sie für diese Berathungen gewünscht wird, längere Zeit ihren gewohnten Geschäften zu entziehen, machen es wünschenswerth, die Konferenz auf einen kurzen Zeitraum zu beschranken.
„Die« kann aber nur geschehen, wenn die Mitglieder derselben unter kei. nerlei Umständen Instruktionen einzuholen genöthigt sind. Auch wird das Resultat der Berathungen unstreitig ein viel befriedigenderes sein, wenn es lediglich aus den durch die vielseitigen Besprechungen gebildeten Ansichten und den » der Versammlung   gefaßten Beschlüssen hervorgeht, «tt»«n»
onaus einwirken.   Da> wie
bereit« erwähnt, flk leine Regierung eine Verpflichtung besteht, der aus h« Konferenz hervorgehenden Wechsel-Ordnung ihre Zustimmung zu ertheilen, so wird es auch in formeller B^iehung unbedenklich fein, auf alle und jede Inftruttions-Einholung während der Berathung zu verzichten. Die Abgeord-. neten der eine Stimme führenden Regierungen werden daher zu ermächtigen und anzuweisen sein, über alle bei der »erathung vorkommenden Fragen ihr Votum jederzeit nach bestem Nissen und Gsvissen abzugeben, ohne durch Rückfragen eine Verzögerung hnbnfnhren zu dürfen."
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heit beruhte, war seine Ausbildung daher eine gleichmäßige;
Ungleichheiten und Abnormitäten, die ihm aus Vorurcheil und
religWser Unduldsamkeit aufgezwängt wurden, sind nach und nach
entweder gesetzlich beseitigt oder durch den Gebrauch abgeschafft'.
Erst als die Leaislation thatig ward, riß der Particularismus
^D
ew, welcher weder dadurch, daß oft ein Wechsel-
gesetz über sein ursprüngliches Gebiet der Anwendung hinaus Geltung und Wirksamkeit erlangte, erheblich gemildert, noch da​durch, daß in Preußen mit der Publikation des Allgemeinen Landrechts eine Reihe älterer Wechselgesetze außer Kraft gesetzt wurde, mehr als theilweise beseitigt werden konnte. Einer aus​führlichen Schilderung der Mannichfaltigkeit der deutschen Wech-sellegislationen glauben wir uns hier mthalten zu wm«n. Das darzustellende Material findet sich in zwei Schriften von Dede« kind, welche das Europäische und dann speziell das Deutsche Wechfelrecht betreffen', so vollständig und klar geordnet, daß auf diese Schriften verwiesen werden kann. Die daselbst mitgetheilten statistischen Uebersichten ergeben, daß ungeachtet der vielen einzel​nen Declarationen und ergänzenden oder abändernden Verord​nungen welche jedem vollständigen Wechfelgesetze gefolgt sind, in den einzelnen deutschen Staaten seit dem Erlasse der Hamburger Wechselordnung von 1603 bis 1844 91 mehr oder minder um​fassende Wechselgesetze erlassen wurden,  von denen 24 auf das
» z. N. Bestimmungen gegen die Juden. Auch der von Biener (Abhand​lungen aus dem Gebiete der Rechtsgesch. S. 70) bemerklich gemachte Um​stand gehört chi«h«ri. Hast Pie bttKMche Kirche in Helge d«rsMO>nKvt« das Requisit des clo loco in loo«« ftstPett «i»d ««ncki« «io«, »icht a«lten ließ.
Die Folge ist in allen Ländern noch heute sichtbar, wo die katholische Kirche bleibenden Einfluß hatte; in Portugal, Spanien, Frankreich, Italien und Oesterreich.
« Abriß einer Geschichte der Quellen des Wcchselrechts und seiner Be​arbeitung in fämmtlichen Staaten Europas, u. f. w. von Dr. I. L. ll. Dc-dekind, Herzog!. Braunschw. Hofrath und ordentl. Professor der Rechtswissen​schaft u. f. w. am Herzogl. clolle^ia Carolina, Braunsthwelg 1843. Ver​gangenheit und Gegenwart de« Deutschen Wechselrechts mit Wünschen für seine öukunft, für seine gleichförmige Eodisication in ganz Deutschland, usn demselben.   Braunsckwcig
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siebzehnte, 51 auf das achtzehnte und 16 auf das neunzehnte Jahrhundert kommen'. Von diesen 91 Gesetzen bestanden 1844 noch 56 in Gesetzeskraft, von welchen 9 dem siebzehnten, 31 dem achtzehnten und 16 dem neunzehnten Jahrhundert angehören. Selbst in den einzelnen Landern findet also eine Mannich' faltigkeit der Gesetzgebung statt; in den Desterreichischen zu Deutschland gehörigm Staaten gelten nach Dedekinds Zusam​menstellung 9, in Preußen 3, in den deutschen Herzogthü-mern Dänemarks 2, in den deutschen Provinzen Hollands 2, in Baiern 7, in Hanover 2 u, s. w. verschiedene Wechselgesetzge​bungen.
Es bedarf keiner Ausführung, wie dringend dieser Zustand zu einer Abhülfe aufforderte. Der Wunsch einer Einheit ward also lebhaft empfunden, und erhielt in dem Nationalgefuhle, wel« ches von einer Rechtsgemeinschaft gewiß mit vollem Grunde auch ein festeres politisches Zusammenschließen erwartete, einen bedeu​tenden Anhaltspunkt. Es fehlte nicht an öffentlichen Stimmen, welche das was Noth that eindringlich aussprachen, die Möglich​keit eines gemeinsamen Unternehmens nachwiesen und Vorschläge zu der Ausführung desselben machten', und diese Stimmen fan« den in dem Handelsstande — wie namentlich die diesen Gegen-
» Es tritt zu diesen Zahlen noch die Bremer W.-O. von 1843, die Flensburg« W.-O. von 1343 und das Frankfurter Gesetz von 1844 hinzu. — Stellt man diesem Zustande der Wechsellegislation in Deutschland die Herr​schaft des französischen Coäe gegenüber, so fallt die Vergleichung nachtheilia, genug für Deutschland auß. Nach den Angaben bei Dcdckind gilt der tüocl« in Frankreich, Belgien, im belgischen Luremburg, im deutschen Luremburg, 3chtinp«uß<», «h«inbaiern, Rheinhessen, Birkenfeld, Baden, in «ehre«« Schweizer«nto«n, der Lombardei, 2o«cana, Lucca, Monaro,SPolen,^Vtalta und Griechenland, also in einem Gebiete von 16608 Quadratmeilen ^ mit 56 Millionen Einwohnern. Auf den Co6v gründen sich ferner die Legiölationen von Neapel, Rom, Parma, Spanien, Portugal, Hessin, Holland, den Ioni​schen Inseln, Sardinien und der Türkei.
» Namentlich Mittermaier im Archiv für civil. Praris, Bd. 25, S. 137. Christ, über deutsche Rationalgesetzgebung, S. UN und Dedekind, Vergangenheit und Gegenwart u. s. w., S. 190 fg., wo die ganze Frage am erschöpfendsten behandelt ist.

     XVIl     

stand betreffende Denkschrift des Leipziger Handelsstandes vom Monat Februar 1845 zeigt — und in den deutschen Sta'ndever-sammlungen den lebhaftesten Anklang. So ist denn durch die neue Legislation zunächst einem dringenden praktischen Interesse entsprochen; es ist aber auch das Vertrauen in die Möglichkeit einmüthigen Zusammenwirkens neu belebt, und wenn im Jahre 1669 die Bitte des Leipziger Handelsstandes, beim Reichstage auf ein gleichmaßiges Wechselrecht für ganz Deutschland anzu​tragen von der Chursachsischen Regierung als „unpractikabel" abgelehnt wurde, so liegt jetzt der Beweis vor, daß das von den Vorfahren fi» wmMlich Gehaltene möglich geworden ist. Wie hoher Wetth auf eine GeleVtmg-'dü'fes Vertrauens, welches uns vielleicht in trüben Zeiten unumgänglich NßchiI.fein möchte, zu legen ist, leuchtet von selbst ein, eben so klar ist es aber auch, daß das glückliche Gelingen des Unternehmens die fernere Hoff​nung auf eine sich auch auf andere Gebiete des Rechts erstreckende Gemeinschaftlichkeit, und auf die Vermeidung aller legislativen Maßregeln, welche den jetzt gemachten Anfang wieder zerstören könnten, erwecken muß. Man hat bereits im Gedeihen des Zoll​vereins den Beweis, daß Gemeinsamkeit der Souveränität und Selbstständigkeit nicht schadet, man sieht daß es ein höheres und wichtigeres Interesse gibt, welches mit allzuängstlicher Besorgniß nicht wohl verträglich ist, und es wird endlich wol nirgend mehr verkannt, daß das wahrhaft Populäre und Nützliche deshalb, weil mitunter das Unpopuläre für politisch heilsam erklärt wor« den ist, noch nicht politisch gefährlich sei.
Was nun abee den Metten Punkt, die theoretische Grund​lage des neuen Gesetzes und ihr Verhaltmß zu den bisherigen Ansichten der Theoretiker vom Wechsel betrifft, so wird hier keine ausführliche Dogmengeschichte zu geben, sondern nur das Haupt' sächlich Entscheidende anzudeuten sein. Die historische Ausbildung und Entstehung des Wechselrechts ist in neuerer Zeit und nach den Arbeiten von Busch und Martens, insonderheit von Fre'me'ry ',
 In den ptuti?» c><' llioit
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von Noback' und von .Biener" zum Gegenstande gründlicher Untersuchungen gemacht, und es darf in Ansehung der mannich-fachen über das Wesen des Wechsels aufgestellten Ansichten na​mentlich auf die Arbeit von Biener verwiesen werden. Es ergiebt sich daraus, daß der Wechsel nicht nach einer bestimmten Rechts​idee geschaffen und formulirt, sondern durch das Bedürfniß ins Le​ben gerufen und durch den Gebrauch und die Gewohnheit ausgebil​det ist. Der Jurisprudenz siel sonach die Aufgabe zu, die recht​liche Natur eines im Leben entstandenen Institutes zu bestimmen. Aus der Stellung der Rechtswissenschaft zum Leben folgte ganz natürlich ein Zurückbleiben der letztern. Gewohnt mit Instituten zu verkehren, welche lange im Gebrauch waren, und für welche das Recht seit langer Zeit bestimmte Gesichtspunkte an die Hand gegeben hatte, und dabei der tiefer Ochmden AuffaWng des We​sens der Institute, des ihnen Gemeinsamen und des Verhältnisses der Rechtsinstitute zu Rechtsregeln, ja sogar der Theorie zu positiven Satzungen entbehrend, mußte die Rechtswissenschaft sich zunächst in einer Reihe von Versuchen erschöpfen, den Wechsel in eine bestimmte Stelle des einmal bekannten und geläufigen Fachwerkes — welches selbst für die Institute des römischen Rechts weder erschöpfend noch richtig war — einzuschieben. Daher die Subsumtion unter die verschiedensten römischen Geschaftsformen. Man sah im Wechselgeschäfte einen Kauf von Geld, einen Tausch, eine Operation zur Versetzung des Geldes von einem Drte an den andern, einen Innominatcontract, eine Miethe, oder endlich gar ein nß^^lum ox V3i'ii8 u6Fotii8 oonllatum. Der Wechsel selbst galt dann als Mittel zur Erfüllung und Vollendung dieses eigen-thümlichen Wcchselcontracts, von dem das p2o«.uln äo o»Nbi2nAo, oder die Beredung über den Abschluß und die Modalitäten des oolNrsow» osNbii gesondert ward. An diese ältere Ansicht schließt sich die jetzt allgemein unter den ftanzöfischen Rechtslehrern ver​breitete an.   Der Wechsel ist nach derselben das Mittel zur Er-
1 Ueber Wechsel und Wechselrecht.  1845.
2 Abhandlungen aus dem Gebiete der Rechtegeschichte, Rr. II.
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fiillung des Wechselcontracts, und dieser, der oontl-gt 6 ist auf einen Geldtausch, auf ein Zahlen des an dem einen Orte empfangenen Geldes an einem andern Orte gerichtet. Diese Drts-verschiedenheit war ursprünglich schon deshalb wesentlich, weil die Kirche wegen der Aufrechterhaltung der Zinsverbote von dem Ge​schäfte Notiz genommen und es soweit genehmigt hatte, als der kauf» männische Gebrauch es anwandte, in der Richtung nach außen hin, 6s looo in loeum. ' Bei Raphael de Turn ist der Wechsel eine «wnunulatio peounias abseutis oum pl-aszsnt«, bei Scaccia eine «mlio, vewiitio psouuias, vsl psrmut2ti« uniu» psounigs oum gli»; bei SavMy ist» «HSWjo^ vsn6iliou ä'srßsut, bei Iousse:  ou tr»n8port 6'uuy 80MN1S ä'<rOWch «P»O ts tileur 6s ig  lgit Zl oslui »u prallt 6s qui il l» lirs. Bel?äp6«»3u«, oou« cls ciroit, ooinin. »N. 319, k'rom«!') 6tude8 okap. XV, porsil, 6s ln lsttrs ds obgn^s pnZ. 7, ^«UZuisr, 6« Ia lottro äs okanßs, livre II, obgp. 3 tritt endlich die bezeichnete Ansicht vom Wechselcontract deutlich hervor. Deutsche Rechtslehrer haben dann auch das Wort Wechsel und die daraus folgende Verpflichtung zum Personal-a'rresik""als das Entscheidende betrachtet und beides als eine sll-^sotitig qualilgZ angesehen, durch deren Beifügung Schuldscheine und Assignationen zu Wechseln werden können.
Selbst in neuester Zeit hat man nun in Deutschland die Lehre vom Wechselcontracte, ungeachtet der gleich zu erwähnenden Reaction gegen dieselbe, noch hin und wieder beibehalten, obgleich sich — da man sich überzeugen mußte, daß auf das Zahlen des Gelbe« a» ZuW nnm Drte, um es am andern wieder zu bekom​men, rechtlich nichts ankvmNen kbnttte-- die sel^ »vn den fran​zösischen Rechtslehrern nicht mehr ohne ein allenfalls erkennbares Mistrauen in diese Doctrin gehegte Ansicht vom oonlrgl. 6e ongnßs oder Geldtauschcontracte verlor. So ist Mittermaier^ der Ansicht, daß sich aus einem im römischen Rechte, l. <5 l). 6s pi-g68oripli5 vsl-kis, anerkannten Satze das Wesen des Wech-
» »iener l. c. S. 6».
« Archiv für civil. Prans, Bd. 25, 2.
sels erklaren lasse. Treitschke' hält dafür, daß der Wechsel zu einem mgncl»tum in i-sm 8u»m, von dem Aussteller dem Nehmer ertheilt, und zwar zu eimm solchen gebraucht werde, welches die Gegenleistung bildet gegen eine vom Nehmer schon bewirkte oder unausbleiblich zu bewirkende, nur in Hinsicht auf Gegenleistung geschehene oder vorzunehmende Leistung. Der Nehmer dürfe dann das durch Aushändigung der Tratte erhaltene mnnäatum in rem 8U3M als ein wohlerworbenes, zu seiner freien Verfügung gestell​tes nom«n betrachten, und das Wort Wechsel bedeute ursprüng​lich eben dieses gegenseitige Bedingtsein zwischen Leistung und Gegenleistung. Hieraus ergebe sich der Wechselcontract von selbst, der in der Gewähr für die in Aussicht gestellte Gegenleistung bestehe, aber in den Worten der Tratten nicht erscheine. Letzteres ist nun allerdings sehr richtig, und es leuchtet nicht wohl ein, weshalb Treitschke einige Zeilen früher einer andern Auf​fassung von der Sache den Vorwurf macht, daß sie aus den Worten der Tratte „nicht heraus zu intervretiren" sei. Gegen Treitschke's Ansicht sprechen indeß die beiden einfachen Thatsachen, daß zunächst auf die Leistung des Nehmers für das Wechselrecht nichts ankommt, daß das Geben der Tratte, da es auch 6on«-,ti<, und 5o1ul,in sein kann, mit einer solchen Leistung gar nicht synal-lagmatisch verbunden zu sein braucht, und dann, daß es Nie​mandem einfallen wird, auf die Pflichten des Ausstellers die römi​schen Regeln vom mgndgwm in rom sucnn, und nicht vielmehr die eigenthümlichcn Regeln des Wechselrechts anzuwenden. — Auch Wiener ^ hält noch an der Theorie vom Wechselcontracte fest. Der Wechselbrief ist die in diesem Contracte stipulirte Leistung. Der Wechselcontract aber ist eine Uebereinkunft für eine bestehende Verbindlichkeit oder zu machende Leistung an Geld oder Geldes-werth die Zahlung einer bestimmten Summe durch Wechsel in verabredeter Weise zu beschaffen.   Der Wechselbrief ist dann eine
1 Richter und Achneider Krit. Jahrb., Bd. VIl, S. 524, Bd. VIII,
2. 527—530.
2 >. e. S. IM    N6.
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Schuldverschreibung, deren Zahlung auf eine andere Person an einem andern Orte angewiesen und garantirt wird. Er hat zwei Bestandtheile: die Obligation, welche aus dem Wechselcontract zwischen Geber und Nehmer hervorgeht und durch das Valuta-bekenntniß angedeutet ist, und das Zahlungsmandat an den Be​zogenen.
Daß mit diesen Auffassungen das Wesen der Sache gar nicht oder nur unvollständig getroffen wird, mochte ziemlich klar sein. Das Verhältniß des Wechsels zum Wechselcontractc bleibt dabei immer ein schwankendes, und man sucht den rechtlichen Gesichts​punkt bald aus" deck Sinnt, Her in der Fassung des Wechsels gefunden werden kann, bald aus den'Iwecken^ die der Nehmer des Wechsels mit demselben erreichen will, bald aus den Vorgün» gen, welche zur Ausstellung des Wechsels vcranlaßten oder aus den Valuta- und Deckungsverhältnissen abzunehmen. Man mischt wie unwillkürlich Institute des römischen Rechts ein, und scheint es kaum widersprechend zu finden, wenn man, ungeachtet man beim Wechsel von einem Mandate, Kaufe u. s. w. spricht, doch auch keinen Augenblick daran denkt, auf den Wechsel etwas Anderes als das eigenthümliche Wechselrecht, namentlich die über jene civilrechtlichen Geschäfte geltenden Regeln anzuwenden.
Das hauptsächlichste Verdienst das Mangelhafte dieser früheren Ansichten über das Wesen des Wechsels gezeigt zu haben, gebührt Einert. Einert hat, was außerdem die positive Seite seiner Leh» ren betrifft, in Folge genauerer Beobachtung des Wechsels und des prattischen NckikMsses die schon früher ausgesprochene Idee, daß der Wechsel das Papiergeld der Kaufleute sei, aufs Neue aufgefaßt und für die rechtliche Beurtheilung des Wechselinstitutes fruchtbar zu machen gesucht. Nach seiner Ansicht, die bei den Einzelnheiten noch oft zu berücksichtigen sein wird, ist die Lehre vom Wechsel-contracte durchaus auszugeben, der Wechsel ist nicht als Erfüllung eines voraufgegangenen Vertrages, sondern als Zweck an sich, in​sonderheit als das Papiergeld der Kaufleute zu betrachten und seine Bestimmung ist, als Zahlmittel begeben zu werden. Die Form ist ohne alle Bedeutung, es liegt in ihr eine aus dem Wort'
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sinne gar nicht zu entnehmende Idee. Der Aussteller verpflichtet sich nicht deni Remittenten, sondern dem Publicum gegenüber: Acceptant und Indossanten treten seiner Verbindlichkeit als Bürgen bei. Das Indossament hat nur diese Verbürgung, nicht aber eine Uebertragung zum Zwecke. Die Begebungsfähigkeit wird vielmehr durch das Indossament beeinträchtigt und im Grunde ist nur der Wechsel su poNsur und der in bwnoo indossirte Wechsel der Natur der Sache entsprechend.
Diese Auffassung der Sache hat unstreitig viel Wahres, sie entbehrt indeß der nöthigen juristischen Schärfe und giebt statt einer Bezeichnung des Wesens der Sache eine Analogie, die in vielen Fällen paßt, in vielen aber nicht, und jedenfalls keine Ab​leitung weiterer, auf den Wechsel anzuwendender Folgen zulaßt. Wechsel können wohl als Papiergeld gebraucht werden, rechtlich sind sie aber, wie leicht zu zeigen ist, vom Papiergelde ver« schieden. Beim Gelde und namentlich auch beim Papiergelde ent» ficht zwischen den^etnzelnen einander folgenden Besitzern gar kein obligatorischer, an die Thatsache der Uebertragung geknüpfter Ne​xus. Für die einzelnen Übertragungen sind freilich oausas vor« Händen, aber das bloße Circuliren knüpft die Besitzer eines Stückes Papiergeld unter einander gar nicht zusammen. Jeder betrachtet das weggegebene Geld als verschwunden und kümmert sich nicht um seine Vor- oder Nachbesitzer. Beim Wechsel verhält sich die​ses anders; hier existirt nicht nur eine o»u8», weshalb der Wechsel ausgestellt wird, und eine oauza für jede einzelne Uebertragung, sondern außerdem noch das eigenthümliche wechselrcchtliche Vcr-hältniß, welches Aussteller, Indossanten und Inhaber verbindet und zwischen ihnen ganz besondere Rechtsfolgen begründet, an welche beim Papiergeld gar nicht zu denken ist. Erklärt man den Wechsel, in der Absicht dessen rechtliche Natur damit zu bestimmen, für ein Papiergeld, so giebt man damit nicht weniger auf, als gerade das eigenthümliche Wechselrecht und bringt höchstens den ganz unbestimmten Begriff des Cursirens und der Negociabilität an dessen Stelle. Wir haben hier also ein svecisisch anderes Ver-haltniß vor uns: das Papiergeld ist eine Sache, die aus verschie-

XXIIl     

denen Gründen von Hand zu Hand, aus einem Eigenthum in das andere wandert, im Wechsel ist dagegen nicht das Stück Papier, die körperliche Sache, sondern das Forderungsrecht das pi-inoipsle, und dieses Forderungsrecht geht nicht wie Papiergeld aus einem Eigenthum in das andere, sondern verzweigt sich nach ganz sve-cifisch wechselrechtlichen Regeln über mehrere Theilnehmer. Für diese Uebertragungen giebt es zwar oimsne, allein dieselben liegen außerhalb des Wechsels und berühren das Wechselrecht nicht. Eine solche causa kann zwar das Zahlen sein: es leuchtet indeß leicht ein, wie unvollständig und juristisch mangelhaft die Begriffsbe​stimmung des Wechsels sein würde, welche man mit der Erklä​rung, daß er ein Zahlungsmittel sei, gegeben zu. haben glauben könnte. Weil man mit Wechseln zahlt, brauchen Wechsel noch kein Geld zu sein und nicht die rechtliche Natur des Geldes zu haben: generalisirt man aber den Begriff des Wechsels und des Papiergel​des bis auf das beiden Gemeinsame, so sind beide Vermogens-stücke — das eine eine Sache, der andere ein dem Gebiete des Dbligationenrechts angchöriges Recht, und beide können nicht blos die Function des Zahlens verrichten, sondern man kann sie auch zum Schenken und Creditiren benutzen.
Eine Auffassung, welche auf diese Weise einen allgemeinen Gesichtspunkt an die Spitze stellt, und damit die Einmischung aller derjenigen Specialitäten, welche die Einert'sche Lehre in den Begriff des Wechsels noch hineinverpsianzt, zu beseitigen sucht, findet sich in den Motiven des braunschweigischen Entwurfs, und ist auf folget« Weise begründet:
„Eine einfache Ansicht des Wechselgeschäftes zeigt, daß man in ihm eine Form gewählt hat, in der ganz verschiedenartige Zwecke des Verkehrs erreicht werden können, die indeß in das Wechselgeschäft nicht mit hineingezogen werden, sondern nach der Absicht der Parteien völlig unter demselben verborgen bleiben. Ein solches Verhältniß erläutert sich nicht durch ein Analogisiren mit einzelnen bestimmten bereits bekannten Geschaftsformcn, son​dern durch eine Betrachtung der Formen der Rechtsgeschäfte überhaupt, und in dieser Hinsicht ist das römische Recht für die
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Gewinnung der richtigen allgemeinen Gesichtspunkte fruchtbarer, als es nach dm bis jetzt daraus entnommenen Resultaten zu sein scheint.
„Es läßt sich ein zwiefacher Charakter der Rechtsgeschäfte unterscheiden, nach welchem dieselben entweder fornmle oder ma-teriale sind, und in das Gebiet des »ti-iolum ^us oder des «sczuum ^us gehören. Man hat bei diesem Unterschiede nicht etwa blos an gewisse antiquirte Geschäfte des römischen Rechts zu denken, und denselben sonach für völlig unbrauchbar zu halten: er beruht vielmehr in der Natur der Verhältnisse selbst, und seine Anwen​dung auf die hier vorliegende Frage ist daher von dem Her​beiziehen der Analogie einzelner römischer Rechtsverhältnisse sehr verschieden. Wo die Form entscheidet, sehen wir die Rechtsfolge an eine bestimmte, gerade in der äußern Form charakterisirte Hand​lung geknüpft, ohne daß irgend Etwas darauf ankommt, ob auch nach Erfahrung, Rechtsgefühl oder Naturrecht eine solche Folge nothwendig damit zusammenhänge, oder selbst ob die Parteien diese Folge wirklich beabsichtigt haben. Absicht und Consens der Parteien sind hier nicht der letzte Grund -der Rechtsfolge, sondern können nur das Motiv zur Vornahme der Form sein, in deren bloßer Existenz jener letzte Grund der Rechtsfolge enthalten ist. So entsteht bei der Stipulation der klagbare Anspruch, weil die bestimmten Worte vorhanden sind, nicht aber weil sich aus diesen der Consens der Parteien (für dessen Dasein jene vielleicht nur ein recht genaues und untrügliches Zeichen abgeben könnten) er​sehen ließe, und der Conscns ist nicht die nuitoriu ex ^uu der Stipulation. Eben so entsteht aus dem Vorhandensein des Wech​sels schlechthin eine bestimmte Folge, ohne daß man für deren Begründung noch ein Weiteres, etwa den Consens der Parteien, einen auf Geldtausch gerichteten Innominatcontract, die Cession eines Anspruchs an den Trassaten u. s. w. als den eigentlichen Grund dieser Folge aufzusuchen, und damit auf eine höchst un​passende Weise den Wechsel als ein Beweismittel oder ein Zeichen oder Ausfuhrungsmittel für dieses Weitere zu betrachten hätte. Kommt es in Mallen dieser Art zur gerichtlichen Cognition, so
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beschränkt sich diese auf die Prüfung der Existenz der bestimmten an sich folgenreichen Thatsache, und wenn diese feststeht, so erfolgt die Verurtheilung ohne Rücksicht auf Zweck und Absicht und auf den übrigen Inhalt der ganzen Operation, in welcher jene einzelne Thatsache nur als einzelner Theil erscheint.
„Von ganz anderer Natur ist die zweite, bei weitem zahl» reichere Gattung von Rechtsgeschäften. Hier ist die Rechtsfolge nicht ein für allemal an eine in der Form bestimmte Thatsache geknüpft, sondern erscheint als ein aus der innern Natur der vor​gegangenen Handlungen durch Reflexion zu gewinnendes Resultat. Erst im Zusammenhange mit andern Vorgängen, mit einer be​stimmten Absicht der Parteien, gewinnen hier die äußeren Hand« lungcn eine rechtliche Bedeutung, und das Aeußere dient der Re» flexion nur als Zeichen für ein, nicht nach positiver Sanction, sondern nach allgemeinen theoretischen Regeln, daraus zu findendes Inneres, welches letztere der eigentliche Grund der Rechtsfolge ist. Wahrend also dort die Handlung oder Thatsache eine ein- für allemal bestimmte Form haben muß, kommt hier im einzelnen Falle auf die Form und Gestaltung des Aeußeren nichts an, in​sofern sich nur das Innere daraus abnehmen läßt, und während dort der bestimmte Act gleichsam selbst als verkörpertes Recht er​scheint, ist hier das Recht erst aus einem Complex mehrfacher Verhältnisse zu abstrahiren.
„Eine aufmerksamere Betrachtung zeigt dann leicht, daß Ge» schäfte der ersten Gattung nicht rein um ihrer selbst willen vor​genommen werden und daß die Parteien damit jedesmal etwas über die einfache Vornahme Hinausgehendes erreichen wollen. So entsteht, wenn man die weiteren Folgen ins Auge faßt, auch hier jedesmal ein noch weiter greifendes, als Ganzes zu betrachtendes und rechtlich charakterisirtes Verhältnis in welchem jenes einzelne Geschäft als besonderer Bestandtheil vorkommt. Dabei ist indeß zu beachten, daß dasselbe seine rechtliche Wirkung auch ohne diesen weitern Zusammenhang haben würde und daß es jedesmal dieselbe Folge äußert, ungeachtet dieser Zusammenhang in den einzelnen Fällen ein ganz verschiedenartiger ist.   Nach der Absicht der Par-
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teien ist dann in diesem Zusammenhange nicht der Formalact selbst, sondern seine ein- für allemal bestimmte Folge das wesentliche Stück. Hier ist der Punkt, wo das materielle Recht in das blos formelle übergreift: man wird in einem solchen Falle nicht prüfen dürfen, ob auch nach dem materiellen Bestände der Verhältnisse, mit welchen das Formalgeschäft gleichsam in einen Complex zu​sammengefaßt ist, eine Rechtsfolge daraus entstehen könne, indem diese Folge ganz unabhängig von den Resultaten einer solchen Beurtheilung durch positive Sanction entsteht: wohl aber wird man die einmal erreichte Folge dieser Beurtheilung unterwerfen, und, wenn ihr der rechtliche Charakter fehlt, den sie aus ander​weiten Verhältnissen zu gewinnen hat, wieder zu beseitigen su​chen. Auf welche Weise dieses geschieht, ob z. B. durch Ge« stattung einer Widerklage, ob durch eine exoeptio 6oli, welche es dem Richter möglich macht, den materiellen Bestand der Verhältnisse mit zur Erörterung zu ziehen (exooplio 6o!i op. posila bouss liäei juäioium l»oil), ist hier nicht weiter von Er​heblichkeit.
„Diese Sätze reichen hin, um die rechtliche Bedeutung eines jeden blos formalen Geschäfts und seinen Zusammenhang mit anderweiten Zwecken des Verkehres ins Licht zu stellen. Bei manchen Formalgeschäften ist dieser Zusammenhang einfach zu bestimmen, wenn sie, wie z. B. die Mancipation oder die Sri« pulation im römischen Rechte, eine immer gleiche und einfache Folge herbeiführen. Beim Wechselgeschäfte ist das Verhältniß des​halb nicht ganz so einfach, weil sich die Folge mannigfacher gestaltet und also mehr Berührungspunkte mit anderen Zwecken und Beziehungen haben muß, als ein einfaches noinen auf 6»ri oportsl-« oder eine schlechthin bewirkte Eigenchumsüber-tragung.
„Die Ausgebung einer Tratte bewirkt nämlich nicht die Ent ftehung eines einfachen, sondern eines ganz eigenthümlich mooi-ficirtm nouibn. Der Ausgeber ist verbunden, eine bestimmte Summe an einem bestimmten Orte und zu einer bestimmten Zeit zu zahlen; diese Zahlung ist aber nichteine einfache von ihm selbst
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zu bewerkstelligende, sondern er soll sie durch einen Dritten be« schaffen lassen und nicht nur dafür haften, daß dieser Dritte wirk​lich zur Verfallzeit zahlt, sondern auch dafür, daß derselbe sich schon vor der Verfallzeit mittelst des Accepts zur Zahlung ver-pstichtet. Gegen den Dritten entsteht dann durch das Accept eben​falls eine verfolgbare Forderung. Diese eigenthümliche Folge der Ausgebung der Tratte erhält im Verkehr dadurch eine besondere Wichtigkeit, daß sie nicht blos auf den Wechselnehmer und Ge« ber beschränkt bleiben soll, daß vielmehr der erstere den Wechsel weiter begeben kann, und durch jede Begebung sich die Folgen des Wechsels auf eine nZue Person fortpflanzen, so daß die Haftungspsiicht für die Annahme und Ei^osung und so» mit die Sicherheit des Inhabers immer erweitert und vermehrt wird.
„Sollen nun, um das rechtliche Verhältniß noch schärfer zu bezeichnen, die Gründe angegeben werden, aus denen man Wechsel ausstellt, so läßt sich in dieser Beziehung nur Folgendes sagen. Die Ausgebung eines Wechsels ist an sich nichts als die Ueber-tragung eines, freilich eigenthümlich bestimmten, Vermögensrechts auf den Wechselnehmer und von diesem weiter «. Fragt man nach einem Grunde für diese Uebertragung, so ist es offenbar eben so ungereimt, hier ausschließlich an einen Kauf des Wechsels, an einen oonli-gt 60 okgnßs im Sinne der französischen Juristen, oder dergleichen specielle Gründe zu denken, als wenn man an​nehmen wollte, für die Tradition einer Sache könne es keine andere just« osluss geben, als Kauf oder Tausch. Es können vielmehr nur die Gründe, aus welchen Nermögensübertragungen überhaupt vorgenommen werden, in Betracht gezogen werden, und diese lassen sich nur ganz allgemein durch die Trichotomic von äongl-e, 5o1vsl-6 und orväoi-6 bezeichnen. Unter Eines von diesen Dreien muß sich der Grund der Wechselausgebung oder weiteren Begebung subsumiren lassen: man zahlt mit dem Wech​sel, oder man creditirt in Bezug auf eine zu erwartende Gegen​leistung; und daß die Möglichkeit des Schenkens, wenn sie gleich selten genug  benutzt werden mag,   nicht ausgeschlossen  bleibt,
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leuchtet von selbst ein. Wenn man auf diese Weise die Aus​gebung eines Wechsels ohne alle Einmischung speciellerer recht​licher Gesichtspunkte als die Uebertragung eines Vermogensstücks auffaßt, so steht sie in dieser Allgemeinheit in der That dem Aus​geben des Geldes gleich. Sie unterscheidet sich davon aber, wie oben näher erläutert wurde, dadurch, daß durch das Cursiren des Geldes, namentlich des Papiergeldes, an sich kein Rechts-verhältniß zwischen den einzelnen successiven Besitzern begründet wird, sondern zwischen diesen keine andere rechtliche Verbindung, als in den materiellen Gründen zu den einzelnen Zahlungen liegt, wahrgenommen werden kann, während beim Wechsel.alle Perso​nen, durch denn Hände er cursirt, durch ein von allen jenen Gründen unabhängig existirendes Wechselgeschäft verbunden und dessen eigenthümlichen Folgen unterworfen sind. Jene Gründe und dieses Geschäft stehen ganz unabhängig neben einander: die Einwirkung des einen auf das andere ist dann aber eben der Punkt, wo die bisherigen Theorien scheitern und sich in Wider» spräche und Conftlsionen verlieren, weil sie beides vermischen. Dieser Vermischung hilft freilich die Einert'sche Lehre ab: sie erkennt aber das eigentliche formale Wechselgeschäft, den letzteren jener beiden Grundsätze gar nicht an, oder bietet vielmehr an sei​ner Stelle die unbestimmte Vorstellung vom Cursiren und von der Negociabilität. Man findet daher auch in dem Einert'schen Werke über die auf dem bezeichneten Berührungspunkte entste​henden Streitfragen keine Aufklärung. Namentlich verliert sich dasselbe da, wo jene Vorstellung nicht paßt, beim eigenen Wechsel, ganz wieder in die Ansichten der sonst so glücklich bekämpften s. g. Mm Schule.
„Nuf den etgmen Wechsel, der mit der Tratte genetisch das-selbe Geschäft ist, muß das hier Gesagte ebenfalls bezogen wer​den. Die Unterscheidung von der Tratte liegt bloß darin, daß durch den eigenen Wechsel zunächst nur eine Verbindlichkeit des Ausstellers, selbst einzulösen und nicht durch einen Andern ein» lösen zu lassen, begründet ist. Durch den domiciliirten eigenen Wechsel  oder  das s. g.  killet i, äomioile  bildet sich  dann  der
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Uebergang zu der Tratte, als dem eigentlich negociabeln Wechsel, obgleich nicht angenommen werden darf, daß ein solcher Ueber​gang von der einfacheren zur ausgebildeteren Form wirklich histo» risch vor sich gegangen sei. rrsmsr^ (a. a. O. S. 98) bemerkt recht bezeichnend über jenes billet 5 äomioilo: (7s8t qu'sn esset 1a killet 5 ^oinioile S8t une oxpression «U88i notts st 3U88i sxgolo 6u eontrgt 6e oksn^s, que Ig letlrs 66 odgnße eile m^mo: il sn ntte8to m6mo disn mieux Ig 8lnoerit6, ear on n'^ trouvs point I« 8ißnature 6'un «cespleui-, lzui lint cl« I» Istll-o clt» eligNM un mo^en pour ls tii'eul', <l'u8«l' 6s »an ere6it."
Der PrettMhe Entwurf legt eine gleiche Ansicht von der Sache zum Grunde, und spricht es als «imn.heutzutage „keiner Rechtfertigung mehr bedürfenden Satz aus, daß der Wechsel, sowie die darauf bezüglichen wechselmaßigcn Erklärungen, nämlich In» dossament, Accept und Aval, als einseitige Formalacte aufgefaßt werden muffen, welche, von Wechselfahigen in vorgeschriebener Form ausgestellt, ohne Rücksicht auf Zweck und Veranlassung, zur Bezahlung der Wcchselsumme verpflichten, unbeschadet der persönlichen Beziehungen, der etwaigen Einreden und Gegen​ansprüche, welche aus dem der Ausstellung der Wechselerklärung zum Grunde liegenden Rechtsverhältnisse zwischen den einzelnen Betheiligten hervorgehen können." Im Wesentlichen dieselbe An​sicht liegt dem Meklenburgischen Entwürfe zum Grunde, welcher den Wechsel als ein Summenversprechen bezeichnet. Hiernach haben sich in der neueren Zeit, einzelner Widersprüche ungeachtet, die Ansichten über das Wesen des Wechsels in den Hauptpuntten geeinigt.
Wenn man nämlich den Wechsel nach der Einert'schen Ansicht als Papiergeld, nach der Ansicht des Braunschweigischen Ent​wurfs als Formalact, oder nach der Ansicht des Meklenburgischen Entwurfs als ein Summenvcrsprechen auffaßt, so mag sich zwar über das mehr oder minder vollständige Zutreffen dieser Auffas​sungsweisen streiten lassen; soviel ist indeß gewiß, daß damit das eigentlich Charakteristische des Formalgeschaftes, welches wir in der völligen^Unabhängigkeit desselben von materiellen Rechtsver-
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Haltnissen zu finden haben, festgestellt ist. Dieser Punkt, der wich​tigste für die Behandlung des Wechselrechts, ist in den Motiven des den Berathungen der Leipziger Conferenz zum Grunde geleg​ten Preußischen Entwurfs ausdrücklich als entscheidend anerkannt, und die Folgen hiervon liegen in dem neuen Gesetze unverkennbar zu Tage. Wenn wir aber von einer völligen Unabhängigkeit des Formalgeschäftes von materiellen Unterlagen und Beziehungen ge​sprochen haben, so ist dieses näher zu erläutern. Bei dem For​malgeschafte entsteht die Rechtsfolge schlechthin aus der Form. Diese kann an sich so beschaffen sein, daß — wofern man aus inneren theoretischen Gründen urtheilte — gar nichts, oder nicht die einmal nach positiver Anordnung daraus entstehende Rechts​folge daraus abgenommen werden könnte. So die Stipulation. Hier ist es blos die formelle Congruenz des äari 5pon6eo mit dem äsri oporlst im Iudicium, was entscheidet. Selbst bei einem einfachen, isolirten und beziehungslosen Versprechen in unfeierlicher Form würde — wenn ein solches schlechthin gültig wäre — nicht das Materielle, der Consens entscheiden. Denn aus materiellen, theoretischen Gründen läßt sich eine solche Wirkung des bloßen Consenses nicht abnehmen: dieselbe folgt erst durch die Beziehung auf eine okmsg. Beim Wechsel tritt dieses noch deutlicher hervor. Die Form deutet auf einen Zahlungsauftrag des ^ an L zu Gunsten des 6: es entsteht aber eine Rechtsfolge, welche über das nach inneren Gründen aus dieser Form zu Folgernde weit hinausgreift: es entsteht ein eigenthümlich qualisicirtes, in das Vermögen des (I übertragenes nomsn, welches von diesem in gleicher Weise weiter fortgepflanzt werden kann, bei welchem die Rollen eigenchümlich wechseln, indem der Gläubiger durch das Indossier« Schuldner, und der durch sein Indossament zum Schuld​ner Gewordene demnächst durch die Einlösung wieder Gläubiger wird, und dessen Gegenstand in gleich mannichfaltiger Weise darin besteht, daß — falls der Inhaber solches fordert — ein Accept gegeben, daß demnächst eingelöset, und eventuell in beiden Fällen den Regreßansprüchen gmügt werde.
Um diese Ratur der Formalgeschafte noch deutlicher zu machen.
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kann man auf eine in dem Gange der Rechtsbildung wahrzuneh​mende Thatsache hinweisen. Ist das Recht noch mangelhaft aus» gebildet, so wird man zunächst auf inneren Gehalt und theoretische Begründung aus der gequits», der Angemessenheit und dem Geist der Institute sich nicht einlassen: die Rechtsfolge entsteht aus der Form. Liegt die formelle Verpflichtung vor, so muß der Schuld​ner zahlen, und der Gläubiger behält das Gezahlte, ohne daß man danach fragt, ob diese Vermögenszuwendung an den letzteren auch einen materiell haltbaren Grund, ob sie das habe, was im römischen Rechte oaus», im englischen oon8jliel-?»Uon heißt. Nun werden ab« B»nnbg«szmvendungen nicht schlechthin und ohne weitere Absicht vorgenommen: sie knüpft« sich vielmehr im wirk​lichen Leben an eine Reihe anderweiter Verhältnisse an, und aus ihrem Zwecke, aus der dabei vorhandenen Absicht und dem Sinne der damit erreichten Erfolge ergiebt sich nunmehr ein weiterer Zusammenhang, den man nicht übersehen wird, sobald sich das materielle Recht theoretisch weiter ausbildet. Man wird, wenn diese Ausbildung vor sich geht, zwar die Rechtsfolge aus dem Formalgeschäfte entstehen lassen, sie aber nach den Regeln des materiellen Rechts in jenem Zusammenhange prüfen, und wenn sie danach der rechtlichen Relevanz entbehrt, zu annulliren suchen. So ist also das Formalgeschaft an sich unabhängig von dem materiellen Rechte, und man hat nicht nach diesem zu entscheiden, ob aus jenem die Rechtsfolge entstehe; wohl aber fällt nun die entstandene Rechtsfolge in dem weiteren Zusammenhange, in wel​chem sie «scheint, der Beurtheilung des materuNen Rechtes an​Heim. Fehlt bei einem materiellen Rechtsgeschäfte, bei einem Kaufe u. s. w. die rechtliche Relevanz, so gilt das Ganze nicht: fehlt bei der Folge eines Formalgeschäftes die o»u83, die recht​liche Relevanz, so giebt das^römische Recht Einreden des 6olu« und CMtültizmen. Man darf nicht glauben, daß der hiermit ge​wonnene Gesichtspunkt blos für gewisse antiquirte Geschäfte des römischen Rechts passe: er paßt vielmehr allgemein für alle, zu jeder Zeit und in jedem Rechtssysteme vorkommenden Fälle ein​facher Vermögensübertragungen — mögen sie im Hingeben einer
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Sache oder im Constituiren eines uomsn liegen -^-, für welche wir immer nach der oausa der einfach und schlechthin erreichten Rechtsfolge fragen. So ist das Hingeben einer Sache, das Lei​den, daß ein Anderer sie hinnimmt, völlig ausreichend thatsäch« lich eine Folge zu begründen: der Andere hat die Sache. Fehlt aber die oaus», die ein äonsre, solvero oder orsäers sein kann, so wird die Folge annullirt, und dem Empfänger kann die Sache — unter mannigfachen Modifikationen, jenachdem jede oausa fehlte, oder sich Mängel an der causa finden — wieder abgefor​dert werden.
Wenden wir das Gesagte auf den Wechsel an, so ist es ge​wiß, daß, seit Wechsel in Gebrauch sind, ihre Rechtsfolge, die Uebertragung des oben näher bezeichneten eigenthümlichen wech​selrechtlichen nomen in das Vermögen des Inhabers feststeht. Sache der Jurisprudenz und der fortschreitenden Rechtsbildung war es nun: zu, bestimm«», wie sich jene Uebertragung mit den weiteren Verhältnissen verzweigt, welches ihre Gründe, und wel​ches die Folgen von Mängeln an diesen Gründen sind, kurz die Verknüpfung der formell festgestellten Rechtsfolge mit den mate​riellen Verhältnissen nachzuweisen. Hier müssen wir indeß geste​hen, daß es die Theorie noch nicht weiter gebracht hat, als ent​weder in der Bezeichnung des Wechsels als Summenversprechens cin neues zum Nachdenken anregendes Wort zu geben, als mit der Bezeichnung desselben als eines Papiergeldes und Zahlmittels eine Analogie aufgestellt zu haben, die freilich manche Irrthümer beseitigt, aber nicht erschöpfend und so weitläufig und so sehr noch von der äußeren Erscheinung abstrahirt ist, daß sich gar keine oder falsche Gesichtspunkte für die Zerlegung der einzelnen Verzweigungen daraus ergeben, oder als endlich nur ganz allge​mein den Verknüpfungspunkt des formellen und materiellen Rechts angedeutet zu haben.
Die Gründe, weshalb die Theorie hier bisher in Verwir​rungen siel, scheinen uns folgende zu sein.
») Das formell begründete wechselrechtliche uomen ist kein einfaches, sondern nach der oben gegebenen Beschreibung ein sehr
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complicirtes: ^ verspricht nicht schlechtweg dem L zu zahlen, son« dem er steht dafür ein, daß 6 einlösen werde, und diese Garantie verzweigt sich, indem sie durch die Indossationen sich gleichsam nach vorwärts fortpflanzt, im Regresse aber ihren Lauf wieder rückwärts nimmt.
b) Auch die materiellen Zusammenhänge verzweigen sich. Einmal hat der Aussteller mit dem Bezogenen die Deckungsver« Hältnisse zu reguliren. Dann kommt es auf eine ganze Reihe von oausis für die einzelnen Begebungen des Wechsels an: vom Trassanten zum Remittenten u. s. w.
o) Beides, jene formellen und diese materiellen Momente hat man zusammengemischt, und auch in der Form etwas Materielles, in der Tratte ein Mandat, eine Ueberweisung der Deckung, in den Indossamenten aber eigenthümliche Sessionen erblickt.
Einen besondern Einfluß auf diese Verhältnisse glauben wir endlich auch den Gesetzen über das Wechselverfahren beilegen zu müssen. In England und Frankreich hat man keinen eigenthüm-lichen, durch Liquidität bedingten N5echselvroceA Es liegt daher hier nahe, daß man das Formelle, was eben die Liquidität be​schafft, mit dem Materiellen mehr zusammenmischt. Hier gedie​hen also die Sätze, daß dem Inhaber die Deckung überwiesen sei, daß ein Präjudiz keine völlig veremtorische Folge habe und daß man eben auf das Vorhandensein der Deckung und das Ent​stehen eines Schadens sehen müsse, zu einer Geltung, welche sie in der deutschen Jurisprudenz nie erlangt haben. In Deutsch​land beruhte der Wechselproceß dagegen auf Liquidität, Schnel​ligkeit und Vollstreckung durch Arrest. Hieraus ergab sich zu​nächst die Verwirrung, daß man diese Stücke als Momente des Wechselrechts selbst auffaßte und die Durchführung eines wech​selmäßigen Anspruchs im Drdinarprocesse nicht für möglich hielt, oder umgekehrt nach erloschener Wechselkraft blos die pro-cessualischen Formen als erloschen ansah, und den materiellen Wechselanspruch völlig unverändert in einer minder privilegirten processualischen Form zuließ. Ferner folgte, daß die Liquidität nur durch Urkunden und nur durch das Vorhandensein der Wech-
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selsolenmen herzustellen war. Alle materiellen Beziehungen, welche gegen einen formell gültigen Wechselanspruch in Betracht kom​men, oder hervortreten, sobald der Wechselanspruch durch Präju​diz oder Verjährung erloschen ist, schieden daher freilich vom Wechselproteste aus: während sie aber im englischen und franzö​sischen Rechte geradezu in das Wechselverfahren und das Wech​selrecht selbst eingemischt wurden, entstanden hier im deutschen Wechselrechte Zweifel anderer Art. Man stritt in der Neconven-tion oder von vorn herein im Executivproceß oder im oi-äingi-iuin über die materiellen Momente, die man fälschlich aus der Wech​selform abstrahirte, man setzte auf das Valutabekenntniß ein Ge​wicht, was es nicht hatte, und legte theils dem, was die Form des Wechsels sagte, materielle Geltung bei, theils ging man auf die dem Wechsclgeschäfte zum Grunde liegenden, von dem aus der Form der Tratte oder des Indossamentes abstrahirten mate​riellen Rechtsstoffe durchaus verschiedenen Geschäfte ein. So war denn der Einfluß des eigenthümlichen Wechselverfahrens in Deutsch« land nicht minder verwirrend als in England und Frankreich das Fehlen eines solchen Verfahrens; nur daß dort die Verwirrungen leichter aufzuklären sein werden, als hier.
Es leuchtet aber endlich ein, daß der durch die Theorie ge« wonnene klarere Standpunkt auf die legislative Behandlung des Wechselrechts eine wichtige Folge haben muß. Das Wechselrecht gewinnt damit eine veränderte Structur: und diese veränderte Structur, die schon in einzelnen neueren Entwürfen und ganz entschieden in der von der Leipziger Conferenz verfaßten Wechsel​ordnung hervortritt, wird hier noch kurz anzudeuten sein.
Zunächst ist aus dem Gesetze der Wechselproceß hinweggelas​sen. Es lag in den Verhältnissen, daß zunächst nur für ein ge° mcinschaftliches Wechselrecht zu sorgen war und daß alles Pro-cessualische ausgeschieden werden mußte. Diese Ausscheidung ist indcß theils keine unbedingte, theils liegt in ihr ein für die Stel​lung des neuen Gesetzes zu den früheren sehr bezeichnendes Mo​ment. Einzelne Bestimmungen, die dem Processe angehören, sind mit  dem  materiellen  Wechselrechte in  nahem  Zusammenhange:
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z. B. die Vollstreckung gegen die Person, die Zulässigkeit oder Un​zulässigkeit mancher Einreden. Bestimmungen hierüber finden sich in dem Gesetze. Dagegen ist keine Bestimmung in demselben enthalten, welche auf die ältere Ansicht bezogen werden könnte, daß das Wesen des Wechselrechts eben in der schnellen Procedur im Proceffe und der Vollstreckung durch Personalhaft liege., Ael-tere Gesetze haben solche Personen, welche man der Personalhaft nicht unterwerfen wollte, für nicht wcchselfähig erklärt. Nach dem vorliegenden Gesetze sind solche Personen blos von der Personal​haft ausgmommen, ohne daß das materielle Wechselrecht Hinsicht lich ihrer in seiner Anwendung beschränkt wäre.
Ebenso scheidet das Gesetz Alles- aus, was sich auf die Deckungsverhaltniffe bezieht. Dergleichen gehört nicht in das Wechselrecht und ist — so wichtig es sonst sein mag — für die​ses ohne alle Bedeutung. Der Wechselaussteller hat für einen Erfolg einzustehen, und für diese Pflicht kommt cs überall nicht darauf an, ob und welche Maßregeln er zur Erreichung jenes Erfolges trifft.
Auch das paewin 6s oginliignäo, die Verhältnisse beim Ein​kauf und Verkauf der Wechsel bleiben aus dem Gesetze fort. Von einem „Nehmer des Wechsels" im Gegensätze gegen einen „Geber des Geldes" ist überall nicht die Rede. Du-mannigfachen Geschäfte, zufolge welcher Wechsel ausgestellt und übertragen werden, fallen nicht in das Gebiet des Wcch-selrechts.
Wird hiernach das Gebiet  des Wechselrechts  schärfer  und reiner begrenzt, so erleidet nun auch dieses Recht selbst eine we sentliche Umgestaltung, wenn es anders eine Umgestaltung heißen kann, daß das, was sich im Leben und Verkehr Bahn gebrochen hat und hin und wieder noch mit gesetzlichen Hindernissen kämpft, zum formellen Rechte erhoben wird.   Auch ist der Uebergang um so weniger ein plötzlicher und schroffer zu nennen, als  die Rich tung, durch deren weitere Verfolgung sich das neue Gesetz den alteren gegenüberstellt, bereits in sehr achtungswürdigcn Lcgisla-tionen der neueren Zeit, namentlich im Allgemeinen Preußischen
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Landrechte, in der Weimarischen Wechselordnung, in der Bremer Wechselordnung von 1843 und in der Frankfurter Gesetzgebung von 1844, eingeschlagen worden ist. Das Einzelne wird aus einer Vergleichung des neuen Gesetzes mit den früheren Legisla-tionen entnommen werden müssen: hier können wir keine Ein​zelnheiten, sondern nur allgemeine Gesichtspunkte geben. Versu​chen wir das, so können wir als die auffallendste Veränderung zunächst folgende andeuten:
In den alteren Wechselgesetzen wird regelmäßig das Wech​selgeschäft als ein zusammengesetzter Contract aufgefaßt, in wel​chem theils ein Mandat des Ausstellers an den Bezogenen, theils aber auch ein fortwirkendes obligatorisches Verha'ttniß zwischen dem Trassanten und dem Remittenten enthalten ist, und in wel​chem der Inhaber regelmäßig seinen Vorderleuten, wie in einem zweiseitigen Vertragsnexus, zur Diligenz und zur Wahrnehmung ihres Interesse verpflichtet ist. Was er thun muß ist Erfüllung einer Verpflichtung gegen die Vorderleute, und Unterlassungen priviren ihn seines Rechts und machen ihn entschädigungspstich-tig. Als eine Folge dieser Grundansicht wollen wir nur die man​nigfachen Vorschriften über Versendung zur Annahme und Prä​sentation zur Annahme bezeichnen. Der Rcmittmt soll den em​pfangenen Wechsel sofort zur Annahme versenden, der Präsmtant, der in dieser Hinsicht immer als Mandatar angesehen wird ', soll denselben sogleich zur Annahme vorlegen und eventuell protestircn lassen, und der Rcmittent soll, sobald er die Nachricht von dem Schicksale des Wechsels erhält, sogleich den Trassanten benachrich​tigen °. Aeltere Gesetze setzen dabei oft einen so einfachen Ver​lauf des Geschäftes voraus, wie er gar nicht mehr als Regel vor« kommt: .^ kauft von v einen Wechsel und sendet ihn an den 6, an, Wohnorte des Bezogenen, um ihn acceptiren und einlösen zu
» Meno Pohls Handelsrecht, Bd. Ä, S. 186, 218.
2 z. B. Braunschweiger W-v. von 1715, Art. 11, Ii, 31, 33, 36, 38. Bremer W.-L. von 1712, Art. 5, 9, 12. Vgl. Souchay's Anmerkungen zu Art. XXVIl der Frankfurter W.-2.
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lassen. Der weitere Verlauf des Wechsels bleibt dabei ganz außer Acht. Es macht sich hier der bemerkenswerthe Umstand geltend, daß viele ältere Wechselgesetze blos für eine bestimmte Stadt be​rechnet waren, und darauf, daß der Wechsel von seiner Ausstel​lung bis zum Verfalltage Länder und Welttheile durchlaufen kann, gar keine Rücksicht nahmen. Man findet eine Bestimmung über die in der Stadt, auf welche das Gesetz berechnet war, ausgestell​ten Wechsel und deren Versendung, und dann eine Bestimmung über die daselbst von auswärts einlaufenden Wechsel und deren Präsentation. Dergleichen paßt nur auf den eben bezeichneten ganz einfachen Verlauf des Geschäftes: circulirt der Wechsel durch viele Hände, so sind diese Vorschriften kaum anzuwenden, denn eine Pflicht zur sofortigen Versendung, zur sofortigen Präsenta​tion, läßt sich bei einer ganzen Reihe von Inhabern nicht jedem auflegen — man wüßte dann nicht, wem eigentlich eine Ver-säumniß zur Last gelegt werden sollte —, sondern immer nur dem hiesigen Ncmittenten und hiesigen Präsentanten. Viel​faches Indossiren paßt also zu jenen Vorschriften nicht, und wohl auch aus diesem Grunde haben altere Wechselgesetze das vielfache Indossiren geradezu verboten. Die Braunschweiger W.-O. von 1715 gestattet das Indossircn nur aus besonderer Connivenz: weil es bisher erlaubt gewesen, „so sollen zwar dergleichen gi' rirte oder indossirte Wechselbriefe zur Beförderung der Ncgotien noch ferner passirt werden, jedoch mit der ausdrücklichen Condition, daß solches Indossiren um alle Weitläufigkeit, Confusion und Unkosten zu evitiren, so zwischen den vielen inwi-meclii» zu besorgen, nicht über drei oder höchstens viermal geschehe".
Das ist nun heutzutage Alles anders geworden. Der Wech sel circulirt durch viele Länder, und läuft nicht direct vom Zieh-nach dem Zahlorte hin und her. Das neue Gesetz berechnet seine Vorschriften daher auf den ausgedehntesten Gebrauch der Indossa​mente, es trifft sie nicht für einen einzelnen Ort, sondern paßt sie einem weiten Gebiete an, und behandelt — was eben deshalb bemerkenswert!) ist,   weil wir sehen,  wie hier das
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theoretische Resultat ganz genau mit dem wahren Bedürfnisse des Verkehrs zusammenfällt — den Inhaber nicht als einen zur Diligenz verbundenen Mandatar seiner Vorleute, sondern als selbstberechtigten Gläubiger, als freien Disponenten über ein nego-ciables nomsn.
Diese letzte Rücksicht verdient einige weitere Beachtung. Ist das Wechselgeschäft kein zweiseitiges Vertragsverhältniß aus dem die Parteien sich ouipam und äiliZsntigm prästiren, ist es viel​mehr ein Formalgeschäft, durch welches ein circulationsfähiges Nomen geschassen wird, so ergibt sich eine freiere und begünstig​te« Stellung des Inhabers ganz von selbst. Er hat nur seine eigenen Interessen, nicht aber die seiner Vorleute wahrzunehmen, und Alles, was er bei dem Wechsel zu besorgen und zu thun hat, gewinnt nun einen ganz anderen Charakter; es ist keine von ihm im Interesse seiner Vorderleute zu erfüllende Verpflichtung, sondern nur Bedingung und Voraussetzung seines eigenen Rech​tes. Will man von Verpflichtungen des Inhabers sprechen, so darf man darunter — und eine Ausnahme statuirt das Gesetz nur bei der Notifikation — regelmäßig nur hypothetische Ver» pstichtungen verstehen. Hieran knüpft sich aber die Hauptaufgabe des ganzen Wechselgesetzes. Es kommt darauf an, das Maaß der dem Inhaber einzuräumenden Begünstigung — die immer mit Gefährde und Unbequemlichkeit der Wechselgaranten verbun​den ist — zu bestimmen, und dabei seine Verpflichtungen in dem eben angedeuteten Sinne so abzumessen, daß Sicherheit und Solidität des Verkehrs und das Interesse der Wechselgarantcn nicht geopfert wird. Im Interesse des Inhabers werden daher in dem Gesetze alle Formalien und Solennitäten auf ihr noth-wendigstes Maaß beschränkt; im Interesse der Wechselverpfiichte-ten wird eben dieses Maaß festgestellt und der Inhaber durch Formen und Solennien eingeschränkt. Es sind hier zwei ver​schiedene Rücksichten zu vermitteln. Wäre der Wechsel blos Papiergeld, blos Circulations - und Zahlmittel, so müßte man allerdings die Rücksicht auf den Inhaber ebenso voranstellen, wie das ältere Recht das Interesse des Wechselgaranten voranstellte;
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man müßte, wie der Einert'sche Entwurf von 1841 vorschlägt, dem Wechsel alle solenne Form nehmen, so daß ein Zettel mit den Worten: Gegen diesen Wechsel zahlt N. N. 100 Thlr., und vom Aussteller unterschrieben, ein gültiger Wechsel wäre. Man müßte ferner Wechsel gu poi-teur zulassen, damit die Inhaber nicht die Mühe und Verantwortung der Indossamente zu über​nehmen hätten, sondern der Wechsel ganz wie Geld circuliren könnte. Nun ist aber der Wechsel in der That kein Papiergeld (siehe die Erläuterungen zu §. 36), sondern das obligatorische Element waltet noch darin vor; es ist also immer neben dem Interesse des Inhabers auch das der Wechselverbundenen im Auge zu behalten.
Kommt es in dieser Beziehung nun darauf an dem prakti​schen Bedürfniß zu genügen, so scheint auch dieses eine Vermitte-lung zu erfordern. Im Waarenhandel ist der Wechsel ein Zahl​mittel, ein Repräsentant des Geldes, und es kommt auf seine Beweglichkeit, auf die Leichtigkeit und Bequemlichkeit seines Ge​brauchs, also auf die Begünstigung des Inhabers, vorzugsweise an. Für den Banquier ist der Wechsel mehr eine Waare mit der er verkehrt, und hier scheint es in der Hauptsache auf Sicher​heit und Solidität, also auf eine größere Einschränkung des In​habers im Interesse der Wechselverbundenen anzukommen. Nun ist aber das Gesetz nicht im besondern Interesse eines einzelnen Zweiges des Verkehrs abgefaßt, sondern hat alle Interessen berück​sichtigen müssen; es hat daher die Aufgabe zu verfolgen gehabt, beides, die freie Beweglichkeit und die Sicherheit und Solidität mit einander zu vereinigen, und dieser Aufgabe die consequente Verfolgung eines einzigen Gesichtspunktes aufzuopfern. Das Gesetz reducirt daher die Formalien auf ihr nothwendiges Maaß, es führt durch seine Vorschriften über Indossamente die freieste Beweglichkeit des Wechsels herbei, es erläßt die Versen​dung zum Accepte allgemein und selbst bei Domicilwechseln, es gestattet im Interesse des Inhabers den Regreß auf einen Sccu-ritätsvrotest, es sorgt daneben aber eben durch das Maaß der nöthigen Solennitäten für das Interesse der Wechselverpflichtete,,,
es läßt Abweichungen durch Autonomie der Parteien nur aus​nahmsweise zu, es verpflichtet den Inhaber zur Notifikation, zwar nicht bei Regreßverlust, aber doch unter einem hinlänglich schweren Präjuoize, es macht ihm eine genaue Beachtung der Nothaddressen und Interventionen zur Pflicht, und ordnet endlich die Verjährung auf eine mehr dem Interesse der Wechselverpstich-teten als dem des Inhabers entsprechende Weise.
Allgemeine Deutsche Wechselordnung.
Erster Abschnitt.
Von   der   Nechselfähigkcit.
32cchselfähig  ist Jeder,  welcher sich durch Verträge  verpftich-ten kann.
s.   2.
Der Wechsclschuldner haftet für die Erfüllung der übernom​menen Wechselverbindlichkeit mit seiner Person und seinem Ver​mögen.
Jedoch ist der Wechselarrest nicht zulässig:
1) gegen die Erben eines Wechselschuldners;
2) aus Wechselerklärungen, welche für Corporationen oder an​
dere juristische  Personen,   für Aktiengesellschaften oder in
Angelegenheiten solcher Personen,  welche zu eigener Ver​
mögens-Verwaltung unfähig sind, von den Vertretern der​
selben ausgestellt werden;
3) gegen Frauen,  wenn  sie nicht Handel  oder   ein  anderes
Gewerbe treiben.
Inwiefern aus Gründen des öffentlichen Rechts die Voll​streckung des Wechselarrestes gegen andere als die vorgenannten Personen Beschrankungen erleidet, ist in besonderen Gesetzen be stimmt.
1 *
Finden sich auf einem Wechsel Unterschriften von Personen, welche eine Wechselverbindlichkeit überhaupt nicht, oder nicht mit vollem Erfolge eingehen können, so hat dies auf die Verbind​lichkeit der übrigen Wechselverpfiichtcten keinen Einfluß.
Zweiter Abschnitt.
Von   gezogenen   Wechseln.   /'        '    -
l  Elfordcinissc eines gezogenen Wechsels.
8.   4. Die wesentlichen Erfordernisse eines gezogenen Wechsels sind:
1) die in den Wechsel selbst aufzunehmende Bezeichnung als
Wechsel,  oder wenn der Wechsel in einer fremden Sprache
ausgestellt ist, ein jener Bezeichnung entsprechender Ausdruck
in der fremden Sprache;
2) die Angabe der zu zahlenden Geldsumme;
3) der Name der Person oder die Firma, an welche oder an
deren Ordre gezahlt werden soll (des Remittcntcn);

4) die Angabe der Zeit,  zu welcher gezahlt werden soll;  die
Zahlungszeit kann nur festgesetzt werden
auf einen bestimmten Tag,
auf Sicht (Vorzeigung, n vi8l« u.) oder auf eine bestimmte Zeit nach Sicht,
auf eine bestimmte Zeit nach dem Tage der Ausstel​lung (nach 6»to),
auf eine Messe oder einen Markt (Meß« oder Markt-Wechsel);
5) die Unterschrift  des   Ausstellers   (Trassanten)  mit  seinem
Namen oder seiner Firma;
6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Aus​
stellung;
7) der Name der Person oder die Firma, welche die Zahlung
leisten soll (des Bezogenen oder Trassaten);
8) die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geschehen soll; der
bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene
Ort gilt für den Wechsel, insofern nicht ein eigener Zah​
lungsort angegeben ist,  als Zahlungsort und zugleich als
Wohnort des Bezogenen.
§-   5.
Ist die zu zahlende Geldsumme (tz. 4 No. 2) in Buchstaben und w Ziffern ausgedrückt, so gilt bei Abweichungen die in Buchstaben ausgedrückte Summe.
Ist die Summe mehrmals mit Buchstaben oder mehrmals mit Ziffern geschrieben, so gilt bei Abweichungen die geringere Summe.
§.   6.
Der Aussteller kann sich selbst als Nemittcntcn (§. 4 No. 3) bezeichnen (Wechsel an eigene Ordre).
Desgleichen kann der Aussteller sich selbst als Bezogenen (tz. 4 No. 7) bezeichnen, sofern die Zahlung an einem anderen Orte, als dem der Ausstellung, geschehen soll (trassirt-eigene Wechsel).
§.   7.
Aus einer Schrift, welcher eines der wesentlichen Erforder​nisse eines Wechsels (§. 4) fehlt, entsteht keine wechselmäßige Verbindlichkeit. Auch haben die auf eine solche Schrift gesetzten Erklärungen (Indossament, Accept, Aval) keine Wechselhaft.
il.   Verpflichtung de« Aussteller«.
Der Aussteller eines Wechsels haftet für dessen Annahme und Zahlung wechselmäßig.
lil,   Indossament.
§. 9.
Der Remittent kann den Wechsel an einen Anderen durch Indossament (Giro) übertragen.
Hat jedoch der Aussteller die Uebertragung im Wechsel durch die Worte „nicht an Drdre" oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck untersagt, so hat das Indossament keine wechselrechtlichc Wirkung.
h.  1".
Durch das Indossament gehen alle Rechte aus dem Wechsel auf den Indossatar über, insbesondere auch die Befugniß, den Wechsel weiter zu indossiren. Auch an den Aussteller, Bezoge​nen, Acceptanten oder einen früheren Indossanten kann der Wechsel gültig indossirt und von denselben weiter indossier werden.
Das Indossament muß auf den Wechsel, eine Kopie dessel​ben oder ein mit dem Wechsel oder der Kopie verbundenes Blatt (Alonge) geschrieben werden.
§. 12.
Ein Indossament ist gültig, wenn der Indossant auch nur seinen Namen oder seine Firma auf die Rückseite des Wechsels oder der Kopie, oder auf die Alonge schreibt. (Blanko-In​dossament.)
8. 13.
Jeder Inhaber eines Wechsels ist befugt, die auf demselben befindlichen Blanko-Indossamente auszufüllen; er kann den Wech sel aber auch ohne diese Ausfüllung weiter indossiren.
Der Indossant haftet jedem späteren Inhaber des Wechsels für dessen Annahme und Zahlung wcchselmäßig. Hat er aber dem Indossamente die Bemerkung „ohne Gewährleistung", „ohne Dbligo" oder einen gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, so ist er von der Verbindlichkeit aus seinem Indossamente befreit.
§. 15.
Ist in  dem  Indossamente   die  Wciterbegebung durch  die
Worte „nicht an Drdre" oder durch einen gleichbedeutenden Aus​druck verboten, so haben diejenigen, an welche der Wechsel aus der Hand des Indossatars gelangt, gegen den Indossanten keinen Regreß.
§.  16.
Wenn ein Wechsel indossirt wird, nachdem die für die Pro​testerhebung Mangels Zahlung bestimmte Frist abgelaufen ist, so erlangt der Indossatar die Rechte aus dem etwa vorhandenen Accepte gegen den Bezogenen und Regreßrechte gegen diejenigen, welche den Wechsel nach Ablauf dieser Frist indossirt haben.
Ist aber der Wechsel vor dem Indossamente bereits Mangels Zahlung protestirt worden, so hat der Indossatar nur die Rechte seines Indossanten gegen den Ncccptanten, den Aussteller und diejenigen, welche den Wechsel bis zur Protcsterhebung indossirt haben. Auch ist in einem solchen Falle der Indossant nicht wech​selmäßig verpflichtet.
Ist dem Indossamente die Bemerkung „zur Einkassiruug", „in Procura" oder eine andere die Bevollmächtigung ausdrückende Formel beigefügt worden, so überträgt das Indossament das Eigenthum an dem Wechsel nicht, ermächtigt aber den Indossa​tar zur Einziehung der Wcchselforderung, Protestcrhcbung und Benachrichtigung des Vormannes seines Indossanten von der unterbliebenen Zahlung (§. 45), sowie zur Einklagung der nicht bezahlten und zur Erhebung der deponirten Wechselschuld.
Ein solcher Indossatar ist auch berechtigt, diese Befugniß durch ein weiteres Procura-Indossament einem Anderen zu übertragen
Dagegen ist derselbe zur weiteren Begebung durch eigent​liches Indossament selbst dann nicht befugt, wenn dem Procura-Indossamcntc der Zusatz „oder Ordre" hinzugefügt ist.
IV,   Präsentation zur Annahme.
§.  18. Der Inhaber eines Wechsels ist berechtigt, den Wechsel dem
Bezogenen sofort zur Annahme zu präsentiren und in Ermange​lung der Annahme Protest erheben zu lassen.
Nur bei Meß- oder Marktwechseln findet eine Ausnahme dahin statt, daß solche Wechsel erst in der an dem Meß- oder Marktorte gesetzlich bestimmten Präsentationszeit zur Annahme präsentirt und in Ermangelung derselben protcstirt werden können.
Der bloße Besitz eines Wechsels ermächtigt zur Präsentation des Wechsels und zur Erhebung des Protestes Mangels An​nahme.
Eine Verpflichtung des Inhabers, den Wechsel zur Annahme zu präsentiren, findet nur bei Wechseln statt, welche auf eine bestimmte Zeit nach Sicht lauten. Solche Wechsel müssen bei Verlust des wechselmäßigen Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller, nach Maaßgabe der besonderen im Wechsel enthal​tenen Bestimmung und in Ermangelung derselben binnen zwei Jahren nach der Ausstellung zur Annahme präsentirt werden.
Hat ein Indossant auf einem Wechsel dieser Art seinem In​dossamente eine besondere Präsentationsfrist hinzugefügt, so er​lischt seine wechselmäßige Verpflichtung, wenn der Wechsel nicht innerhalb dieser Frist zur Annahme präsentirt worden ist.
Wenn die Annahme eines auf bestimmte Zeit nach Sicht gestellten Wechsels nicht zu erhalten ist, oder der Bezogene die Datirung seines Acccptes verweigert, so muß der Inhaber bei Verlust des wechselmäßigen Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller die rechtzeitige Präsentation des Wechsels durch einen innerhalb der Präsentationsfrist (tz. 19) erhobenen Protest feststellen lassen.
Der Protesttag  gilt in diesem Falle für den Tag der Prä sentMon.
Ist die Protesterhebung unterblieben, so wird gegen den Acceptanten, welcher die Datirung seines Acceptes unterlassen hat,
die Verfallzeit des Wechsels vom letzten Tage der Präsentation^ ftist an gerechnet.
v.  Annahme (Acccptation).
Die Annahme des Wechsels muß auf dem Wechsel schriftlich geschehen.
Jede auf den Wechsel geschriebene und von dem Bezogenen unterschriebene Erklärung gilt für eine unbeschrankte Annahme, sofern nicht in derselben ausdrücklich ausgesprochen ist, daß dcr Bezogene entweder überhaupt nicht oder nur unter gewissen Ein​schränkungen annehmen wolle.
Glcichcrgestalt gilt es für eine unbeschränkte Annahme, wenn der Bezogene ohne weiteren Beisatz seinen Namen oder seine Firma auf die Vorderseite des Wechsels schreibt.
Die einmal erfolgte Annahme kann nicht wieder zurückgc nommcn werden.
Der Bezogene kann die Annahme auf einen Thcil der im Wechsel verschriebenen Summe beschränken.
Werden den: Acceptc andere Einschränkungen beigefügt, so wird der Wechsel einem solchen gleichmachtet, desscn Annahme gänzlich verweigert worden ist, der Acceptant haftet aber nach dem Inhalte seines Acceptes wechselmäßig.
s   23.
Der Bezogene wird durch die Annahme wcchselmäßig vcr pflichtet,   die  von  ihm  acceptirte   Summe  zur  Verfallzcit  zu zahlen.
Auch dem Aussteller haftet der Bezogene aus dem Acccpte wechselmäßig.
Dagegen steht dem Bezogenen kein Wechselrccht gegen den Aussteller zu.
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s- 24.
Ist in dem Wechsel ein vom Wohnorte des Bezogenen ver​schiedener Zahlungsort (§. 4 No. 8) angegeben (Domizilwechsel), so ist, insofern der Wechsel nicht schon ergicbt, durch wen die Zahlung am Zahlungsorte erfolgen soll, dies vom Bezogenen bei der Annahme auf dem Wechsel zu bemerken. Ist dies nicht geschehen, so wird angenommen, daß der Bezogene selbst die Zahlung am Zahlungsorte leisten wolle.
Der Aussteller eines Domizilwechsels kann in demselben die Präsentation zur Annahme vorschreiben. Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift hat den Verlust des Regresses gegen den Aus​steller und die Indossanten zur Folge.
VI.  Rcgrcß auf Sicheistellung:   l) wegen nicht erbaltenn «»nähme. §. 25.
Wenn die Annahme eines Wechsels überhaupt nicht, oder unter Einschränkungen, oder nur auf eine geringere Summe er folgt ist, so sind die Indossanten und der Aussteller wcchselma'ßig verpflichtet, gegen Aushändigung des Mangels Annahme aufge​nommenen Protestes genügende Sicherheit dahin zu leisten, daß die Bezahlung der im Wechsel verschriebenen Summe, oder des nicht angenommenen Betrages, sowie die Erstattung der durch die Nichtannahme veranlaßten Kosten am Verfalltage erfolgen werde.
Jedoch sind diese Personen auch befugt, auf ihre Kosten die schuldige Summe bei Gericht oder bei einer anderen zur Annahme von Depositen ermächtigten Behörde oder Anstalt niederzulegen.
§. 26.
Der Remittent, sowie jeder Indossatar wird durch den Besitz des Mangels Annahme aufgenomnlenen Protestes ermächtigt, von dem Aussteller und den übrigen Vormännern Sicherheit zu for​dern und im Wege des Wechselprocesses darauf zu klagen.
Der Regreßnchmer ist hierbei an die Folgeordnung der In​dossamente und die einmal getroffene Wahl nicht gebunden.
Der Beibringung des Wechsels und des Nachweises, daß der
11   —
Regreßnehmer seinen Nachmännern selbst Sicherheit bestellt habe, bedarf es nicht.
§. 27.
Die bestellte Sicherheit haftet nicht blos dem Regreßnehmer, sondern auch allen übrigen Nachmännern des Bestellers, insofern sie gegen ihn den Regreß auf Sicherstellung nehmen. Dieselben sind weitere Sicherheit zu verlangen nur in dem Falle berechtigt, wenn sie gegen die Art oder Größe der bestellten Sicherheit Ein​wendungen zu begründen vermögen.
§. 28.
Die bestellte Sicherheit muß zurückgegeben werden:
1) sobald die vollständige Annahme des Wechsels nachträglich
erfolgt ist;
2) wenn gegen den Regreßpflichtigen, welcher sie bestellt hat,
binnen Jahresfrist, vom Verfalltage des Wechsels an  ge​
rechnet, auf Zahlung aus dem Wechsel nicht geklagt wor​
den ist;
3) wenn die Zahlung des Wechsels erfolgt oder die Wechsel​
kraft desselben erlofchen ist.
2) wegen Unsicherheit des Aneptanlen. §. 29.
Ist ein Wechsel ganz oder theilweise angenommen worden, so kann in Betreff der acceptirten Summe Sicherheit nur gefor​dert werden:
1) wenn über das Vermögen des Acceptanten  der  Concurs
(Debitverfahren, Falliment) eröffnet worden ist, oder der
Acceptant auch nur seine Zahlungen eingestellt hat;
2) wenn nach Ausstellung des Wechsels eine Execution in das
Vermögen des Acceptanten fruchtlos ausgefallen, oder wi​
der denselben wegen Erfüllung einer Zahlungsverbindlichkeit
die Vollstreckung des Personal- Arrestes verfügt worden ist.
Wenn in diesen Fällen die Sicherheit von dem Acceptantcn
nicht geleistet und dicserhalb Protest gegen denselben erhoben wird, auch von den auf dem Wechsel etwa benannten Nothadressen die Annahme nach Ausweis dcs Protestes nicht zu erhalten ist, so kann der Inhaber des Wechsels und jeder Indossatar gegen Aus​lieferung des Protestes von seinen Vormä'nncrn Sicherstcllung fordern. (§§. 25—28.)
Der bloße Besitz dcs Wechsels vertritt die Stelle einer Voll​macht, in den Nr. 1 und 2 genannten Fällen von dem Acceptan-ten Sicherheitsbestcllung zu fordern, und wenn solche nicht zu erhalten ist, Protest erheben zu lassen.
vil,   Erfüllung der Wechsel Vnbindlichkcit.   !)
s   30.
Ist in dem Wechsel ein bestimmter Tag als  Zahlungstag bezeichnet, so tritt die Vcrfallzeit an diesem Tage ein.
Ist die Hahlungszeit  auf die  Mitte eines Monats   gesetzt worden, so ist der Wechsel am 15ten dieses Monats fällig.
Ein auf Sicht gestellter Wechsel ist bei der Vorzeigung fällig.
Ein solcher Wechsel muß bei Verlust dcs wechselmäßigcn Anspruchs gegen die Indossanten und den Aussteller nach Maaß-gäbe der besonderen im Wechsel enthaltenen Bestimmung, und in Ermangelung derselben binnen zwei Jahren nach der Ausstellung zur Zahlung prasentirt werden.
Hat ein Indossant auf einem Wechsel dieser Art seinem Indos​samente eine besondere Prasentationsfrist hinzugefügt, so erlischt seine wechselmäßige Verpflichtung, wenn der Wechsel nicht inner​halb dieser Frist prasentirt worden ist.
§. 32.
Bei  Wechseln,  welche mit dem Ablaufe einer  bestimmten Frist nach Sicht oder nach Dato zahlbar sind, tritt die Verfall zeit ein: l) wenn die Frist nach Tagen bestimmt ist,  an dem letzten
l3
Tage dcr Frist; bei Berechnung der Frist wird der Tag, an welchem der nach Dato zahlbare Wechsel ausgestellt oder der nach Sicht zahlbare zur Annahme prascntirt ist, nicht mitgerechnet;
^i) wenn die Frist nach Wochen, Monaten oder einem mehrere Monate umfassenden Zeiträume (Jahr, halbes Jahr, Vier​teljahr) bestimmt ist, an demjenigen Tage der Zahlungs​woche oder des Zahlungsmonats, der durch seine  Venen nung oder Zahl dem Tage der Ausstellung oder Präscnta-tion entspricht; fehlt dieser Tag in dem Zahlungsmonatc, so tritt die Verfallzeit am letzten Tage des Zahlungsmo nats ein.
Der Ausdruck „halber Monat" wird einem Zeiträume von 15 Ta​gen glcichgcachtet. Ist der Wechsel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen halben Monat gestellt, so sind die 1."> Tage zuletzt zu zählen.
Respekttage finden nicht statt.
§   34.
Ist in einem Lande, in welchem nach altem Styl gcrechncr wird, ein im Inlande zahlbarer Wechsel nach Dato ausgestellt, und dabei nicht bemerkt, daß der Wechsel nach neuem Styl datirt sei, oder ist derselbe nach beiden Stylen datirt, so wird der Ver​falltag nach demjenigen Kalendertage neuen Styls berechnet, welcher dem nach alten Styl sich ergebenden Tage der Ausstel​lung entspricht.
s   3).
Meß- oder  Marktwechscl werden   zu der durch die Gesetze des Meß- oder Marktortes bestimmten Zahlungszeit, und in Er​mangelung einer solchen Festsetzung an dem Tage vor dem gesctz lichen Schlüsse der Messe oder des Marktes fällig.
Dauert die Messe oder der Markt nur einen Tag, so tritt die Verfallzeit des Wechsels an diesem Tage ein.
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3)   Zahlung. s-  36.
Der Inhaber eines indossieren Wechsels wird durch eine zu​sammenhängende bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indossa​menten als Eigenthümer des Wechsels legitimirt. Das erste In​dossament muß demnach mit dem Namen des Remittenten, jedes folgende Indossament mit dem Namen desjenigen unterzeichnet sein, welchen das unmittelbar vorhergehende Indossament als In-dossatar benennt. Wenn auf ein Blanko- Indossament ein wei​teres Indossament folgt, so wird angenommen, daß der Ausstel​ler des letzteren den Wechsel durch das Blanko- Indossament erworben hat.
Ausgestrichene Indossamente werden bei Prüfung der Legiti​mation als nicht geschrieben angeschen.
Die Aechtheit der Indossamente zu prüfen ist der Zahlende nicht verpflichtet.
8. 37.
Lautet ein Wechsel auf eine Münzsorte, welche am Zahlungs​orte keinen Umlauf hat, oder auf eine Rechnungswahrung, so kann die Wechselsumme nach ihrem Werthe zur Verfallzeit in der Lan-desmünzc gezahlt werden, sofern nicht der Aussteller durch den Gebrauch des Wortes „effectiv" oder eines ähnlichen Zusatzes die Zahlung in der im Wechsel benannten Münzsorte ausdrücklich bestimmt hat.
Z. 38.
Der Inhaber des Wechsels darf eine ihm angebotene Theil-zahlung selbst dann nicht zurückweisen, wenn die Annahme auf den ganzen Betrag der verschriebenen Summe erfolgt ist.
8. 39.
Der Wechselschuldner ist nur gegen Aushändigung des quit-tirten Wechsels zu zahlen verpflichtet.
Hat der Wechselschuldner eine Theilzahlung geleistet, so kann derselbe nur verlangen, daß die Zahlung auf dem Wechsel abge-
schrieben und  ihm Quittung  auf einer Abschrift des Wechsels ertheilt werde.
s. 40.
Wird die Zahlung des Wechsels zur Verfallzeit nicht gefor dert, so ist der Acceptant nach Ablauf der für die Protesterhc bung Mangels Zahlung bestimmten Frist befugt, die Wechsel-smnme auf Gefahr und Kosten des Inhabers bei Gericht, oder bei einer anderen zur Annahme von Depositen ermächtigten Be^ Horde oder Anstatt niederzulegen.
Der Vorladung des Inhabers bedarf es nicht.
Vlil.  Regreß Mangels Zahlung. tz   41.
Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung statthaften Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten ist erforderlich : 1) daß der Wechsel zur Zahlung präscntirt worden ist, und -2) daß sowohl diese Präsentation als die Nichterlangung der Zahlung   durch   einen   rechtzeitig   darüber   aufgenommenen Protest dargethan wird.
Die Erhebung des Protestes ist am Zahlungstagc zulässig, sie muß aber spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungs-tage geschehen.
Z.  42.
Die Aufforderung, keinen Protest erheben zu lassen („ohne Protest", „ohne Kosten" lc.) gilt als Erlaß des Protestes, nicht aber als Erlaß der Pflicht zur rechtzeitigen Präsentation. Der Wechsclverpftichtete, von welchem jene Aufforderung ausgeht, muß die Beweislast übernehmen, wenn er die rechtzeitig gesche​hene Präsentation in Abrede stellt.
Gegen die Pflicht zum Ersätze der Protestkosten schützt jene Aufforderung nicht.
s. 4.i.
Donn'zilirte Wechsel sind dem Domiziliaten, oder wenn ein
solcher nicht benannt ist, dem Bezogenen selbst an demjenigen Orte, wohin d.cr Wechsel domizilirt ist, zur Zahlung zu präscn-tircn, und wenn die Zahlung unterbleibt, dort zu protestircn.
Wird die rechtzeitige Protcsterhebung beim Domiziliaten vcr absäumt, so geht dadurch der wechsclmäßigc Anspruch nicht nur gegen den Aussteller und die Indossanten, sondern auch gegen den Acccptantcn verloren.
ij. 44.
Zur Erhaltung des Wcchstlrcchts gegen den Acccptcmten bc^ darf es mit Ausnahme dcs im §. 43 erwähnten Falles weder der Präsentation am Zahlungstagc, noch der Erhebung eines Protestes.
8- 45.
Der Inhaber eines Mangels Zahlung protestirtcn Wechsels ist verpflichtet, seinen unmittelbaren Vormann innerhalb zweier Tage nach dem Tage der Protcsterhebung von der Nichtzahlung des Wechsels schriftlich zu benachrichtigen, zu welchem Ende es genügt, wenn das Bcnachrichtigungsschreiben innerhalb dieser Frist zur Post gegeben ist.
Jeder benachrichtigte Vormann muß binnen derselben, vom Tage des empfangenen Berichts zu berechnenden Frist seinen nächsten Vormann in gleicher Weise benachrichtigen.
Der Inhaber oder Indossatar, welcher die Benachrichtigung unterläßt oder dieselbe nicht an den unmittelbaren Vormann er​gehen läßt, wird hierdurch den sämmtlichcn oder den überspruw genen Vormännern zum Ersätze des aus der unterlassenen Bc-nachnchtigung entstandenen Schadens verpflichtet. Auch verliert derselbe gegen diese Personen den Anspruch auf Zinsen und Kosten, so daß er nur die Wechselsumme zu fordern bcrcch^ tigt ist.
H. 4«.
Kommt es auf den Nachweis der dem Vormanne rechtzeitig gegebenen schriftlichen Benachrichtigung an, so genügt zu diesem
Erläuterungen.
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Zwecke der durch ein Postattest geführte Beweis, daß ein Brief von dem Bethciligten an den Adressaten an dem angegebenen Tage abgesandt ist, sofern nicht dargethan wird, daß der ange​kommene Brief einen anderen Inhalt gehabt hat.
Auch der Tag des Empfanges der erhaltenen schriftlichen Benachrichtigung kann durch ein Postattest nachgewiesen werden.
s- 47.
Hat ein Indossant den Wechsel ohne Hinzufügung einer Ortsbezeichnung weiter begeben, so ist der Vormann desselben von der unterbliebenen Zahlung zu benachrichtigen.
8- 48.
Jeder Wechselschuldner hat das Recht, gegen Erstattung der Wcchselsumme nebst Zinsen und Kosten die Auslieferung des quittirten Wechsels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Pro​testes von dem Inhaber zu fordern.
s- 49.
Der Inhaber eines Mangels Zahlung protestirtcn Wechsels kann die Wechsclklage gegen alle Wechsclverpsiichtetc oder auch nur gegen Einige oder Einen derselben anstellen, ohne dadurch seinen Anspruch gegen die nicht in Anspruch genommenen Ver​pflichteten zu verlieren.
Derselbe ist an die Reihenfolge der Indossamente nicht ge​bunden.
5   50
Die Rcgreßansprüchc des Inhabers, welcher den Wechsel Mangels Zahlung hat vrotestircn lassen, beschränken sich auf:
1) die nicht bezahlte Wechselsummc nebst li Procent jährlicher
Zinsen vom Verfalltage ab,
2) die Protestkosten und anderen Auslagen,

3) eine Provision von 7' Procent.
Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regreßpflichtige
an einem anderen Orte, als dem Zahlungsorte wohnt, zu dem​jenigen Course gezahlt werden, welchen ein vom Zahlungsorte auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener Wechsel auf Sicht hat.
Besteht am Zahlungsorte kein Cours auf jenen Wohnort, so wird der Cours nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des Regreßpflichtigen am nächsten liegt.
Der Cours ist auf Verlangen des Regreßpflichtigen durch einen unter öffentlicher Autorität ausgestellten Courszettcl oder durch das Attest eines vercidctcn Mäklers, oder in Ermangelung derselben imrch ein Attest zweier Kaufleute zu bescheinigen.
s   51.
Der Indossant, welcher den Wechsel eingelöst oder als Ri​messe erhalten hat, ist von einem früheren Indossanten oder von dem Aussteller zu fordern berechtigt:
1)
die von ihm gezahlte oder durch Rimesse berichtigte Summe
nebst 6 Procent jährlicher Zinsen vom Tage der Zahlung,
2)
die ihm entstandenen Kosten,
A) eine Provision von '/? Procent.
Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regreßpflich​tige an einem anderen Orte, als der Rcgreßnehmer wohnt, zu demjenigen Course gezahlt werden, welchen ein vom Wohnorte des Regreßnehmers auf den Wohnort des Regreßpflichtigen ge​zogener Wechsel auf Sicht hat.
Besteht im Wohnorte des Regreßnchmers kein Cours auf den Wohnort des Regreßpflichtigen, so wird der Cours nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des Regreß​pflichtigen am nächsten liegt.
Wegen der Bescheinigung des Courses  kommt die Bcstim mung des §. 50 zur Anwendung.
§. 52.
Durch die Bestimmungen der tz§. 50 und 51 No. 1 und :'» wird bei einem Regresse auf einen ausländischen Ort die Berech​nung höherer, dort zulässiger Satze nicht ausgeschlossen.
H. 53.
Der Regreßnehmcr kann über den Betrag seiner Forderung einen Rückwechsel auf den Regreßpflichtigen ziehen.
Der Forderung treten in diesem Falle noch die Mäklergebüh​ren für Ncgozirung des Rückwechscls, sowie die etwaigen Stem-pelgcbühren hinzu.
Der Rückwechsel musi auf Sicht zahlbar und unmittelbar  gestellt werden.
s   54.
Der Regreßpflichtige ist nur gegen Auslieferung des Wech​sels,  des Protestes und einer quittirten Retourrechmmg Zahlung
zu leisten verbunden.
 55.
Jeder Indossant, der einen seiner Nachmänncr befriedigt hat, kann sein eigenes und seiner Nachmänncr Indossament aus​streichen.
ix,   Inttwcntion -   I» Wlcnannahmc,
Befindet sich auf eincni Mangels Annahme protestirten Wech​sel eine auf den Zahlungsort lautende Nothadrcssc, so muß, ehe Sichcrstcllung verlangt werden kann, die Annahme von der Noth-adrcsse gefordert werden.
Unter mehreren Nothadressen gebührt derjenigen der Vor​zug, durch deren Zahlung die meisten Verpflichteten befreit werden.
ij.  57.
Die Ehrcnannahmc von Seiten einer nicht auf dem Wechsel als Nothadressc benannten Person braucht der Inhaber nicht zu​zulassen.
§.  58.
Der Ehrenacceptant  muß  sich  den Protest Mangels  An-
nähme gegen Erstattung der Kosten aushändigen und in einem Anhange zu demselben die Ehrenannahme bemerken lassen.
Er muß den Honoraten unter Übersendung des Protestes von der geschehenen Intervention benachrichtigen, und diese Be​nachrichtigung mit dem Proteste innerhalb zweier Tage nach dem Tage der Protesterhebung zur Post geben.
Unterläßt er dies, so haftet er für den durch die Unterlassung entstehenden Schaden.
tz. 59.
Wenn der Ehrcnacceptant unterlassen hat, in seinem Acceptc zu bemerken, zu wessen Ehren die Annahme geschieht, so wird der Aussteller als Honorat angesehen.
§   60.
Der Ehrenacceptant wird den sämmtlichen Nachmännern des Honoraten durch die Annahme wechselmäßig verpflichtet. Diese Verpflichtung erlischt, wenn dem Ehrcnacceptanten der Wechsel nicht spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstagc zur Zahlung vorgelegt wird.
Wenn der Wechsel von einer Nothadresse oder einem ande​ren Intervenienten zu Ehren angenommen wird, so haben der Inhaber und die Nachmanner des Honoratcn keinen Regreß auf SicherstcÜung.
Derselbe kann aber von dem Honoratcn und dessen Vormän nern geltend gemacht werden.
2) Ehrcnzahlung.
s. 62.
Befinden sich auf dem von dem Bezogenen nicht eingelösten Wechsel oder der Kopie Nothaoressen oder ein Ehrenaccept, welche auf den Zahlungsott lauten, so muß der Inhaber den Wechsel spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage
den sämmtlichen Nothadressen und dem Ehrenacceptanten zur Zahlung vorlegen und den Erfolg im Proteste Mangels Zahlung oder in einem Anhange zu demselben bemerken lassen.
Unterläßt er dies, so verliert er den Regreß gegen den Adressanten oder Honoraten und deren Nachmänner.
Weist der Inhaber die von einem anderen Intcrvenienten angebotene Ehrenzahlung zurück, so verliert er den Regreß gegen die Nachmänner des Honoraten.
Dem Ehrenzahler muß der Wechsel und der Protest Mangels Zahlung gegen Erstattung der Kosten ausgehändigt werden.
Er tritt durch die Ehrenzahlung in die Rechte des Inhabers (§. 5U u. 52) gegen den Honoraten, dessen Vormänner und den Acceptanten.
Unter Mehreren, welche sich zur Ehrenzahlung erbieten, ge​bührt demjenigen der Vorzug, durch dessen Zahlung die meisten Wechselverpfiichteten befreit werden.
Ein Intervenient, welcher zahlt, obgleich aus dem Wechsel oder Proteste ersichtlich ist, daß ein Anderer, dem er hiernach nachstehen müßte, den Wechsel einzulösen bereit war, hat keinen Regreß gegen diejenigen Indossanten, welche durch Leistung der von dem Anderen angebotenen Zahlung befreit worden wären.
§. 65.
Der Ehren-Acceptant, welcher nicht zur Zahlungsleistung gelangt, weil der Bezogene oder ein anderer Intcrvcuicnt gezahlt hat, ist berechtigt, von dem Zahlenden eine Provision von VH Pro-ccnt zu verlangen.
x.  Vervielfältigung eines Wechsel?,   l) Ncchsclduplicate,
§. 66. Der Aussteller eines gezogenen Wechsels ist verpflichtet, dem
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Remittenten auf Verlangen mehrere gleichlautende Exemplare des Wechsels zu überliefern.
Dieselben müssen im Contexte als Prima, Secunda, Tertia u. s. w. bezeichnet sein, widrigenfalls jedes Exemplar als ein für sich bestehender Wechsel (Sola-Wechsel) erachtet wird.
Auch ein Indossatar kann ein Duplicat des Wechsels ver​langen. Er muß sich dieserhalb an seinen unmittelbaren Vor​mann wenden, welcher wieder an seinen Vormann zurückgehen muß, bis die Anforderung an den Aussteller gelangt. Jeder Indossatar kann von seinem Vormanne verlangen, daß die frü​heren Indossamente auf dem Duplicate wiederholt werden.
§. 67.
Ist von mehreren ausgefertigten Exemplaren das eine be​zahlt, so verlieren dadurch die anderen ihre Kraft.
Jedoch bleiben aus den übrigen Exemplaren verhaftet:
1) der Indossant, welcher mehrere Exemplare desselben Wech​
sels an verschiedene Personen indossirt hat, und alle späte​
ren Indossanten, deren Unterschriften sich  auf den bei der
Zahlung  nicht zurückgegebenen Exemplaren befinden, aus
ihren Indossamenten;
2) der Acceptant, welcher mehrere Exemplare desselben Wech​
sels acceptirt hat, aus den Accepten auf den bei der Zah​
lung nicht zurückgegebenen Exemplaren.
Wer eines von mehreren Exemplaren eines Wechsels zur An​nahme versandt hat, muß auf den übrigen Exemplaren bemer​ken, bei wem das von ihm zur Annahme versandte Exemplar anzutreffen ist. Das Unterlassen dieser Bemerkung entzieht je​doch dem Wechsel nicht die Wechselkraft.
Der Verwahrer des zum Accepte versandten Exemplars ist verpflichtet, dasselbe demjenigen auszuliefern, der sich als Indos​satar (tz. 36) oder auf andere Weise zur Empfangnahme legi-timirt.
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8. 69.
Der Inhaber eines Duplicats, auf welchem angegeben ist, bei wem das zum Accepte versandte Exemplar sich befindet, kann Mangels Annahme desselben den Regreß auf Sicherstcllung, und Mangels Zahlung den Regreß auf Zahlung nicht eher nehmen, als bis er durch Protest hat feststellen lassen:
1) daß das zum Acccpte versandte Exemplar ihm vom Ver​
wahrer nicht verabfolgt worden ist, und
2) daß auch auf das Duplicat die Annahme oder die Zahlung
nicht zu erlangen gewesen.
2) Wcchsclkopicn.
Wechselkopien müssen ciue Abschrift des Wechsels und der darauf befindlichen Indossamente und Vermerke enthalten und mit der Erklärung: „bis hierher Abschrift (Kopie)" oder mit einer ähnlichen Bezeichnung versehen sein.
In der Kopie ist zu bemerken, bei wem das zur Annahme versandte Original des Wechsels anzutreffen ist. Das Unterlassen dieses Vermerkes entzieht jedoch der indossirtcn Kopie nicht ihre wechselmäßige Kraft.
8-  71.
Jedes auf einer Kopie befindliche Original-Indossament ver​pflichtet den Indossanten eben so, als wenn es auf einem Ori​ginal-Wechsel stände.
§.  72.
Der Verwahrer des Original-Wechsels ist verpflichtet, den selben dem Besitzer einer mit einem oder mehreren Original-In-dossamcntcn  versehenen Kopie auszuliefern,   sofern   sich  derselbe als Indossatar oder auf andere Weise zur Empsangnahme lcgi timirt.
Wird der Original-Wechsel vom Verwahrer nicht ausgelic fert,  so ist der Inhaber der Wechselkopie nur nach Aufnahme

    24   

des im tz. 70 Nr. 1 erwähnten Protestes Regreß auf Sicher​stellung und nach Eintritt des in der Kopie angegebenen Ver​falltages Regreß auf Zahlung gegen diejenigen Indossanten zu nehmen berechtigt, deren Original-Indossamente auf der Kopie befindlich sind.
Xl.  Abhanden gekommene Wechsel. §. 73.
Der Eigenthümer eines abhanden gekommenen Wechsels kann die Amortisation des Wechsels bei dem Gerichte des Zah​lungsortes beantragen. Nach Einleitung des Amortisations-Ver​fahrens kann derselbe vom Acceptanten Zahlung fordern, wenn er bis zur Amortisation des Wechsels Sicherheit bestellt. Ohne eine solche Sicherheitsbestellung ist er nur die Deposition der aus dem Accepte schuldigen Summe bei Gericht oder bei einer anderen zur Annahme von Depositen ermächtigten Behörde oder Anstalt zu fordern berechtigt.
§. 74.
Der nach den Bestimmungen des §. 36 lcgitimirte Besitzer eines Wechsels kann nur dann zur Herausgabe desselben ange​halten werden, wenn er den Wechsel in bösem Glauben erworben hat oder ihm bei der Erwerbung des Wechsels eine grobe Fahr​lässigkeit zur Last fallt.
Xll. Falsche Wechsel. 8. 75.
Auch wenn die Unterschrift des Ausstellers eines Wechsels falsch oder verfälscht ist, behalten dennoch das ächte Accept und die ächten Indossamente die wechselmäßige Wirkung.
§. 76.
Aus einem mit einem falschen oder verfälschten Accepte oder Indossamente versehenen Wechsel bleiben sämmtliche Indossanten
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und der Aussteller, deren Unterschriften acht sind, wechselmä'ßia. verpflichtet.
xm.  Nechselverjährung.
Der wechselmäßige Anspruch gegen den Acceptanten verjährt in drei Jahren vom Verfalltage des Wechsels an gerechnet.
s. 78.
Die Regreßansprüche des Inhabers (tz. 50) gegen den Aus​steller und die übrigen Vormänner verjähren:
1) in 3 Monaten, wenn der Wechsel in Europa, mit Aus​
nahme von Island und den Färöern, zahlbar war;
2) in 6 Monaten, wenn der Wechsel in den Küstenländern
von Asien und Afrika längs des mittelländischen und schwar​
zen Meeres, oder in den dazu gehörigen Inseln dieser Meere
zahlbar war;
3) in 18 Monaten, wenn der Wechsel in einem anderen außer​
europäischen Lande oder in Island oder den Färöern zahl​
bar war.
Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage des erhobenen Protestes.
8. 79.
Die Regreßansprüche des  Indossanten (tz. 51)   gegen den Aussteller und die übrigen Vormänner verjähren:
1) in 3 Monaten, wenn der Regreßnehmer in Europa, mit
Ausnahme von Island und den Färöern, wohnt;
2) in 6 Monaten, wenn der Regreßnchmer  in den Küsten​
ländern von Asien und Afrika längs des mittelländischen
und schwarzen Meeres,  oder in den dazu gehörigen Inseln
dieser Meere wohnt;
3) in  18 Monaten,  wenn der Regreßnchmer in einem an​
deren außereuropäische« Lande oder in  Island   oder  den
Färöern wohnt.
Gegen den Indossanten läuft die Frist, wenn er, ehe eine Wcchselklage gegen ihn angestellt worden, gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in allen übrigen Fällen aber vom Tage der ihm geschehenen Behändigung der Klage oder Ladung.
ß. 80.
Die Verjährung (H. 77—79) wird nur durch Behändigung der Klage unterbrochen und nur in Beziehung auf denjenigen, gegen welchen die Klage gerichtet ist.
Jedoch vertritt in dieser Hinsicht die von dem Verklagten geschehene Streitverkündigung die Stelle der Klage.
xiv.  Klagcrccht des Wechselgläubige«.
§. 81.
Die wechselmäßige Verpflichtung trifft den Aussteller, Ac-ccptantcn und Indossanten des Wechsels, so wie einen Jeden, welcher den Wechsel, die Wechsclkopie, das Accept oder das In​dossament mitunterzcichnet hat, selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge (p^r avul) benannt hat.
Die Verpflichtung dieser Personen erstreckt sich auf Alles, was der Wechsel-Inhaber wegen Nichterfüllung der Wcchselver-bindlichkeit zu fordern hat.
Der Wechsel-Inhaber kann sich wegen seiner ganzen Forde​rung an den Einzelnen halten; es steht in seiner Wahl, welchen Wechselverpsiichtcten er zuerst in Anspruch nehmen will.
s- 82.
Der Wechselschuldner kann sich nur solcher Einreden bedie​nen, welche aus dem Wechselrechte selbst hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen.
§. 83.
Ist die wcchselmäßige Verbindlichkeit des Ausstellers oder des Acceptanten durch Verjährung oder dadurch, daß die zur Erhaltung des Wechselrechts gesetzlich vorgeschriebenen Handlun-
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gen verabsäumt sind, erloschen, so bleiben dieselben dem Inhaber des Wechsels nur so weit, als sie sich mit dessen Schaden berei​chern würden, verpflichtet.
Gegen die Indossanten, deren wechselmäßige Verbindlichkeit erloschen ist, findet ein solcher Anspruch nicht statt.
XV.   Ausländische Gesetzgebung. §. 84.
Die Fähigkeit eines Ausländers, wechselmäßige Verpflich​tungen zu übernehmen, wird nach den Gesetzen des Staates bc-urthcilt, welchem derselbe angehört. Jedoch wird ein nach den Gesetzen seines Vaterlandes nicht wechselfa'higer Ausländer durch Ucbcrnahme von Wcchselverbindlichkeitcn im Inlande verpflichtet, insofern er nach den Gesetzen des Inlandes wechselfähig ist.
8. 85.
Die wesentlichen Erfordernisse eines im Auslandc ausgestell​ten Wechsels, so wie jeder anderen im Auslande ausgestellten Wcchsclerklärung werden nach den Gesetzen des Orts bcurthcilt, an welchem die Erklärung erfolgt ist.
Entsprechen jedoch die im Auslande geschehenen Wcchsel-crklarungcn den Anforderungen des inländischen Gesetzes, so kann daraus, daß sie nach ausländischen Gesetzen mangelhaft sind, kein Einwand gegen die Rechtsverbindlichkeit der später im Inlande auf den Wechsel gesetzten Erklärungen entnommen werden.
Eben so haben Wechsel-Erklärungen, wodurch  sich ein In​länder einem anderen Inlander im Auslande verpflichtet, Weck selkraft, wenn sie auch nur den Anforderungen der inländischen Gesetzgebung entsprechen.
Ucber die Form der mit einem Wechsel an einem ausländi. schen Platze zur Ausübung oder Erhaltung des Wcchsclrechts vor zunehmenden Handlungen entscheidet das dort geltende Recht.
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xvi. Protest. §. 87.
Jeder Protest muß durch einen Notar oder einen Gerichts​beamten aufgenommen werden.
Der Zuziehung von Zeugen oder eines Protokollführers be​darf es dabei nicht.
§. 88.
Der Protest muß enthalten:
1) eine wortliche Abschrift des Wechsels oder der Kopie und
aller darauf befindlichen Indossamente und Bemerkungen;
2) den Namen oder die Firma der Personen, für welche und
gegen welche der Protest erhoben wird;
3) das an die Person,  gegen welche protestirt wird,  gestellte
Begehren, ihre Antwort oder die Bemerkung, daß sie keine
gegeben habe oder nicht anzutreffen gewesen sei;
4) die Angabe des Orts, so wie des Kalendertages, Monats
und Jahres, an welchem die Aufforderung (Nr. 3) geschehen
oder ohne Erfolg versucht worden ist;
5) im Falle einer Ehrenannahme oder einer Ehrenzahlung die
Erwähnung von wem, für wen,  und wie sie angeboten
und geleistet wird;
6) die Unterschrift des Notars oder des Gerichtsbeamten, wel​
cher den Protest  aufgenommen hat, mit Beifügung  des
Amtssiegels.
§. 89.
Muß eine wechselrechtliche Leistung von mehreren Personen verlangt werden, so ist über die mehrfache Aufforderung nur Eine Protesturkunde erforderlich.
§   90.
Die Notare und Gerichtsbeamten sind schuldig, die von ihnen aufgenommenen Proteste nach deren ganzen Inhalte Tag für Tag und nach Ordnung des Datums in ein besonderes Re-
gister  einzutragen,  das von Blatt zu Blatt mit fortlaufenden Zahlen versehen ist.
xvil, Ort und Zeit für Präsentation und andere im Nechselvelkchre vorkommende
Handlungen.
§. 91.
Die Präsentation zur Annahme oder Zahlung, die Protest​erhebung, die Abfordcrung eines Wechsel-Duplicats, so wie alle sonstigen bei einer bestimmten Person vorzunehmenden Acte müs​sen in deren Geschäftslocal, und in Ermangelung eines solchen, in deren Wohnung vorgenommen werden. An einem anderen Orte, z. B. an der Börse, kann dies nur mit beiderseitigem Ein-vcrständniß geschehen.
Daß das Geschaftslocal oder die Wohnung nicht zu ermit​teln sei, ist erst alsdann als festgestellt anzunehmen, wenn auch eine diescrhalb bei der Polizeibehörde des Orts geschehene Nach​frage des Notars oder des Gerichtsbcamtcn fruchtlos geblieben ist, welches im Proteste bemerkt werden muß.
8. 92.
Verfällt der Wechsel an einem Sonntage oder allgemeinen! Feiertage, so ist der nächste Werktag der Zahlungstag. Auch die Herausgabe eines Wechsel-Duplicats, die Erklärung über die Annahme, so wie jede andere Erklärung, können nur an einem Werktage gefordert werden. Fällt der Zeitpunkt, in welchem die Vornahme einer der vorstehenden Handlungen spätestens gefordert werden mußte, auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so muß diese Handlung am nächsten Werktage gefordert werden.
Dieselbe Bestimmung findet auch auf die Protcsterhebunq Anwendung.
§. 93.
Bestehen an einem Wechselplatze allgemeine Zahltage (Kassir-tage), so braucht die Zahlung eines zwischen den Zahltagen fällig gewordenen Wechsels erst am nächsten Zahltage geleistet zu wer-den, sofern nicht der Wechsel auf Sicht lautet.
Die im tz. 41 für die Aufnahme des Protestes Mangels Zahlung bestimmte Frist darf jedoch nicht überschritten werden.
xviil.   Mangelhafte Unttischnsten, s. 94.
Wcchselerkla'rungen, welche statt des Namens mit Kreuzen oder anderen Zeichen vollzogen sind, haben nur dann, wenn diese Zeichen gerichtlich oder notariell beglaubigt worden, Wechselkraft.
§. 95.
Wer eine Wechselerklärung als Bevollmächtigter eines An​deren unterzeichnet, ohne dazu Vollmacht zu haben, haftet per​sönlich in gleicher Weise, wie der angebliche Machtgeber gehaftet haben würde, wenn die Vollmacht ertheilt gewesen wäre.
Dasselbe gilt von Vormündern und anderen Vertretern, welche mit Überschreitung ihrer Befugnisse Wechselerklärungcn ausstellen.
Dritter Abschnitt.
V o n   o i g c n e u   W echseln.
H. 96.
^
Die wesentlichen Erfordernisse eines eigenen (trockenen) Wcch-sels sind:
1) die in den Wechsel selbst aufzunehmende Bezeichnung als
Wechsel, oder wenn der Wechsel in einer fremden Sprache
ausgestellt ist, ein jener Bezeichnung entsprechender Ausdruck
in der fremden Sprache;
2) die Angabe der zu zahlenden Geldsumme;
3) der Name der Person oder die Firma,  an welche oder an
deren Ordre der Aussteller Zahlung leisten will;
4) die Bestimmung der Zeit, zu welcher gezahlt werden soll
(§. 4, Nr. 4);
5) die Unterschrift des Ausstellers mit seinem Namen oder s'i ner Firma;
tt) die Angabe des Orts, Monatstages und Jahres der Aus​stellung.
Der Ort der Ausstellung gilt für den eigenen Wechsel, in sofern nicht ein besonderer Zahlungsort angegeben ist, als Zah lungsort und zugleich als Wohnort des Ausstellers.
Z. 98.
Nachstehende, in diesem Gesetze für gezogene Wechsel gege​bene Vorschriften gelten auch für eigene Wechsel:
1) die A 5 und 7 über die Form des Wechsels;
2) die §H. 9—17 über das Indossament;
3) die tztz. 19 und 20 über die Präsentation der Wechsel auf
eine Zeit nach Sicht mit der Maaßgabc, daß die Prascnta
tion dem Aussteller geschehen muß;
4) der §. 29 über den Sicherheitsrcgreß  mit der Maaßgabe,
daß derselbe im Falle der Unsicherheit des Ausstellers statt​
findet,
5>) die tz§. 30 — 40 über die Zahlung und die Befugniß zur Deposition des fälligen Wechselbctragcs mit der Maaßgabc, daß letztere durch den Aussteller geschehen kann;
6) die §§. 41 und 42, so wie die§§. 45—55 über den Regreß
Mangels Zahlung gegen die Indossanten;
7) die §tz. 62 — 65 über die Ehrenzahlung;
5)
die §§. 70 — 72 über die Kopien;
9) die §§.  73 —7ll   über  abhanden   gekommene   und   falsche Wechsel mit der Maaßgabe, daß im Falle des §. 73 dic Zahlung durch den Aussteller erfolgen muß; lO) die §tz. 76 — 96 über die allgemeinen Grundsätze der Wcc!, selvcrjä'hrung,  die Verjährung der Regrcßansprüchc gegen die Indossanten, das Klagerccht des Wechsclglä'ubigcrs, dic ausländischen Wechselgesetze, den Protest, den Ort und dic
Zeit für die Präsentation und andere im Wechselverkehr vorkommende Handlungen, so wie über mangelhafte Unter​schriften.
s. 99.
Eigene domizilirte Wechsel sind dem Domiziliaten oder wenn ein solcher nicht benannt ist, dem Aussteller selbst an demjenigen Orte, wohin der Wechsel domizilirt ist, zur Zahlung zu vräsen-tiren und, wenn die Zahlung unterbleibt, dort, zu Protestiren. Wird die rechtzeitige Protesterhebung beim Domiziliaten verab​säumt, so geht dadurch der wechselmäßigc Anspruch gegen den Aussteller und die Indossanten verloren.
§.  100.
Der wechselnläßige Anspruch gegen den Aussteller eines eige​nen Wechsels verjährt in drei Jahren vom Verfalltage des Wech​sels an gerechnet.
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denheit zwischen in bwnoo girirten und au portsur gestellten Wechseln. Eigentlich müßte der Aussteller das Indossament aus​schreiben und blos den Namen des Indossatars offen lassen. Da-mit wäre diesem dann nicht nur zugestanden, seinen Namen oder den eines Dritten, an den er den Wechsel zu überlassen beabsichtigt, hineinzuschreiben, sondern auch diesem Dritten zu gleichem BeHufe der Eintragung des Namens eines Vierten das Indossament un-ausgefüllt zu übergeben u. s. f., so daß erst der Name des letzten Indossatars hineingeschrieben zu werden brauchte. Offenbar wäre aber das Ausschreiben des Indossaments bis auf den Namen des Indossatars eine eben so leere Formalität, als das Nachtragen des Namens. Deshalb läßt man das ganze Indossament offen, womit dem letzten Indossatar frei gelassen ist, dasselbe auf sich zu richten, was aber eine zu leicht mögliche und zu nutzlose Handlung ist, als daß man ihn damit noch besonders bemühen sollte. Bei die​sem Gange der Sache scheiden dann alle Diejenigen, durch deren Hände das Giro wanderte, völlig wieder aus, und das Giro wird nach dem Sinne des Geschäfts gleich auf den letzten Inhaber be​zogen. So sieht auch der Cassarionshof in einem bei Rogron (zum Art. 138 des doäs cle commerco) mitgetheilten Urtheile das Vcr-hältniß an (— qu'il o8t cl'uns MriZpl'uäonco oon^wnw, sjue !<> porlour 6'une Isttrs 6s ol^nn^e on<io88»w en dllmo poul, lui-Ml'mo 5>u wovon <js Ia proLuration r68u1t»nt (i'un «.»roil on(l0886inlmt, 86 ts«n5lvl'or la propl-löte äo la liito lottrl) ew.) Beim Indossa​mente in Klanoo versteht es sich dann von selbst, daß, wenn es ausgefüllt ist, oder ihm ein ausgefülltes Indossament folgt, der bloße Besitz nicht mehr zum Eigenthume am Wechsel legitinnrt. Bei Papieren au porleur, also auch bei :m poNeur ausgestellten Wechseln oder Indossamenten ist dieses anders. Ein ausgefülltes Indossament eines solchen Papiers sagt nichts, als daß ^V das Papier besessen und an L abgegeben, und dieser Umstand ist spä​ter, sobald sich das Papier bei X befindet, diesem sehr gleichgül​tig, da bei solchen Papieren die Legitimation vom Besitze, nicht aber von dem Umstände abhängt, daß früher Dieser oder Jener das Papier an irgend einen Andern übertragen habe  und sich
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nun die Übertragung von Demjenigen, dessen früherer Besitz augenscheinlich sehr zufälliger und unnöthiger Weise durch das Indossament constatirt ist, ableiten lasse. Eine förmliche Kette derivativer Erwerbsarten ist hier gar nicht nöthig."
Diesemnach wird durch Indossamente in b!»noo das Cha» rakteristische des Wechselrechts nicht aufgehoben, während die Zu​lassung von Wechseln und Indossamenten «m portsur den Wechsel zu einem Papiergelde machen würde, so daß die einzelnen Wechsel sich gar nicht mehr auf bestimmte Geschäfte gründeten, sondern wie Geld und wie Bankzettel in Vorrath und zum Zwecke des Circulirens geschaffen werden würden. Hiermit wäre den Priva​ten die Befugniß gegeben, sich schlechthin die Vortheile der Aus​gabe von Bankzetteln zu verschaffen und Circulationsmittel, deren Menge sich aller Berechnung entzöge, in den Verkehr zu bringen: eine solche Befugniß würde aber — sie möchte nun bei der all​gemeinen Wechselfähigkeit eine allgemeine sein, oder auf den Han​delsstand beschränkt werden — äußerst weit gehen. Wechsel su ^oi-teui- sind daher wohl mit Recht nicht zugelassen, und man wird sich hierüber mit der Gewißheit beruhigen können, daß ihr Gebrauch, wo es auf das Schaffen von Verkehrsmitteln ankommt, durch die der Staatsaufsicht nicht entzogenen Zettelbanken, und wo es, wie bei Reisenden, welche dergleichen Wechsel mit ins Ausland nehmen, um nicht überall ihre Namen bekannt werden zu lassen, auf bloße Convenienz Einzelner ankommt, auf mannich-fache andere Weise ersetzt werden kann.
Das Französische Recht erkennt keine Wechsel, aber wohl billetz 5 orcll-s, 3u poNour lautend, an. Aus den Artikeln 17 und 18 der Ordonnanz von 1673 hatte man die Zulässigkeit der Wechsel und Billets au porteui- gefolgert, das Edict vom Mai 1716 schaffte sie als dem Handel schädlich ab, und die Deklara​tion vom 21. Januar 1721 ließ die Billets »u portsur wieder zu. Seitdem gelten solche Billets (siehe Persil l. o., p«^. ^40-Nouguier l. o., Nr. 321). Sirey spricht sich übrigens über solche Papiere dahin aus:   6ss sorteg ä'sWls 5ont !a p68te <w com-
 n'ont 6ü !e
Erster Abschnitt.
Von   der  Wcchselfähigkcit.
«>^n   den  bis  jetzt  geltenden  Legislationen   ist  rücksichtlich der Wechselfa'higkeit ein doppelter Gesichtspunkt befolgt.
1) Man hat die Wcchselfähigkeit  zur Regel gemacht, und
nur hinsichtlich gewisser Personen Ausnahmen statuirt.   Die Aus-
nahmen sind dann bald zahlreicher bald minder zahlreich.   Deut​
sche Gesetze nehmen Minderjährige, Frauen, Geistliche, Beamte,
Soldaten, Bauern, geringe Handwerker u. s. w. aus, während
das Französische Recht die Ausnahmen auf Frauen und Minder​
jährige beschränkt.
2) Man hat aber auch die Ansicht befolgt, daß das Wcch-
sclgcschäft nur für gewisse Classcn  von Personen vorhanden sei,
und demzufolge die Wechselfähigkcit zu einem Privilegium dieser
Classen gemacht.   Hierher gehört besonders das Preußische Land​
recht Th. II, Tit. 8, §. 713 fg. und die Hanovcrsche Wechselord​
nung §. 3.    Nach diesen Gesetzen kann  die Wechselfähigkcit als
Privilcgium crthcilt werden und steht ohne besondere Erthcilung
nur Kauflcuten, Fabrikanten, Schiffscapitäns u. s. w. zu.
Die neueren Gesetzentwürfe haben indeß mit großer Über​einstimmung sich einer dritten Ansicht zugeneigt, nach welcher die Wcchselfahigkcit zur Regel gemacht und eine Ausn^hzuQ-davon nur in Hinsicht auf die Vollstreckung durch Personalhaft zugelas​sen wird. Es ist dabei erwogen, da^ 3er"Wechsel zu einem weiteren Umlaufe bestimmt ist und Ausnahmen von der Wechsel-
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fähigkeit eine Ungewißheit über die Gültigkeit der auf dem Wech​sel befindlichen Unterschriften herbeiführen, welche der Negocia-bilität des Wechsels Eintrag thut.
Die Grenzen der Stande, welche man für wechselfähig oder wechselunfähig erklären könnte, sind ferner nicht leicht festzuhalten : der Betrieb der Handwerke geht oft in einen Fabrikbetrieb über und die Landwirthschaft wird mannigfach theils mit fabrikmäßi​gem Betriebe, theils in Bezug auf den Absatz der Productc mit dem Handel in Zusammenhang gebracht. Verdankt also auch das Wechselgeschäft dem Handel seinen Ursprung und kommt es hauptsächlich nur in der Handelswclt zu einer häufigen Anwen​dung, so kommen doch immer, bei der minder scharfen Trennung der Stände und der weiten Ausdehnung, welche die Sorge für materielle Interessen erhalten hat, viele nicht zum Handels stände gehörige Personen in den Fall mit Wechseln' zu verkehren, und es ist kein Grund vorhanden, diese auf eine Weise, welche dem Wechselverkehr und dem Interesse des Handelsstandes wenig ent​sprechen   möchte,  von  dem Verkehr mit Wechseln auszuschließen.
Ein Grund zu einer solchen Ausschließung könnte nur in der Besorgniß liegen, Geschäftsunkundige durch den Verkehr mit Wechseln in Schaden kommen zu sehen. Allerdings ist auch des Wechselgeschäft in einer dreifachen Hinsicht als ein gefahrli​ches zu betrachten: es entscheidet die Form und das materielle Recht tritt beim Vorhandensein der Form zurück, die Procedur ist schnell und strenge und berücksichtigt illiquide Einreden nicht, und am Ende erfolgt die Vollstreckung durch Personalhaft. Allein auch dieser Grund ist nicht völlig ausreichend. Die bezeichneten Folgen des Wechselgeschafts sind allgemein bekannt und sie sind auch an sich so klar und einfach, daß das Geschäft zwar ein strenges, aber doch nicht ein captiöses genannt werden kann und nicht so gefährlich ist, als andere Geschäfte, welche in sich ver​wickelter sind und für den Unkundigen noch leichter Benachteili​gungen mit sich führen. Personen endlich, welche nach ihrer Stellung im Leben überhaupt keine Veranlassung haben, sich mit Wechseln zu befassen, braucht man nicht durch besondere Verbote
3?
vom Wechselgeschäfte abzuhalten. Zwar könnte man annehmen, daß bei diesen Personen immer die Gefahr eines schädlichen Ge​brauches der eigenen Wechsel bleibe. In der That ist auch die Zulassung eigener Wechsel oft als eine Präjudicialfrage für die Zulassung allgemeiner Wechselfähigkeit angesehen, und hin und wieder (Dänische V. v. 26. Juni 1824 und Desterr. Patent 1791, Ungar. W.-O. §. 8) hat die Legislativ« den Ausweg getroffen, den Gebrauch der eigenen Wechsel auf den Handelsstand zu beschränken und die allgemeine Wechselfähigkcit nur hinsichtlich der trassirten Wechsel einzuräumen. Allein eine solche Unterscheidung eigener und trassirter Wechsel hat gewichtige Gründe gegen sich. Eigene Wech​sel sind einmal em Bedürfniß des Verkehres, und wenn man sie zuläßt, so hat eine sachgemäße Bestimmung der in Bezug auf die Fähigkeit zu ihrer Ausstellung zu machenden Ausnahmen erheb​liche Schwierigkeiten. Auch hier wird eine Beschränkung im Sinne bevormundender Fürsorge ihren Zweck nicht erreichen: Wucher und Betrügerei werden andere Mittel finden, Unkundige zu benachthciligen oder Bedürftige zu bedrücken.
Ist nun aber die Wechselfähigkeit zur Regel gemacht und nur auf die Fähigkeit, sich überhaupt durch Verträge gültig zu verpflichten, beschränkt, so ergeben sich die weiteren Consequenzen dieses Satzes auf folgende Weise:
1) Ist   von   einer   nicht   dispositionsfähigen   Person   ein
Wechsel ausgestellt, so wird sich nicht daran denken lassen, den
Wechsel — ähnlich wie bei Wechselerklärungen im Sinne der frü​
heren  Wechselgesetze  wechselunfähiger  Personen — als  einfache
Schuldverschreibung zu betrachten.   Der Wechsel wird vielmehr
durchaus nichtig sein.
2) Findet bei bestimmten Personen nur eine Unfähigkeit zu
gewissen Geschäften statt, so kann dieses auf die Gültigkeit und
den Erfolg eines von ihnen ausgestellten Wechsels nur insofern
einen Einfluß haben, als durch den Wechsel ein Geschäft jener
Art verdeckt ist. Hat z. B. eine Frau über eine Bürgschaftsverbind​
lichkeit einen Wechsel ausgestellt, so  würde freilich die Wechsel
proccdur statthaft fein, jedoch jedenfalls in der Reconvention —
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wenn in der Vorklage das Verhältniß nicht sofort liquide zu machen wäre — die Nichtigkeit dargethan und damit der Erfolg der Wechselverbindlichkeit wieder aufgehoben werden können, da der Wechsel kein Mittel sein darf, die allgemeinen Vorschriften über Gültigkeit und Ungültigkeit gewisser Geschäfte zu vereiteln. — Wenn indeß auf die Einrede aus der Ungültigkeit des Ge​schäfts gültig verzichtet werden kann, wird in der Ausstellung eines Wechsels ohne Zweifel ein solcher Verzicht gefunden wer​den müssen, z. B. in dem Falle wenn ein Haussohn über ein empfangenes Darlehn nach Beendigung der väterlichen Gewalt einen Wechsel ausstellt.
3) Die in jnwZruln i-osUlutio ist gegen Wechselverbindlich-keitcn nicht ausgeschlossen, sie wird also den Minderjährigen, welche nur eben so weit wechselfähig sind, als sie vertragsfähig sind, allerdings zustatten kommen können. Eine Läsion würde schon in dem Vorhandensein der strengen Wechselverbindlichkeit erblickt werden müssen. Auf gleiche Weise werden die Vorschrif​ten der l. 32 v. cls minor. und der I. 2 und 3 doä. si minar 86 mHoi-em äixsrit anwendbar sein, nach welchen die inwZri , estitutia nicht statthaft ist, sobald der Minderjährige sich betrüg-lichcr Weise für volljährig ausgegeben hat. Auch wird in Län​dern, in welchen die Privateide nicht überhaupt abgeschafft sind, eine eidliche Bestärkung die intsZi-i rsstitmio ausschließen.'
Alteren Wechselgesetzen liegt oft die Ansicht zum Grunde, daß ein Minderjähriger, welcher Handel oder Gewerbe treibe, eben deshalb als wechsclfä'hig gelten müsse. Es ist indcß richti​ger, umgekehrt es von der Gewerbegesetzgcbung zu erwarten, daß Niemandem Handels- und Gewerbsbetricb gestattet wird, der nicht disposttionsfähig ist.
4) Wenn dem Wechsel ein Geschäft zum Grunde liegt, wel​ches nicht wegen mangelnder Verttagsfähigkeit einer Partei, son​dern aus andern Gründen für ungültig erklärt ist, so wird nach den oben crörtettcn allgemeinen Grundsätzen die Ungültigkeit mit​telst einer oxooplio cloli geltend zu machen sein, welche, wenn ihr die für den Wechselprotest   nöthige Liquidität fehlt,  in der
Reconvention ausgeführt werden kann. Aus dem Englischen Rechte sind besonders die Gesetze gegen Spiel und Wucher zu bemerken.   Story in der Bearb. v. Treitschke tz. 189.
Nach manchen Gesetzen, z. B. nach der Hanoverschen W.-O., Art. 55; Weimarschen W.-O., tz. 252; der Preuß. Allgcm. Ge richtsordn., Tit. XXVII., §. 56, ist die Execution gegen das Vermögen und gegen die Person nur elcctiv zulässig. Das Gesetz nimmt indeß eine cumulativc Zulassigkcit beider Vollstreckungsmit tel an, indem sich nicht füglich einsehen lafft, weshalb das Ver​mögen geschont werden müsse, wenn die Person angegriffen wer den kann und angegriffen ist. Eben so der Oo6e «ivil, Ar tikcl 2069.
Die von dieser Vorschrift gemachten Ausnahmen sind nm insofern Ausnahmen von der Wcchselfahigkeit, als man unter dieser die Fähigkeit, sich allen Folgen des Wcchselgeschäftcs, in sondcrheit der Pcrsonalhaft, zu unterwerfen versteht. Die Aus​nahmen, welche man von der Wechselfähigkeit gemacht hat, haben meist ihren Grund darin, daß man bei gewissen Personen die Anwendung der Personalhaft nicht für passend hielt. Dieser Grund rechtfertigt indeß keine Ausnahme von der Wechselfähigkeit überhaupt. Es reicht hin, nur die Personalhaft auszuschließen und die übrigen Folgen der Wechsclverpfiichtung bestehen zu lassen. Was die einzelnen Bestimmungen betrifft, so sind:
1) Die Erben des Wechselschuldners von der Personalhaft ausgenommen. Die Wechselstrenge ist nur eine die Person tref​fende Schärfung der Verbindlichkeit, und mit dem Vermögen geht auch nur diese Verbindlichkeit auf die Erben über, nicht aber auch die Haftung mit der Person. Wo freilich der Personalarrcst als regelmäßiges Exccutionsmittel bei allen Forderungen statthaft ist, wird derselbe auch gegen die Erben des Wechsclschuldners ange​wendet werden können, indem die gemachte Ausnahme sich nur auf den Wechselarrest, nicht aber auf den Schuldarrest überhaupt bezieht.   Haben sich ferner die Erben durch eigene Unterschrift,
z. B. Acceptation, verpflichtet, so leidet es keinen Zweifel, daß sie der vollen Wechselstrenge unterliegen.
2)
Aus den Wechselerklärungen, welche die Vertreter juristi​
scher oder zu eigener Vermögensverwaltung unfähiger Personen
ausstellen, kann keine Personalhaft zulässig sein.  Gegen die Ver​
treter nicht, weil dieselben sich nicht persönlich verpflichtet ha»
den; gegen die Vertretenen nicht, weil es nicht statthaft sein kann,
daß Jemand durch die Handlung eines Andern dem Arreste un​
terworfen werde.   (Siehe indeß die Bemerkung zu §. 95.)
Aktiengesellschaften sind besonders genannt, und damit ist ihre Wechselfähigkeit — welche das Preußische Gesetz vom 9. No​vember 1843 ausspricht — anerkannt.
3)
Ferner ist rücksichtlich der Frauenzimmer der Wechselarrest
nicht für passend gehalten.   Eine ähnliche Vorschrift findet sich
in Nooella 134, Kap. 9, und im cioäs 6s oommorce, Art. 113,
sofern man diese letzte Gesetzesstelle dahin versteht, daß dieselbe
bei Wechsew der Frauenzimmer die Procedur vor den Handels​
gerichten ausschließt.   Bei Frauen, welche selbstständig ein Ge​
werbe treiben, trifft dieser Grund indeß nicht zu.  Wenn hinsicht​
lich dieser eine Ausnahme von der Ausnahme gemacht ist, so kann
cs sich fragen, ob die volle Wirksamkeit einer von ihnen über'
nommenen Wechselverbindlichkeit nach der Zeit der Wechselaus
ftellung, oder nach der Zeit, wo es sich um die Hülfsvollstreckung
handelt, zu beurtheilen ist.    Das Letzte möchte  das Richtigere
sein.   Es handelt sich um eine Ausnahme von der Personalhaft
wegen einer persönlichen Eigenschaft, die eben nur bei gewerb-
treibenden Frauen nicht berücksichtigt wird.   So lange eine Frau
daher in der Lage ist, daß jene besondere Rücksicht nicht genom​
men wird, so lange sie also ein Gewerbe treibt, wird sie wegen
einer jeden, auch wegen einer früher übernommenen Wechselver​
bindlichkeit verhaftet werden können; dagegen wird die Haft auch
wegen einer zur Zeit ihres Gewerbebetriebs übernommenen Wech​
selschuld unzulässig sein, sobald sie nicht mehr zur Classe der ge-
werbtreibenden Frauen gehört.
Der Schlußsatz  bezieht  sich  auf die in manchen Ländern,
aber keineswegs allgemein, für nöthig gehaltenen Ausnahmen hinsichtlich der Beamten, Geistlichen und Militärpersonen. In den meisten Staaten existiren über diese Personen besondere, von der Wechselgesetzgebung getrennte Vorschriften. Die in diesem Paragraphen gemachten Ausnahmen sind übrigens schlechthin uud unter allen Umständen geltend. Andere Ausnahmen sind mehr re​lativer Natur, z. B. die Unzulässigkeit der Personalhaft gegen nahe Verwandte des Gläubigers u. s. w., und werden deshalb am pas-sendsten in der Proceßgesetzgebung festgestellt.
§. 3.
Es ist ein im Wechselrechte durchgreifender Satz, daß jede Wechselerklärung ihre eigene und abgesonderte Gültigkeit hat. Eine weitere Anwendung desselben findet sich in §. 75, eine Ausnahme, welche von ihm gemacht ist, in §. 7. Ist die Ungültigkeit des Wech​sels nicht aus mangelnder Contraktsfahigkeit, sondern aus materi​ellen Gründen anderer Art abzuleiten, wenn z. B. über eine Spiel​schuld rin Wechsel ausgestellt wäre, so würde auch diese Ungültigkeit auf die Unterzeichnungen dritter Personen keinen Einfluß haben.
Jener Satz führt zunächst zu dem Resultate:
1) Daß die Ungültigkeit nur von Dem, welcher die ungül​
tige Wechselerklärung  gegeben hat — mag die Ungültigkeit  in
seiner mangelnden Contraktsfahigkeit oder in andern Gründen be​
ruhen — geltend gemacht werden kann.
2) Dieselbe kann aber auch, und dieses folgt aus §. 82, in
sofern sie aus keinem absolut, sondern nur in Bezug auf eine
bestimmte Person stattfindenden Grunde folgt, nur gegen diese
bestimmte Person geltend gemacht werden.   Ist also ^ blos in
Beziehung  auf v und auf gewisse mit dem N einzugehende Ge​
schäfte nicht vertragsfähig (wie z. B. Ehegatten hinsichtlich der
Schenkungen), oder hat ^ über eine Spielschuld,  die er mit N
contrahirt,  einen Wechsel oder ein Accept gegeben, so kann er
eben  nur gegen L, nicht aber gegen dritte Inhaber eine Einrede
aus  der Ungültigkeit  seiner  Wechselerklärung  entnehmen.    Das
Französische Recht beruht auf einer gleichen Ansicht, indem nach
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Artikel 113 und 114 des koäe äs eommeros Wechselerklärun-gen nicht wechselfähiger Personen nicht absolute, sondern nur re​lative Nichtigkeit herbeiführen'. Auch das Englische Recht ent​hält den Satz, daß die Gesetzwidrigkeit des der Wechselausstellung zum Grunde liegenden Geschäfts nicht gegen dritte Inhaber gel​tend zu machen sei. (Story, Englisches Wechselrecht, deutsch von Trcitschke, §. 187 fg. Zeitschrift für Rechtswissenschaft des Aus​landes, Band lll., Seite 203.)
 cle commer«:« 3lt. 113.    !^»   »ißNiNur« lic?« loinmo^ et
 vnut,   ü I«ul'  ü^iirll,   l^u«   comluo  «impl«  proinssso.    ^lt.   114.
 ü lour öl;l»rc1;   »»uk !e» «irott» i'ospeolils dos Parties eonloimü- » I'art. 1312 6u tlo^k oivil.
Zweiter Abschnitt.
Von  gezogenen   Wechseln. 1.   Erfordernisse eines gezogenen Wechsels.
«Fn einigen neueren Wechselgesetzen,  namentlich  in   der H
verschen W.-T)., tz. ll und 7, und der Wcimarschen W.-O., §. 10 und II, werden wesentliche und außerdem noch gewöhn​liche, aber nicht schlechthin nöthige Bcstandtheile des Wechsels angegeben. Letztere sind solche, welche zwar nicht erfordert wer​den, um dem Wechsel die Wechselkraft zu geben, aber doch dazu dienen können, Zweifel zu beseitigen, und auf deren Hinzufügung dem Wechselnehmer daher ein Recht eingeräumt wird, z. B. dop' pclte Bezeichnung der Summe, Nennung der Vornamen u. s. w. Das Gesetz erwähnt dagegen blos das Wesentliche und überläßt die Beifügung des nicht Nothwendigen der besondern, in das paotnm äv oaiubian6a gehörigen Verabredung. Bei der Fest​stellung des Wesentlichen hat sich das Gesetz im Ganzen an den bisherigen Gebrauch gehalten. Da der Wechsel ein Formalgcschaft ist, bei welchem die Form insofern willkürlich bestimmt werden kann, als in ihren einzelnen Bcstandthcilcn kein Sinn gefunden werden darf, aus welchem die Interpretation Schlüsse auf den materiellen Bestand der Verhältnisse zu machen hätte, die Rechts​folge vielmehr schlechthin eintritt und nicht abhängig von der gleichen aus der Form zu machenden Folgerungen ist, so hätte es in sich   nichts Widersprechendes,  wenn, wie der   Eincrtschc
Entwurf Tit. II., tz. 5, vorschlägt, blos die Bezeichnung als Wechsel, die Angabe der Geldsumme, die Benennung des Bezo​genen und die Unterschrift des Ausstellers zum Requisite gemacht würden. So wenig sich gegen die Richtigkeit einer solchen Vor» schrift einwenden läßt, so sehr ist ihre Zweckmäßigkeit zu be​zweifeln. Die Formen des Wechsels müssen wenigstens so be​stimmt sein, daß sie eben das Wechselgeschäft charakterisiren und dasselbe in seiner bekannten äußeren Erscheinung darstellen. Zu große Freiheit der Formen entspricht der strengen Natur des Ge​schäftes nicht, und kann auch dahin führen, daß aus Scripturen, welche die allgemeine Rechtsansicht nicht für Wechsel halt, wech-sclmä'ßige Folgen entstehen. Einzelne Stücke der Form könnten zwar für die Rechtswirkung insofern bedeutungslos scheinen, als sie durch das Gesetz ergänzt werden könnten, z. B. Ort der Aus​stellung, Zahlungszeit. Der Einfachheit und Sicherheit wegen ist es indcß allerdings passender, daß die einmal üblichen Bestandtheile als wesentliche Requisite vorgeschrieben sind. Für eine solche Strenge lag auch in der der Wechselfähigkeit gegebenen Ausdeh​nung ein Motiv. Andrerseits sind aber die Formalitäten inso​weit vereinfacht, daß eine zu große Gefahr des Scheiterns des ganzen Geschäftes an Formfehlern vermieden, und insonderheit nicht solche Stücke für wesentliche erklärt sind, aus denen eine irrige Interpretation bisher sehr oft noch Consequenzen auf die materielle Seite des Verhältnisses gemacht hat.
Was das Einzelne betrifft, so ist:
1) Die Bezeichnung durch das Wort Wechsel freilich in Frankreich, England, Spanien und Italien kein Requisit des ' Wechsels. Sie ist in Deutschland indeß überall gebräuchlich und als wesentlich anerkannt. Der Wechsel wird dadurch von andern Urkunden, namentlich von der Anweisung, bestimmt unterschieden, und jedem Betheiligtcn wird dadurch — was bei der Ausdeh' nung der Wechsclfahigkeit von Interesse ist — zum Bewußtsein gebracht, in welches Geschäft er sich einläßt.
Der Preußische Entwurf enthielt in tz. -l, Nr. 1,  die Bc stnnmung, daß
die in den Kontext aufzunehmende Bezeichnung als Wech-.
sel, Wechselbrief oder Tratte
nöthig sei. Die letzten Worte sind in dem neuen Gesetze wegge​lassen, nicht weil durch sie nicht auch dem Requisite genügt wer​den könne, sondern damit nicht Wechsel, welche vielleicht als Wechsclverschreibungen, Wechselurkunden u. s. w. bezeichnet sind, für ungültig gehalten würden.
2) Die Angabe der Summe erfolgt meist doppelt, mit Zah​
len und mit Buchstaben.   Die Gültigkeit des Wechsels ist indes;
von dieser doppelten Bezeichnung nicht abhängig gemacht.   Da»
gegen   läßt  das  Gesetz nur Geldzahlungen  als  Gegenstand
der Wechselverpfiichtung zu.
3) Durch die Notwendigkeit der Benennung des Nemitten-
ten sind Wechsel »u poNLur ausgeschlossen.   Von den bestehen​
den Gesetzgebungen läßt nur  das Preußische Allgem. Landrecht,
Th. II, Tit. VIII, tz. 702, die Dessauer W. -O., tz. 7, die Bre​
mer W.-D., Art. 20, die Dänische W.-D., §. «, und das Eng​
lische Gesetz 3, 4, ^.nn» ck. 9, §. 1, Wechsel »u, ponour zu'.
Gegen die Zulassung derselben spricht aber die Gefährlichkeit und Mislichkeit ihres Gebrauches, der durch kein entschiedenes Bedürfniß des Verkehres erfordert wird und sich — wo in ein​zelnen Fällen ein solches Bcdürfniß vorhanden sein sollte — durch Indossamente in blkmoo und Indossamente ohne Dbligo ersetzen läßt. Es sind hier Formen möglich gemacht (z. B. ein an eigene Ordre gezogener Wechsel würde in blgneo indossirt), welche dem Wechsel au poi-teur so nahe kommen, daß sich sogar fragen läßt, ob bei der Zulässigkcit solcher Formen in dem Verbote der Weck sel «u porteur nicht eine Inconsequenz liege.
Dieses ist indeß nicht der Fall, denn zwischen einem in lilmico indossirten und einem »u pm-teur ausgestellten Wechsel findet rechtlich eine erhebliche Verschiedenheit statt. Die Motive des Braunschweigi​schen Entwurfs erläutem diese Verschiedenheit auf folgende Weise:
l Vgl. Mittermaicr im Archiv für civil. Prans Bd. 25, Heft 2, 238 fg.
„Auf den Inhaber gestellte oder indossiere Wechsel treten ganz an die Stelle eines Papiergeldes. Der Aussteller leistet hier von vorn herein dem ganzen Publikum gegenüber ein Einlösungsver​sprechen. Zwischen ihm und zwischen den einzelnen Personen, durch deren Hände das Papier geht, findet kein bestimmtes, sie vereinigendes Rechtsverhä'ltniß statt, indem das weggegebene Papiergeld wieder in der Masse der cursirenden Geldmittel sich verliert und der daran stattgefundene Besitz keinen noxus unter den einzelnen Besitzern begründet. Der Ausgeber steht daher in Bezug auf die Garantie für das ausgegebene Papier nur dem ganzen Publikum gegenüber, dessen Rechte sich zuletzt in der Per​son Desjenigen äußern, welcher das Papier zur Einlösung präsentirt.
Eine so freie Circulation liegt aber nicht in der Natur des Wechselgeschäfts. Das Anfertigen und Ausgeben au portcmi- ge​stellter Wechsel, mit welchen man sich ein Papiergeld schaffen und dasselbe im Volke verbreiten wollte, wäre eine arge Schwindelei, denn nach dem jetzigen Standpunkte des Verkehres gilt es bei soliden Kaufleuten als Regel, daß jeder Wechsel sich auf ein be​stimmtes Geschäft stützt und Wechsel also nicht als allgemeines Zahlungsmittel ausgemünzt, sondern immer für den einzelnen Fall, und nicht mit Bezug auf das ganze Publikum, sondern auf einen bestimmten Rehmer ausgestellt werben.
Das Indossament in bl«noo erleichtert nun zwar die Circu​lation des Wechsels, es hebt aber jenes Verhältniß zu bestimmten Interessenten nicht so geradezu auf, wie solches beim Papiergelde aufgehoben ist. Es läßt sich nicht behaupten, daß das Indossament in Klunco gar keine Uebertragung bewirke (ein Satz, aus welchem Einert die Uebertragung der Wechsel durch Indossamente überhaupt bestreitet) und daß die Unterschrift des Indosssrenden lediglich dazu diene, eine Garantie desselben für den Wechsel zu begründen, so daß also der Wechsel auch ohne dieses Indossament begeben werden könnte. Es hat vielmehr keinen andern Sinn, als dem Indossatar die weitere Begebung zu erleichtern und ein Mittel an die Hand zu geben, ohne eine fernere Uebertragung durch ein Indossament, sich wieder einen Andern zu substituiren.   Hier liegt die Verschie-
i»'6X!8t»it  PN8   <j'tMl5   publio8  poul-   »uppleer   ii   Ig   monnlli«
4) Durch die Bestimmungen über die Zahlungszeit werden 3. Wechsel 5 uso ausgeschloffen. Bei der Verschiedenartigkeit der über den U80 geltenden Bestimmungen und der Seltenheit der Usowechsel — die nur von und nach einzelnen Landern vor​kommen, z. B. zwischen Hamburg und Spanien — ist es aller​dings ein Gewinn, wenn das Wechselrecht durch Abschaffung der Usowechsel vereinfacht wird. Nach §. 4 sind im Inlande aus​gestellte Wechsel » uso nichtig: vom Auslande, wo eine gleiche Bestimmung nicht gilt, einlaufende Usowechsel würden dagegen nach §. 85 nicht für ungültig gehalten werden können, würden aber doch keinen Erfolg haben, wenn man am inländischen Zahl​platze keinen uso anerkennte, und an der Regel festhielte, den ugo nur nach dem Rechte des Zahlortes zu bestimmen. Es wird sich indeß an den Seeplatzen wohl der jetzt bestehende Gebrauch erhalten, den u8o nach dem Rechte des Ausstellungsortes zu berechnen, und also für einen vom Auslande einlaufenden Uso​wechsel dasselbe anzunehmen, was im Auslande für einen dorthin gelangenden Usowechsel gilt. Bis jetzt ist der Uso in Bremen und Hamburg bei Wechseln aus Deutschland 14 Tage nach Sicht, bei Wechseln aus Holland, England und Frankreich 1 Monat «iaw, und bei Wechseln aus Spanien, Italien und Portugal 2 Monat <Wo '.
d. Die Angabe der Zeit kann in der Nennung eines be​stimmten Tages liegen. Ein solcher ist nicht nur ein bestimmter Kalendertag, sondern auch ein durch eine anderwcite Bezeichnung bestimmter, z. B. ein Feiertag, der Tag eines bestimmten Er​eignisses, so daß nur jeder 6,6» inc6Nu8 «n et c^ugnäa ausge​schlossen ist. Der Ausdruck begreift den iour lixe und den iour MerminH in Art. 129 des docls clo oommeros. Die Bestim» mung durch Beziehung auf eine anderweite noch vorzunehmende
1 Note zu Art. 5l der Ausgabe der Bremer W.-O. von Albers. Meno
Pohls Handelsrecht II, S. 399.
4
Handlung, auf Kündigung, oder ein zu erwartendes Ereigniß ist also ausgeschlossen.
c. Die Stellung auf eine Messe ist als Ausnahme zuge​lassen. Es fehlt dabei an einem bereits durch den Wechsel be​stimmten Zahlungstage, und dieser wird nach §. 35 durch die Gesetze des Meßortes ergänzt.
6. Wechsel g pigoero gestellt, d. i. solche, welche auf Sicht zahlbar sind, bei welchen aber der Inhaber an keine Frist zur Vorzeigung gebunden ist, sind durch die Vorschriften des Gesetzes ausgeschlossen.
5)
Die Angabe des Datum kann durch eine Bezeichnung,
wie: Leipziger Ostermesse, Frankfurter Margarethenmesse u. dgl.
nicht ersetzt werden.
Das Datum muß aber auch das ächte sein. Ein unrichti» ges Darum würde ein Falsum enthalten können. Von den Fol« gm ein« falschen Datirung wird zu §. 7 u. 76 zu sprechen sein.
6)
Die Angabe des Zahlungsortes.   Das Gesetz weicht hier
.vom französischen Rechte,  Coäy 6e oonnuLrob, gn. 1W, darin
ab, daß es die remise 6s pwo« en plaos oder äizwmia loci nicht vorschreibt. Das französische Recht beruht in diesem Punkte auf einer unrichtigen Ansicht vom Wesen und Zweck des Wech' sels, welche diesen Zweck in der Versetzung des Geldes von einem Orte zum andern sieht. Im Wesen des Wechsels liegt indeß nichts, was den Gebrauch der sogenannten Platztratten ausschlösse'.
7)
Die Valutaquittung,  welche in den meisten Wechselge​
sehen,  wenn  auch oft nicht als wesentliches Erforoerniß vorge​
schrieben ist, erfordert das Gesetz — in Uebereinstimmung mit
den »weren Entwürfen — nicht'.
In früheren Zeiten war das Bekenntm'ß über den Valuta» empfang fü« da« »«rhattniß des Remittenten zum Trassanten und für dk Besugmß des letzteren auf Bezahlung der Valuta
! Mittermaier I. e. S. 294.
» Vittermaier 1. o. S. 298 und N«»e^. «tucl«» 6« «lroit
 ct»»p. XIX.
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zu dringen von Wichtigkeit, man ließ die Clauseln pro «»mbigtis, «onti 3 nc»i, nicht für ein solches gelten, sondern nur die Clauseln pro toticlem k»diti«, oder pro mimersto. (kotse 6«-nulle c^6 msront. äseis. 6eo. 44. 105. §. 5.) Später, als In' dossamente gebräuchlich wurden und das Bekenntniß der empfan​genen Valuta zu einer Form geworden war, die man schlechthin anwendete, war es leicht möglich, daß der Remittent, der die Valuta nicht bezahlt hatte, den Wechsel mit dem Bekenntnisse des Valutaempfangs kurz vor seinem Fallisscment weiter indos-sirte und so den Trassanten in die Lage brachte, zur Verfallzeit denselben selbst oder durch den Trassaten einzulösen. Die Bc-sorgniß vor solchen Betrügereim veranlaßte in Frankreich die Bestimmung des Edicts von 1673 Mi-. 5. »n. 1. daß der Wech​sel bezeichnen müsse, ob die Valuta .i 6ls reous en Monier», mgrokgn6i808 ou autrement, welche von Savary, Pothier und Locre angepriesen und auf deren Autorität in dcndnäs 6e com-
 (:>rt. 110 — I« vuleui' loumio en <?5pi,^e8, en marengn.
 ei, Qvmts, ou äs wm 9ull-6 mgniörs) übergegangen ist. Augenscheinlich wird indeß durch diese Bestimmungen der Mög​lichkeit von Betrügereien gar nicht vorgebeugt, wenigstens aber der dadurch erlangte Nutzen durch die eröffnete Möglichkeit chica-nöser Ausstellungen gegen den Wechsel wieder aufgehoben. Eben so wenig Nutzen haben ähnliche Bestimmungen vieler deutscher Wechselgcsctze, welche bald eine allgemeine, bald eine specielle Valutaquittung erfordern, und nur dann, wenn man sich verlei​ten läßt, Momente des der Wechselausstellnng zum Grunde lie​genden Geschäftes einzumischen, wird man einen solchen Nutzen der erwähnten Clausel behaupten können.
Zudem steht die Vorschrift des (!o6n <ie> comtiwree mit der Ansicht in Verbindung, daß der Wechsel die Rückzahlung des an einem Orte gegebenen Geldes an einem andern zu vermitteln habe: diese Ansicht ist aber von der Theorie als unrichtig er​kannt. Der Wechsel kann vielmehr den verschiedenartigsten Zwecken dienen. Es wäre allerdings wohl zulässig, diese Zwecke durch das Valutabekcnntniß wenigstens  andeutungsweise zu bezeichnen;
allein etwas Nothwendiges und Wesentliches kann eine solche Be« Zeichnung nicht sein. Völlig erschöpfend ist dieses in den Moti« ven des Preußischen Entwurfs nachgewiesen. „Zunächst", heißt es daselbst S. 21, „hat die Veranlassung der Ausstellung gar keine Beziehung auf das Verhältniß der Indossanten, Indos« säten und Acceptanten unter einander. Man hat deshalb wenig« stens keinen Grund, den Wechsel wegen des fehlenden Bekennt» nifses für durchaus ungültig zu erklären; man könnte höchstens die Wechselklage gegen den Aussteller dadurch bedingen, wie es auch nach dem Vorgange der hanoverschen Wechsel-Ordnung der würtembergische Entwurf vorschlagt. Aber auch das hat wieder-« um, wenigstens in Beziehung auf die Klage der Nachfolger des Remittenten keinen Grund. Ob und wie die Valuta berichtigt fei, berührt nur das Verhältniß des Ausstellers zum Remittenten. Man ist darüber einverstanden, daß dem Aussteller nicht zuge​standen werden könne, sich gegen die Indossatare, sei es, um sich im Wechselproteste selbst gegen die Verurthcilung und Wechsel-Execution zu schützen, oder um vermittelst der in Separate zu verfolgenden Einrede das Gezahlte zurückzuerhalten, auf die er​weisliche Unrichtigkeit des Bekenntnisses zu berufen. Wenn es hiernach den Indossatarcn gegenüber nicht auf Wirklichkeit der angegebenen Causa, sondern nur auf deren Ausdruck ankommt, wenn die Angabe nicht als Beweismittel erscheint, welches den Gegenbeweis zuläßt, so stellt sich auch das Bekenntniß nur als eine an sich unwesentliche Förmlichkeit dar. — Es würde also nur darauf ankommen, ob etwa die wechselmäßige Verpflichtung des Ausstellers dem Remittcnten gegenüber durch das Bekennt« mß zu bedingen sei. Auch das ist zu verneinen. So lange das Wechselgeschäft sich auf den eigentlichen Geldwechsel, von Ort zu Ort, beschränkte, und so lange die Indossamente sich nicht ausgebildet hatten, hatte das Erfordernd des Bekenntnisses der empfangenen Valuta guten Grund. Aber bei der heutigen Ge​staltung des Wechselverkehrs kann man, wie anderwärts genug​sam nachgewiesen ist, den Wechsel nicht mehr als einen Schuld​schein oder als eine bloße Beweisurkunde über ein vorhergegan«
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genes Geschäft behandeln.   Man hat ihn, in Ucbereinstimmung mit jener Ansicht, welche schon, zwar verdeckt, aber doch leicht nachweisbar, dem  Allgem. Landrechte zum  Grunde  liegt,  als einen, von dem veranlassenden Geschäft zu unterscheidenden, den Verpflichtungsgrund in sich selbst tragenden, einseitigen Formal-act aufzufassen,  bei welchem eben darum ein Bekenntniß über den Grund der Ausstellung nicht für wesentlich erachtet werden kann.   Wie aus anderen persönlichen Beziehungen, so mag auch der Trassant allenfalls aus dem Verhältniß, aus dessen Veran​lassung der Wechsel gezogen ist, unter Umständen eine Einrede gegen den Remittenten entnehmen können.   Aber diese ist zu er» warten und vom Aussteller zu erweisen.   Man kann allenfalls zugeben, daß der Trassant, wenn er im ordentlichen Processc die Valuta gegen den Rcmittenten einklagt, nicht seinerseits zu be​weisen braucht, daß der Wechsel nicht auf Eredit, nicht aus Li​beralität und nicht zur Tilgung einer bestehenden Schuld ausge» stellt   sei;   daraus folgt jedoch  nicht,  daß dem Trassanten eine liquide Einrede zur Seite stehe, welche erst durch das Bekennt​niß über die Valuta beseitigt werden müsse.   Der Trassant, wel​cher sich durch Ausstellung und Aushändigung des Wechsels dem Remittenten verpflichtet hat,   zur bestimmten Zeit und am be​stimmten Orte nach Wechselrecht Zahlung zu verschaffen,  kann sich  dieser Verbindlichkeit selbstredend durch  die bloße Berufung auf die aus dem vorhergegangenen civilrechtlichen  Geschäfte ori-ginirende, der weiteren Erörterung bedürfende, angebliche Forde​rung nicht, entziehen, schon dm?um nicht, weil der Kaufwerth des erst später zahlbaren Wechsels der Wechselsumme Nicht gleich ist. „Das Bekenntniß erscheint hiernach überall nur als äußere Förmlichkeit, und daß es so im Verkehr betrachtet und behandelt wird,  ist bekannt;  man schreibt irgend eine der gebräuchlichen Bekenntnißformeln in den Wechsel, eben weil es vorgeschrieben ist.   Nach den einleitenden Bemerkungen zu diesen: Kapitel würde man es nichtsdestoweniger eben als Förmlichkeit beibehalten kön​nen.   Aber indem es unrichtige Ansichten über die Natur dieser Förmlichkeit unterhält  und  zu  mancherlei  Streitigkeiten Anlaß
gibt, schadet es nur, ohne zu nützen. Man meint zwar, damit Betrügereien, Verdeckung gesetzwidriger Geschäfte unter der Form des Wechsels verhüten zu können. Dieser Zweck kann indeß of​fenbar durch die üblichen inhaltlosen Formeln nicht erreicht wer den, welche über die eigentliche Beschaffenheit des dem Wechsel zum Grunde liegenden Verhältnisses nicht die geringste Auskunft geben. Eine genaue, wahrhafte Angabe des Verhältnisses läßt sich nicht vorschreiben; die Kausieute werden niemals in den Wech​seln ihre besonderen Verhältnisse aufdecken wollen; auch in Frank​reich sträubt man sich dagegen; man gibt nicht selten eine falsche Causa an."
8) Die Stellung  „an Ordre" ist weder für den Wechsel
noch für das Indossament zur Bedingung der Uebertragbarkeit
gemacht.    Diese Uebertragbarkeit bildet die Regel,   und   es ist
daher angemessener, wenn sie ausdrücklich ausgeschlossen werden
muß, als wenn man sie von einem besondern, darauf bezüglichen
Ausdrucke im Wechsel oder Indossamente abhängig macht.   Allg.
Preuß. Landr. Th. II, Tit. VlII, §. 829.   Weimarfche Wechsel-
ordn. §. 29.   Bremer W.-O. Art. 17.
9) Bei den Bestimmungen über die Formen und Requisite
des Wechsels  ist  von solchen Wechseln, welche für Rechnung
eines Dritten  vorkommen,  nicht die Rede.     Auf das   eigent​
liche Wechselrecht sind dabei die  vorkommenden Umstünde auch
ohne Einfluß.    Man kann   ein zweifaches   Verhältniß  unter​
scheiden.
2. Es kauft Jemand einen Wechsel für einen Andern, laßt
ihn an seine Drdre stellen und indossirt ihn seinem Auftraggeber.
Dann übernimmt er durch sein Indossament eine wechselmäßige
Verpachtung, und haftet sogar seinem Auftraggeber. Hierzu
verpflichtet ihn das spanische Handelsgesetzbuch Art. 160. Ohne
eine solche gesetzliche Vorschrift kann er dazu indeß nicht wohl
gehalten sein: er wird den Wechsel gleich auf den Namen seine«
Auftraggebers stellen lassen, oder ihn ohne obligo indofsiren. Vgl.
pä
oom-8 6s äroit oow«u. »s. 581.
d. Es kommt auch aus mannichfachen Gründen vor,  daß
für Rechnung eines Dritten, der nicht als Trassant erscheinen will, gezogen wird. Der Dritte bleibt dann dem Wechselgeschäfte ganz fremd und Indossanten und Inhaber kommen mit ihm in keine Berührung. Meist wird sein Namen auch nur mit den Anfangsbuchstaben bezeichnet. Der Co6s cle oommsroe enthält hierüber eine ausdrückliche Vorschrift in Art. 115. l.« provi-sion äoit 6tre Kits pgr ls tireup, nu pgi' ovlui pour ls oompts cls lzui w Isttre 6s otianßs ssi-il til-«s, 8l>N8 quo ls tirvur pour oowpl« «1'aMrui 06856 ä'strs psrzonnsilsmsnt odli^ snver8 !«8 onäo88sur8 et Is portsur 8sulsmeut'.
Danach ficht der Hraffant mit dem dritten Auftraggeber in einem reinen Mandatsvechältntffe uttd wechftlmaßigr Verpstichtun» gen kommen zwischen ihnm nicht vor. Die Deckung hat d«r Dritte zu besorgen und ebenso hat derselbe dem Trassanten nicht nur eine Provision zu zahlen, sondern ihn auch wegen seiner Auslagen und wenn er etwa regreßpflichtig geworden ist, zu entschädigen. Die Ansprüche der Indossanten und des Inhabers gehen blos gegen den Trassanten. Unterscheidet man, wie im französischen Rechtes den mguciatgii-s und oolinni^ionngil-s, von welchen jener in fremdem Namen handelt und seinen Auftraggeber verpflichtet, dieser aber im eigenen Namen, und sich selbst, mit Vorbehalt des Anspruches auf Entschädigung an seinen Mandanten, verbindlich macht, so ist der Trassant beim Wechsel für fremde Rechnung in Bezug auf den Trassaten manägtmi'L. Dieser hat sich wegen der Deckung all den Mandanten zn halten. In Beplg auf den Re-mittenten und die Indossatare ist er aber oommigzionnlnes, so daß diese sich an ihn und nicht an den Dritten halten. Das hob ländische Handelsgesehbuch Art. 200 gestattet freilich hier eine subsidiäre Klage gegen den Dritten, wenn derselbe die Valuta empfangen hat.   Es ist indeß richtiger, diese Klage  auszuschlic-
! Die letzten Worte enver»  u.  s.  w.  sind durch das Gesetz vom 19 März 1817 hwzugefetzt, um ewtn Anspruch des Ncceftwnttn wegen der De ctung an den Hraffanten auszuschließen,  »rt. yl.
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ßen. Der Trassant hat das Geschäft zunächst auf eigenen Namen geschlossen und eine »oüa quasi instilorm würde voraussetzen, daß der Mitcontrahent um die Auftragsertheilung gewußt und im Vertrauen auf den Dritten sich in das Geschäft eingelassen habe. Dieses trifft aber da nicht zu, wo der Dritte unbekannt geblieben und blos mit den Anfangsbuchstaben feines Namens bezeichnet ist. Man kann also dem Inhaber nie mehr einräumen, als einen Anspruch auf die Bereicherung gegen den Dritten, wenn etwa der Trassant insolvent geworden, oder der Wechsel präjudicirt sein sollte'.
Die Verhältnisse des Bezogenen zu dem dritten Auftrag​geber liegen endlich außerhalb des Wechsels. Regelmäßig hat auch der Bezogene wegen der Deckung nur mit dem Dritten sich zu vernehmen. Eine Ausnahme entstände, wenn er zu Eh» ren des Trassanten oder eines Indossanten acceptirte und als​dann würde ihm nach geleisteter Zahlung und wenn die übrigen Voraussetzungen beobachtet wären, der Honowt wechselmäßig, freilich nicht wegen der Deckung, sondern im Regreßwege haften.
§   5.
Die Bestimmung über Differenzen zwischen der Bezeichnung in Zahlen und in Buchstaben ist aus dem Mgem. Preuß. Landr. Th. 1l, Tit. 8, tz. 751 übernommen. Die Regel ist, daß die Summe mit Ziffern über dm Wechsel — gleichsam als Notiz oder zunächst in's Auge fallende Inhaltsangabe — und mit Buchstaben in den Context geschrieben wird. Es entscheidet also regelmäßig die im Context enthaltene Angabe.
Die zweite Bestimmung des §. 5 entspricht dem Art. 1327
Beide Bestimmungen werden aber ausreichen, um alle mög​lichen Fälle  zu  entscheiden.    Wäre z. B. zweimal eine höhere
» Vgl. Heise und Cropp jur. Nbhandl., Bd. 2, Nr. Xlll. §. 20—23. Mühlenbruch,  von der Session §. 14.   Über das französische Recht lle l» lvttr» <!e okanße p»ß. 109-118.    ^««e>z, I. o. pgß. 114 »sq.
Summe übereinstimmend in Ziffern und einmal eine geringere in Buchstaben ausgedrückt, so würde die letzte entscheiden, fänden sich zweimal Buchstaben und einmal oder mehrmal Ziffern, so entschiede die geringste in Buchstaben ausgedrückte Summe.
§. 6.
Der Gebrauch der Tratten an eigene Drdre ist in dem Ge« setze ausdrücklich gestattet, und zugleich werden durch die gegebe» neu Bestimmungen die über diese Wechsel vorhandenen Contro-versen beseitigt. Diese Controversen beruhen auf der Ansicht, daß der Wechsel an eigene Drdre erst durch ein Indossament Gültigkeit erlange.   Die Jurisprudenz ist daher über die Fragen:
1) ob, wenn der Ort des ersten Indossaments zugleich der Drt
der Zahlung sei, nicht das Requisit der remiss 60 pwo«
vn plgos fehle;
2) ob das Indossament,   da es mit dem Wechsel nur Eins
ausmache (?3i'ä685U8, oours 6s cli'oit oouuneroigl nr. 339),
den Mangel des Datums am Wechsel ergänze,  wenn es
selbst datirt sei, und ob umgekehrt, wenn der Wechsel datirt
sei, das Datum beim Indossament fehlen dürfe;
3) ob der Aussteller durch ein Accept des Bezogenen Rechte
gegen diesen erlange, insonderheit in dem Falle,   wo der
Wechsel gar nicht begeben war;

in Zweifel gerathen'. Diese Zweifel lösen sich nach den Bestim» mungen des Gesetzes, nach welchen die Tratte an eigene Ordre ganz wie jede andre Tratte zu behandeln ist. Das Indossament kann nach §. 7 die Mängel des Wechsels selbst nicht ergänzen, und die Wechselklage des Ausstellers ist nach §. 23 schlechthin gegen den Acceptanten statthaft, mag der Aussteller den Wechsel gar nicht begeben oder wieder eingelö'set haben.
Eigene Tratten, in welchen der Aussteller auf sich selbst zieht,
i Heise und Cropp jur. Abhandl., Bd. 2, S. 36—M ^Vn«F««>^ traite lle» lettres 6« cban^e ^l- 37. i'essil, (!e !<z lettr« 6« ckau^e p»^. 51—59 Mitte rmaier im Archiv für cioil. Praris Bd. 26, Heft 3, S. 451,
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haben in Frankreich nur vor der Herrschaft des Code als Tratten gegolten, nach dem Rechte des Code werden sie als eigme Wechsel, oder killet 5 äomioilv behandelt, obgleich die Rechtsprechung in dieser Hinsicht nicht konstant ist, und man das Ziehen auf einen Socius, oder von einem Etablissement auf ein derselben Person zugehöriges Etablissement an einem andern Orte als Trattengeschäft ansieht'.
Wechsel dieser Art sind Passend, wenn der Aussteller selbst an einem andern Orte zahlen will, oder auf ein ihm an einem andern Orte gehöriges Etablissement zu ziehen beabsichtigt, und vertretm alsdann die Stelle des nicht beliebten domiciliirten eigenen Wechsels. Im Oesterreichischen Rechte gehören sie zu den form» lichen Wechseln, indem nach diesem Rechte die Förmlichkeit in der Zahlbarkeit an einem andern Orte besteht ^.
Dieser letzte Umstand scheint aber wesentlich. Im Wechsel​rechte kann man nicht auf die Sache selbst und den materiellen Erfolg — wonach in der That die eigene Tratte nur ein eigener Wechsel ist — sehen, fondern muß die Form ins Auge fassen. Der Sache nach erreicht ein eigener Wechsel unter Umständen den Erfolg eines trassirten und ein trassirter den eines eigenen. Regel​mäßig muß daher die eigene Tratte ganz als trassirter Wechsel behandelt werden, und es ist nicht wohl thunlich, die Fälle, in welchen eben ein wesentlicher Nutzen ihres Gebrauchs vorhanden ist und in welchen sie die kaufmännische Ansicht als Tratten an​erkennt, allein hierher zu rechnen, die Fälle nämlich des Ziehens von einem Etablissement des Ausstellers auf das andere. Fehlt es indeß an der 6i8tkm«,ia looi, so ist die eigene Tratte ein ganz leeres Spiel mit der Form, welches das Gesetz nicht wohl an» «erkenn«« kann.
z.7.'
Wenn an dem Wechsel eines der wesentlichen Requisite fehlt,
 1. o. »rt. 24.    ^ar<i»«,«« Kr. 235, 2 Tausch, Öfterr. W.-Recht. §. W.
so fehlt auch die Wechselkraft, und es kann sich nur noch fragen, ob und welche Folgen eine solche unvollkommene Scriptur nach den Grundsätzen des Civilrechts hervorzubringen im Stande sei. Daß nun auch die auf einen fehlerhaften und also ungül​tigen Wechsel gekommenen übrigen Wechselerklärungen, Indoffa-ment, Accept und Aval ungültig sind, ist allerdings consequent, weil dieselben einen Wechsel — der im Grunde bei Form» fehlern nicht existirt — voraussetzen, und könnte nur insofern für unangemessen gehalten werden, als die einzelnen Wechselerklä-rungen, wie in §. 3 und tz. 76 anerkannt ist, eine selbstständige Gültigkeit haben können. Diesen letzten Gesichtspunkt befolgt namentlich der Meklenburgische Entwurf, welcher in Art. 9 be> stimmt:
auf eine unvollständige Tratte leiden die Rechtssätze keine Anwendung, welche das, was ihr fehlt, voraussetzen. Hält man die Bestandtheile des Wechsels nur für Voraus' fetzungen seiner Brauchbarkeit, so kann freilich Manches fehlen und durch das Gesetz oder spätere Erklärungen ergänzt werden, ohne daß der Wechsel unbrauchbar und deshalb nichtig wäre. Fehlt die Zahlungszeit, so kann man den Wechsel als Sichtwechsel behandeln, fehlt die Summe im Wechsel und findet sich im Accevte, so kann der Acceptant doch immer haften u. s. w. Die Bestandtheile des Wechsels sind indeß nicht blos Voraus» setzungen seiner Brauchbarkeit, sondern Stücke eines Formal​geschafts, also Formen, deren Mangel Nichtigkeit des Ganzen nach sich zieht. Es bliebe freilich möglich, das Accept und In« dossamcnt der Formmängel des Wechsels «»geachtet gelten zu lassen: eine solche Bestimmung würde aber eine weitere Vorschrift darüber voraussetzen, welche der einzelnen Stücke fehlen dürfen, ohne der Gültigkeit des Indossaments und Accepts zu schaden, und eine solche Vorschrift läßt sich schwerlich für alle Fälle in passender Weise ertheilen. Durch die Bestimmung des §. 7 werden daher allerdings Zweifel und Controversen, an dem» es sonst nicht fehlen würde, beseitigt. Eine Ausnahme leidet das in dieser Bestimmung enthaltene Princiv  nur durch die Vorschriften in
tz. 3 und §. 76, welche indeß nicht,eigentliche Formfehler, sondern die Folgen einer aus andern Gründen sich ergebenden Ungültigkeit betreffen. Dort ist die Ungültigkeit eine absolute, hier nur eine relative.
ll. Verpflichtung des Ausstellers.
§. 8.
1)
Aus der Fassung des Wechsels, geht die Pflicht des Aus​
stellers für die Acceptation zu haften,nicht hervor.   Sie beruht in​
deß jedenfalls auf der allgemeinen Rechtsansicht und allen Wechsel​
gesetzen, welche diese Folge schlechthin an die Form des Wechsels
knüpfen.    i^liZ   eon6il,lo   tgcits  vi6olur  ino886  sx ugturg  oon-
lraotus;  heißt es in den Dsois. rolss (lsuuss 4. 7.   Unter den
Bemerkungen zu dem Entwürfe des 6060 6s ^ommeros fand sich
auch eine Bemerkung des Tribunals von Le^isr8, nach welcher,
da sie nicht aus dem Wechsel erhelle, jene Verpflichtung des Aus​
stellers gar nicht stattfinden sollte.   I^oeepwlion, so äußert das
Tribunal,  yu'on  sxigs  pour  uns  lsttrs  äs  olianZs non sokus
S8l uns in)U5li«6 Hu'ou lt»it <iu tirsur, sn os <^u'^ l> ^irolnis <is
!«i sgiro goczuiNer i, l'ecdegnos «t nan 6s i» fnirs nccsplsi'.    5i
l«3  lou68  N6 50Nt  P35   sgits   6l!N5   LS   uwlusnt,   lls   psuvsnt  l'sll'6
Z> 8ON ^oti4»vos, »v»nd  Isc^uelis ii US  äoit risn il oslui 6N sg-vsur   6u<;uel   l'orärs sn  03t.  P3886.    Osg oouäilions par oslui-oi st pgr Is8 snclo55eur8 <^ui lui strs l68psots68 ^U8tzu'gu ^0Ul' 6s I'eo!i63N0 l»it laute 6s pg^slusnt.
Hierbei ist die Natur des Wechsels als eines Formalakts verkannt Es ist völlig unzulässig die materielle Folge des Wech​sels aus dem Sinne der Form zu abstrahiren; dieselbe knüpft sich vielmehr schlechthin, und ohne Rücksicht ob eine rationale Interpretation dergleichen daraus abzuleiten vermag, schlechthin an die Form.   (Vergl. die Bemerkungen zu tz. 82.)
2)
Der Aussteller ist freilich der erste und nächste Schuld​
ner bei dem ganzen Geschäfte.   Nach der Ausstellung haftet er
für die Acceptation und Bezahlung, und diese Haftung pflanzt sich auf die Indossanten fort. Ob man deshalb die Regreßklage als „die eigentliche nächste Hauptklage" aus dem Geschäfte betrach-ten will, (Einert, Wechselrecht S. 202), möchte nicht viel ver» schlagen: soviel ist gewiß, daß, so lange nicht acceptirt ist, keine andere Klage existirt. Der Principalanspruch des Inhabers geht dahin, daß der Bezogene acceptire und einlöse: weil dieser Anspruch indeß gegen den Bezogenen, so lange derselbe nicht ac​ceptirt hat, nicht geltend zu machen ist, so kann die Sache leicht so aufgefaßt werden, als sei der aus der Nichterfüllung des An-spruchs auf Einlösung folgende Entschädigungsanspruch der princi« palc. Jener ursprüngliche und erste Anspruch darauf, daß eingelöset werde, findet allerdings gegen den Aussteller statt: aus der Na​tur der Sache folgt aber, daß nicht dieser Anspruch, sondern immer nur die Entschädigungsforderung, in welche er sich bei sei​ner Nichterfüllung auflöset, gegen den Aussteller geltend gemacht werden kann. Dieser Entschädigungsanspruch, oder die Regreß-klage ist also doch kaum der nächste und Principalanspruch des Inhabers zu nennen.
3) Der Aussteller, sowie die seiner Pflicht beitretenden Indossanten haften nur für den Erfolg, daß acceptirt und bezahlt werde. Hieraus folgt zweierlei. Auf Seiten des Ausstellers und der Indossanten kommt auf die Mittel und Maßregeln, die sie zur Sicherung dieses Erfolgs ergreifen, rechtlich nichts an. Es ist gleichviel ob sie hier von oulpa frei sind oder nicht, ob der Aussteller Deckung beschafft oder Avi5 gegeben hat oder nicht. Der Aussteller haftet schlechthin, wenn der Erfolg nicht eintrat, und kann sich nicht damit entschuldigen, daß von seiner Seite jede mögliche Vorkehrung getroffen und der Erfolg nur durch Zu​fall vereitelt sei. Auf der andern Seite wird der Aussteller aber von seiner Haftung für den Erfolg frei, sobald der bestimmte dem Inhaber dabei vorgezeichnete Weg nicht inne gehaltm ist. Er haftet nur dafür, daß unter dieser Form und zu dieser be​stimmten Zeit eingelöset werde. Versäumt hier der Inhaber Et​was, so muß sein Recht erlöschen, und es ist eine viel zu laxe
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Ansicht', wenn man darauf sehen will, ob durch die Säumniß des Inhabers wirklich «in Schaden entstanden ist.
4) Es fragt sich, ob durch eine besondere Clausel die Accep» tabilität, oder der Regreß wegen versagten Accepts ausgeschlossen werden kann.
In manchen Gegenden bedarf man eines blos auf dem Cre-dite des Ausstellers beruhenden nicht accqotabeln Pavieres, wel​ches eben der fehlenden Acceptabilität wegen minder sicher und im Wechselhandel minder beliebt, aber für den Aussteller bequemer ist, well er erst zur Verfallzeit Deckung zu machen braucht und bis dahin die Valuta benutzt. So die in Sachsen durch das Mandat vom 23. Dec. 1829 zugelassenen Anweisungen. Papiere dieser Art sind blos Mittel, deren sich die Aussteller bedienen, um sich Geld zu verschaffen. In der That beruht der Werth des Papieres, da das Accept fehlt, nur auf der Garantie des Ausstellers, es ist der Sache nach nichts als ein Stellvertreter des un​beliebten eigenen Wechsels, und hat nur die äußere Form eines ge​zogenen Papieres. Am klarsten liegt dieses vor, sobald der Ge​brauch dieser Papiere sich ausdehnt: die Aussteller, meist kleinere Fabrikanten, stellen Anweisungen weit über ihren Credit aus, sehen voraus, daß sie dieselben bei Verfall selbst wieder einlösen müssen und auf die Zahlung durch den Assignaten war vom Aus​steller gar nicht gerechnet.
Ist es erlaubt durch eine besondere Clausel dem Wechsel die Acceptabilität zu nehmen, so wird derselbe damit einer solchen Anweisung durchaus gleichgestellt. In Frankreich geschieht dieses nun allerdings. Man stellt die Wechsel in folgender Form: pgz ^ p»r c«Us 8ouls clo okgNFS von 8U8ovptibls ci'goceptÄtion ele. aus, und bezweifelt die Gültigkeit des hiermit ausgesprochenen Verbots, zur Annahme zu vräsentiren und eventuell wegen il^er Versagung Regreß zu nehmen, nicht.
Nach dem  vorliegenden  deutschen Gesetze muß man indeß
 »gl. i>H»»«5i, l. o. P»F. 112 und die Bemerkungen zu §. 83.
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anders entscheiden. Die Acceptabilitä't ist ein ss86uti»l6 und nicht blos ein nawrgis iwßotii. Das Gesetz kennt überhaupt nur Essentialien des Wechselgeschäfts, und läßt den Parteien nur in einzelnen besondern Fällen (§. 19. 24) frei, an den gesetzlichen Bestimmungen durch Autonomie Aenderungen zu treffen. Nach §. 8 soll der Aussteller schlechthin für die Acceptation und Be» zahlung des Wechsels haften. Ist also sonst die Wechselform in Ordnung, so würde eine Clausel, durch welche sich derselbe dieser Pflicht entziehen wollte, als mit dem klaren Sinne des Wechsels streitend, pro non soripta gelten muffen.
5) Endlich ist hier die Frage zu beantworten, ob der Aus​steller, da er für die Acceptation und Bezahlung haftet, den Wechsel wirksam contremandiren kann '.
Mit dieser Frage pflegt gewöhnlich eine zweite in Verbin« düng gebracht zu werden: die Frage von dem Ansprüche des In​habers auf die Deckung. Im englischen Rechte findet sich die Ansicht, daß durch die Trassirung dem Inhaber die beim Bezo​genen vorhandene Deckung abgetreten sei', und dieselbe Ansicht ist auch der franzosischen Jurisprudenz um so weniger fremd ge» blieben', als Art. 170 des 6o6e 6s ooinnwree, dem Inhaber eines präjudicirten Wechsels gestattet, die Deckung vom Bezoge​nen zu fordern. Die französische Jurisprudenz ist hier in man-nichfache Zweifel gerathen ', scheint indeß zu richtigeren Ansichten zurückzukehren. Lehrreich ist in dieser Hinsicht ein arröl, des bel​gischen Cassationshofs vom 26. Juni 1840, welches wir, da es nicht Jeden» zur Hand sein möchte, mittheilen wollen:
l.ü oour,  oul Hl. is oonSkiüsr ?stitje»n  sn son rupporl et
Vu 165 grt. 116, 136, 140, 149, 157, 160, 164, 165, 169, 170, 171, 172 6u Cocls äs eommerc?,
 Heise und Cropp jur. Abhandl., Bd. 2, Nr. Xlll.  Story, Engl. Wechselr. bearb. v. Treitschke, Nr. 13,  ^VouFl««' l. c. Xr. 94.  Heise und Cropp I   c  G- 346, 370.
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i,   lg   vonw   6t!   yuolczue   6roit,   Mgi8   2U88i  ll   taute  PP0M6856   c^u
llnt linulrui lzui emport6 N6e688»ii'6M6Nl g»slintio 6s ootlo pro-M088S, et ren6 9lN8i P388idle lis l-eoour8 6N 038 6^in6x6pution <:slui czui » fait Ia prom6886, taut oomme oelui czui venci lo8 clroit8 (zu'il pout »voir;
ot c^unnt «ux oxpro88ion8 6e oo6ant 6t 6s os88ioiMÄii'6, qui 56 trouvont 6<lN8 Io5 grtloi68 165 et 169, 6Ü68 Ilo 86 rapporwnt
 s6liilic»n8  yui  oxi8l6nt   6Mre 16
 0U s68peotivomont 6lUro le       6
 t
e 3ÄN8 son6om        ^
 lies 2lt. 160, 170 6t 171, cgr V68 3>l-tiei68  1e8 6roil8 clu ponsnr oonU'e 1e tir^ pour .iut»nt lzue o6iui-oi 86 trouvo nguti ä« ig Provision üu jour äo l'6odeiino6, 89N8 ri6N 8tgtU6r i> l'«ßiircl 6s8 6roit8 6u porwur 8ur I» Provision llv«nt I'eclittimoe, äroits qui, gprös l'6oN6l>n66, 86 born6Nt i> Il> fnoull« ä'excr^r crux czui iippnrtionnout i»  NU lil'oui' lui-meine;
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pgr 008 motis», rej6tt6 l6 pourvoi. Nach dem neuen deutschen Gesetze  wird  man  nicht wohl daran denken, daß dem Inhaber ein Anspruch auf die Deckung zustehe, und aus diesem Grunde wird man ein Contreman-diren nicht für unzulässig und wirkungslos halten können.
Ueberhaupt sollte man aber nicht schlechthin von Zulässigkeit oder Unzulassigkeit des Contremandirens, sondern nur von den
Folgen sprechen, welche ein Contremandiren äußern kann. In dieser Hinsicht sind die Fälle zu trennen. Ist der Wechsel accep-tirt, so hilft die Contreordre nichts, weil der Acceptant aus den, Accepte selbstständig haftet. Aeltere Gesetze enthalten oft die Vor​schrift, daß Wechsel, die nicht an Ordre lauten, auch wenn sie sich in den Händen eines Dritten befinden, nach der Acccptation mit der Wirkung contremandirt werden können, daß sich der Acceptant gegen den Inhaber auf die Contreordre Iberufen könne. Der Remittent wird hier blos als Mandatar des Ausstellers an​gesehen '. Eine solche Vorschrift findet sich indeß in dem neuen Gesetze nicht, und wird auch nicht wohl als sich von selbst ver» stehend angesehen werden können.
Ist der Wechsel noch nicht acceptirt, so kann eine Contre​ordre den Aussteller zwar nicht gegen den Regreß schützen: es fragt sich aber, in wiefern der Bezogene sich verantwortlich macht, wenn er diese Contreordre nicht beachtet. In dieser Beziehung ist wohl angenommen worden, daß der Inhaber nicht einfacher proeurawr, sondern piocurMol' in rein »ugm sei, und daß der​selbe daher im Collisionsfalle dem Auftraggeber oder Trassanten vorgehe; daß auch der Trassant dem Wechsel seine einmal gege​bene Bestimmung einseitig nicht wieder entziehen dürfe. Dem entspricht auch die Bestimmung des Allgem. Preuß. Landrechts Th. II, Tit. VIII, §. 962. Genau genommen läßt sich indeß jene Ansicht praktisch nicht durchsetzen. Ist die Contreordre auch für unzulässig erklärt, und der Trassat befolgt sie dennoch, so ist kein Präjudiz gegen ihn möglich, und der Aussteller — der sich na​türlich dem Regresse unterwirft — erreicht seinen Zweck doch. Es kann sich also immer nur fragen, ob der BezogeMIch durch Nichtbefolgung der Contreordre dem Aus^w verantwortlich mache. Man kann nun nicht anneHmen, daß die Tratte ein Mandat enthalte, und daß vermöge der Widerruflichkeit des Man dats der Trassat oder Mandatar die Contreordre beachten müsse.
' Hamb. W.O. v. l7ll Art. 35.    Bremer W.-V.  v. I7t2 Art. 29. Braunschwtign W.-O. v. 1715 Art. 24.
Die Tratte ist, wie zu §. 23 nr. .1 näher erörtert wird, kein Man dat. Die Verhältnisse zwischen dem Aussteller und dem Bezo​genen liegen vielmehr außerhalb des Wechsels, und in diesen Verhältnissen muß ein Grund gesucht werden, aus welchen« der Bezogene zur Berücksichtigung der Contreordre verpflichtet wäre. Oft wird ein solcher Grund darin liegen, z. B. wenn wirklich ein Mandat in der Mitte liegt, oft nicht, wenn die ganze Opera« tion auf einer Abrede beruht, zufolge welcher der Bezogene ein Interesse dabei hat, daß das Geschäft wirklich in Ordnung komme. Jedenfalls kann der Bezogene die Contreordre vereiteln, wenn er zu Ehren des Ausstellers aeceptirt.
Daß endlich das Contremandiren für den Aussteller eine mislichc Operation ist, leuchtet von selbst ein. Ist es vielleicht seine Absicht, gegen den Nemittenten oder den letzten Inhaber Comvensationseinreden vorzuschützen, oder war der Wechsel ge​stohlen oder verloren, so kann bei der Zulässigkeit des freien Ne-gresses die Absicht des Contrcmandirenden sehr leicht vereitelt werden, indem der Inhaber auf einen Vormann, der ihm keine Einreden zu machen hat, zurückgehen, und der Contremandirende von einem Indossatar in Anspruch genommen werden kann, gegen welchen ihm keine Einreden zustehen.
in. Indossament.
§. !1-
Ueber die von dem Gesetze angenommene Ansicht vom Indossa​mente wird es nur weniger Bemerkungen bedürfen.
Die Rechtslehrer und Wechselgesetze haben lange Zeit hindurch das Indossament als eine Session behandelt. Bei der srüherhin herrschenden Ansicht vom Wesen des Wechsels und bei der Nei​gung jede neue Erscheinung mit einem römischrechtlichen Institute in Verbindung zu bringen, kann dieser Irrthum nicht befremden. Die französischen Juristen sind noch jetzt in ihm befangen. Persil I. 0. p. 189 versichert schlechtweg: I'ynäo886Mßut est 1» ee^iou laite ö uu tiers par ls porteur <is Ig I«Nrs cio cbgnZo, und selbst Fre'mery scheint an der Richtigkeit dieser Ansicht vom Indossa-
mente nicht zu zweifeln. Dann aber sing man an einzelne Unter​schiede zwischen dem Indossamente und der Session aufzusuchen und charakterisirte jenes als ein eigenthümliches und wirksameres Uebertragungsmittel, durch welches der Indossatar nicht als pro-oul-iUor seines Vormannes, sondern völlig selbstständig in den Kreis der am Wechsel betheiligten Personen eintrete, der Indossant aber zum Indossatar in das Verhättniß der Trassanten zum Remitten-ten trete. Diese Ansicht führte wenigstens dazu, daß manche mit dem Wechselverkchr völlig unverträgliche Eigenthümlichkcitcn der Cefsiow auf Indossamente nicht angewendet wurden.
Das Indossament ist indch der Cession wohl ähnlich, im in​nen, Wesen jedoch von derselben verschieden. Es ist freilich ein Mittel den Wechsel zu übertragen und den zeitigen Inhaber des​selben zu legitinliren; es unterscheidet sich indeß von der Cession in dem wesentlichen Punkte, daß der Indossatar nicht blos die Rechte des Indossanten, nicht blos die durch dessen persönliche, außerhalb des Wechsels liegenden Verhältnisse modisicirten Befug​nisse, sondern unmittelbar eigene Rechte erwirbt. Eine Denuncia-tion an den ösbilor ce88U8 kommt daher überall nicht vor. Der Indossatar tritt ganz felbststandig in die Reihe der am Wechsel  Betheiligten ein, und der Indossant hat ihm nicht nur ein Recht  abgetreten, sondern gegen ihn genau dieselbe Pflicht übernommen,  welche zuerst der Trassant gegen den Remittenten übernommen  hatte. Man hat daher mit Recht die Ansicht aufgestellt, daß der Indossant einem Trassanten gleichstehe, eine Ansicht, die ihre Bestätigung durch den — allerdings mit der früheren Lehre, welche im Indossament eine besonders modisicirte Cession erblickt, nicht vereinbaren — Umstand eine historische Bestätigung empfängt, daß es früher und vor dem Gebrauche der jetzt üblichen Indossa​mente vorkam, daß man statt des Indossaments einen neuen Wechsel ausstellte, so daß statt mehrmaliger Indossirungen meh​rere Wechsel vorlagen, deren ersten der Trassant, deren zwei​ten der Remittent, u. s. w. ausgestellt hatte. Neben der Uebertragung liegt hiernach die hauptsächliche Bedeutung des Indossamentes in der Begründung  einer  neuen, sclbststa'ndigen
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Garantie für den Wechsel, welche keine blos accessorische ist, son​dern den Indossanten als plinoipglitei- haftenden ool->-ou8 der übrigen Wechselgaranten verpflichtet. Diese Garantie ist sogar von Einert als der beim Indossamente allein entscheidende Gesichts​punkt aufgefaßt. Der Wechsel ist nach Einerts Ansicht ein Papier​geld, und bei diesem ist der Inhaber durch den Besitz lcgitimirt; die Nothwendigkeit der Nachwcisung einer regelmäßigen Uebertra-gung würde das Wesen des Papiergeldes zerstören. Durch Wechsel i,u porwui- und Indossamente in blgnoo hat man sich von der Nothwendigkeit einer Uebertragung, die nur da einleuchtet, wo man den Wechsel als eine Urkunde über eine bestimmte For​derung auffaßt, frei gemacht. Das Indossament in blgnoo be​wirkt keine Übertragung, sondern schließt dieselbe aus, indem es den Wechsel zu einem Wechsel nu porwui- macht, der gar keiner Übertragung bedarf. Das ausgefüllte Indossament ist dann kein Mittel der Übertragung, sondern ein Mittel die Begebung des Wechsels zu verhüten, und im Falle des Verlustes den Misbrauch durch den unredlichen Besitzer zu hindern. Die eigentliche Funktion des Indossaments — was sich beim Indossa​mente in biiinco und dem von einem Nichteigenthümer des Wech​sels gegebenen Indossamente am deutlichsten zeigt, — ist nur die, eine Bürgschaft für den Wechsel zu leisten.
Augenscheinlich hat diese Ansicht indeß nur eine Seite der Sache im Auge; sie wäre richtig, wenn die zweite Seite fehlte, wenn eine ausdrückliche Übertragung der Wechsel nicht vorkäme, und der Verkehr mit Wechseln »u portsur und Indossamenten in blimeo die Regel und das Natürliche wäre.
Hinsichtlich der weiteren Bestimmungen über Indossamente weicht das Gesetz von denjenigen Gesetzgebungen ab, welche volle und Procuraindossamcnte gelten lassen, für crstere einen be​stimmten Inhalt vorschreiben, und bei Mängeln an diesem In​halte nur das Vorhandensein eines Procuraindossamentes anneh​men. Die Abweichung ergibt sich schon aus der Zulassung der Blankoindossamentc. Werden diese zugelassen, so sind weitere Vorschriften über die Requisite und Formen des ausgefüllten In-
dossammtes nicht nöthig, indem schon die bloße Unterschrift genügt; und ebensowenig kann das Procuraindofsament als ein, allenfalls bei etwaigen Mängeln noch vorhandenes Mnug betrachtet wer​den. Dasselbe kann vielmehr nur alsdann vorhanden sein, wenn aus den gebrauchten Formeln die Absicht, nicht das Recht an dem Wechsel zu übertragen, sondern nur eine Vollmacht zum Einzüge zu ertheilen, hervorgeht-.
Damit sind die in Frankreich zahlreichen Streitigkeiten über die Folgen von Formfehlern in Indossamenten, über ihre even​tuelle Gültigkeit als Sessionen und Procuraindossamente völlig beseitigt.
Indossamente in blanoo, welche viele Gesetze gar nicht, andere nur als Procuraindossamente gelten lassen, sind nun dem Ver​kehre allerdings bequem und können gesetzlich nicht ohne die In-convenienz ausgeschlossen werden, daß man entweder zur große-sten Gefährdung der Sicherheit des Wechselgeschäftes die Einrede: daß erst eine nachhenge NusMung des Blankoindossaments statt​gefunden habe, zulassen,  oder eine nachherige Ausfüllung erlau​ben und damit eine ganz leere Förmlichkeit — indem z.B. wäh​rend des Processes das leere Giro vor den Augen des Richters ausgeMt werden dürfte — statuiren muß.   Das Blancoindossa-ment, welches der Empfanger des Wechsels ausfüllen oder offen lassen kann, ist dann bequem, um aus dem Wechselgeschäfte ohne weitere Haftung auszuscheiden.   Gefahrlich ist freilich der Gebrauch desselben, insofern der Finder oder Dieb eines in dlauco indossir-ten Wechsels, denselben ohne weitere Fälschung gebrauchen kann. Diese Gefahr ist indeß von der Sache unzertrennlich, und findet ihre rechtliche Ausgleichung darin,   daß die civilrechtlichen Ver​hältnisse unverändert bleiben  und Mittel zur Abhülfe — wenn gleich oft ohne praktischen Erfolg — darbieten.   Eben so wenig kann das durch  ein Blancoindossament, in  gleicher Weise  wie durch ein Indossament ohne Dbligo möglich gemachte Verhält
 Mittermaier im Archiv für civil. Praris Bd. 27, Heft I, S-
niß als ein Uebclstand betrachtet werden, daß vielleicht der Geber eines mit einem Blancoindossamente versehenen Wechsels später, wenn der Wechsel mit ausgefülltem Giro an ihn wieder zurück​kommt, gegen seinm unmittelbaren Rehmer den Regreß nimmt. Ein solches Verhältniß ist ganz in der Ordnung und enthalt weder für den Geber eine unpassende Begünstigung, noch für den Nehmer eine Härte, indem beide eine solche ganz natürliche Folge des Geschäfts voraussehen konnten.
In Frankreich gilt das Blancoindossament nur als Procura-indossament. Dem Inhaber eines Blancoindossaments wird indeß gestattet, dasselbe auf sich auszusägen'. Ist der Indossant fallit geworden, so kann die Ausfüllung nach dem Fallissemente nicht mehr geschehen, denn nach diesem Zeitpunkt kann der Indossatar, der blos Mandatar ist, sich nicht zum selbstberechtigten Inhaber machen, und den noch zum Vermögen des Indossanten gehörigen Wechsel aus diesem Vermögen erwerben. Eine Entscheidung des Caffatioushofes in diesem Sinne findet sich in der KnxoU« cw8 ttiduliilux vom 3. Juni 1847.
Ucber die Folgen des Verbotes des Indossirens. finden sich in §. 9 und 15 verschiedene Bestimmungen, je nachdem sich das Verbot in dem Wechsel selbst oder im Indossamente findet, je nachdem es also vom Aussteller oder von einem Indossanten hinzu« gefügt ist. Im ersteren Falle ist jede weitere Uebertragung nichtig, und erzeugt auch nicht einmal eine Verbindlichkeit des wider das Verbot Indossirenden, im zweiten Falle ist nur der Verbie​tende dm weiterm Indossata«n gegmuber «greßftei.
Der Verbietende selbst kann seinem unmittelbaren Rehmer gegenüber nicht wohl regreßfrei sein, und eigentlich könnte dieser auch denjenigen, an welche der Wechsel durch eine von ihm gegen das Verbot vorgenommene Ucbertragung gelangt, gegenüber nicht regreßfrci sein. Bei einem vom Aussteller gegebenen Verbote rechtfertigt sich indeß eine Abweichung von dieser Regel.   Der
 der cuul rovule zu Paris m der Lamelle äeü tndunuux vom 16, August
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Wechsel ist freilich zur Circulation bestimmt, allem bei seiner Entstehung kann sehr wohl diese seine Eigenschaft beschränkt werden. Der Aussteller steht daher, obgleich der Indossant in gewisser Hinsicht auch als Trassant gilt, doch in einem etwas andern Verhältnisse als der Indossant, der einen bereits circu-lirenden Wechsel empfängt. Wenn der Aussteller wünscht, daß das ganze Geschäft ein Gcheimniß bleibe, und deshalb die Ueber-tragung verbietet, so kann seine Absicht nur erreicht werden, wenn jedes verbotwidrige Indossament überhaupt nicht gilt. Der In​dossant dagegen kann die Natur eines bereits circulirenden Pa-pieres nicht auf gleiche Weise ändern, und er kann auch kein solches Interesse dabei haben, daß es geheim bleibe, daß er einen Wechsel erworben und weiter begeben habe, als der Aussteller bei der Geheimhaltung seiner Wechselausstellung haben kann. Seine Absicht, sich vielleicht Einreden, die er gegen den Indossatar hat, zu salviren, wird durch die Ausschließung des Regresses der wei​teren Indossatare völlig erreicht.
In tz. 1V ist bestimmt, daß der Wechsel auch an den Bezo​genen, Acceptanten, Trassanten, sowie an einen früheren Indos​santen indosfirt, und von diesen gültig und mit der gewöhnlichen Wirkung weiter indossirt werden könne.
Rücksichtlich eines früheren Indossanten und des Trassaten — welcher nicht acceptirt hat — ist hier kein Zweifel. Nament​lich ist der Trassat vor dem Accepte dem Wcchselgeschäfte fremd, und steht jedem Dritten gleich. Daß er alsdann in den Fall kommen kann, bei sich selbst Protest erheben zu lassen, ist dabei nicht störend.
Die Zulässigkeit eines Indossaments auf den Trassanten ist nur deshalb geleugnet, weil mau diesem kein Wechselrecht gegen den Acceptanten gab, und also auch eine Uebertragung solches Rechts durch Indossament ausschließen wollte (AUgem. Landr. Th. II, Tit. VIII, §. 1133). Dieser Grund fällt indeß hinweg, wenn dem Trassanten eine Wechselklage gegen den Acceptanten
eingeräumt ist. Es versteht sich dabei von selbst, daß der Tras​sant oder ein Indossant, auf welchen der Wechsel zurückübertragen ist, auf seine Nachmänner keinen Regreß nehmen kann.
Rücksichtlich des Acceptanten ist das Verhältniß ein anderes. An sich muß ein Indossament auf den Acceptanten zulassig sein: es kann, wie die Bremer W.-O. Art. 68 ausspricht, den Nutzen haben, denselben vor der Verantwortlichkeit aus einer erfrüheten Zahlung sicher zu stellen. Es fragt sich aber, ob der Acceptant in einem solchen Falle mit voller Wirkung weiter giriren könne. Man hat wohl, welche Ansicht in die Bremer W.-O. v. 1712 Art. 30 und die Frankfurter W.-O. Art. 44 übergegangen ist, angenommen (vgl. Treitschke Encyclovädie des Wechselrechts sud vooo Indossament §. 30), daß mit einem Indossamente auf den Acceptanten die ganze Wechselverbindlichkeit erlösche. Hiernach würde kein weiteres Indossiren denkbar sein. Indeß wird man, da die Zahlung des Wechsels an die bestimmte Verfallzeit gebun​den ist, wenigstens vor der Verfallzcit keine Confusion der Ver​bindlichkeit, auf welcher jenes Erlöschen beruhen müßte, annehmen können. Auch ist es im Verkehre häusig und entspricht den kaufmännischen Ansichten völlig, daß Wechsel vor Verfall auf den Acceptanten noch girirt werden, um ihm mit seiner eigenen Schuld eine Rimesse zu machen. Der Acceptant kann dann den Wechsel ohne Zweifel noch weiter negociircn, und es ist kein Grund, dem von ihm ertheilten Indossamente die gewöhnlichen Wirkungen ab​zusprechen.   Was die Einzelnheiten betrifft, so wird man es
1) auf jeden Fall für unzulässig erklären müssen, daß der
Acccptant den ihm indossirten Wechsel bis zum Verfalltage be​
hielte, bei sich selbst Protestiren ließe und Regreß nähme.   Einen,
solchen Ansprüche würde eine völlig liquide oxcLpüu äoli entgegen​
stehen.   Dagegen hat
2) ein von ihm vor Verfall ertheiltes Giro volle Wirkung.
Er haftet den folgenden Indossataren aus dem Accepte und aus
dem Giro,  und  daß auf gleiche Weise die Verbindlichkeit des
Ausstellers und der früheren Indossanten fortdauert, kann nicht
den mindesten Anstand haben.    Ous l'gcoepleur <1'une loUro clo
 sagt Pardessus Tit. Il, Nr. 235 — on äevieuue
nnos no 5 er» p»8 »rriveo, l» lmro sorlir äs 865 M3in5 pc>r enäo886M6lit, 89N8 (zu'on git Is 6roil li'oppossi' 9UX tj6r8 lio bonno üii, qu'il8 u'ont pu äeveuir propi-iswires ä'uns oi-«9N06 ewinls pils la oonlusioil, et oe moäo ä'exstilictlou u'gurilit ä'oü'elz qu« 8i !a wUl-6 etgit Lucore 52 pi-opri6ts. In demselben Sinne hat auch in neuerer Zeit nach einer Mittheilung der 6a2stt6 663 u-ibungux vom 10. Juni 1847 der Caffationshof entschieden.
Eine Modifikation ergiebt sich indeß für die Fälle der Giri-nmg nach Verfall (§. 16). Daß hier das Giro des Acceptanten die gewöhnlichen Effecte nicht haben kann, scheint aus den Verhält​nissen von selbst zu folgen. Die passende Lösung der Sache ergiebt sich aber aus h. 16. Ist der Wechsel präjudicirt, so sind die Ansprüche an die Vormänner erloschen: das ertheiltc Giro wirkt aber in Bezug auf den Girantm vollständig. Ist der Wechsel dagegen gehörig protestirt, so daß die Vormänner noch haften, so erwirbt der neue Indossatar nur die Rechte seines Vormannes, das Indossament wirkt nur als Cession und ihm stehen oxosptiono8 ex pe^ona in6o889ntili entgegen. Ist dieser Indossant der Acceptant, so würde daher ein Regreß gegen die Vorleute nach dem sub 1 Bemerkten durch die sxoopUo duli elidirt werden können.
3) Aehnlich verhalt es sich in Fällen, wo auf den Trassanten oder früheren Indossanten indossirt, und von diesen weiter indos-sirt ist. Daß Trassant und Indossant in diesen Fällen in der Regreßnahme beschränkt sind, daß der Trassant gar nicht, der Indossant nicht gegen die Indossanten, denen er aus seinem eigenen Indossament haften würde, klagen kann, ist klar. Man könnte also annehmen, daß alle diese Indossanten durch die In-dossirung des Wechsels auf den Trassanten und früheren Indos​santen liberirt wären, und also durch ein weiteres von diesen ertheiltes Giro nicht wieder verbindlich werden könnten. Dem widerspricht indeß der Handelsgebrauch, welcher einen, vor Verfall erthcilten Giro des Trassanten und früheren Indossanten volle
Wirkung beilegt. Kommt dieses Giro nach Verfall vor, so sind nach §. 16 die Wirkungen verschieden, je nachdem der Wechsel prajudicirt ist oder nicht. Im ersten Falle sind die Wechsel-verpfiichteten ohnehin frei, und nur derjenige, welcher nach Verfall girirte, kann noch aus diesem Giro haften; im zweiten Falle kann der Indossatar, der den Wechsel nach Verfall empfing, nur aus dem Rechte seines Indossanten klagen. Ist dieser Indossant nun der Trassant, oder ein schon früher einmal in der Reihe der Wechselverpfiichteten vorkommender Indossant, so ist der Regreß gegen die, welchen derselbe selbst zu haften haben würde, also bei dem Trassanten gegen Me, bei dem Indossanten gegen die, welche auf sein früheres Indossament folgen, ausgeschlossen.
Einzelne Gesetze z. B. die Braunschweigische W.-O. v. 1715 Art. 42, die Hamburgische W.-O. Art. 15, das Holländische Handelsgesetzbuch Art. 133, erklären jedes nach der Verfallzeit geschehene Indossament für ungültig, andere, das Allgem. Preuß. Landrecht Th. II, Tit. UI, §. 825. 826, Weimarische W.-O. Z. 41, Bremer W.-O. Art. 29 lassen Indossamente schlechthin bis zum Erlöschen der Wechselkraft zu, und die meisten berühren die Frage gar nicht. Auch der 6oä« äe eommsros enthält keine Entschei​dung. Die Ansichten der französischen Juristen sind also ver​schieden und die Praxis der Gerichte ebenfalls. Man neigt sich indeß — welche Ansicht der Cassationshof angenommen hat — im Ganzen mehr der Meinung zu, welche Indossamente nach Verfall gelten läßt'. Eine Ausnahme wird dabei — und hier​für findet sich ein Urteilsspruch bei Rogron — für den Fall ge​macht, daß der Wechsel wegen Nichtzahlung protcstirt ist. Man nimmt an, daß durch den Protest sich das Schicksal des Wech​sels entschieden, und daß sich die reine Wcchsclforderung in eine Entschädigungsforderung verwandelt habe, die nicht mehr nego-
1 /'^«li und /wg,o» zu »It. 136 des 606. lle conun. — Vgl. Mit
tcrnnner  im Archiv für ciril, Plans Bd, 27, Heft l, S. 130 f.,.
ciabel sei, und deren weitere Uebertragung durch Indossament — unter Garantie für ihren Eingang — gar nicht im Sinne des Geschäfts liege. Il n'^ a pluz » proprement pgiler 6e  cie cimnM, il ^ a 86ui6ln«nt. orollnoe clvrivgnt, 6'uno  du okaugo, sagt Nouguier.
Diese Unterscheidung zwischen protcstirten und nicht protestir-ten verfallenen Wechseln führt zu dem richtigen Resultate. Nach den Angaben sachkundiger Geschäftsleute ist der Verkehr mit ver​fallenen Wechseln sehr häusig: ist der Acccptant sicher, so achtet man nicht so sehr auf die Verfallzeit, weil eben bei der Sicher​heit des Acccptanten kein Grund zu Besorgnissen vorhanden ist. Es entsteht damit nun fteilich eine zweite Reihe von Giranten nach Verfall, für deren Rechte und Pflichten es an bestimm​ten Formen, an Präsentations- und Protestationsfrist durchaus fehlt. Man hilft sich hier entweder damit, eine solche Frist be​sonders vorzuschreiben, oder man hält auch wohl die ganze Ope​ration bis zum Ablauf der Verjährungszeit für völlig unbeschränkt. Dieser ganze Verkehr kommt aber nur mit nicht protestirten Wechseln vor, bei welchen also nur der Acceptant und die nach Verfall Indossirenden haften: bei protestirten Wechseln gcht man sogleich auf Aussteller und Indossanten zurück.
Aus diesem Verhältnisse erläutern sich die gegebenen Vor​schriften von selbst. Ist der Wechsel nicht protestirt, so hat das nach Verfall gegebene Indossament seine gewöhnlichen Wirkungen. Der Wechsel läuft hier nicht zurück, sondern tritt in ein zwei​tes Stadium, in welchem er aufs Neue vorwärts läuft, ^ fteilich ohne vorausbeftimmtes Ziel. Es fehlt an einer Prasen-tationsftift und an einer Zeit, zu welcher wegen Nichtzahlung protestirt werden müßte, und der Wechsel kann zwei gesonderte Stadien durchlaufen, von der Ausstellung bis zum Verfall und vom Verfall bis zur Verjährung, so daß in jedem dieser beiden Stadien eine andere Reihe von Wechselgaranten erscheint. Das erste Indossament nach Verfall steht einer neuen Trassirung gleich, der Wechsel ist nunmehr wie ein Sichtwcchsel zu beurthcilen, der jeder Zeit prä'stntirt werden kann, aber erst am letzten Tage der
Verjährungsftist zur Zahlung präsentirt zu werden braucht, so daß an die Stelle der in §. 31 bei Sichtwechseln gegebenen Frist die Verjährungsfrist tritt.
Ist der Wechsel dagegen protestirt, so existirt nur eine Rc greßsorderung und keine negociable Wcchselfordcrung, und die gewöhnliche Ucbertragung durch Indossament liegt nicht mehr im Sinne des ganzen Geschäfts. Bei einem protestirten Wechsel kommt es auf ein Zurückgehen bis zum Trassanten aufwärts an; Indossamente, welche den Wechsel vorwärts treiben würden, können nicht bei protestirten Wechseln, sondern nur bei solchen, welche wegen Prajudicirung gar nicht in das Stadium des Rück​laufes eintreten, vorkommen. Man kann dem Indossamente da her jetzt nur die Wirkung einer Uebertragung der Rechte des In-dossirendcn, also nur die Wirkung einer Cession zugestehen. Daß dieses völlig sachgemäß ist, bestätigt sich insonderheit durch das zu §. 1l) über Indossamente an und von dem Trassanten, Indossan​ten und Acccptantcn Gesagte. Hatte das Indossament nach Ver​fall bei protcstirtcn Wechseln die regelmäßigen Folgen, so würden in Bezug auf Indossamente dieser Personen unpassende Resultate entstehen.
Man könnte eine Schwierigkeit in dem Zweifel finden, ob der Käufer eines Wechsels wissen könne, ob derselbe protcstirt sei oder nicht? Allein diese Schwierigkeit wird sich von selbst lösen. Der Verkäufer hat kein Interesse dabei, dm Protest zu verheimlichen, indem seine Haftung bei einem nach Verfall be​gebenen nicht protestirten Wechsel eine strengere ist. Ist der Wechsel protestirt, so haftet er nur für die Bonität, für die Rich​tigkeit der gegen den Acceptantcn und die Wechselverpfiichtctm zuständigen Forderung, ist der Wechsel aber präjudicirt, so haftet er schlechthin als Indossant, also für den Eingang der Wechsel -fordcrung vom Acceptantcn. Der Kaufer eines protcstirten Wechsels wird aber, etwa in der Absicht eine vollständigere Ver vflichtung seines Indossanten (wozu er vielleicht im Falle der Insolvenz des Ausstellers und derer, welche bis zum Verfall in-dossirt haben, bewegen sein könnte)  zu begründen,  den Protest
nicht verheimlichen können, da sein Indossant um die Protestirung weiß und sich sehr leicht die nöthigen Beweise darüber verschaf​fen kann.
§. 17-
Die Wirkungen des Procuraindossamcnts sind nicht abwei​chend von demjenigen bestimmt, was bisher Rechtens war. Das Verhältniß bestimmt sich nach den civilrechtlichen Grundsätzen vom Mandate, und nach diesen Grundsätzen, sowie nach dem Ge​brauche ist z. B. auch die Frage über die Verpflichtung zur Tha-tigkeit zu beurtheilen, welche demjenigen obliegt, dem ein Wech​sel zum Inoc»88o zugesendet wird.
Meist wird statt des Procuraindossaments ein volles Indos​sament ertheilt. In einem solchen Falle gilt der Indoffatar als selbstbcrechtigter Wechselinhaber, und die besondere, aus dem Wechsel nicht ersichtliche Beschränkung seiner Befugnisse kommt nur im Verhältnisse zwischen ihm und seinem Mandanten in Betracht.
Es ließe sich noch die Frage aufwerfen, ob der PUcurain-dossatar auch zur Regreßnahme und Anstellung der Regreßklagc legitimirt sei? Im Sinne des Procurainoofsiaments liegt dieses gewiß nicht. Der Procurist kennt nicht immer den Umfang der Regreßansprüche seines Mandanten und weiß nicht gegen wen derselbe zunächst den Regreß zu nehmen wünscht. Im Sinne des Geschäfts liegt die Befugniß zu den Schritten bei dem Bezogenen, zur Zahlungseinforderung, Protestirung und Rück​sendung des Protests und Wechsels, nicht aber die Befugniß zu den nach verweigerter Zahlung nöthigen Schritten im Re​greßwege.
IV.  Präsentation zur Annahme.
§§. 18 — 20.
In dem trassirten Wechsel ist dem Inhaber nicht nur die Zusage ertheilt, daß der Bezogene zahlen, sondern auch die — aus der Wortfassung allerdings nicht ersichtliche — Zusage, daß
der Bezogene acceptiren, und durch sein Accept dem Zahlung^ versprechen, welches zunächst der Trassant allein geleistet hatte, adpromittiren werde. Der trassirte Wechsel hat seinen vollen Werth erst dann, wenn er nicht mehr auf der Haftung des Aus stellers und der etwaigen Indossanten allein beruht, sondern wenn das Accept hinzugetreten ist.
Denkt man sich dieses «ssonliiilo des Wechsels fort, so be​hält man nur eine Form übrig, in welcher der Aussteller allein versprochen hat, daß am dritten Orte eine Zahlung erfolgen werde, also die Form des^omiciliirten eigenen Wechsels, oder der nicht acceptabeln Anweisung'. Diese beiden Papiere beruhen lediglich auf dem persönlichen Credite des Ausstellers, der durch den Cre-dit etwa hinzukommender Indossanten verstärkt werben kann: es ist, da die Annahme nicht verlangt und nicht wegen ihrer Ver-sagung Regreß genommen werden kann, Regel, daß der Aussteller erst zur Verfallzelt Deckung macht, der Inhaber aber sich vor Verfall eine Gcwißhcit darüber, ob der Bezogene oder Demiciliat zahlen werde, nicht verschaffen kann. So werden dergleichen Papiere leicht ein Mittel sich augenblicklich Geld zu verschaffen, und sind, da ihre Solidität häufig zweifelhaft sein muß, dem Wechselhandel allerdings lästig und unbequem.
Die Acceptationsfähigkeit ist also ein oggonlialo der Tratte. Wo sich ein Bedürfniß nicht acceptabler Papiere zeigen sollte, und dieselben nicht, wie die sächsischen Anweisungen durch das Mandat vom 29. Dccbr. 1829, zugelassen sind, wird sich für solches Bedürfniß nur der domicllürte  eigene Wechsel  benutzen
1 Einert Wcchftlrccht S. <»5 fg. — In dem Obigen ist der jetzig Zi-, stand geschildert. Der Ursprung der Acceptationcn, die anfänglich nur vor läusige Erklärungen des Bezogenen waren, oder wenigstens ihres festen Gc brauchs, ist auf den Messen zu suchen, wo sie die Grundlage der Scontratio-nen bildeten. Man hatte eine bestimmte Zeit für die Acceptationen, dann erfolgten die Zahlungen durck Scontration, und was nicht acceptirt war, ward dabei nicht berücksichtigt. Was dann noch unerledigt blieb, wurde durch Baarzahlung oder Ritornewechsel, cgmtii» 6e reclitu nun6in»i-um, abge​macht.   ^>^m^ I. o. cd»p. 17.
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lassen, und es muß für völlig unstatthaft gehalten werden, durch eine besondere Clausel die Acccptationsfahigkcit des Wechsels aus​zuschließen.
Der solide Verkehr legt daher auf die Acceptationsfahigkeit ein großes Gewicht, und es ist anzunehmen, daß dem Wechsel-Handel sogar eine Verpflichtung des Inhabers, den Wechsel zur Annahme vorzulegen, keineswegs unerwünscht sein würde.
Was nun diesen Punkt betrifft, so haben bekanntlich viele ältere Wechselgesetze dem Inhaber eine solche Wicht auferlegt, indem sie theils vorschreiben, daß der Remittent den Wechsel so​fort zur Annahme versenden solle, theils, daß der Präsentant ihn sofort zur Annahme vorlegen müsse. Das französische Recht und die neueren Entwürfe, haben diese VerpjkiHUing^Ves Inhabers dagegen in eine Befugniß verwandelt.
Wenn das^MsU^testr letzten Ansicht von der Sache folgt, so liegt dabei folgende Erwägung zum Grunde. Nach dem über​haupt dem Wechselgeschäfte unterliegenden rechtlichen Gesichts​punkte ist der Wechsel ein Formalgeschäft, also Zeichen und Träger eines dem Inhaber übertragenen eigenthümlichcn Ver​mögensrechts, und es ist unstatthaft in den Wechsel Analo​gien zweiseitiger Geschäfte des Civilrechts einzumischen. Hiernach wird die Stellung des Inhabers eine freiere und begünstigtcrc: er ist nicht Mandatar der Vormänner, deren Interesse er wahr​zunehmen hätte, er ist zu keiner Diligenz gegen diese verpflichtet, und was er vorzunehmen hat, ist nicht Verpflichtung gegen die Vormänner, sondern nur Voraussetzung und Bedingung sei​nes eigenen Rechts. Diese unabwcisliche Consequcnz der neueren Anficht vom Wesen des Wechsels zeigt sich bei der Präsentation zur Annahme am deutlichsten. Der Inhaber kann nicht verbun​den sein, im Interesse seiner Vorleute diese Präsentation zu be​sorgen, indem er ihnen zu keiner Diligenz verpflichtet ist. Dieser theoretisch richtige Satz ist auch praktisch zweckmäßig: eine Ver​pflichtung des Inhabers, den Wechsel zum Acccpt zu präsentircn, führt zu Härten und Verwickelungen. Jenes, insofern das Inter​esse der Vorleute mit der Schwere des anzudrohenden Präjudizes
des Negreßvcrlusts in keinem Verhältnisse steht: dieses, insofern man mit jener Verpflichtung des Inhabers auch Fristen zur Ver​sendung vorschreiben müßte, bei einem nicht zur Annahme beför​derten Wechsel, der durch mehrere Hände gegangen wäre, aber nicht bestimmen könnte,'wer eigentlich der Säumige ist, indem jeder Vormann seinem Nachmanne eine Versäumniß aufbürden würde, die er selbst eben so gut begangen hätte.
Bei dieser Annahme, daß die Präsentation zum Acccpte nur eine Befugniß, nicht aber eine Wicht des Inhabers ist, kommen in Absicht auf die Zeit noch einige Fragen in Betracht.
1) Der Inhaber kann den Wechsel sofort zur Acceptation
vorlegen lassen und sich hiermit so beeilen, daß der Bezogene bei
der Vorlegung noch keinen Advis hat, und also die Annahme
verweigert wird,  während  dieselbe  ohne  die Anwendung einer
außergewöhnlichen Eile bei der Versendung erfolgt sein würde.
Eine Vorschrift über die Zeit, von welcher an die Präsentation
zulässig ist,  ließ sich indeß wohl  kaum geben,  ohne neue Ver​
wickelungen   zu  veranlassen,  und  regelmäßig  wird der Rennt"
tent auch zu einer Chicane,  wie  sie in jener Eile läge, nicht
geneigt sein.    Sollte  wirklich   ein solcher Fall vorkommen, so
würden  — wie Pardessus !. o.  nr. 359 mit Recht annimmt
— die Gerichte sich wohl befugt halten können, dem Wechsel​
inhaber  den Ersatz  der  von ihm  chicanöser Weise veranlaßten
Kosten aufzulegen.
2) Hinsichtlich der Meßwechsel ist in §. 18 das früher.gel​
tende Recht unverändert gelassen, nach welchem die Acceptation
dieser Wechsel nicht vor der Messe selbst und vor der in den Ge​
setzen  der Meßplätze  dazu  besonders  bestimmten Zeit  gefordert
werden darf.   Diese besondere Behandlung  der Meßwechsel  ist
freilich nicht consequent'; sie beruht indeß auf dem der Berück​
sichtigung allerdings werthen Grunde, daß Meßwechsel sich meist
auf Warensendungen zu den Messen oder Meßgcschäfte beziehen,
und oft mit dem auf der Messe gelöseten Gelde bezahlt werden
i Einert, Wcchselrecht, S. 188 fg.
sollen, daß es also hart wäre, wenn die Bezogenen schon vor der Messe, und ehe sie von dem Gange der Meßgeschäfte Etwas wissen, in die Lage gebracht würden, die Annahme zu verweigern, oder sich dem Personalarreste am Wechselplatze auszusetzen.
3) Das französische Recht enthält im Art. 125 des Coclo
äe oommsrcs eine Bestimmung, nach welcher  dem Bezogenen
24 Stunden Zeit zur Erklärung über die Annahme gelassen wer​
den müssen.   Eine Zeit zum Besinnen und Prüfen der Verhält«
nisse ist freilich Jedem zu lassen, von dem irgend eine Handlung
oder Leistung gefordert wird:  es ist indeß rein Sache der Eon»
venienz und Gefälligkeit ihre Dauer zu bestimmen.   Eine positive
Gesetzesvorschrift würde nicht passend sein, weil die Handlung an
sich eine unbefristete ist, und eine solche Vorschrift sie zu einer
befristeten machen würde.
4) Noch weniger passend ist die Beschränkung der Accepta-
tatlon auf eine bestimmte kurze Frist vor Verfall, meist eine Frist
von 14 Tagen,  z. B. Augsburger W.-O. v. 1778,  Cap. III,
tz. 89.  Weimarsche W.-O. §. 71.   Leipziger W.-D. §. 7, welche
letztere in diesem Punkte auch ein Mandat vom 23. Dec. 1829
aufgehoben hat.     Ursprünglich   beruhen   derartige  Vorschriften
wohl auf der Besorgniß vor Veränderungen, welche bei länger
laufenden Wechseln zwischen der Acceptation und der Versallzeit
geschehen können.    In Augsburg beruht die  14tägige Accepta-
tionsfrist  vor Verfall  auf den Verhältnissen des Handels  mit
Italien  und  der  Schweiz.    Waarenbezüge aus diesen Ländern
werden mit Wechseln auf Augsburg bezahlt, und  es ist dabei
von Interesse, daß der Waarenempfänger die Waaren erhalten
hat und von ihrer Güte überzeugt ist, ehe der Käufer ein Accept
bekommt.  So triftig dieser Grund auch sein mag, so ist doch nicht
zu leugnen, daß die ganze Einrichtung eine Anomalie ist,  die
man an anderen Orten, wo der Wechselverkehr in ähnlichem Ver​
hältnisse  zum  Waarenhandel steht,  allerdings  entbehren  kann,
und die auch, während sie einen Theil des Verkehrs begünstigt,
dem Verkehre im Ganzen nur lästig sein muß, wie sich aus den
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dagegen ergriffenen Retorsionsmaßregeln abnehmen läßt.   (Vgl. Frankfurter W.-O. §. 13.   Bad. Landr. Anh. Art. 125 g.)
Der Schlußsatz des §. 18 enthalt eine Bestimmung über die Legitimation Dessen, der den Wechsel zur Annahme präsen-tirt. Aeltere Gesetze z. B. die Braunschweigische W.-O. von 1715) Art. 43, die Bremer W.-O. v. 1712 Art. 15 nehmen eine Legitimation des Inhabers, welcher nicht durch Indossament als Eigenthü'mer des Wechsels ausgewiesen wird, nur dann an, wenn derselbe für die Nachlieferung eines gehörigen Indossaments cavlrt. Der Handelsgebrauch findet es indeß unbedenklich, daß selbst ein gar nicht girirtes Wechselexemplar zum Accepte vorge​legt wird. Es ist übrigens der Besitz des Driginalwechsels zur Bedingung gemacht, indem die Acceptation einer bloßen Copie, wenn sie gleich völlig verbindlich sein würde, doch nicht gefordert werden kann.
Bei Wechseln nach Sicht ist eine Vorlegung an den Bezo​genen nöthig, um die Verfallzeit zu fixiren. Man könnte hier eine Vorlegung zur Sicht und Ertheilung eines bloßen Sichtbe-kcnntnisses noch von einer Vorlegung zur Annahme trennen, welche an sich unbestreitbar richtige Trennung auch im Sächsi​schen Entwürfe §. 40—44 angedeutet ist. Der Gebrauch der Handeltreibenden unterscheidet indeß nicht auf diese Weise, und nimmt an, Niemand werde sich um die bloße Sicht bemühen, sondem Jeder werde zugleich auch die Annahme fordern. Es ist daher bei Wechseln nach Sicht geradezu eine Frist für die Vor​legung zur Annahme vorgeschrieben.
Diese Frist ist verschieden in der Gesetzgebung bestimmt. Manche Gesetze verlangen die Versendung mit erster Post (Bres​lauer W.-D. Art. 18, §. 3. Leipziger W.-O. tz. 28. Oestrei-chische W.-D. Art. 35), andere schreiben Eins für Alles eine bestimmte Frist vor (Hanoversche Wechselordnung tz. 20 zwölf Monate, jedoch nur bei Solawechseln, Prcuß. 3dr. Th. II, Tit. VIII, tz. 971 achtzehn Monate, Weimarsche W.-D. §. 48 ein Jahr),
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und noch andere enthalten verschiedene Bestimmungen jc nach der Entfernung des Ortes, auf welchen gezogen wird ((locle <lt> commorcL »rt. 160. Spanisches Handelgesetzbuch Art. 479 fg. Holland. Handelsgesetzbuch Art. 116. Bremer W.-O. Art. 44. 49). Eine Verschiedenheit findet sich indeß darüber, für welche Fälle die Frist verzuschreiben ist. Der Coäe 6e oommercn schreibt sie für Wechsel vor, die vom Inlande auf das. In - und Ausland und die vom Auslande auf das Inland gezogen sind, die Bremer Wechselordnung trifft nur die im Inlandc ausgestell​ten, und die Ungarische W. D. §. 53, welcher der Preußische Entwurf gefolgt ist, bezieht sich umgekchrt auf alle im Inlandc zahlbaren Wechsel, gleichviel, ob sie im Auslande oder im In​lande ausgestellt sind.
In Frankreich war auf gleiche Weise ursprünglich in Art. 160 des 6aäe äe oomiu. nur für die im Inlande zahlbaren Wechsel eine Frist bestimmt. Im Jahre 1816 fand man jedoch, daß diese Bestimmung nicht ausreiche, und daß man auch einer Vor​schrift für die im Auslande zahlbaren Wechsel bedürfe. Die Gründe hierfür sind in dem Berichte zusammengefaßt, welchen de Seze über das den Art. 160 ergänzende Gesetz vom 19. März 1817 an die Pairskammer erstattete.
I^orsqu« es» lottrss, heißt es darin, 8ont liree« cle I« ?l-»nos 8ur 1'6tr»nßer, et que o's8t äan» l'^l-INZer quelle» lioivent 6tre pa^e», lg IeZi8l9tion il-gnoa^e peut-elle eßgle-meM g86uMtir le porteui- cls os5 lettreg 5 I'odli^gtion 6'sn exi^er le pg^emsnt ou i'goceptljtion cllmg ls5 8ix moi8 äe Isu,- 50U8 peine 6e percli-e leur recoui-8 conlrs le tirsul- et Iß8  8ur oetts qu63tion, mezzieurs, il laut le clire  frzmokis«, U ^ a eu 6e8 ^uri8ooil8ult68 qui «ut. pen^e, czue 1s leZizlgtiun lr»no2i8s n'gvait pas i» s'on ooouper, et sglwil   nb3näonner   oelts   8olution   u   I»   leZi^gtion   6e8
ers,   au   gux   L0nvellt!0N3   meine»   qui   pourraisnt   el  entre le8 Ureurz et 1s8 preueur» äe Ielti-68.    Ngi 6e8   röllexioug   plu8   prakmäsz   ou   » 8enti  que   6gn8 I'k8prit lnems äu oommeros,  6an8 la protsetioli c^u'll werite,  äang la
85
l- HU6 I» lui lui gcooräs, st qu'slls S8t oblißss möms <^t> lui gcooräsr pour gllsrmir 865 rslations ou vour Is8 stsnärs, il stail gb8olumsnt n6es88clil's 6s vsnir »u 8soour8 äu til'sur et äs8 snäo88sur8 franogi»,  czui rsiativsmsnt
c!UX   Istt,rS8    Zl  VU6,   staisnt   6XN0868   Z!    6s   8l   VIVS8   80ilioituäs8,
et cie fgirs pour 6UX es qu'on ÄV»it 6Hö sgit pour 1s8 tirsur5 «t 168 6uclo856Ul8 strgnZsi-Z I o'68t-Z»-6irs Is8 ZÄrgntir li68  8ouvsnt ll!N65t68  czu'il8  pouvgisnt ociurir.  —
 ostts ästyrmination p»r !s principe, 6ont on n«  Ä8862  oooup6,  qu'sn  mgti^rs  äs i senul'8
 clu  py^8   ääu» lo<iusl
clont ou lioit gppliquei' Is8 6i5p08ition8. — V«N8 I» cle ?rguo6 8up l'stl-9NZ«r st pg^gbls ä S8t sn k'rnnes st !s8 en6o88sur8  3U85i  psuvsut
Isltl-6   n'65t   P25    P3^S6    6c»N3    i'stl'gNZS!',    068t    6ono    6N
sjUS   l'on   rsvisnt   poui'   6N  oksroksr  Is8   äsditslil».     s?65t  sn
 z         sxsros eontrs ls tirsur st  Is8 6n6n88sur8 is   «e-
 qus donnsnt  sn os  038-Iü,  eontrs  sux,  !s8 princips8.
 sn krgnos czu'ou 1s8 pour8uit.     1    ll
si
 !s 6roit, » ostts spoqus 6li retour äs Ia lsttrs su ä'sn r6ZIsr 1'gotiou  st  Is  mouvsmsnt.    LIIs psut  pro8oi'l'l'6 lö lorms ä»N8 Igqusils  8'sxsress»  Is  rsoour3  auczusl Is tirsul- el
l65   0näu586Us8   80nt   80UINl8.      Llls   nsut   lixsi-   ls»   C0uäition8 qui
86lont imp08S68 9U portsur äs I» Isttrs.   Lu UN inot, slis psul,  ost ^ß»rä äs t0U8 ls8 äroit5 q u äs lou8 ls8 P9^8, 8«^ tou8  ls8  odjets
 äs8   CN0568   lnst   äk>N8   80N   äomllins.
Aus den in diesem Berichte angegebenen Gründen ist eä klar, daß man mit einer Bestimmung für die im Inlande zahl​baren, oder für die im Inlandc ausgestellten Wechsel allein nicht ausreicht. Fragt man dabei nach der Befugniß der inländischen Gesetzgebung über ausländische Wechsel zu disponircn, und zwei-felt man, ob nach der Regel: locu» rs^il aolum, hier das in​ländische Recht jemals auf einen andern als auf einen im Inlande ausgestellten Wechsel angewendet werden könne, so beseitigen sich
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solche Zweifel durch folgende Erwägung.   Der Wechsel durchläuft mehrere Länder und an seinen Lauf knüpft sich eine ganze Reihe von Handlungen, Erklärungen und Verpflichtungen, die ihre be​sondere und ftlbstständige Gültigkeit haben und also nicht blos nach dem Gesetze des Ausstellungsorts beurtheilt werden können, sondern durch diejenigen Gesetze bestimmt werden müssen, unter welchen der Ort steht,  wo sie vorgenommen werden.   Handelte es  sich  nun bei der Versendung des Wechsels nach Sicht um eine eigentliche Verpflichtung des Inhabers,   um eine Ver​bindlichkeit, deren Erfüllung von ihm zu fordern irgend ein Anderer ein Recht  hätte,  so leuchtet es ein,  daß eine solche Verbindlichkeit ihm nur durch die Gesetze, unter welchen er den Wechsel erwirbt, also die Gesetze des Orts der Ausstellung oder des Indossaments auferlegt werden könnte.  Da das Indossament eine neue Trassirung ist, so könnte die Vorschrift sich auch nicht einmal  auf die  im  Inlande ausgestellten Wechsel  beschranken, sondern müßte auch die im Inlande indossirten — gleichviel, ob sie im Inlande oder im Auslande ausgestellt wären — treffen. Nun liegt aber die Sache nach dem früher Bemerkten anders. Der Inhaber hat durch die Versendung keine Verpflichtung ge​gen seine Vorleute zu erfüllen, sondern er nimmt die Versendung im eigenen Interesse vor.   Daß er bei Sichtwechseln die Versen​dung innerhalb einer gewissen Frist vornehmen muß, ist eine aus der Natur dieser Wechsel folgende Nothwendigkeit, also eine Be​schränkung seines Rechts,  welche nur so realisirt werden kann, daß man eine Voraussetzung seines Rechts, eine Bedingung des Regresses daraus macht.   Hiermit  correspondirt nun auf Seiten der Vorleute kein Recht, die Vorlegung zum Accepte zu ver​langen, sondern eine  unter einer Bedingung —  nämlich, daß die Vorlegung innerhalb der Frist nicht geschehen sei — eintre​tende Befreiung von ihrer Verbindlichkeit, eine peremtorische Ein​rede gegen jedm Regreßanspruch des Inhabers.   Das Gesetz hat also seine Vorschriften, wie in dem oben mitgetheilten Berichte von de Seze bemerkt ist, für Aussteller und Indossanten zu er​lassen, und sie also so zu geben, daß sich jeder inländische Aussteller
oder Indossant  eines nach Sicht zahlbaren Wechsels  —  selbst wenn dieser im Auslande ausgestellt und im Auslande zahlbar, im Inlande aber indossirt wäre — darauf berufen kann.   Dieser Ansicht entspricht denn auch die generelle Fassung des Gesetzes. Uebrigens ist zu diesem Paragraph noch zu bemerken:
1) daß nur eine Frist für alle Fälle vorgeschrieben ist.   Um
für alle Fälle,  auch für überseeische Wechselgeschäfte,  zu passen,
mußte diese Frist geräumiger sein, als für Wechsel auf inländische
oder selbst europäische Plätze nöthig wäre.   Die mögliche Incon^
venienz die fik solche Wechsel aus der Geräumigkeit der Frist
folgen könnte, läßt sich aber
2) durch die Befugniß des Aussteller« oder Indossanten be​
seitigen,   eine kürzere Frist vorzuschreiben.   Eine vom Aussteller
gemachte Vorschrift dieser Art wirkt dann für alle Wcchselver-
pfiichteten, eine von einem Indossanten gemachte aber — ähnlich
wie die Clausel „ohne Obligo" — nur für diesen Indossanten,
nicht aber für dessen Vormänner und  Nachmänner.    Aus der
Bestimmung des Gesetzes über solche Abänderung der gesetzlichen
Vorschriften durch Autonomie der Parteien (ähnlich wie in tz. 24)
folgt aber, daß allgemein eine Befugniß, durch besondere Clau-
seln und Vorschriften   die gesetzlichen Bestimmungen zu ändern
nicht stattfindet, und sich auf die Fälle, in denen das Gesetz sie
ausnahmsweise anerkennt, beschränkt.
3) Noch möchte zu beachten sein,  daß   der Bezogene mit
Sicherheit einen nach Ablauf der Frist vorgelegten Wechsel nach
Sicht nicht accevtiren und bezahlen kann.    Der Aussteller hat
nur eine Zusage geleistet, daß innerhalb einer bestimmten Zeit
der Wechsel bezahlt werden solle,  und nur dieser Zusage kann
der Bezogene auf eine den Aussteller bindende Weise beitreten.
§. 20.
Bei Wechseln eine Zeit nach Sicht zahlbar ist das Nccept und zwar — obgleich regelmäßig das Datum kein Requisit dessel​ben ist — ein datirtes Accept nothig, um die Verfallzeit zu be​stimmen.  Wird das Accept verweigert und der Inhaber läßt die-
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serhalb Protest erheben und nimmt Regreß,  so erledigt sich die Sache von selbst.    Wird aber blos die Datirung des Accepts verweigert, so gibt es mehrfache Auswege.   Man kann dem In​haber  gestatten Protest  zu   erheben  und  wie  bei  verweigertem Accevte zu regrediren oder ihm überlassen, die Präsentation auf andere Weise darzuthun (Hanoversche W.-O. §. 17; Weimarschc W.-D. §.67; Preuß. Landr. TH.1I, Tit.VIII, §.1001—1004). Man kann aber auch die fehlende Bestimmung der Zeit durch das Gesetz ergänzen und die Frist, welche von der Zeit der Sicht an laufen sollte,   von Zeit der Ausstellung des Wechsels an laufen lassen.    So der ^oäs llo dommeico «rt. 122,  das Holländische Handelsgesetzbuch Art. 115, der Würtembergische Entwurf Art. 601, der Sächsische Entwurf §. 97 und der Braunschweigische Ent​wurf §. 36.   Eine solche Bestimmung hat indeß die Schwierig​keit, daß danach der Verfalltag in die Vergangenheit vor den Prasentationstag fallen kann.   Hinsichtlich des Accevtanten erledigt sich freilich diese Schwierigkeit, insofern dessen Verpflichtung nicht davon abhängig ist, daß ihm der Wechsel am Verfalltage prä'sen-tirt wird.   Wohl aber bleiben bei der Regreßnahme Verwickelun​gen übrig.   Würde z. B. ein am 1. August ausgestellter,  zehn Tage nach Sicht fälliger Wechsel am 1. September  präsentirt und  ohne Hinzufügung   des   Datums   acceptirt,   so   wäre  der li. August der Verfalltag.   Es könnte jedoch erst am 1. Sep​tember proteftirt werden, und der Aussteller und die Indossanten könnten gegen die Regreßnahme einwenden, nach der Beschaffen​heit des Wechsels und Accepts sei der Versalltag der 11. August, und der Regredient müsse daher,   wenn der Protest von einem späteren Tage sei, noch außerdem nachweisen, daß er erst an die​sem und nicht schon vor dem 11. August den Wechsel zum Accept vorgelegt habe.   Die französische Iur'sprudenz hat diese Schwie​rigkeit nicht zu beseitigen gewußt.    Persil bemerkt (I. ^. ?. 160) Über den in Rede stehenden Fall blos: il lauäi-ait c^icler czue ls protzt ÜSVl-uil ütt-o lliil lo Isnäommn cw ^our uii
ment jchuzw.   Dabei bleibt aber gerade die Schwierigkeit übrig,
daß man aus dem Wechsel nicht sieht, ob dieser Protest recht​zeitig levirt sei. Naher berührt schon Nouguier (603 lottl-s» clc:  VII, iXr. 118) die Frage: ii nou8 ^«irält, äono <^u'il  r6pnu88sr Ig lisokkgnos, c^ui n'esl, öorile nullo pgrt, el  uu porlsui- Ie cli-oit clo proliv^l- ^u^i «8t is ^oui' c»u  N0U8 <^!80N3 nve  (^uo 1«8 tiidunaux N6
 16 prinoi^L P086 ^N5 1o äernier f)3rgßrgpno cly I'grt. 122, 8uivi<M Is8 «iroon8tgno68, I« donno lai <^t 168 Iivr<38 äe8 PUI-U68". Die Herbeischaffung von besonderen Beweismitteln über den Tag des Accepts ist aber gewiß dem Geiste des Wechselrechts nicht gemäß. Die Ungarische Wechselordnung §. 71 und 72 und die Entwürfe für Würtemberg §. 601 und für Braunschweig §. 36, von welchen der letztere jene Verwickelung S. 113 der Motive darstellt, haben deshalb die Vorschrift des ^oäe lle com-mer^ dahin ergänzt, daß der Regreß gewahrt sei, wenn der Protest Mangels Zahlung nur innerhalb der Präsentationsfrist (nach der Ungarischen Wechselordnung tritt dieser'noch die Frist nach Sicht hinzu) erhoben ist.
Das Gesetz hat einen einfacheren Ausweg eingeschlagen, der zugleich die bei den bisher genannten Vorschlägen möglichen Zweifel hinsichtlich des Anfangspunktes der Verjährung beseitigt. Daß bei diesem Auswege ein Protest nöthig ist, kann, da nicht unerhebliche Verwickelungen dadurch abgeschnitten werden, nicht füglich als eine Inconvenienz betrachtet werden. Die einzelnen Bestimmungen find folgende:
1) Der Inhaber hat durch einen innerhalb der Präsentations​frist aufzunehmenden Protest die Präsentation nachzuweisen. Nach diesem Proteste bestimmt sich schlechthin der Verfalltag. Wäre also auch zu vcrmuthen oder dem Inhaber gar nachzuweisen, daß er schon vor dieser Protcsterhebung zur Annahme präsentirt habe, daß der Verfalltag ein früherer sei, als der durch den Protest bestimmte, und daß also die Präsentation zur Zahlung an diesem letzteren Tage eine verspätete sei, so würden derartige Einwen​dungen gar nicht zu beachten sein.   Das Gesetz schneidet sie durch
die Bestimmung   ab,   daß der Protesttag als Präsentationstag gelten solle.
2) Ist der Protest erhoben,  so berechnet sich nach diesem
auch dem Acceptanten gegenüber der Verfalltag.
3) Ist aber, im Falle die Accevtation nicht erfolgt oder ohne
Hinzufügung des Datums erfolgt ist, innerhalb der Präsentations -
ftist kein Protest erhoben,  so  wird gegen den Acceptanten der
Verfalltag so berechnet, als ob der letzte Tag der Präsentations'
ftist   der Prasentationstag   wäre.    Der Inhaber eines undatirt
acceptirten Sichtwechsels kann hierdurch freilich in die Lage ge-
rathen,   daß er vor Ablauf zweier Jahre, denen noch die Sicht​
frist hinzutritt, nicht gegen den Acceptanten klagen darf.   Hierin
liegt indeß keine wesentliche Benachtheiligung für ihn, da er jeden
Augenblick  durch  Protesterhebung  eine  Abkürzung  dieses  Zeit​
raumes herbeiführen kann.
4) Ist in dem eben erwähnten Falle innerhalb der Präsen-
tarionsfrift kein Protest erhoben, so ist in Bezug auf die Regreß​
pflichtigen jeder Anspruch erloschen.  Diese Bestimmung kann hart
erscheinen.    Man  könnte  es für zulässig halten,  auch hier den
letzten Tag der Präsentationsfrist als den Präsentationstag gelten
zu lassen, sodaß der Inhaber genug thue,  wenn er nur an dem
sich hiernach ergebenden Verfalltage zur Zahlung präsentire.   Die​
ses ist auch allerdings die Annahme der oben allegirten Stelle
der Ungarischen Wechselordnung.   Hiermit würde indeß der In​
haber die Befugniß  gewinnen, die Präsentationsfrist schlechthin
verstreichen zu lassen, und erst an dem letzten Tage der nach Ab​
lauf dieser Frist noch beginnenden Sichtfrist zur Zahlung zu prä-
sentiren.   Auch könnte der Inhaber auf diese Weise die Präsen​
tation zur Zahlung eines vielleicht gleich im Anfange der Prä​
sentationsfrist undatirt acceptirten Wechsels verzögern und in bei​
den Fällen aus offenbar präjudicirten Wechseln Regreß nehmen.
Man würde schwerlich umhin können,  in diesen Fällen Einreden
und Beweise der vorgefallenen Versa'umniß zuzulassen und damit
das Verhältniß unsicher zu machen.   Allem diesem wird dadurch
vorgebeugt, daß ein  innerhalb der Präsentationsfrist erhobener
Protest schlechthin für alle Fälle gar nicht erfolgter oder ohne Datirung ertheilter Accepte zur Bedingung des Regresses gemacht ist. Es bleibt freilich für die Regreßpflichtigen die Unannehmlich​keit möglich, daß der Inhaber gleich im Anfange der Präsenta​tionsfrist sich ein undatirtes Accept geben, und am Ende der Frist erst Protest erheben läßt, sodaß die Verfallzeit erst vom Tage dieses Protestes berechnet wird. Der Inhaber kann auf diese Weise allerdings die Hastung der Regreßpflichtigen beinahe um das Achtfache der Verjährungszeit verlängern. Diesem Nebel» stände ist indeß in den seltenen Fällen, wo er wirklich zu besor​gen sein sollte, leicht durch Bestimmung einer abgekürzten Prä​sentationsfrist vorzubeugen.
V. Annahme (Acccptation). §. 21.
Ueber die rechtliche Natur der Acceptation ist bisher die Theorie noch nicht einstimmig gewesen. Eine bestimmte Ansicht ist hier aber allerdings nothwendig, da aus dieser rechtlichen Na​tur Folgerungen abgeleitet werden können, die von tief eingrei​fender Bedeutung sind. So hat z. B. Einert eben aus der Natur der Acceptation als einer Bürgschaftsleistung die Unzulässigkeit einer Wechselklage des Traffanten gegen den Acceptantcn abgeleitet.
Bisher war die verbreitctste Ansicht die, daß die Acceptation die Annahme eines in dem Wechsel liegenden Auftrages sei. Ueber diese Ansicht und die vielleicht an ihre Stelle zu setzende, sprechen sich die Motive des braunschweigischen Entwurfs folgendermaßen aus: „Der äußern Fassung nach stellt sich die Tratte als ein an den Bezogenen gerichteter Auftrag zu bezahlen dar, die Accep​tation also als eine Annahme dieses Mandates. Ganz abgesehen davon, daß dieser Gesichtspunkt eine Klage des Inhabers gegen den Acceptanten nicht rechtfertigen würde, weil man nicht ex p»ota tei-lii klagen kann, ist er in einer großen Anzahl von Fäl» len factisch unrichtig. Hat sich der Bezogene vorher zum Accepte verpflichtet, hat er gestattet, auf ihn zu ziehen, so ist der Accept gar nicht Folge oder Ausdruck eines Mandates.   Was den Be>
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zogenen zum Acceptircn bewegt., ein Versprechen, die Annahme des im Advisbrief enthaltenen Ersuchens u. s. w. liegt vielmehr ganz außerhalb des Wechsels und bestimmt die rechtliche Natur des Accepts nicht. Dieses ist ein von solchen Einmischungen materieller Verhältnisse an sich freier Formalakt. Der Aussteller (und jeder fernere Indossant) hat dem Inhaber, wie oben aus​einandergesetzt ist, ein eigenthümlich qualificirtes nomsn consti-tuirt, und diesem noiusn tritt der Bezogene durch die Acceptation als Mitverpsiichteter bei. Will man diese Mitverpslichtung näher bezeichnen, so ist sie eine Correalpflicht, eine 3^s»iumi88io. Nur diese Rechtsbegriffe sind passend, denn sie sind ebenfalls auf einen vloßen Formalakt, die Stipulation, gegründet und mischen nichts Materielles ein. Es ist daher ein wahrer Glückswurf, wenn der <^äo äu oolnm«l-(n ungeachtet der Befangenheit der französischen Juristen in die Lehre vom Wechselcontracte, vom Mandate und dessen Annahme, in Art. 140 den Satz ausspricht: tou8 cnux Hui oM »ißNS, »eoepl'ä ou 6n6o58ö uns lsNrs clo on^n^o sont, WNU3 i, 1» Z9l'l>nt!6 8o1i6iüi-o 0UV6I-8 lo porttiUi'. Nicht passend ist dagegen die von Einert gegebene Charakteristik des Accepts als einer Bürgschaft. Bürgschaft, tt(üo<u88w, ist im neueren Rechte schon die bestimmte subsidiarische Hastungspfticht; pas​send wäre nur die ältere Form der »äproinj^ic, zur Analogie gewählt. Es darf hier die Stelle bei Casaregis (viso. 151, Ki-. 4): LUM iluqus v. 8ugr6u8 od Ä006pt8tionsin 6iot»v litwsÄL osm-^ia1i8 vor« ot ^l-oprio dici non valsgt ll(I<^u8s0l- vel obIiZ<^tu5, 8o6 ^rinoipillitol' et lwlnin« ^isuplio/in vim obliMtioniii clo oc»U8tltulg pecuiui», lil, ^lul'^>u3 eittlüt, als treffend angeführt werden. Alles, was aus der blos accesso-rischen Natur der Bürgschaft folgt, fallt beim Accepte weg. Der Aussteller ist gar nicht derjenige, welcher principaliter zah​len soll, vielmehr besteht eben darin die eigenthümliche Quali-fication des durch den Wechsel constituirten nomcm, daß der Aussteller nicht selbst, sondern daß ein entfernter Dritter zahlen soll, der demnächst als Adpromittent eintreten wird. Noch wem-ger paßt diese Idee von einer Bürgschaft zu der Idee des Papier-
gelbes, welche dem Wechsel zum Grunde liegen soll. Gerade hier kann man sehen, daß es sich nicht um ein Stück Geld, für dessen Wcrth sich der Acceptant verbürgt, sondern um ein nomcn han​delt, dem er beitritt."
Was alsdann die Formen des Acceptes betrifft, so finden sich hier sehr mannichfache Bestimmungen der Gesetze und vielfach von einander abweichende Ansichten der Rechtslehrcr'. Die Be​stimmungen des Gesetzes sind geeignet, die in dieser Hinsicht be​stehenden Zweifel und Controversen zu erledigen.
1)
Nach dem ersten Alinea  ist eine mündliche Acccptation,
eine stillschweigende Acceptation durch Beisichbehaltcn des zugc
sandten Wechsels, (Allgem. Preuß. Landrecht, Th. II, Tit. VIII,
tz. 993, Hamb. W.-O. Art. 7.) und eine Acceptation, welche in
einer besonderen Urkunde, nicht auf dem Wechsel selbst, erfolgt,
nicht anerkannt.
Die Acccptation einer Copie muß indcß, da hier über die Absicht des Bezogenen kein Zweifel sein kann, für gültig gehalten werden, nur versteht es sich von selbst, daß ihm dieselbe nicht angesounen werden kann, und daß wegen ihrer Verweigerung kein Regreß zusteht. Der Bezogene hat keine Gewißheit, daß die Copie mit dem Originale übereinstimme, und daß nicht dieses — wenn es später vorkommt und er dessen Annahme verweigert — protestirt werde, auch wäre er nicht sicher, die Bezahlung einer Copic dem Traffanten anrechnen zu können '. Die Annahme einer Copic zu Ehren eines Indossanten, dessen Originalindossament sich auf der Copie befindet, würde dagegen solche Bedenken nicht haben.
2)
Ueber die Ausdrücke, durch welche acceptirt werden kann,
sind die Gesetzgebungen sehr verschieden.   Der ('oäe 6e Commerz
grt. 122 erfordert das Wort «u-c^iU'.    I.'i'ocl^wlion <.'5l cxpi!-
mt>ß pln' I? ino«. nl^opt«.  Man läßt indeß gleichbedeutende Aus-
drücke, /ooos>p«o,  je  pgverni u. s. w. zu,  nicht  aber das bloße
vu, auch,  nach einem bei Persil   l. c. p?,,^.  151  mitgetheiltem
1 Trcitschkc, Encyklopädie der Wcchsclrcchte 5. v. Acceptation §H. 8—15,
2 Heise und Cropp jur. Abh., Bd. 1, S. 55!.
Urtheil des pariser Handelstribunals nicht den Ausdruck vu pom l^si-, und eben so wenig gilt die bloße Unterschrift des Bezo​genen als Accept. Nach englischem Rechte genügt dagegen das Wort: Gesehen, oder die bloße Unterschrift. Auch kann das Ac​cept auf einen besonderen Zettel geschrieben sein, und selbst brief​liche Erklärungen, daß der Wechsel acceptirt werden solle, werden einem Acccpte gleichgeachtet. Bei ausländischen Wechseln reicht eine mündliche Erklärung, daß man acceptiren wolle, hin'.
Die Bestimmungen des Gesetzes sind einfacher als alle eben genannten Vorschriften. Daß die bloße Unterschrift genügt, ist sachgemäß; sie würde, rührte sie nicht vom Bezogenen her, ein Aval begründen. Dann aber fallen alle Zweifel darüber, ob in einer Erklärung die Zusage den Wechsel bezahlen zu wollen, ent​halten sei oder nicht, damit hinweg, daß jede Erklärung für eine unbedingte Annahme gilt, in welcher nicht das Gcgentheil, also nicht die Absicht gar nicht oder nur unter gewissen Bedingungen acceptiren zu wollen, ausgesprochen ist.
D Der Schlußsatz des §. bestimmt, daß die einmal erfolgte Acceptation nicht wieder zurückgenommen werden kann.
Da man überhaupt einmal übernommene Verbindlichkeiten nicht wieder zurücknehmen kann, so scheint diese Bestimmung überflüssig: sie ist es aber nicht, indem es gerade zweifelhaft war, wann die Verbindlichkeit aus dem Accepte für übernommen gilt, und wie weit daher, nicht ein Zurücknehmen übernommener Verbindlichkeit, sondern ein Zurücknehmen der Acceptation möglich sei.
Die englische Jurisprudenz ist über diese Frage schwankend geblieben (Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslands, Ul, S. 213.). Von den französischen Rechtslehrern hat Nouguier die Ansicht vertheidigt, daß der Bezogene durch die Acceptation an sich noch keine Verpflichtung übernehme, daß vielmehr nur mit dem Augenblicke, wo er das Accept an den Inhaber  ausliefert,   seine   Verpflichtung   unwiderruflich   werde.
 Story I. c §. 242-245.
Man folgert auch aus Art. 125 des 6060 6s oommoro«, daß der Bezogene sein Accept zurücknehmen und ausstreichen kann, so lange er den Wechsel noch in Händen hat. Pardessus (6u «oull-al et 6s8 Isttre» 6s okanßs, nr. 156) bemerkt: On g <zuolqul>. loi8 6oul6 <^U6 oelm lzui av»it äont uns »oooptation zur uns lsUrs 6s ok»nß6 füt lidrs 6s 1a rg^sr tgnt qu'ii ne 8'en P35 6s88»i8i sn sgvsur 6u portsur. On peM 6ire pour mslivs, <^uo Io coneour» 6e V0I0ML8, c^ui lormo un oontr«t, n'sxisls <zue lolsc^us Ie8 pglli^ 8« sont i-eoipro^u r^68. ^uslzu'^ oe luomeut la volonte 66 1'un« 668 p«rlio8 60NN6 pgs 6s tiroit «» I'gutl's, «l pgi- oon86quont us peut 6 irrevocadls. 8uiv»nt oes prinoipe8, pour qus lo oontrst snlr<> Iß tireur 6s ia leltro 6t cslui 8ur qui slls S8t tir6s soit p»r-sail,, ii ns sussit, p»8 ^U6 oslui-ci »it 6U p6Q69Nt quslqus temps Ig volonte 6'gooeptei' oelts IsNrs, el czu'il git ecrit 9U l>28 czu'i! I'goceptnil' tant czu'il n'a p35 66c1as(' 8n V0I0M6 g lui r6n6«nt Ig IsNre i-evew« 6e 8on neoepiation, lo n'^sl point s»9l-sgit: il p6ut clone en»nZ6r, und eine gleiche An​sicht ist auch in einem bei Persil l. 0. pg^- 171 angeführten Er^ kenntnisse befolgt. Ist dagegen vielleicht die Prima dem Bezo​genen zum Accepte geschickt, und hat sich der Bezogene brieflich erklärt, dieselbe zur Disposition des Inhabers der Secunda zu halten, so darf er nun sein Accept nicht wieder durchstreichen. Ein Spruch des Cafsationshofs bei Sirey t. 37, I. p»Z. 442 er klärt: i'»ooeptour no psut dilksr 8» ^Zugturs, m6ms lorsquo la traits n'sst pgg 8ortis <i« «s» mains, 5'i! 2 6orit »u Ureur czu'il tsnait !a Premiers aooept^s k Ig <ii8p08ition 6u porteur 6e I» 6euxiem6.
Jene Ansicht der ftanzosischen Juristen setzt nun aber einmal voraus, daß die Acceptation nur ein Vertrag mit dem Präsen​tanten sei, während sie doch sämmtlichen Wechselinteressenten ge​genüber geschieht. Sie setzt ferner voraus, und das ist die Haupt​sache, daß die Acceptation erst mit der Auslieferung des Accepts an den Prasentanten bindend und perfcct werde. Dem ist aber nicht so.  Andere schriftliche Versprechen, selbst Wechsel, werden freilich

    96   

noch nicht durch das bloße Schreiben bindend, sondern nur da​durch, daß der Versprechende seine Schrift dem Andern ausliefert. Bei der Acceptation hat aber der Acccptant keine eigene Urkunde auszustellen und auszuliefern, sondern sich über ein bestimmtes ihm im Wechsel vorgelegtes Verhältniß zu erklären, und zwar schriftlich zu erklären. Giebt er diese Erklärung, so ist seine Ver​bindlichkeit perfect und unwiderruflich. An diesem rechtlichen Ge​sichtspunkt kann der Umstand, daß man dem Bezogenen den Wechsel nicht blos zum Acceptiren vorhält, sondern ihm dem​selben vielleicht gar eine Zeit lang zum Besinnen in Händen läßt, nichts ändern.
Diese im Gesetze befolgte Ansicht findet sich auch im Allgem. Prcuß. Landrccht Th. II, Tit. VIll, §. 997, und im Holland. Handelsgesetzbuch Art. 119.
s. 22.
Uever limitirte oder qualisicirte Accepte finden sich vielfache und verschiedene Bestimmungen der Gesetze. Am Einfachsten er​ledigen freilich diejenigen Gesetze die Sache, welche jeden Zusatz, durch welchen das Accept kein reines und unumwundenes bliebe, für nicht hinzugefügt ansehen, und somit dem Bezogenen die Notwendigkeit auflegen, gar nicht oder pui-6 zu acceptiren. So z. B. die Leipziger W.-O. tz. 8 und die Braunschweiger W.-D. von 1715 tz. 15 und andere.
Dieser Rigorismus geht indeß — wie Eincrt mit Recht be​merkt hat ' — zu weit, indem er manches Geschäft stört, welches bei milderen Vorschriften seine regelmäßige Lösung gefunden hätte. Es kommt vielmehr darauf an, den Parteien ein Abkommen möglich zu machen: der Bezogene muß aus einem beschränkten Accepte nur beschränkt haften, der Inhaber muß aber durch An​nahme eines solchen nicht an seinen Rechten einbüßen.
In die früheren Wechselgesetze, welche einen milderen Ausweg eingeschlagen haben, scheint sich der jetzt nicht wohl mehr brauch-
Wcchsclrccht u. s. w. B. 158.
bare Gesichtspunkt eingeschlichen zu haben, daß der Inhaber als Mandatar der Vorleute sich verantwortlich und beziehungsweise regreßverlustig mache, wenn er ein beschranktes Accept annehme oder zulasse. Nun ist aber das Acceptiren eine einseitige Hand lung, und der Bezogene kann allerdings linütirt acceptiren, ohne daß der Inhaber hierzu consentirt hätte: der Inhaber soll also in einem solchen Falle jedes Präjudiz von sich durch einen Protest abwenden, und hierdurch klar machen, daß er das limitirte Accept nicht zugelassen. Daher die Bestimmung, daß der Inhaber bei limitirtem Accepte Protestiren lassen müsse (vgl. die Gesetze in Treitschke, Encyclopa'die «. v. Acceptation §. 3), die sich selt​samer Weise auch in den <üo6o 6s oomlneres 2,-«.. 124 fort gepflanzt hat. lVaeeopwliun ne peul slre eonäiliannklw, mui» ?lle p^ul ötiu rs8tloint6 quant, Z> lu 80MM6 »CL^leo. Nun» oe cii« ls poNsur e8t tenu clo fgii-s z)lol,68tei' Ig lettl-6 <io oliglißs p<»u» le 8urpw8'. Pardessus (1. c §. 371) versteht dieses dahin, daß der Inhaber, wenn er nicht proteftircn lasse, in die Beschränkung consentirt habe, und nicht wegen nicht erfolgter Bezahlung nach dem Inhalte des Wechsels regrediren könne. In wieweit aber nach dem ersten Satze des Art. 124 ein bedingtes Accept nichtig, oder eine Bedingung für nicht geschrieben zu achten sein würde, darüber ist die franzosische Jurisprudenz nicht im Reinen (?e,'5il I. ^. l^Z. 164—1N7).
Augenscheinlich paßt nun aber die Vorschrift, daß der In​haber Protestiren lassen müsse, nicht, sobald die Präsentation zum Accepte nur eine Befugniß, nicht aber eine Pflicht des Inhabers ist. Woher sollte, bemerkt Einert mit Recht, eine Verbindlichkeit kommen, daß der Inhaber wegen eines mangelhaften Accevtcs, worauf er den Regreß nicht sofort antreten will, einen Protest leviren lassen müsse, wenn er, unbeschadet seiner Rechte, einen völlig  abgeschlagenen  mit  Stillschweigen  übergehen  darf?
l Mit den Worten: est tnnu <1« fuii-? prote5tl>l- ist eine eigentliche Verpflichtung des Inhabers gegen die Vorleute so wenig ausgesprochen als mit denselben im Art. l56 vorkommenden Worten.
bei dem Bezogenen, nicht aber bei der von diesem benannten Addrcsse zu erheben sein. Der Bezogene hat daher im Grunde kein wirksames Recht darauf, daß der Inhaber sich überhaupt bei der Addresse melde, und das ganze Verhaltniß beruht nur auf Gefälligkeit und Convenienz.
5) Eine Acceptation mit dem Beisatze: an mich selbst zu zahlen, pour pavei- 2 nwi-m6ms (über welche die französischen Rechtslehrer sich ausführlich äußern'), hat den Sinn, daß der Acceptant zwar acceptiren, aber bei Verfall mit dem Inhaber compensiren will. Da der Wechsel, wenn er auf Sicht lautet, nicht acceptirt zu werden braucht, und die Erklärung, statt zahlen compensiren zu wollen, ohne Zweifel zum Protest und Regreß berechtigt, so kann der Inhaber bei solchen Wechseln unzweifelhaft dieses Recht gebrauchen. Bei Wechseln, die noch zu laufen haben, paßt jener Vorbehalt der Compensationsbefugniß schon deshalb nicht, weil der Wechsel weiter indossirt werden und in die Hände eines Solchen kommen kann, gegen den der Ncceptant gar keine compensable Forderung hat. Eine Acceptation mit jenem Zusatz ist daher so gut wie gar keine, und berechtigt zum Protest und zur Regreßnahme auf Caution. Würde dieser Protest nicht er​hoben, so kann am Verfalltage der frühere oder jetzige Inhaber, wenn die Zahlung nicht erfolgt, regrediren: gegen den Acceptan-ten wird aber nicht anders zu klagen sein, als wenn der Kläger sich auf dessen Compensationseinrede einlassen will.
s. 23.
In §. 23 ist auch dem Aussteller eine Wechselklage gegen den Acceptanten gegeben.
Theoretisch wird dieser Satz nicht ohne Bedenken und ohne Anfechtung sein, indem die Gründe welche in der bekannten Ab​handlung bei Heise und Cropp (Bd. 2, Nr. 1) für denselben angeführt sind, nicht Jeden überzeugt haben werden und zu den neuerdings   im  Wechselrechte  erlangten  theoretischen Resultaten
 I    ^    H     ,20.      /»?,'.«/  2<I   Ist.   124.
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nicht völlig stimmen. Die ganze Beweisführung concentrirt sich in dieser Ausführung auf die beiden Annahmen, daß durch die Acceptation auch dem Aussteller gegenüber ein Versprechen der Zahlung geleistet werde, daß nach den Deckungsverhältnissen der Acceptant Schuldner des Ausstellers sei, und durch das Ac​cept daher die Berichtigung einer ohnehin bestehenden Schuld übernommen habe. Was den ersten Punkt betrifft, so wird sich jetzt wohl ohne weitere Nachweisung soviel als unzweifelhaft be​haupten lassen, daß der Wechsel kein Mandat, kein Zahlungsauf​trag, das Accept auch keine Annahme dieses Auftrags ist, dessen Nichterfüllung entschädigungspflichtig macht; der Wechsel ist viel​mehr ein eigenthümlich qualisicirtes Forderungsrecht, welches der Aussteller, in einem Stück Papier verkörpert, in Circulation setzt. Zunächst ist der Aussteller der Schuldner zu diesem circu-lirenden ttomen. Ob der Aussteller sagt: ich löse ein, oder ich lasse einlösen, kommt auf eins heraus '. Dieser Pflicht des Aus​stellers einlösen zu lassen, tritt der Bezogene durch das Accept, eine Art von Adpromission, bei. Hierin liegt keine Zusage an den Aussteller, sondern ein Zutritt zu dessen Verbindlichkeit zum Nutzen der Inhaber. Das stimmt auch mit dem ferneren Ver​laufe des Wechsels. Der Sinn der Sache ist hier der, daß der Aussteller einlösen läßt, daß unter seiner und des Indossanten Garantie der Wechsel bis zum Verfall circulirt. Wird der Wechsel eingelöset so ist das ganze Verhältniß zu Ende; wird er nicht eingelöset und protestirt, so existirt kein circulationsfahiges ne-gociables Papier mehr, sondern der Wechsel hat sich in eine Ent-schadigungsforderung aufgelöset. Die Schuldner zu dieser Forde​rung sind die Indossanten und zuletzt der Aussteller. Hat der Aussteller dieser Forderung genügt, so ist das ganze Verhältniß ebenfalls beendigt. Ungeachtet dieser Auflösung des Wechsels in eine Entschädigungsforderung besteht freilich die Pflicht des Ac-ceptanten, allein die diesem gegenüberstehenden Gläubiger sind doch nur die Indossatare, denen der Aussteller das Versprechen
l Einert, Wechselrecht, S. 77.
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einzulösen — welchem der Acceptant beigetreten war — ertheilt hatte. Diesen haftet der Acceptant, und außerdem der Aussteller, der jenes Versprechen nicht erfüllt hat. Aus der Nichterfüllung kann alsdann dem Aussteller, für welchen der Bezogene die Aus​sicht auf Erfüllung herbeigeführt hat, allerdings einen Anspruch an den Bezogenen haben, insofern dieser sich vielleicht zum Ein​lösen des Wechsels außerdem verbindlich gemacht hatte, und jeden​falls liegt in dem Accepte die Zustimmung dazu, sich mit einem Wechsel beziehen zu lassen; daß aber dieser Anspruch ein wcch-selmäßiger sei, ist aus dem Sinne des Wechsels nicht ab​zuleiten.
Die meisten bisher erlassenen Gesetze und die Ansichten vie​ler Rcchtslchrer lassen daher eine Wechselklage des Ausstellers gegen den Bezogenen nicht zu.
In neuerer Zeit nimmt indeß die Stimme des Handels -standes eine solche Klage als ein entschiedenes praktisches Be-dürfniß in Anspruch. In England und Amerika ist das Wech​selrecht des Trassanten angenommen, eben so in der Bremer W.-D. Art. 92, dem Frankfurter Gesetze vom 12. Novbr. 1844 und dem Sächsischen Entwürfe §. 100. Bei diesem ganz ent​schiedenen Verlangen des Handesstandes hat der Preußische Ent​wurf und eben so das neue allgemeine Gesetz sich den letzt​erwähnten Gesetzen angeschlossen.
Was sich hierfür sagen läßt, ist in den Motiven des Preußi​schen Entwurfes gesagt, und es scheint passend die einschlagende Stelle, welche die Materie auf kurze und bündige Weise erschöpft, hier folgen zu lassen:
„Für den Acceptanten ist es reiner Zufall, wenn er nicht von dem Inhaber oder einem Indossanten belangt wird, sondern der Wechsel an den Aussteller zurückgeht: er hatte kein Recht dies zu ermatten; für ihn liegt deshalb auch wenigstens keine Härte darin, wenn er selbst in diesem Falle zur Einlösung seines Accepts nach Wechselrecht angehalten wird. Für den Trassanten dagegen, welcher die Tratte hat einlösen müssen, liegt in der Verfügung der Befugniß, sich sofort durch weckselmaßigen Rück
griff all den Acceptanten wieder in den Besitz feiner Fonds zu setzen, jedesmal eine nicht zu rechtfertigende Härte, wenn der Trassant nach dem zwischen ihm und dem Acceptanten bestehen​den Verhältnisse auf die Einlösung des Acceptes rechnen durfte, er also lediglich durch die Schuld des Acceptanten in Verlegen​heiten geräth, welche vielleicht seinen Ruin herbeiführen. Dies ist überall der Fall, wo der Trassant dem Bezogenen Behufs Einlösung des Accepts seinerseits nichts zu leisten hatte, oder das, was er leisten sollte, geleistet hat, also wenn zur Tilgung einer Schuld des Bezogenen an den Zieher acceptirt, wenn für Rechnung eines Dritten gezogen, wenn dem Acceptanten die zu​gesagte besondere Deckung vor Verfall wirklich besorgt ist, oder wenn, der Verabredung gemäß, der Wechsel von dem Bezogenen auf Borg, auf künftige Rechnung des Ziehers, bezahlt werden sollte. Diese Fälle bilden aber die Regel. Daß in blgnoo mit Ausbedingung vorheriger Deckung pu>« acceptirt, die Deckung noch nicht angeschafft und dcsungeachtet der Acceptant von dem Trassanten in Anspruch genommen wird, kann nur selten vor​kommen, und es ist darauf um so weniger Gewicht zu legen, da einestheils der Acceptant in der Regel den liqmdm Beweis, daß er sich vorherige Deckung ausbedungen, wird führen können (Heise a. a. O. 33), und anderntheils dem Bezogenen in der ßhrenannahme ein Mittel geboten ist, sich von vorne herein gegen derartige Ansprüche eines nicht ganz zuverlässigen Trassan​ten zu decken. Es ist unter diesen Umständen sehr erklärlich, wenn der Handelssiand zur Nufrechthaltung des kaufmannischen Credits für den Trassanten die Wechselklage in Anspruch nimmt. „Für die Beschlußnahme darüber ist es völlig gleichgültig, ob sich auch in Ermangelung ausdrücklicher gesetzlicher Bestim​mung schon aus der Natur des Wechsels das Wechselrecht des Ausstellers behaupten läßt. Die Gesetzgebung hat eben das Wech-sclrecht fortzubilden. Wenn der Gang und das Bedürfniß des Verkehrs auf die Annahme jenes Rechts des Ausstellers hinfuhrt, dann kann und muß es anerkannt werden, softm es nur nicht mit anderen Grundsätzen des Wechselrechts geradezu in Wider.
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spruch tritt.    Dies  läßt sich in keiner Weise behaupten.    Die gewöhnliche Bemerkung, daß der Aussteller dem Bezogenen gegen​über nur Mandant sei, ist theils unrichtig,  weil das wahre Verhaltniß zwischen beiden ein ganz anderes sein kann und in der Regel ist (Heise a. O. S. 15; Braunschweigischer Entwurf, Motive S. 117), theils entscheidet sie nichts, weil nichts Wider​sprechendes darin liegt, daß der Bezogene sich wechselmäßig ver​pflichtet, den Auftrag zu erfüllen und im Falle der Versäumniß dem Aussteller die dadurch entstehenden Auslagen ohne Wider​rede nach Wcchselrecht, mit Vorbehalt seiner civilrechtlichen An​sprüche, zu erstatten (Heise a. a. O. S. 16,   Einert, Wechsel​recht  S. 95).    Das entscheidende Moment deuten die Motive des Würtembergischcn Entwurfs S. 519 mit der Bemerkung an, daß der Acceptant nicht die Absicht habe, sich dem Aussteller zu verpflichten.   Darauf kommt es an (Einert, Wechselrecht S. 95). Kann man jene Absicht, und zwar die Absicht einer Wechsel-mäßigen Verpflichtung gegen den Aussteller, nicht in das Ac​cept hineinlegen, dann läßt sich auch dem Aussteller nicht füglich Wechselrecht geben:   im  entgegengesetzten Falle ist dies eben so unzweifelhaft  gerechtfertigt.    Die Voraussetzung aber,  daß der Acceptant eine solche Absicht nicht habe, entbehrt des Grundes. Das Accept sagt gar nicht, wem sich der Acceptant verpflichten wolle.    Es kann auch hier wie beim  Indossament oder Aval nicht darauf ankommen, was zufällig im einzelnen Falle der ein​zelne Acceptant gewollt habe.   Seine Erklärung kann das Accept nur durch das Gesetz erhalten.   Die Frage ist,   welche Absicht angenommen,   in   das  Accept   hineinlegt  werden soll, wenn der Acceptant sich nicht darüber ausgesprochen, also ohne Vorbehalt, nicht blos zu Ehren des Ausstellers, acceptirt hat. Und hierüber hat nur die  Gesetzgebung zu bestimmen.   So wie sie in das Indossament, welches nicht ausdrücklich den Re​greß ausschließt,   eine Willens-Erklärung, die Uebernahme der Garantie, hineinlegt, wovon die Worte des Indossaments nichts enthatten, so kann sie unbedenklich auch bestimmen, daß künftig bei der reinen Annahme eine wechselmäßige Verpflichtung auch
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dem Aussteller gegenüber angenommen werden solle, und, wenn sie dieses bestimmt, so ist ohne Zweifel für die Zukunft die Vor-aussetzung gerechtfertigt, daß Jeder, welcher ohne Vorbehalt ac-ceptirt, wirklich Willens gewesen ist, sich dem Aussteller zu ver​pflichten. Die Gesetzgebung darf dabei freilich nicht willkürlich einschreiten i sie hat den lebendigen Verkehr zu beachten und sich durch das leiten zu lassen, was hier als das Regelmäßige her​vortritt. Eben von diesem Gesichtspunkte hat man nun aber die dringendste Veranlassung, dem Accept die Bedeutung einer wech​selmäßigen Verpflichtung auch dem Aussteller gegenüber beizule​gen, weil gerade der Handelsstand so das Accept auffaßt und diese Auffassung in dem regelmäßigen Gange des Verkehrs seine Erklärung findet.
„Die meisten Wechsel beziehen sich auf eine Schuld des Tras​saten; es wird über einen creditirten Betrag eine Tratte gezogen und acceptirt, theils damit der Gläubiger in der wechselmäßigen Verpflichtung des Schuldners einige Sicherheit erhalte, theils damit er sein Guthaben gegen Disconto schon vor der Zahlungs​zelt sich zu Händen bringen könne; man bedient sich dazu der Tratte nur, weil der trockene Wechsel im Handel nicht beliebt ist; nach der Intention der Parteien ist die Acceptation nur ein eigener Wechsel in anderer Gestalt. Ist für Rechnung eines Dritten, oder ist auf Borg acceptirt, so liegt die Annahme einer Verpflichtung gegen den Aussteller nach der Natur des Verhält​nisses nahe. Bei dem Wechsel an eigene Drdre liegt sie sogar im Ausdrucke. Und selbst in dem Ausnahmsfalle, wenn w t>j»noo acceptirt und die Beschaffung der Zahlungsmittel vor der Ver​fallzeit ausbedungen ist, darf wenigstens das angenommen wer​den, daß der Acceptant bedingungsweise, unter Voraussetzung der Deckung, für die Einlösung des Wechsels auch dem Aus» steller nach Wechselrecht verhaftet sein wolle, so wie der Aus​steller, welcher dem Remittenten in Erwartung der Valuta den Wechsel aushändigt. Beim reinen Accept die Verpflich​tung gegen den Aussteller anzunehmen, erscheint auch um so zu​lässiger und natürlicher, weil ein anderes Accept, das Accept zu
—   lft« —
Ehren des Ausstellers, daneben besteht, welches eben dazu be. stimmt ist, einen Vorbehalt in Betreff des Verhältnisses zum Aussteller zu machen.
„Wenn sich desungeachtet das Wechselrecht des Trassanten bisher nur sehr allmälig Geltung verschafft hat, so mag das zum Theil seinen Grund darin haben, weil man früher die Theo-» rie annahm, daß jede Wechselverpstichtung einen empfangenen Wcrth und dessen liquiden Beweis durch ein Bekcnntniß erfor« dere, welches in dem Accepte nach den gebräuchlichen Formeln nicht enthatten ist. Der lüoäs äs cammeres si-t. 117 sagt ge» radezu, daß die Annahme die Deckung voraussetze und erklärt die unbedingte Verpflichtung des Acceptanten gegenüber den In» dossanten künstlich dadurch, daß rücksichtlich ihrer die Annahme den Beweis der Deckung liefere. So lange man davon ausging, daß der Remittent gegen den Aussteller und der Indossatar ge​gen seinen Indossanten ohne das Bekrnntniß der berichtigten Valuta kein Wechselrecht erwerben könne, so lange konnte man auch ohne das Bekenntniß nicht füglich dem Trassanten gegen seinen Contrahenten, den Trassaten, Wechselrecht einräumen. Vielleicht erklart sich hieraus, warum sich gerade in England, wo das Valuta-Bekenntniß überhaupt nicht gefordert wurde, das Wechselrecht des Trassanten zuerst entschieden ausgebildet hat. In dieser Beziehung bleibt aber der Entwurf vollkommen mit sich selbst im Einklänge, wenn auch beim Wechsel und Indossa​ment das Erforderniß des gedachten Bekenntnisses aufgegeben wird, und hieraus erledigt sich zugleich ein Bedenken, welches auf den ersten Blick den meisten Schein für sich hat.
„Das Accept beweist nämlich nicht die Deckung und der Ac ceptant braucht, wie gewöhnlich angenommen wird, bei der Rück​forderung des Gezahlten seinerseits keinen anderen Klagegrund als die Zahlung zu beweisen (Entscheidungen des Geheimen Ober-Tribunals, Bd. 13, S. 75). Man sagt deshalb, es stehe dem Trassanten eine liquide Einrede entgegen, und in der That sollte eben aus diesem Grunde in einem früheren Entwürfe die Wech​selflage des Ausstellers durch den liquiden Beweis bedingt wer-
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den, daß Deckung gegeben oder für Rechnung eines Dritten ge​zogen sei.    Allein es verhält sich hiermit im Wesentlichen fast so,  wie beim Wechsel selbst mit der Valuta,  deren Empfang nicht bescheinigt ist.     Dem Accept können  eben so,  wie  den» Wechsel, die verschiedensten Verhältnisse zum Grunde liegen. Ob dem Acceptanten eine Forderung  an  den  Trassanten schon  in Folge des Accepts zusteht oder in Folge der Zahlung zustehen wird, hangt von den Umständen ab.   Wie das Wechselrecht des Remittenten und der civilrechtliche Anspruch des Trassanten we» gen der Valuta, so stehen auch das Wechselrecht des Trassanten und  die Forderungen des Trassaten nicht  nothwendig in dem Verhältnisse des wechselseitigen Bedingens, und darum braucht auch die Wechselklage des Trassanten eben so wenig, wie die des Remittenten, durch den vorgängigen Beweis, daß der Gegner befriedigt sei, bedingt zu werden.   Die vermeintliche liquide Ein-» rede könnte  nur daher  entnommen  werden,  daß  der Trassant etwas fordere, was er nach geleisteter Zahlung, und zwar sofort, zurückerstatten müsse.    Allein  die Verbindlichkeit zur sofortigen Erstattung ist, wie bemerkt, keineswegs eine notwendige Folge der Zahlung;  tatsächlich  tritt sie  vielmehr nur ausnahms​weise ein.    Das   «clolo fgcit,   czui pelit <zuoli reMiluru» 68t» ist im Wechselrecht nur mit Einschränkung anwendbat.   Die Ein​rede ist vollkommen begründet, wenn sich Wechselrccht und Wech​selrecht einander gegenüber stehen; aber man kann nicht zugeben, daß jede durch die Zahlung des Wechsels möglicherweise ent​stehende civilrechtliche Forderung, blos darum, weil der Zah​lende einen anderen Klagegrund nicht zu beweisen hat, als liquide ^xceplio cloli das Wechselverfahren aufhalten und solchergestalt den Berechtigten nöthigen könne, erst einen weitläufigen Beweis zu führen.   Auf den Beweis der  geleisteten Deckung kann es höchstens ankommen, wenn der Bezogene einredend liquide stellt, daß  er in blanco girirt  und ausdrücklich   die Beschaffung  der Zahlungsmittel vor Verfall allsbedungen, also nur bedingungs​weise sich verpflichtet habe.   Wäre dieser Fall, welcher in ganz ahnlicher Weise auch  beim Wechsel selbst verkommen kann,  im
heutigen Gange des Verkehrs die Regel, so hätte man aller​dings Veranlassung, bei Zulassung der Wechselklage des Trassan​ten zugleich den liquiden Beweis der Deckung, der Creditlei-stung :c. zu fordern. Aber da dies nur der seltenere Fall ist, so ist er hier eben so wenig wie beim Wechsel zu berücksichtigen. Ueber die Einreden, welche im Falle der Liquidestellung aus den besonderen Verabredungen der Betheiligten entnommen werden können, bedarf es hierbei in der Wechselordnung keiner Be​stimmung (Vgl. übrigens Heise a. a. O. S. 25 ff.). —
„Das nach diesen Erwägungen angenommene Wechselrecht des Trassanten bietet überdies noch den Vortheil, daß es das ganze Verhältniß vereinfacht und eine Reihe bisheriger Contro-versen niederschlägt."
Hiernach scheinen über die Wechselklage des Trassanten nur noch wenige Bemerkungen nöthig:
1)
Der Trassant ist nach der Einlösung des Wechsels zu
dieser Klage legitinn'rt,  und es genügt zu seiner Legitimation,
daß  die  sammtlichen  Indossamente durchstrichen   sind  (§. 36).
Sein Anspruch umfaßt nicht blos die Wechselsumme, sondern er​
streckt sich nach §. 81 auch auf die Beträge, welche er über die
Wechselsumme hinaus im Wege des Regresses ersetzen mußte.
Ein Anspruch auf eine noch weiter gehende Entschädigung, auf das volle Interesse wegen des nicht erfüllten Mandats würde freilich den Beweis der Einlösung voraussetzen, und also durch bloßes Ausstreichen der Indossamente nicht zu begründen sein (Heise und Cropp l. o. S. 17, Note 28), ein solcher Anspruch kommt aber hier nicht in Betracht. Aus dem Wechsel selbst ist er nicht zu rechtfertigen, da das Wechselgeschäft keineswegs — wie jene Abhandlung von Heise und Cropp annimmt — ein Mandatscontract ist. Was für Ansprüche statt finden, wenn der Bezogene aus Gründen, die außerhalb des Wechsels liegen, zur Einlösung verpflichtet war, ist im Wechselgesetze nicht be​stimmt.
2)
Ist der Wechsel nicht protestirt und der Aussteller hätte
ihn also nicht einzulösen brauchen, so kann derselbe vom Accev-
tanten nur die Wechselsumme sammt Zinsen fordern, und die außerdem durch den Regreß entstehenden Kosten fallen — selbst wenn sie der Aussteller inäsdite bezahlt haben sollte — hinweg. Legitimirt ist der Aussteller aber immer nach H. 36, sofern die Indossamente durchstrichen sind.
3) Gegen den Ehrenacceptanten hat der Aussteller kein Wech​
selrecht.   Das Gesetz spricht nur vom Bezogenen.   Auch haftet
der Ehrenacceptant nur den Nachmännern des Honoraren.   Bei
einem Nothaddressaten, welcher acceptirt und nicht bezahlt hat,
kommt freilich in Betracht, daß auch dieser Deckung in Händen
haben kann, und im Grunde ein Substitut des Bezogenen, also
wie dieser zu behandeln ist.   Es würde indeß jedenfalls hier eine
Unterscheidung nöthig, ob der Nothaddressat purs oder zu Ehren
angenommen hat, und da letzteres die Regel bildet,  das Gesetz
auch  den   Nothaddressaten  rechtlich  dem  dritten   Intervenicnten
gleichstellt,   so ist eine Klage des Ausstellers gegen ihn,  wegen
des Regresses, der ihm nach der Zahlung zustehen würde, nicht
wohl zulässig.   (Heise und Cropp l. o. S. 43—47, vgl. Anmer​
kungen zu den Wechselgesetzen der freien Stadt Frankfurt. 1845,
S. 66.)
4) Ist in Kimico gezogen, so daß der Bezogene keine Deckung
hat, so kann er zunächst aus diesem Umstände eine exoeptio cloli
hernehmen, da in solchem Falle der klagende Trassant die ihm
formell  zustehenden Befugnisse  nur misbrauchen würde,   wenn
gleich diese sxeeplio tioli  im Wechselprocesse nicht  durchzusetzen
und für ein Separatverfahren aufzusparen sein wird.   Der Be​
zogene kann aber auch aus dem Umstände, daß ihm nach geleiste​
ter Zahlung aus dem Accepte Entschädigung gebührte, einen —
freilich ebenfalls nicht für den Wechselproceß geeigneten — Ein​
wand hernehmen.    Es ist nämlich
5) im Schlußsatze des §. 23 ausdrücklich des Anspruchs des
Bezogenen (auf Entschädigung für die Einlösung des Wechsels)
gegen den Aussteller gedacht.
Dieser Anspruch findet — wenn für Rechnung eines Drit​ten gezogen ist und die deshalb im Wechsel gemachte Angabe der
—  llft  —
Wahrheit entspricht — nur gegen diesen Dritten statt.   ^066 6e «ommsros »rt. 115.
Ein wechselmäßiger Anspruch liegt hier aber überhaupt nicht vor, und deshalb beschränkt sich das Gesetz blos dar» auf, dieses zu erklären, ohne die weiteren Modalitäten des Verhältnisses zu berühren. Was diese betrifft, so kommt es darauf an, ob man, wie im englischen Rechte, in der Ac> ceptation eine Vermuthung für ein bestehendes Schuldverhält' niß findet, oder, wie der (üoäs 60 oommkros 9N. 117 an« nimmt, daß dem Aussteller gegenüber eine solche Vermuthung nicht zutreffe. Letzteres scheint allerdings das Richtigere zu sein. Die Klage auf Entschädigung ist deshalb an sich begründet, und es ist Sache des Ausstellers zu beweisen, daß der Bezo​gene Deckung in Händen gehabt habe. (Vgl. Heise u. Cropp l. 0. S. 25 — 28.)
Es ist eine ziemlich verbreitete Ansicht, daß diese Klage die sotio ruanäaU ooMral-ia sei, welche durch das im Wechsel enthaltene Mandat begründet werde. Schon die rotns   K6NU36   nr. 3l)   erklären:   ?rimo,   quiu   8i
<li3p08nio    MN8    0NMMUNI8)    8lV6     3<vlu5
 ei8  oum-
 20U0 comr»rjk» msnclnti ew., und dieselbe Ansicht spricht der Mecklenburgische Entwurf im §. 83 ganz unumwun​den aus.
Nach der oben bereits ausgesprochenen Ansicht vom Wesen des Wechsels scheint cs uns indeß mißlich, aus dem Wortinhalte der Tratte Folgerungen dieser Art zu machen. Aus einem For-malacte folgt einmal schlechthin die bestimmte Rechtsfolge und weiter nichts, mögen die Worte beschaffen sein wie sie wollen. Die Worte des Wechsels haben rechtlich einen Sinn, den sie nach dem gemeinen Verständniß gar nicht haben können. Sie lauten wie ein Zahlungsauftrag, aber sie bedeuten nicht, daß man dem Bezogenen Etwas auftrage, sondern daß man dem Inhaber nach Wechselrecht dafür haste, daß der Bezogene accep-
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tiren und einlösen werde'. Neben diesem Rechtssinne des For» malgeschäfts kann man den Sinn, den nach der gewöhnlichen Auslegungsweise die Worte haben müßten, nicht in Betracht zie» hen; die positive Anordnung legt nun einmal nicht diesen, son« dern einen andern Sinn hinein.
Zudem ist nun auch factisch nicht immer gerade ein Mandat, was im Advisbriefe oder in anderen außerhalb des Wechsels er​gangenen Verhandlungen liegen könnte, zwischen dem Traffanten und Trassaten vorhanden, sondern es können auch Rcchtsverhalt» niffe anderer Art vorliegen. Der Bezogene kann Schuldner sein und versprochen Haben, zu acceptiren u. s. w. Alle diese an​deren möglichen Verhältnisse schließt man aus, wenn man den Anspruch auf Deckung nur auf das aus der Trattenfonn — die einen solchen Sinn gar nicht hat — zu abstrahirende Man» dat stützt.
s. 24.
Nücksichtlich domiciliirter Wechsel weichen die Gesetze und Ansichten der Nechtslehrcr darüber ab, ob der Wechsel dem Be» zogenen, oder dem Domiciliaten zur Acceptation vorgelegt werden müsse, oder ob dem Inhaber die Wahl zwischen beiden freistehe. Ist der Domiciliat gar noch nicht aus dem Wechsel zu ersehen, so muß freilich die Präsentation wohl bei dem Bezogenen gesche​hen. Allein auch außer diesem Falle ist dieses für das Richtige zu halten. Sollte der Domiciliat zahlen und acceptircn, so wäre der Bezogene ganz überflüssig: nun ist aber der Bezogene Der​jenige, welcher die Verpflichtung aus dem Accepte übernehmen und den Domiciliaten nur auf eine seinem Ermessen übcrlassenc Weise zur Zahlung disponiren soll. Diesem letzteren ist gar nicht zuzumuthcn, daß er durch Acceptation eine persönliche Verbind lichkcit übernehme. Der gewöhnliche Fall ist auch der, daß der Name des Domiciliaten erst bei der Acceptation hinzugefügt wird, obgleich es allerdings auch  vorkommt,  daß schon der Aussteller
» Vgl. Einert, Wechselrecht. S. 67.
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die Zahlungsaddresse benennt, oder daß sogar der Bezogene den Wechsel ausstellt, mit Beifügung der Zahlungsaddresse acceptirt, und so dem Trassanten sendet, damit dieser ihn unterzeichne und in Cours setze.
Ist nun der Domiciliat nicht bereits vom Trassanten benannt, so liegt es am nächsten, daß dessen Bezeichnung vom Bezogenen bei der Annahme hinzugefügt wird. Hier ergeben sich nun aber Zweifel über die Frage, ob der Inhaber in einem solchen Falle sich überhaupt zur Annahme an den Bezogenen wenden müsse, und was die Folge sei, wenn der Bezogene ohne Angabe eines Domiciliaten acceptire.
Wenn sich die Wechselgesetze hierüber nur selten erklären, so liegt dieses daran, daß sie regelmäßig eine Verpflichtung des In​habers zur Annahme zu präsentiren annehmen. Meist findet sich daher nur die Bestimmung, daß der Bezogene die Zahlungs​addresse beim Accept zu bemerken habe, widrigenfalls er entscha-digungspsiichtig werde (so das Preuß. Landrecht, TH.II, Tit. VIN, §. 999,1000; Bremer W.-O., Art. 40; Weimarsche W.-O. §. 68), oder der Inhaber protestiren und regrediren dürfe (so die Bremer W.-O. v.1712, Art. 27; der Würtembergische Entwurf, Art. 602; der Braunschweigische Entwurf §. 34 und der Sächsische Ent​wurf §. 169).
Läßt man überhaupt keine Verpflichtung, sondern nur eine Befugniß des Ausstellers zu zum Accepte zu präsentiren, so könnte bei Domicilwechseln eine Ausnahme vielleicht daher begründet werden, daß sonst der Inhaber sich gar nicht beim Bezogenen melden, schlechthin annehmen dürfe — was factisch meist nicht zutreffen werde — daß sich derselbe selbst am Zahlungsorte fin​den lassen werde, und genug gethan habe, wenn er am Zahlungs​orte den Bezogenen — meist vergeblich — aufsuche und in den Wind Protestiren lasse. Vergleicht man hier zunächst das franzö​sische Recht, so nimmt dasselbe überhaupt keine Wicht zum Accept zu präsentiren an, und spricht eine solche auch nicht ausnahms-weise für den Domicilwechsel aus. Der Art. 123 des Code äo  bestimmt nur:   l'«col>pt9lion  ä'uno   lsttre  d
w clomieil« oü ls pa^oinont 6oit stro ollsctuö ou I« oo8 fgitos. Nach Locri ist diese Angabe beim Acccpte nur eine unnöthige Wiederholung des Domiciliirens in der Tratte selbst; es liegt keine positive Vorschrift für dm Bezogenen, sondern ein guter Rath darin. Der Inhaber hat daher gar nicht nöthig sich beim Bezogmen überhaupt zu melden. ^ Kenog — sagt Vin-cens, t. 2, p. 259 — an prend w pßin6 cl'6orii-6 äu tir6 quancl on »sit otl Ie trouvor, z)our lui clomlincior I'acosptiition cle8 lottrez i» äomioile, ingis on n'^ 65t p28 teuu. I^n I^8paZnc> il zillr»U quet ly porteur ^ 68l oblißs, ii lis 1'68t nullemeul. on ?l-»neo. II no lsut jam2i8 poilirs lls vu« o« prinoipe; oslui czui 8ouili'o une IsUre  8ur lui pg^gblo  clgn8   uuo  sutrs  i'ssi-
 Ia  8I6NN6,   68t  0LN8L   8'^    reucll6;   8'il   n')'   68t  I>I8 6N
 o'o8t ^ lui, 80U8 j« g.n^nlic! du tireul', ü ^ fgiro lrouvsr quellzu'un, c^ui l6MpÜ88o ^our lui 863 odlil;k>tion8. Gleichwohl scheinen doch auch französische Ncchtslehrcr anzunehmen, daß eine Pflicht des Inhabers, sich beim Bezogenen zu melden, aus der Natur der Sache folge (und dieses haben auch die Motive des Braunschweigischen Entwurfs S. 111 angenommen'), indem sonst ja der Inhaber keine Zahlungsaddresse erfahre, und also Niemanden habe, bei dem er Zahlung fordern und Protestiren lassen könne. Nouguicr (I. c. tz. W5) äußert daher, nachdem er erörtert, daß der Inhaber keine Pflicht habe zum Acccpte zu Präsentiren: lo <i6voir oomui6uo6 lol8^u6 la I6ttr6 ooutwnt sleo tiou <is lioulioUy, o'o5t-ü-6irs, lorsqus Is tiroiir 3 inllilzu^ ec>mm6 Ii6U <^6 pg^om6Nt un gutro domioils <zus oolui «lu pg)6Ul'. Ein Präjudiz gegen den Inhaber läßt sich jedoch im französischen Rechte auf keinen Fall nachweisen.
Alle Zweifel dieser Art sind durch das Gesetz beseitigt, wel​ches auch bei Domicilwechseln — ausgenommen natürlich den Fall
l Die Motive des Würtcmb. Entw. S. 532 äußern, eigentlich sei ein solcher Wechsel (dem die Angabe der Zahlungsaddresse fehlt) wegen Unbe​stimmtheit nicht einzutreiben.
8
daß eine Zeit nach Sicht zahlbar gezogen ist — keine Pflicht, dem Bezogenen den Wechsel zum Accepte zu präsentiren annimmt'. Es ist hier der Inhaber vor dem Aussteller begünstigt. Diesem liegt die Pflicht ob, für Benennung des Domiciliaten zu sorgen, und diese Pflicht kann nicht auf den Inhaber übertragen werden. Der Inhaber würde dadurch unter Umständen erheblich belästigt und gefährdet werden; oft würde die Zeit zu kurz sein, noch eine Versendung zum Accepte vorzunehmen, oft würde auch der Inhaber an dem Wohnorte des Bezogenen — da Domicilwechsel meist auf Rebenplätze gezogen und auf Wechselplätze domiciliirt wer​den — gar keinen Correspondenten haben, dem er die Vorlegung zum Accepte auftragen könnte. Der Inhaber muß daher, wenn im Wechsel keine Zahlungsaddresse angegeben ist, annehmen dür​fen, daß der Bezogene selbst am Zahlungsorte zu treffen sein werde, und diese Annahme ist auch nur scheinbar eine zu weit gehende, indem es Sache des Ausstellers ist, die nöthigen Anstal​ten zu treffen, daß der Inhaber nicht vergebens am Zahlorte die Zahlung suche.
Belästigungen des Verkehres werden von der Vorschrift des Gesetzes nicht zu besorgen sein. Es wird Niemand Neigung haben, in der Voraussicht in den Wind Protestiren zu müssen, ohne Befragung des Bezogenen an den Zahlort zu gehen, und wenn ja eine Chicane dieser Art zu befürchten stände, so kann der Aussteller sich durch die Vorschrift — die ihm das Gesetz zu machen erlaubt — helfen, daß der Inhaber sich innerhalb einer gewissen Frist beim Bezogenen zum Accepte melden solle.
Das Gesetz schreibt endlich allerdings vor, daß der Bezogene die Zahkmgsadoreffe, wenn sie noch nicht im Wechsel angegeben ist, beim Accepte bemerken müsse: hieraus folgt indeß noch nicht, daß, falls diese Bemerkung unterbleibt, der Inhaber das Accept als  em fehlerhaftes betrachten,  und  vrotestiren und regrediren
! Wäre, was schwerlich vorkom»t, ein Domicilnxchsel auf Eicht zahl bar gezogen, so könnte die Meinung keine andere sein, als daß der Inhaber den Bezogenen am Zahlungsorte aufsuchen soll.
könne. Das Gesetz ergänzt vielmehr diesen Fehler durch die An​nahme, daß der Bezogene sich selbst am Zahlungsorte finden lassen wolle. Ein Regreß auf Cautionsleistung wäre auch inso​fern nicht sachgemäß, als der Inhaber in dem Accepte bereits die Sicherheit hat, die er im Wege des Regresses fordern könnte.
Vl. Regreß auf Sicherstcllung: !) wegen nicht erhaltener Annahme.
U. 25 — 28.
Bei verweigerter Annahme gestatten einige Wechselgesetze den Regreß aus Cautionsleistung, andere auf Remboursirung. Die deshalb gegebenen Bestimmungen modisiciren sich weiter, indem bald Cautionsleistung oder Ausstellung eines neuen Wechsels (Hanoversche W.-D. Art. 23, Bremer V5.-D. Art. 82), bald aber Remboursirung nur im Falle, daß das Accept schlechthin abgeschlagen wurde (Prcuß. Landr. Th. II, Tit. VIII, §. 1056, 1074, 1075, Weimarsch. W.-D. §. 137), vorgeschrieben ist. Der sächsische Entwurf §. 140 gestattet den Regreß alternativ, nach der Wahl des Regredienten. auf Caution oder Remboursirung.
Rechtlich läßt sich indeß, da es sich für jetzt nur um Ge​fährdung einer noch nicht fälligen Forderung handelt, nur ein Anspruch auf Caution begründen, und ein solcher ist auch prak​tisch sachgemäßer, weil die sofortige Remboursirung zu Verlegen​heiten, die vermeidlich wären, führen, und Geschäfte vereiteln kann, die sonst in Ordnung gekommen wären.
Bemerkenswert!) ist bei dieser Regreßnahme:
1) Daß der Regreß vom Remittenten und jedem Indossa-tar genommen werden kann, und nicht — wie der Regreß wegen nicht erfolgter Zahlung -^ voraussetzt, daß der Regredient auch der Inhaber des Wechsels sei, oder bereits einen anderen Rcgre-dientcn befriedigt habe.
Das Gesetz weicht hierin von den jetzt geltenden Gesetzge-bungen und namentlich auch vom doäe lls eommei-oo ab. Der​selbe bestimmt in Art. 120: 3ur l« notiLoaUon äu protül kmte ä'«c«6pt»tion, le» snäo556ur8 et w lireur sonl rozpsotive-ment  lenus   cle  6«nnel' caMion pour sssursr le psvemSNt <ls
—   li«  —
^ Icltl'L cle ollangö ü 80N ecn^gnoo 0U 6'en elloetuor le rem-l»olis5«nont, aveo leg lrni» äs prolöl, et 6s reokange. Nach NoZron a^ nl-l. 120 und I^räe^us I. c. §. 382 ist damit nur bestimmt, daß der Inhaber, und dann weiter der regreßpflichtig gewordene Indossant zum Regresse berechtigt seien. Die weiter gehende Vorschrift des Gesetzes rechtfertigt sich dadurch, daß bei verweigerter Annahme nicht blos der Inhaber, sondern jeder für die Zahlung haftende Indossant gefährdet und dabei interessirt ist, die Einlösung sicher gestellt zu sehen. Vielleicht hat der In​haber einen ihm genugsam sicheren Vormann und fordert keine Eaution, dieser Vormann würde also, wenn ihm seinerseits seine Vorlcutc nicht so sicher wären, beim Stillschweigen des Inhabers in einer viel schlechteren Lage sein, als wenn ihn der Inhaber zur Cautionsleistung anhielte, sofern nicht das Gesetz seinen Anspruch von der Erhebung eines Anspruchs von Seiten des Inhabers unabhängig machte. Wollte man ferner einwenden, die Lage des Inhabers sei in sofern eine andere, als die jedes seiner Vorleute, als dem Inhaber durch Verweigerung des Acceptes der Eingang der Wcchselforderung vom Acceptanten, also dircct die Forderung für deren Eingang cavirt werden muß, gefährdet werde, während die Vorlcute blos von einem sie künftig vielleicht treffenden Regresse bedrohet sind, so ist darauf zu erwidern, daß der Inhaber sich in der That doch kaum in einer anderen Lage befindet als die Vorleutc, indem gar nicht feststeht, daß er die Zahlung zu fordern haben werde, der Wechsel vielmehr nach ab​geschlagenem Acccpte noch weiter indossirt werden kann. Geschieht dieses, so ist der Inhaber ganz in derselben Lage wie jeder seiner Vorlcute.
2) Die Bcfugniß des in Anspruch Genommenen, statt Cau-tion zu leisten, sofort den Wechsel einzulösen, konnte nicht allge​mein ausgesprochen werden, weil die Caution auch von einen: Vormann des Wechselinhabers gefordert werden kann, und eine Einlösung nur dem letzteren gegenüber paßt. Statt der in Art. 120 des (üocle <1o commerc« gestatteten Einlösung ist daher nur die Depositen der Wechselsumme gestattet.
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3) Der Regreß ist an keine Frist vor Verfall gebunden und
nicht durch Notifikation bedingt.   Wenn der Inhaber daher den
Wechsel nach erhobenem Proteste noch weiter begiebt, so ist auch
jeder jetzt den Wechsel noch erlangende Indossatar zur Regreß-
nahme befugt.
4) Der Regreß wird blos durch den Protest begründet, in​
dem der Wechsel selbst, wegen der Nothwendigkeit ihn zur Zah​
lung vorzulegen, nicht mitgcsandt werden kann'.   Da das Gesetz
jedem Indossatar, nicht blos dein, welcher Protest erheben ließ,
den Regreß gestattet, so ist anzunehmen, daß der Protestircnde
auch im Namen aller übrigen handelte und diese daher auch —
ungeachtet nach §. 23 der Notariatsordnung von l512 blos der
Requirent Ausfertigungen von Notariatsacten fordern  kann —
vom protestircnden Notar sich Ausfertigungen des Protestes geben
lassen können.
5) Aus der Correalitat des Verhältnisses der Wcchselgaran-
ten wird man wohl schwerlich mit Nouguier (!. c-. tz. 131) die
Folgerung ableiten, daß der Ncgrcßnehmer, der von einem In​
dossanten Caution erhalten, auch noch von den übrigen Caution
fordern könne.   Umgekehrt würde aber ein früherer Indossant in
die Lage kommen können, soviel Cautionen zu bestellen, als er
Nachmänner hat, wenn nicht das Gesetz verordnete, daß eine
Caution zur Befriedigung der Regreßansprüche sämmtlicher Nach​
männer des Bestellers genügt.   Damit indeß nicht zur Aufhebung
der Caution die Einwilligung sammtlichcr Nachmänncr schlechthin
erfordert zu werden braucht, auch nicht Solche, die vielleicht gar
keine Sicherheit fordern wollen, doch an der Caution betheiligt
werden, ist bestimmt, daß diese nur denjenigen Nachmännern haf​
tet, welche Regreß nehmen.   Der Cavent kann sich also gegen
einen Nachmann darauf berufen, daß er bereits Caution geleistet,
und dieser kann die Caution höchstens als ungenügend bestreiten.
Denen, welche Regreß nehmen, haftet die Cautivn: ist also ein
l Treitschke,  Encyklopadic  5, v.  Präsentation zur Annahme §, ii, Präsentation zur Zahlung 8- 2,
Pfand gegeben, so entsteht für sie stillschweigend eine Mitberech​tigung am Pfandrechte, ist deponirt, ss erlangen sie ein eventuel» les Recht am Depositum, wäre ein Bürge bestellt, und dessen Verpflichtung nicht generell gefaßt, so hätte der Cavent dafür zu sorgen, daß dieser Bürge sich auch dem zweiten Regredienten verpflichtete. Der Anstellung der Regreßklage dieses letzteren kann es zu diesen Erfolgen indeß nicht bedürfen: es muß die bloße Anforderung genügen.
6) Hinsichtlich der Gesammtverpfiichtung der Wechselgaranten
und des Mg varianäi gelten für diesen Regreß die für den Re»
greß Mangels Zahlung geltenden Bestimmungen.
7) Die in §. 28 gegebenen Vorschriften über das Erlöschen
der Caution verstehen sich mit Ausnahme der Bestimmung »üb 2
von selbst.   Diese Bestimmung, daß die Caution erlösche, wenn
gegen den Besteller nicht innerhalb Jahresfrist nach Verfall des
Wechsels geklagt ist, ist von der Verjährung unabhängig.   Es
versteht sich von selbst, daß der Besteller durch Verjährung des
Regreßanspruches, also unter Umstanden schon weit früher, von
der Cautionspflicht ftei wird; weil aber die Regreßklagen successiv
zu verjähren beginnen, und sich also nicht mit Bestimmtheit sagen
läßt, wann der Regreßpflichtige frei werde, hat es seinen guten
Nutzen, daß jedenfalls nach Jahresfrist von Verfall des Wechsels
an gerechnet die Cautionspfiicht zu Ende geht.
8) Ueber die Verjährung des Regresses  auf Sicherstellung
enthält das Gesetz keine Vorschrift.   Die §§. 78, 79 beziehen sich
nur auf den Regreß Mangels Zahlung.   Da sie kein auf einmal
entstehendes Recht aller Indossatare, sondern successiv entstehende
Klagen des Inhabers, des Indossanten der diesen befriedigte u. s. w.
zum Gegenstande haben, so wären sie auf den Regreß auf Sicher-
stcllung auch nicht füglich anzuwenden.
In der That war aber auch keine Vorschrift über die Ver​jährung dieses letztgedachten Regreßanspruchs möglich. Bis zum Verfall des Wechsels muß er immer erhoben werden können, der Protest Mangels Annahme mag früh oder spät levirt sein. Wollte man von Zeit  der Präsentation   und Protestirung  rechnen,  so
käme in Betracht, daß die Präsentation zur Annahme ganz will​kürlich innerhalb der Zeit vor Verfall vorgenommen, daß sie auch wiederholt werden kann. Der Inhaber könnte, wenn der erste Protest vielleicht schon längere Zeit still gelegen, die Annahme nochmals fordern, und aus dem zweiten Proteste regrediren, er könnte den Wechsel weiter indossiren, und der neue Inhaber könnte die Annahme fordern, Protestiren und regrediren. Nach Verfall ist dagegen ein Regreß auf Caution undenkbar, denn jetzt hat es sich entschieden, ob der Bezogene den Wechsel eingelöset hat oder nicht; es kann also dafür, daß die Einlösung zur Ver​fallzeit erfolgen werde, nicht mehr Caution gefordert werden.
2) wegen Unsicherheit des Ncceptmten'. s. 29.
In älteren Wechselgesetzen, welche den Inhaber als einen zur Diligenz verpflichteten Mandatar seiner Vorleute betrachten, findet sich häusig die Vorschrift, daß derselbe bei ausbrechendem Falliment des Bezogenen Protest erheben und seinen Vormann benachrichtigen müsse. Hierher gehören die Hamburger W.-O. v. 1711, Art. XI.V, die Bremische W.-O. v. 1712, Art. 41, die Braunschweigische W.-O. v. 1715, Art. 33, die Frankfurter W.-O. v. 1739, tz. 22 und andere bei Treitschke »üb v. Sicherheits​protest tz. 4 angeführte Gesetze. Ganz übereinstimmend und ein​fach sind die Bestimmungen dieser Gesetze nicht.
1) Die Hamburger W.-O. spricht vom Acceptanten: der Inhaber soll proteftiren, sobald ihm das Falliment des Accep​tanten bekannt wird.
Nach dem Wortlaute des Gesetzes wäre daher, wenn der Be​zogene vor der Präsentation zur Annahme fallirt, nicht der Se-curitatsprotest zu erheben, sondern zunächst die Annahme zu for​dern, und erst wenn diese erfolgt wäre, käme es zu jenem Proteste.   Einert a. a. O. S. 112 ist indeß  der Ansicht,  daß
l Hierüber ist die Abhandlung von Einert, 3lr. VI, in der Zeitschrift für Rechtspfl. und Verwaltung, N F., V, zu vergleichen.
der Gesetzgeber nur andeuten wollen, daß der Securitatsprotest in seiner doppelten Eigenschaft als wechselmäßige Pflicht des In​habers und als ein ihm an die Hand gegebenes Mittel, einen Regreß vor Verfall anzutreten, auch dann geschehen müsse und könne, wenn der Wechsel bereits acceptirt wäre.
2) In manchen Gesetzen ist an die Unterlassung des Secu-rita'tsprotestes der Regreßverlust geknüpft, in anderen z. B. der Bremer W.-O. Art. 41, nicht. Auch darüber sind die Gesetze nicht einig, ob der Inhaber sich auf die Forderung einer Caution beschränken müsse, oder Remboursirung fordern könne, und ob später die Präsentation und Protcstirung wegen fehlender Zah​lung unterbleiben könne oder nicht.
Die weiteren Einzelnheitcn, namentlich die vielfachen Incon-venienzen, die sich bei diesem Securitätsproteste ergeben, sind in der angeführten Einert'schen Abhandlung dargestellt.
Wo man nun aber die Versendung und prompte Vorlegung zum Accepte nicht beibehalten und den Inhaber nicht als Man​datar seiner Vorleute betrachtet hat, kommt der Securitatsprotest auch in einem andern Sinne, und lediglich als ein Mittel vor, durch welches sich der Inhaber, wenn er will, vor Verfall eine Regreßnahme möglich machen kann. Wird der Bezogene insol​vent, so kann nach dieser Ansicht der Inhaber regrediren, wie bei verweigerter Annahme: in beiden Fällen ist die Bezahlung des Wechsels auf gleiche Weise gefährdet.
Das französische Recht ((^aclo l^« commoroo »rt. 163. 448) geht hier noch weiter: Art. 136 gestattet den Regreß im Falle der Acceptant fallirt, und Art. 448 erklärt bei dem Falliment eines Schuldners die oo-Mjg68 überhaupt für cautionspflichtig. Danach müssen die Indossanten beim Falliment des Ausstellers, aber auch beim Falliment irgend eines anderen Indossanten cavi-ren. Die Verwirrungen, in welche hier die französische Juris​prudenz geräth, sind aus paräezzuz, äroit commoloixl tz. 1129, NouAuei- H. 218 und per»»! ucl uit. 136 zu ersehen und von Einert l. o. S. 157 geschildert; es ist indeß hinzuzufügen, daß diese Verwirrungen  zum  größten Theil durch  das neue Gesetz
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vom 28. Mai 1838, welches die Bestimmungen des 6oäo äo oommsrvs über die Fallimente ersetzt, beseitigt sind. Der Art. 448 (jetzt 444) lautet nach diesem Gesetze nur dahin, daß nach dem Fallimente des Unterzeichners eines killst ü orärs oder des Acceptanten eines Wechsels oder des Ausstellers desselben, wenn er nicht acceptirt ist, die anderen Ver​pflichteten Caution für die Zahlungsleistung am Verfalltage lei​sten müssen, wenn sie nicht vorziehen, sogleich diese Zahlung zu bewirken').
Was sich nun gegen den Regreß wegen Insolvenz des Ac​ceptanten sagen läßtj ist in der angeführten Abhandlung von Einert gesagt. Der Acceptant sei Bürge des Ausstellers und man könne nicht verlangen, daß der letztere auch noch für die Solvenz des Bürgen cavire. Außerdem leide der Verkehr durch diesm Regreß. Kleine Häuser hätten oft Credit bei einem Ban-quier, dessen Accept diene als ein Vorschuß, den der Aussteller erst gegen Verfall decke. Viele Geschäfte bedürften oft momen​tan eines sogar ihre Kräfte übersteigenden Credits. Hier werde es sehr drückend, wenn der Bruch eines großen Hauses sogleich auf alle kleineren zurückwirke und sie, wenn auch nicht zu Rem-boursirungen, doch zu Cautionsleistungcn «öthige, während sie doch im gewöhnlichen Verlaufe jedenfalls bis zum Verfall Zeit hätten. Die Einflüsse, welche die Gesetzgebung hier durch Zulassung die​ses Regresses auf den Handel und die Gewerbe haben kann, werden dabei als äußerst verderblich und mit sehr lebhaften Far» ben geschildert.
Diese Schilderung ist indeß vielleicht doch etwas zu stark. In der Sache selbst liegen allerdings Gründe für den Regreß wegen Insolvenz. Ist der Bezogene fallit, so ist der Inhaber noch mehr gefährdet als bei verweigerter Annahme: in diesem Falle kann der Bezogene gleichwohl bei Verfall noch zahlen, in jenem ist es gewiß, daß derselbe nicht zahlen kann.   Der Wech-
l Weiteres in der Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Ausland«, Bd. Il, S  372.
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sel unterscheidet sich ferner von der bloßen Anweisung wesentlich dadurch, daß er acceptabel ist, daß der Inhaber im Accepte eine zweite Garantie suchen, und wenn er sie nicht findet, auf Cau-tion regrediren kann. Ist der Acceptant fallit, so ist nicht nur das Accept werthlos, sondern der Wechsel ist gar nicht mehr ac​ceptabel, es ist nicht mehr möglich jene Garantie des Accepts zu erlangen. Die wesentlichste Eigenschaft des Wechsels ist also verloren und sein innerstes Wesen ist alterirt. Das Wenigste, was geschehen kann und muß, ist, daß der eingetretene Mangel durch Caution ergänzt wird. Daß bei jener Drduction gegen den Regreß wegen Insolvenz eben dasjenige, was die älteren Gesetze im Interesse der Aussteller bei hartem Präjudize vorge​schrieben haben, jetzt im Interesse eben der Aussteller auf das Dringendste deprecirt wird, wollen wir weniger als eine Incon-sequenz hervorheben: zu bemerken ist es aber doch, daß, während sonst eine größere Begünstigung des Inhabers von der neueren Theorie des Wechselrechts so wie von allen neueren legislativen Arbeiten für dringend nöthig gehalten ist und das Wechselrecht sich gerade in dieser Richtung (und zwar am Weitesten gerade in den von Einert gemachten Vorschlägen) fortgebildet hat, in dem vorliegenden Punkte die Aussteller zum Nachtheile der Inhaber begünstigt werden sollen. Eine Krifis in der Handelswelt, ein Brechen größerer Häuser, mit welchen kleinere in Verbindung stehen, ist immer eine Calamität für diese kleineren, die man durch Ausschließung des Regresses wegen Insolvenz schwerlich erheblich mildern wird. Dieser Calamität gegenüber erscheint es wohl zu stark, wenn man die Folgen jenes Regresses eine Calamität nennt: das Unheil liegt in den Fallissementen, die immer, mag man jenen Regreß zulassen oder nicht, verderbliche Folgen äußern. Ist kaum anzunehmen, daß sich diese Folgen durch Ausschließung des Regresses auf Caution erheblich mildern lassen, so kommt noch in Betracht, daß diese Ausschließung, wenn sie auf der einen Seite das Unheil milderte, es auf der andern vergrößerte. Nicht blos die Aussteller, sondern auch die Indossatare und In​haber könnm kleinere unbemittelte Negocianten sein und Schonung
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verdienen. Kann man jene nicht fchonen, ohne diese zu benach​teiligen, so muß man sich zu Gunsten dieser entscheiden, weil der Aussteller diesen gegenüber der Verpflichtete ist, und ihm die Haftung für Annahme und Zahlung, folgeweise auch die Haftung für einen der Verweigerung der Annahme hinsichts der Gefährdung der Zahlung wenigstens gleichkommenden Fall recht​lich obliegt. Es wird hauptsächlich auf die Härte hingewiesen, daß der Aussteller, der erst zu Verfall Deckung mache und bis dahin — selbst wenn nicht gezahlt werde — Zeit habe, seine Maßregeln zur Einlösung zu treffen, im Insolvenzfalle der Ac-ceptanten sofort angegriffen werden könne. Hiermit wird indeß eine Billigkeit, die im Grunde keine ist, geltend gemacht. Wir wollen eine solche Operation des Ausstellers nicht als unsolid bezeichnen, müssen es aber hervorheben, daß in dem regelmäßi​geren Falle, wo der Aussteller gehörig Deckung gemacht hat und nicht blos einen Credit benutzt, ein noch viel stärkerer Billigkeits​grund vorliegt. In diesem Falle verliert der Aussteller durch die Insolvenz des Bezogenen seine bei demselben befindlichen Fonds, und hier könnte es hart scheinen, wenn er außerdem noch Caution stellen soll. Wir sagen hart scheinen: denn in der That hat der Aussteller für seinen Wechsel Valuta bekommen, und wenn der Bezogene fallirt, so ist es sein Schaden; er hat die Fahrlichkeit zu tragen, welche offenbar auf den Inhaber ge​schoben werden würde, wenn er, der Aussteller, die erhaltene Valuta ruhig bis zur Verfallzeit behalten und benutzen, und den Inhaber bis dahin in der Schwebe lassen dürfte. Materiell ist die Gefährdung der Fonds beim insolvent werdenden Bezogenen Sache des Ausstellers und diese Gefährdung trägt er selbst nur dann, wenn er Caution leistet: durch jene Befreiung von der Cautionspsticht würde seine Gefahr auf den Inhaber abgewälzt. Noch weniger als ein auf Deckung trassirender Aussteller, hat aber ein auf Credit trassirender Aussteller Anspruch auf Begün​stigung, und, wenn überhaupt einem von Beiden, so hätte Einert jenem und nicht diesem das Wort reden sollen. Der Aussteller auf Credit verliert keine Fonds beim Bezogenen durch dessen In-
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solvenz, er hat dagegen die Valuta empfangen, und benutzt blos einen Credit. Wird der Acceptant insolvent, so fällt die haupt​sächlichste Stütze dieses Credits hinweg, die ganze Operation fängt an, allein auf seinem persönlichen Crcdite zu beruhen, und der Valuta, die er in Händen hat und bis zur Verfallzeit be​nutzen kann, fehlt die beim Wechsel im Accepte liegende Garan​tie. Daß er in dieser Benutzung der ihm auf ganz andere Be​dingungen zugekommenen Geldmittel nicht einmal durch Cautions-leistung genirt werden soll, erscheint als eine — wenn man bedenkt, daß auf den Aussteller, der wirklich sein Geld beim Be​zogenen verliert, eine so zarte Rücksicht nicht genommen wird -^ allerdings zu weit gehende Begünstigung. Es wird damit aller​dings ein unsolide gewordenes Papier, ein Papier, welches gleich der nicht acceptabeln Anweisung blos auf dem persönlichen Cre-dite des Ausstellers beruht, bevorzugt, obgleich es solche Bevor​zugung noch weit weniger verdient, als die Anweisung, indem es Jedem freisteht, Anweisungen zu nehmen oder nicht, bei Wechseln aber Niemand wissen kann, ob sie nicht vielleicht eben so rein auf die persönliche Sicherheit des Ausstellers rcdu-cirt werden, wenn dieser im Falle der Insolvenz des Acceptanten nicht vom Gesetze für cautionspstichtig erklärt wird. Wenn die-semnach überhaupt in irgend einem Falle die Cautionspsticht des Ausstellers im Falle der Insolvenz des Bezogenen von Recht und Billigkeit dringend in Anspruch genommen wird, so ist es gerade in dem Falle, wo der Aussteller durch den Wechsel einen Cre-dit benutzt und das Geld des Inhabers für den Wechsel in die Hände bekommen hat, also eben in dem Falle, aus welchem Einert die Schädlichkeit und Unbilligkeit des Regresses wegen In​solvenz ableitet. Verdient gleich jede Maßregel, durch welche Gewerbe und Industrie Geldmittel erlangen können, alle Begünstigung, so darf diese Begünsti​gung doch nicht die Sicherheit derer, welche das Geld hergeben, beeinträchtigen. Sie darf es nicht direct und geradezu, noch weniger aber mittelbar und auf unvermerkte  Weise.    Ist schon gegen die nicht acceptabeln
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Anweisungen manche gegründete Einwendung gemacht, so muß man doch immer gestehen, daß hier das Verhältniß offen vor​liegt und daß sich Jeder, dem solche Papiere nicht conveniren, davor hüten kann: sollte aber die wesentliche Eigenschaft dieser Papiere auf Wechsel — deren Wesen und Solidität eben auf der doppelten Hastung, auf Aussteller und Acceptanten beruht — über​tragen werden, sollte hier der Wechsel bei der Insolvenz des Accep​tanten nicht so betrachtet werden, als sei ihm nun die wesent​lichste Stütze, die Acceptabilität, ganz entzogen, sollte hier keine Cautionsvflicht zur Ergänzung des entstandenen Mangels eintre​ten, so würde in der That hier die Gefahr nicht einmal so offen vorliegen, als bei einer Anweisung, deren Wesen Jedem bekannt ist; und das Gesetz würde — unter dem Vonvande, den kleine​ren Gewerbsbetrieb vor Verlegenheiten zu schützen — es an dem Schütze und der Sicherheit fehlen lassen, die es geben soll.
Die Befürchtungen einer Zerstörung der Blüthe des Ge​werbes und der Industrie sind endlich gewiß minder erheblich, als sie dargestellt werden. Man darf wohl ein ganz entscheiden​des Gewicht darauf legen, daß es sich dabei im Grunde nur um Vcrmuthungen handelt, während die positive Erfahrung in Län​dern, wo man jenen Regreß seit langer Zeit, und zum Theil in einem noch größeren Umfange, zuläßt, keinen Nachtheil davon ergicbt. Es müßte um die Betricbsamkcit und den Wohlstand eines Landes schlecht bestellt sein, wenn die Aufhebung dieses — zur Solidität des Wechselgeschäfts schlechthin nöthigen — Regreffes ein Mittel wäre, sie zu fördern und zu schützen.
Es ist dicsemnach gerechtfertigt, daß das Gesetz den Regreß wegen Insolvenz zuläßt.   Was das Einzelne betrifft, so ist
1) das Gesetz mit dein oben erwähnten französischen Gesetze darin übereinstimmend, daß der Regreß bei Insolvenz des Acceptan​ten und des Ausstellers eines eigenen Wechsels (§. 98, Nr. 4) zulässig ist, darin aber von ihm abweichend, daß es ihn nicht auch im Falle der Insolvenz des Ausstellers eines nicht acceptirten Wechsels zuläßt. Es ist der Acceptant und nicht der Bezo​gene genannt.   So lange der Bezogene noch nicht acceptirt hat,
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ist er bei dem Geschäfte noch gar nicht betheiligt, und seine In​solvenz ist, so lange man noch nicht weiß, ob er überhaupt dem Geschäfte hinzutreten werde, also bevor das Accept ertheilt oder verweigert ist, nicht von Interesse. Ist deshalb nicht acceptirt, so kann Mangels Accept rcgredirt werden, und der Regreß we​gen Insolvenz ist nur nach erfolgtem Accepte möglich. Man wird daher auch das Resultat, daß, wenn der Bezogene vor der Prä​sentation zum Accepte fallirt, erst dieses gefordert werden muß, und wenn es ertheilt wird, vom Acceptanten Sicherheit gefordert und wenn sie nicht geleistet wird, Regreß genommen werden kann, nicht seltsam finden dürfen.
2) Vor der Regreßnahme muß die Sicherheit von dem Ac-ceptantcn gefordert werden. Nach dem Allgem. Preuß. Landr., Th. II, Tit. VIII, tz. 982. 1085 kann der Inhaber wegen Un​sicherheit des Acceptanten Sicherstellüng fordern und eventuell Arrest ausbringen. Im Falle des Comurses muß er Protest erheben und dm Vormann benachrichtigen. Welche Rechte er dabei gegen den Vormann hat, ist nicht gesagt. Von diesen Vorschriften paßte nur die Forderung der Sicherstellung vom Acceptanten selbst: dieser muß insoweit geschont werden, daß, namentlich in den Fällen, wo nicht förmlicher Concurs ausge​brochen, ist, ihm Gelegenheit bleibt, selbst Caution zu stellen, und das weitere Bekanntwerden seiner mislichen Lage zu ver​hindern.
VII.  Erfüllung der Wechsel-Verbindlichkeit,  l) Zahlungstag. §. 30.
Nach einzelnen Gesetzen verfallen Tagwechsel erst an dem auf den Mannten folgenden Tage, z. B. Braunschweiger W.-D. von 1715, Art. 29. Diese Singularität ist nicht befolgt, fondern die gemeinhin übliche Beftimmungsweise beibehalten.
§. 31.
ciaäe ll« comlnsrcs an. 130, Holland. Handelsgesetzbuch Art. 150.    Aettere Gesetze und auch noch das Allgem. Preuß.
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Landrecht a. a. D. §. 849 bestimmen, daß Sichtwechsel erst in​nerhalb 24 Stunden zahlbar sein sollen. Diese Bestimmung ist gewiß minder zweckmäßig, als die des neuen Gesetzes, und kann namentlich für Reisende sehr lästig werden, denen es auf sofortige Bezahlung von Sichtwechseln ankommt. Die übrigen Bestim​mungen des §. 31 correspondiren mit denen des §. 19.
§. 34.
Eine ähnliche Bestimmung findet sich in der Bremer W.-O. Art. 59. Man kann nämlich bei Wechseln nach altem Styl, oder nach beiden Stylm (z. B. am AZ? zg^ ausgestellt, ver​schieden rechnen, und entweder dm Ausstellungstag auf den neuen Styl reduciren und so den Verfalltag bestimmen, oder den Ver° falltag nach dem im alten Styl bestimmten Tage berechnen, und nun erst den berechneten Verfalltag reduciren. Z. B. ein Wechsel ist am 23. Februar nach altem Styl 2 Monate dato zahlbar ausgestellt. Reducirt man den Ausstellungstag auf den neuen Styl, so wird derselbe der 7. März und der Verfalltag ist der ?. Mai. Reducirt man aber den Verfalltag und berechnet diesen vom Ausstellungstage nach altem Styl an, so trifft der​selbe auf den 23. April altm Styls und dieser ist nach neuem Styl nicht der 7., sondern der 5. Mai. Eine Bestimmung war sonach nothig, und das Gesetz hat deshalb die jetzt bereits übliche Berechnungsweise vorgeschrieben.
s. 36.
Ueber die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit einer Zahlung vor Verfall enthält das Gesetz nichts. Die hier anzuwendenden Re geln lassen sich auch aus dm übrigen Bestimmungen von selbst ableiten. Der Bezogene erfüllt keine einfache und von ihm selbst contrahirte Verbindlichkeit, sondern er ist dem Versprechen des Ausstellers und der Indossanten, daß zu einer gewissen Zeit die Einlösung erfolgen solle, beigetreten, und deshalb kann die Regel des gemeinen Rechts, daß der Schuldner gültig auch vor
Ablauf der Zahlungsfrist zahlen könne, hier nicht schlechthin an​wendbar sein. Der Schuldner kann wohl auf eine zu seinen Gunsten gegebene Frist verzichten, und der Zahlungsempfänger wird ebenfalls die Gültigkeit einer erftühcten Zahlung nicht be​streiten können: die Rechte derjenigen Dritten, welche unter Um​ständen ein Interesse dabei haben können, daß die Zahlung erst zur Verfallzeit geschehe, können indeß durch erfrühete Zahlung nicht berührt werden. Das ist auch in Art. 144. 146 des koäe äe commsreo ausgesprochen. Das holländische Handelsgesetzbuch Art. 158 setzt sogar fest, daß auch ein crftühetes Discontiren durch den Bezogenen diesen eben so verantwortlich mache wie ein erfrühetes Zahlen. Geschieht dieses indeß in der Form eines In​dossaments auf den Bezogenen, so treten nach tz. Ilj die gewöhn​lichen Wirkungen des Indossaments ein: die Bremer W.-D. Art. 68 bestimmt daher auch gerade im Gegentheil, daß der Trassat die Verantwortlichkeit wegen eines zu frühen Zahlens von sich abwenden könne, wenn er den Wechsel auf sich indos-siren lasse.
Das Gesetz übergeht Bestimmungen über erfrühete Zahlungen und wendet sich in §. 36 zu einem der wichtigsten Momente des ganzen Wechselrechts, zu der Lehre von der Legitimation des Wechselinhabers. Wir finden hier zunächst die Entscheidung, daß der Inhaber eines indossirten Wechsels durch eine zusammenhän​gende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indossamenten als Eigenthümer des Wechsels legitimirt werde.
An diese Bestimmung knüpft sich das, was wir zur näheren Erläuterung dieser Lehre — der wir ganz besonders eine scharfe Präcisirung der Rcchtsbegriffe zu Theil werden lassen möchten -^ zu bemerken finden. Zunächst scheint es uns nöthig, genau zu sondern, wie viel vom Wechsel dem Gebiete des dinglichen Rech​tes, wie viel dem des persönlichen Rechts zu überweisen ist.
Wäre der Wechsel ein Papiergeld, so wäre das Verhältniß einfach: er gehörte alsdann unter die Herrschaft des dinglichen Rechts, wie jede von Hand zu Hand wandernde Sache. Geld dient als Tausch- und Zahlmittel; das einzelne Stück wird Eigenthum
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dessen der es empfängt und zu seinem eigenen Gelde legt: es dient wohl dazu, ein Forderungsrecht zu tilgen oder anzuknüpfen, aber es ist nicht selbst Träger eines solchen, das Forderungsrccht war nur die ^U8l» oaus» für den Eigenthumserwerb an dem hin​gegebenen Gelde, und das bloße Circuliren des Geldes begründet zwischen denen, durch deren Hände es ging, kein obligatorisches Verhältniß.
In den Papieren 3u porteur vereinigt sich dagegen Dbliga« tionenrecht und dingliches Recht. Ihnen liegt ein obligatorisches Verhältniß zum Grunde und das Recht des Inhabers auf Rea-lisirung des Papieres gegen den Aussteller ist ein persönliches. Daneben macht sich aber auch das dingliche Moment geltend. Es ist — wenn dieser Ausdruck ganz genau wäre — l«x «on-«raotus, daß nicht der nach den gewöhnlichen Regeln von der Ueber° tragung der Forderungsrechte Legitimirte, sondern der Inhaber als Gläubiger gelten solle. Deshalb ist hier das Innehaben und der Erwerb — eben wie beim bloßen Papiergelde — an sich von Interesse. Mit dem Erwerb der Sache — wobei für unredlichen Erwerb eine Ausnahme gemacht wird — geht auch ein Forde​rungsrecht über. Man kann daher solche Papiere, da ihr Ueber-gang aus einer Hand in die andere ein Verkehr mit einer Sache und nicht ein Uebertragen von Forderungsrechten ist, da ihre Natur als werth volle Sachen ganz entscheidend hervortritt, auch vindiciren, wobei man nur zu Gunsten aller redlichen Besitzer eine Ausnahme, und also eine ziemlich weit greifende Ausnahme zu machen hat.
Noch mehr tritt aber das Moment des persönlichen Rechts, des obligatorischen Verhältnisses bei dem Wechsel in den Vorder​grund. Der Wechsel ist Zeichen und Träger eines persönlichen und obligatorischen Nexus, und seine Übertragung geht mit der Fortpflanzung dieses Nexus Hand in Hand. Das dingliche Ele​ment scheint zwar bei der Circulationsfähigkeit und leichtm Ueber-tragung des Wechsels, bei seiner Fähigkeit, gleich Geld als Zahl​mittel zu dienen, hervorzutreten: der Unterschied vom Gelde und selbst vom Papiere gu porwur  bleibt aber doch der,  daß bei
9
diesem zwar justliß c»u83s für die einzelnen Uebertragungen vor​kommen, daß aber ein Obligationsnexus, der eben in dem Cir-culiren selbst läge und Alle, welche das einzelne Geldstück hatten, zusammenschlösse, fehlt, während beim Wechsel beides da ist. Für die einzelnen Uebertragungen des Wechsels haben wir näm​lich die M8t3« egu5as in den außer dem Wechsel liegenden Grün​den, aus welchen man Wechsel ausstellt und indossirt, außerdem aber haben wir ein eigenes obligatorisches, aus dem Formalge​schäft des Wechsels abfließendes Rechtsverhältniß zwischen allen bei dem einzelnen Wechsel Betheiligten. Leugnet man dieses Rechtsverhältnis faßt man den Wechsel nicht als Formalgeschäft und Quelle dieses Verhältnisses, sondern als Papiergeld schlechthin auf, so leugnet man nicht weniger, als eben das ganze Wechselrecht, und darf consequenter Weise so wenig ein Wechselrecht annehmen, als man ein eigenes Recht für die Ver​hältnisse und Verpflichtungen aus dem Circuliren von Geld an» nimmt. Ein an sich werthvolles Papier ist der Wechsel also nicht in gleichen» Sinne wie das Papiergeld oder das Papier au poi-teul-, es bedarf außer dem Innehaben des Wechsels auch des Eintritts in das durch den Wechsel begründete obligatorische Rechtsverhaltniß. Der redliche Besitzer kann mit einem Wechsel nichts anfangen, wenn ihm derselbe nicht indossirt ist.
Hiernach haben wir also beim Wechsel in Z. 36 des Gesetzes keine Frage vom Eigenthum, sondern von einem persön​lichen Rechte vor uns. Es fragt sich nicht, wer Eigenthü' mcr sei, sondern wer an einem Obligationsnexus betheiligt, wer der rechte Gläubiger zu einem Forderungsrechte sei, also um die Legitimation.
Auch kann es sich bei einem Wechsel nicht eigentlich um eine Mndicatio» handelt Es wird nicht auf den Erwerb des Eigenthums an dem Papiere, wobei allenfalls die Bestimmung in §. 33 ^. äs relutu äivisions in Frage kommen könnte, son​dern auf die nach den Regeln des Wcchselrechts zu beurtheilende Legitimation oder Illegitimation ankommen, und wenn man gleich von einer Vindication und vom Eigenthume zu sprechen
pflegt, so wird man doch nicht daran denken, die Normen der Entscheidung aus den Regeln des (Zivilrechts über das Eigen-thum zu entnehmen, sondern auf die besonderen wechselrechtlichcn Bestimmungen recurriren. Eigenthümer, d. i. zu dem For​derungsrechte legitimirt, ist nicht der Herr des Blat​tes Papier, nicht der Usucapient, nicht blos der, welcher Tra​dition und 1u8w oau8g für sich hat, sondern derjenige, den der Zusammenhang der Indossamente legitimirt. Während sich beim Papier au portour die Sache so auffassen läßt, daß das Papier das pnuoipÄle ist, dem als accesscu-ium das persönliche Recht folgt, so ist beim Wechsel ganz entschieden die Betheiligung an dem wechselrechtlichen »om«n das
dem der "Besitz des Papieres folgen muß. Wer nicht Gläubiger" zu jenem nomen ist, hat auch kein Recht und kein Interesse das Papier zu behalten, und wer vielleicht nach civilrechtlichen Prin-cipien Eigenthümer des Papieres ist, ist darum noch keineswegs das berechtigte Subjcct zu der Wechselforderung. Hiermit crlc^ digt sich der ganz gewöhnliche Einwand, daß allerdings au dem Eigenthum und Besitz des Papieres Viel gelegen sei, weil dasselbe zur Geltendmachung der Forderung diene. Das Wahre in diesem Einwände ist, daß das Papier allerdings dient, das Forderungsrecht zu realisiren und daß dieses letztere ohne das Papier zum bloßen Schatten wird: soll aber damit ge​sagt sein, daß Jeder, der das Papier besitze, nun auch jenes Forderungsrecht zu realisiren bchlgt sei, so ist dieses eben zu leugnen.      ^--^    -^  '^.^!-^ -m'^ -.'^ , -        -" ^.-^^^ <
Hiermit soll nun aber nicht gesagt fein^ daß ld» Legitima​tion des Inhabers lediglich nach den Regeln des Obligationen​rechts beurtheilt würde, und daß das dingliche Moment, vermöge dessen das Papier eine in sich werthvolle Sache unt» kein bloßes nomsn ist (welches beim Papiergelde und beim Papier »u pol-teur hauptsächlich entscheidet), hier gar keine Einwirlvng hätte. Etwas von der Natur eines Papiergeldes und eines Papieres »u portsur trägt der Wechsel vermöge seiner Circulationsfahig-keit und seiner Benutzung als Zahlmittel allerdings in sich, und
9»
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dieses Etwas reicht hin, die allgemeinen Regeln über Legitimation zu Forderungsrechten erheblich zu modificiren.
Streng genommen würde nämlich nach diesen Regeln die for« melle und prima f»oie in der Ordnung scheinende Legitimation durch Indossamente noch nicht genügen, sondern die Indossamente müßten sammtlich auch acht sein. Mit einer solchen Voraussetzung, selbst mit einer Befugniß oder Verpflichtung des Schuldners, die Aecht' heit der Indossamente zu prüfen, verträgt sich indeß der Wechselver, kehr nicht. Das Gesetz schließt daher diese Prüfung aus, und macht die Aechtheit der vorhergehenden Indossamente nicht zur Voraus' setzung der Gültigkeit der folgenden.
Hieraus ergiebt sich:
1)
daß der Schuldner dem Inhaber gegenüber die Indossa»
mente weder für irrecognoscibel erklären und also einen weiteren
Beweis ihrer Aechtheit fordern, noch daß er ihre Aechtheit be​
streiten oder diffitiren darf.
Das Gesetz giebt dem Acceptanten auch nicht die Befugniß, bei sichtlichen Spuren von Fälschungen den Wechsel inne zu be​halten und nur gä 6spo8iwm zu zahlen (Allgem. preuß. Landr. l. o. §. 1137. 1158). Hiermit würde zu leicht zur Chicane An​laß gegeben, und der Inhaber — dem man übrigens die Regreß-nahme nicht wehren könnte — zu hart belästigt. Derselbe müßte, um das Geld aus dem Depositum zu bekommen, immer erst ein weitläufiges Eoictalverfahren veranlassen und durchmachen. Han​delt es sich um Spuren einer Fälschung, so kommt es vielmehr auf die sxoeptio l«l8i an, die nur relevant ist, wenn sie ein vom Kläger begangenes Falsum betrifft.
Mit dieser Einrede kann der Beklagte Abweisung des Klä​gers verlangen und nach erfolgter Abweisung, um sich zu live« riren, nach §. M deponiren: vor dem Unterliegen des Klägers kann man aber unmöglich dem Beklagten gestatten, sich durch Erbieten zur Depofition von dem Ansprüche des Klägers ftei zu machen.
2)
Zahlt der Schuldner an den nach tz. 36 legitimirten In»
Haber, so find die Rechte dessen, der früher den Wechsel vielleicht
verloren hatte und also der eigentliche Gläubiger wäre,   völlig erloschen.   Es ergiebt sich endlich:
3) die Bestimmung des §. 74, daß der nach §. 36 legiti-mirte Inhaber, nur wenn ihm böser Glauben oder grobe Fahr​lässigkeit nachzuweisen ist, zur Herausgabe des Wechsels an den eigentlichen Forderungsberechtigten angehalten werden kann.
Der vorhin genannte Grundsatz, aus welchem sich die eben bemerkten Folgerungen ergeben, beruht indeß weniger in einer rechtlichen Nothwendigkeit, als nur in den Ansichten die man eben jetzt in Deutschland von den Bedürfnissen des Wechselver​kehrs hat. In anderen Händern hat man die Natur des Wech​sels als Trägers eines obligatorischen Verhältnisses mehr berück» sichtigt, als das in ihm liegende zweite Moment, vermöge dessen er dem Papiergelde ähnlich wird. In England wird durch ein falsches Indossament gar kein Recht am Wechsel übertragen, und selbst eine dem gutgläubigen späteren Inhaber geleistete Zahlung ist ungültig (Zeitschrift für ausläno. Rechtsw., Bd. III, S. 211. 225). Das holländische Handelsgesetzbuch enthält in Art. 137 eine ähnliche Vorschrift.
Wird nun aber, so kann man fragen, durch diese nach deut​schen Rechtsansichten gemachte Ausnahme nicht dennoch der Wech​sel dem Papiere su porteur gleichgestellt? Allerdings bedarf es bei diesem letzteren keiner Kette derivativer Erwerbsarten, und wenn man beim Wechsel zuläßt, daß die Kette unterbrochen sein darf, daß falsche Indossamente zwischen den ächten sein dürfen, so könnte auch hier von kemer Kette mehr die Rede sein. Gleich​wohl ist der Unterschied nicht ganz verwischt. Die Natur des Wechsels als circulirenden Papieres fordert zwar einige Berück​sichtigung, hebt aber die rechtliche Seite der Sache nicht auf. Gerade weil die Ansichten über die Grenze dieser Berücksichtigung noch nicht völlig einig sind, ist es erwünscht, daß das Gesetz hier bestimmte Gesichtspunkte feststellt. Beim Wechsel ist immer noch an der formellen Einheit und an dem formellen Zusammenhange jener Kette festzuhalten. Materiell darf Etwas fehlen, formell muß aber Alles in Ordnung sein.   Es kann also  ein falsches
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Indossament unter den ächten vorkommen, ohne daß dieses der Legitimation des Inhabers schadete. Am leichtesten liegt nun aber der formelle Zusammenhang vor und am leichtesten werden materielle Mangel verdeckt, wenn ein Blancoindossament vorkommt. Dieses kann der Inhaber auf sich ausfüllen, er kann den Wechsel aber auch ohne diese Ausfüllung durch neues Blancoindossament, oder ohne alles Indossament weiter begeben. Wenn auf ein Blancoindossament ein weiteres Indossament folgt, so ist die An​nahme, daß der Aussteller des letzteren den Wechsel durch das Blancoindossament erworben habe. Das Blancoindossament be​wirkt also, daß auf alles Materielle nicht weiter gesehen wird, daß Alle, durch deren Hand es ging, ausfallen, und daß es als demjenigen ertheilt gilt, der den Wechsel hat. Hier nähert sich der Wechsel einem Papiere au portvui-: es bleibt aber doch im​mer noch die Verschiedenheit, daß das obligatorische Moment, die Nsthwendigkeit einer Kette von Erwerbungen beim Wechsel for​mell vorhanden sein muß. Folgt dem Blancoindossamente ein ausgefülltes, so muß sich aus diesem und den folgenden Ueber-tragungen die Legitimation des Inhabers ergeben, während beim Papiere «>u porteur es gleichgültig ist, daß der Besitz eines frü​heren Inhabers ohne weitere Nachweisung des Uebergangs dieses Besitzes auf den jetzigen Inhaber bekundet ist. Der Unterschied ist folgenreich. Fände sich auf dem Papiere au portemr ein In​dossament «uf den ä., und X wäre Inhaber, so würde X ohne Umstände das Indossament wegstreichen können. Fände sich auf einem in dwneo indossirten Wechsel nach dem Blancoindossamentc cm ausgefülltes auf ^ lautendes Indossament, und der Inhaber X striche dieses aus, so beginge er ein lakuw. Zwar würde die​ses ksäzum sch«m zu beweisen sein, und anscheinend und formell wäre Alles W der Ordnung. Ein kalsuW wäre aber dennoch begangen, und" würde, wenn es zu beweisen stände, gewiß auch nicht frei ausgchen, obgleich das Gesetz durch die Mög​lichkeit einer solchen Versur und die Schwierigkeit ihrer Ent​deckung nicht veranläßt sein konnte, die allerdings nothwendige Vorschrift:
daß ausgestrichene Indossamente bei der Prüfung der Legi​timation als nicht geschrieben angesehen werden, nicht zu ertheilen. Wenn das Gesetz diese Vorschrift, um gerade die eben erwähnte Betrügerei zu verhüten, nicht enthielte, so könnte sich der unredliche Inhaber in dem bezeichneten Falle doch helfen. Er indossirte den Wechsel, natürlich mit falscher Unter​schrift des durch das letzte Indossament nachgewiesenen Indossa-tars auf einen Bekannten, und dieser indossirte auf ihn; alsdann hatte er sogar ein achtes Indossament und wäre legitimirt, da ihm d« Falschheit des früheren nicht entgegenzuhalten ist.
Aus dem Bisherig«, ergiebt sich zugleich was der Schuldner zu beachten hat, um mit Sicherheit zaWn. zu können. So sehr ihm hierbei schwierige Prüfungen erspart sind, so bleibt ihm doch jedenfalls die Pflicht, sich von der Identität der Person des Prä​sentanten zu überzeugen.
Die ftanzösische Jurisprudenz ist über diese Frage, welche man dahin gestellt hat: ob der Wechselschuldner durch die auf eine falsche Quittung geleistete Zahlung frei werde? nicht ins Reine gekommen'. Bei dem Entwürfe des tloäe äs war es Anfangs Absicht, einen Artikel aufzunehmen: une lio okanßo u'est vglgbismeut pg^se qus sur l'soquZt <3o celui »u proKt äuqusl ost p»88o le 6«l-uisr oi-äee, man hat sich in-deß entschlossen, einen solchen Artikel nicht aufzunehmen, weil es richtiger sei, jene Frage zu bejahen.
Gleichwohl wird man sich doch wohl für die Verneinung derselben entscheiden müHem DaS Bedürfuiß des Verkehrs darf nicht dahin führen, wesentliche Prineipien des Rechts, weil ihre stritte Befolgung lästig ist, bei Seite zu schieben, und man kann es dem Schuldner nicht freigeben, dem ersten Besten der ihm sagt, er sei die im Indossamente benannte Person, solches zu glauben. Das badische Landrecht Anh. Art. 146 ». enthält sogar die Vorschrift:
Ein Unbekannter, der einen Wechsel zur Zahlung vorlegt,
! Vgl.  Nouguie»- l. c. §z. 83, 84.
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ist schuldig, auf Verlangen des Wechselzahlers seine Person
zu beurkunden u. s. w.
und dieselbe kann zweckmäßig scheinen, weil vielleicht ohne eine solche Bestimmung das Verlangen, sich auszuweisen, vom Prä​sentanten für beleidigend gehalten werden könnte. Allein im Grunde versteht sich jene Vorschrift von selbst, und auch wo sie besteht, kann von empfindlichen Leuten eine in Gemäßheit dersel​ben gemachte Zumuthung beleidigend gefunden werden.
Wieder verschieden ist die Frage, wer den Schaden trage, wenn der wahre Inhaber zwar den Wechsel quittirt hat, aber die Zahlung von einem Boten abgeholt wird, der vielleicht den Wechsel auf unredliche Weise erworben hat, oder nachher mit dem Gelde durchgeht. Hier trifft der Schaden denjenigen, der den treulosen oder nachlässigen Boten auswählte.
8. 38.
Eine, ältere Ansicht fand in dem Annehmen einer Theilzah-lung eine Art von Novation, durch welche sich der Inhaber pra judicirte, und manche Gesetze entscheiden daher, daß der Inhaber sie annehmen könne, ohne sich zu präjudiciren. So die Braun​schweigische W.-D. von 1715, die Leipziger W.-O. §. 17. In neuerer Zeit ist jene Ansicht aufgegeben, und es fragt sich nur, ob der In​haber Theilzahlungen anzunehmen verpflichtet sei, oder nicht.
Nach französischem Rechte ist diese Frage nicht ganz ohne Zweifel. 1.68 pg^smeiits — sagt Art. 156 des 6a6s 6e oom-insree — iöit8 5 «ompts 5ur ls montant 6'une Isltrs 6e oksnße »out » I» äeoksrßo 6e8 tireur et en6o88sur8. I.e porteur esl lsuu 6s lairs protsstsr l» lettrs 6s ebsnZs pour Is 8urplu8. Nouguier tz. 193 ist der Ansicht, daß hieraus eine Pflicht des Inhabers noch nicht folge, und daß es bei der Bestimmung des »rt. 1244 6s 6oäs «ävil bleibe. Der Caffationshof hat in einem 21-rüt vom 6. März 1837 (8irs^ 37. p. 381.) entschieden: «I>e porwur 6'une leltro 6s ok2Nßo qui, «u liou ^geospter Is ps^ o-lnsnt psrliel osserl, psr ls tirs et 6e s»irs protester l'ellet pou» ls 8urp1u8, lail protester pour ls tout, reu6 libre psr li>, äan»
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 u tir«, I» provigion v.int, teilsmont HU6 ls lir^ peut vglgblßweut, pg^er le moul,»n<. äs oette Provision «m portsur H'uns nouvsUs traits,» woraus allerdings zu folgen scheint, daß der Inhaber die Theilzahlung nicht zu nehmen braucht. Entgegengesetzter Ansicht ist Li-avgl-ä-Vs^l-isr68, mgnusl äs 6roit coinmsreigi, nr. 90. 0n ns oonoe-vr3lt p25 d'giUsur», sagt er, szu'll püt cispsnärs 6u porteur cl'snievsr pill- 8vn rsku» »u tirsur et »ux enciogsours i'ÄVgnw^t! li'strs gülÄucki» de taute r«8pon5ubjlit6 ^U8^u'k eonourienoe 6o w 80MM6 offsrw. Ganz unumwunden ist diese Ansicht im hol' ländischen Handelsgeschbuche Art. 168 ausgesprochen.
Das neue Gesetz verpflichtet den Inhaber ebenfalls zur An​nahme vön""Aheilzahlungen, selbst wenn die Annahme auf den ganzen Betrag des Wechsels erfolgt ist. Diese Bestimmung liegt im Interesse des Waarenhandels, wobei es auf Einziehung von Schulden durch Wechsel ankommt und man lieber Etwas als Nichts einzieht, während der Wechselhandel und das Banquier-gcschäft eine entgegengesetzte Bestimmung vorziehen, wobei aller-dings das ganze Verhältniß reiner und strenger bleibt, und auch wohl wegen der häusiger werdenden Proteste mehr Provisionen durch Interventionen verdient werden. Die Bestimmung des Gesetzes ist daher, da sie nur nützen und nie erheblich schaden kann, gewiß völlig gerechtfertigt. Natürlich besteht die Verpflich​tung des Inhabers zur Annahme von Teilzahlungen zunächst gegen diejenigen, welche ihm für die Zahlung zu haften haben, weiset er also eine Theilzahlung zurück, so ist die Folge die, daß sein Regreß für den aus dem Proteste ersichtlichen Betrag der angebotenen Particularzahlung hinwegfällt. Das Gesetz spricht aber ganz generell, und so findet die Verpflichtung des Inhabers auch im Verhältniß zum Acceptanten oder Aussteller eines eigenen Wechsels statt, so daß sich derselbe diesen gegenüber durch Nicht» annähme eines Theils der Wechselsumme für diesen Theil die Nachtheile der inoi-a Äcoipisnäi zuziehen würde.
Auf die Regreßforderungm kann sich dagegen der tz. 38 nicht wohl bezichen.

138   

§< 40.
In §. 40 ist die Befugniß des Schuldners zur gerichtlichen Deposition ausgesprochen.   Dabei ist zu bemerken:
1) Um eine morg orsäitoriZ zu bewirken, genügt die bloße
oblalio  verbillig  nicht,  es genügt auch noch nicht,  wenn der
Gläubiger zur Verfallzeit sich nicht meldet, obgleich derselbe das
Geld von dem Schuldner abzuholen hat.   Es muß vielmehr con-
stiren, daß der Schuldner der That nach bereit war zu zahlen.
Deshalb haben viele altere Gesetze dem Schuldner eine gerichtliche
Versiegelung  oder  gar  eine Deposition  nachgelassen.   Nur auf
diese Weise ist es möglich, den Lauf der Verzugszinsen zu hem​
men.   Es ist also nicht anzunehmen,  daß  ohne die in tz. 40
nachgelassene Deposition der Schuldner  durch das  bloße Aus​
bleiben des  Gläubigers von Verzugszinsen frei würde.    Wäre
Letzteres der Fall, so würde er bei der Depositton wenig Inte​
resse haben.
2) Die Deposition tilgt die   ganze Verbindlichkeit.    Der
Glaubiger kann sich blos an das Depositum halten.   Aber auch
der Schuldner kann das deponirte Geld zurückverlangen, wodurch
seine Verbindlichkeit aufs Neue beginnt (l. 19 c!oä. 6s ugui-is).
Wichtig ist dieses, insofern der Schuldner dadurch die Befugniß
gewinnt, nach Ablauf der Verjährungszeit das dcponirte Geld
wiederzubekommen und dieses keinesfalls als herrenloses Gut be​
handelt werden darf.
3) Eine Beiladung des Gläubigers »ä vi66«äum äepoui ist
nicht nothig.   Dieses erkennt schon die Leipziger W.-O. §. 12
und 16, die Weimarsche W.O. ß. 95 und das französische Gesetz
vom 6. Ibsi-miäoi- III. (20. Juli 1795) an.
 Regreß Mangels Zahlung.
§. 41.
Von den Bestimmungen des ß. 41 bedarf insonderheit die über die Zeit der Protesterhebung einer näheren Erläuterung. Die meisten älteren Wechselgesetze verlangen, daß der Protest
am Versalltage erhoben werde und lassen eine späte« Erhebung nur vermöge der meistentheils gestatteten Respecttage zu. Daß Respecttage unangemessen sind, ist allgemein anerkannt. Dagegen wird sehr oft die Erhebung des Protestes am Verfalltage für ein wesentliches Bedürfniß des soliden Verkehrs und eine unerläßliche Voraussetzung der pünktlichen Erfüllung der Wechselverbindlich​keiten erklärt. Darf erst am folgenden Tage proteftirt werden, sagt man, so entsteht damit ein Rcspccttag, und der folgende Tag wird nun der eigentliche Zahltag. Man muß nach dieser Ansicht die Protestirung schon am Morgen des Verfalltages ge​statten — in Sachsen von 8 Uhr Morgens an —, womit dam, freilich die im Grunde nicht zu leugnende Rechtsbeftimmung, daß der Verfalltag dem Bezogenen ganz gebühre, verletzt wird, ob​gleich sich auch nicht verkennen läßt, daß diese Bestimmung nicht in ihrer vollen Ausdehnung anwendbar ist, weil man dem In​haber, der das Geld abholen muß, nicht zumuthen kann, den ganzen Tag von Stunde zu Stunde wiederzukommen oder in der Wohnung des Bezogenen zu warten.
Das französische Recht (Coäo 6. o. art. 161. 162) schreibt daher vor, daß der Inhaber am Verfalltage die Zahlung fordern, daß der Protest aber erst am folgenden Tage erhoben werden solle. Die neueren Entwürfe sind dieser Bestimmung meistens gefolgt: nur der Oestreichische Entwurf von 1843 §. 207 und der Sächsische Entwurf tz. 82, 94 und 108 fordem die Protest​erhebung am Verfalltage selbst. Die Bestimmung des französi​schen Rechts hat allerdings das für sich, daß wbei den» Bezoge​nen der Verfalltag ganz gelassen und die Härte vermieden wird, welche darin liegt, wenn schon früh Morgens Protest erhoben werden darf. Daraus folgt dann aber, daß der Verfalltag auch dem Inhaber gebührt, und daß dieser die Präsentation am Ver​falltage bis auf die letzte Minute verzögern kann. Der am fol​genden Tage erhobene Protest kann ferner nie beweisen, daß schon am Verfalltage zur Zahlung präsentirt sei, und die französische Jurisprudenz ist daher darüber in Zweifel gerathen, ob nicht die Präsentation  am  Verfalltage  ohne Nachtheil für den Inhaber
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ganz unterbleiben könne'). Dieses ist nun allerdings zu bejahen, denn man muß offenbar annehmen, daß mit dem Proteste am lonäemgin genug geschehen sei, und daß derselbe — ohne daß ein Beweis des Gegentheils zulässig ist — beweise, daß die Präsentation zeitig erfolgt sei. Ob man aber dieses annimmt, oder geradezu nachläßt, daß erst am lenäsmain zur Zahlung prä-sentirt zu werden braucht, kommt augenscheinlich auf Dasselbe hinaus. Uebrigens sind in denjenigen Ländern, wo' das frauzö» fische Recht gilt, Klagen über Inconvenienzm in diesem Punkte noch nicht entstanden und die Solidität- des Verkehres hat nicht darunter gelitten.
An einigen Orten ist endlich auch der auf den Verfalltag folgende Tag noch nicht ausreichend und man bedarf noch eines Tages.
Zunächst macht in Hamburg die Einrichtung der Bank eine längere Frist zum Protestiren nöthig. Die Hamburger Bank ist eine Girobank und vermittelt alle erheblicheren Zahlungen des Handelsstandes, so daß selbst größere Hauser oft nur verhältniß-mäßig geringe Summen baaren Geldes vorrä'thig haben. Die Bank enthält kein Geld, sondern Silberbarren zu dem festen Preise von 2?7i Mark die Cöllmsche Mark: sie zahlt auch nicht baar, sondern die in den Gewölben der Bank liegenden Silber​quantitäten sind in den Büchern der Bank auf den Conten der Bankinteressenten verzeichnet und die Zahlungen geschehen durch Ab- und Zuschreiben auf diesen Conten. Bankinteressenten können nur Großbürger sein. Credit bekommt Niemand, Niemand kann mehr abschreiben lassen als sein Guthaben beträgt und jeden Tag wird das Guthaben eines Jeden festgestellt, so daß der Gesammt-betrag aller Bankkonten mit der Gesammtmasse der niedergelegten Silberbarren beständig stimmen muß. Wer nicht Großbürger und also nicht Bankinteressent ist, muß, wenn er sich der Bank zu Zahlungen bedienen will, dieses durch Vermittelung eines Bank​interessenten thun, und dieses geschieht namentlich von den Alto-
 »ä »rt. 161.    ^VvUFuier l, c. Z. 208.
naer Handelshausern. Die Abschreibung von einem Conto auf das andere geschieht nur auf Zettel, welche der Interessent per​sönlich oder ein der Bank von ihm vorgestellter Bevollmächtigter überbringt, so daß es nicht auf die Unterschrift der Zettel, sondern nur auf die Person des Ueberbringers ankommt. Die Zettel können bis 1 Uhr Mittags eingereicht werden; von 1 bis 5 Uhr ist noch eine nachträgliche Einreichung gegen eine kleine Abgabe zulässig. Niemand darf ferner von seinem Guthaben Jemandem Etwas zuschreiben lassen, was nicht eine Nacht über auf seiner Rechnung gestanden. Die Größe des Guthabens eines jeden Bankinteressenten sowie des Abschreibens und Zuschreibens sind Geheimnisse: nur von dem eigenen Conto kann Jemand einen Auszug erhalten. Wechselzahlungen geschehen auf die Weise, daß man dem Wechselschuldner, selbst kleineren Negocianten, den Wechsel zuschickt, worauf derselbe die Zahlung durch die Bank vermittelt. Man vertrauet sich so gegenseitig: wollte man dem Schuldner den Wechsel nicht geben, so würde dieser auch die Anstalten zur Zahlung durch die Bank nicht treffen, ohne durch den Besitz des Wechsels gesichert zu sein. Am Nachmittage, Abends und in der Nacht bringen nun die Bankbeamten die Abschreibung in Ordnung und ziehen eine Bilance über sämmt» liche Conten. Wenn diese stimmt, so ist man sicher, daß bei der großen Masse der Ab- und Zuschreibungen kein Versehen statt​gefunden. Am anderen Morgen bekommen die Interessenten einen Nachweis über die Zuschreibungen und jeder erfahrt nun, was und von wem Hm zugeschrieben ist. Sind nu» die Zahlungen nicht direct, sondern durch einen Dritten, der auch vielleicht seiner​seits erst die Vermittelung eines Bankinteressenten gebraucht hat, geleistet, so ist es, zumal wenn mehrere Posten oder gar mehrere gleich große Posten gezahlt sind, ohne weitere Nachfrage nicht möglich zu wissen, von wem gezahlt ist. Am Verfalltage selbst ist in Hamburg daher das Proteftiren nicht möglich, aber auch am folgenden Tage würde es schwierig zu bewerkstelligen sein, und man reicht nur dadurch aus, daß nach der Hamburger W.-O. Art. 17 und 27 die Protesterhebung wahrend der Respecttage
zulässig ist. Solcher Respecttage giebt es 12, welche sich, da man, nach der oft als merkwürdiges Parere citirten Erklärung von 19 Handlungshäusern vom 28. Mai 1732 „diese Tage also nimmt und rechnet, daß der Verfalltag und die folgenden eilf Tage die Discretionstage ausmachen", auf 11 rcducinn. Mit Hamburg befindet sich Altona, welches die Hamburger Bank und Hamburger Börse benutzt, in demselben Verhältnisse, und hier wie in Hamburg bedarf man mindestens zweier Tage zur Er​hebung des Protestes.
Aber nicht blos in Hamburg und Altona ist ein solches Be-dürfniß verhanden. Bei der ausgedehnten Wechselfähigkeit, bei den häusigen Anlagen gewerblicher Etablissements auf dem plat​ten Lande und selbst in einsameren Gegenden beschränkt sich der W echselverkehr nicht auf Städte und Ortschaften, wo Notare und Beamten der fteiwilligen Gerichtsbarkeit zur Hand sind. Auf dem platten Lande, in den Marschgegenden und in Gebirgen ist besonders in schlechter Jahreszeit auch die Protesterhebung am Tage nach Verfall nicht immer möglich, und man bedarf einer geräumigeren Frist.
Diese verschiedenen Bedürfnisse sind nicht anders zu vereini​gen, als daß die Protesterhebung schon am Verfalltage für zu​lässig erklärt und bestimmt wird, daß sie noch an den beiden fol​genden Tagen geschehen könne.
In eigentliche Respecttage werden diese zwei Tage nicht leicht ausarten. Zwar liegt es nahe, daß der Bezogene den Inhaber ersucht, doch nicht die zulässige Strenge voll anzuwenden und so lange zu warten, als er, ohne sich zu präjudiciren, warten kann, und eben so nahe liegt, daß es dem Inhaber oft schwer fallen kann, ein solches Ansuchen zurückzuweisen. Wo man nun ganz entschieden der Anficht ist, daß die Sicherheit des Creditcs das Protestiren am Verfalltage selbst erfordert, kann sich der Handels​stand leicht durch eine Verabredung dahin, daß man jene zwei Tage nicht benutzen wolle, helfen. Dann weiß jeder Bezogene, daß der Inhaber keine Gefälligkeitsrückfichten nehmen kann. An​dererseits ist es aber nach der Fassung des Gesetzes allerdings
richtig, daß der Inhaber die Präsentation zur Zahlung bis zum zweiten Protesttage verschieben kann, ohne sich zu prajudiciren. Das Gesetz läßt keine Einrede daraus zu, daß der Wechsel nicht am Verfalltage präsentirt sei, sondern die rechtzeitige Präsentation ist schlechthin bewiesen, sobald der Protest nur innerhalb der für seine Erhebung vorgeschriebenen Frist aufgenommen ist.
§. 42.
Ueber die Clausel „ohne Protest," «rswui- 8»r>8 si-ai»» hat die !französische Jurisprudenz sich dahin entschieden, daß dieselbe für gültig gehaltm werden müsse, obgleich über den Umfang ihrer Wirkung manche Zweifel geblieben sind'.
Diese Elausel für nicht geschrieben anzusehen, wäre insofern hart, als dem Aussteller, der sie hinzufügte, doch nicht füglich freigelassen werden kann, dem Inhaber aus der Befolgung der von ihm selbst ertheilten Vorschrift hinterher einen Vorwurf zu machen.
Es kommt also darauf an, ihren Sinn zu bestimmen, und dieser kann kein anderer sein, als daß zwar nicht die rechtzeitige Präsentation, wohl aber die Protesterhebung erlassen ist, und daß derjenige, welcher die Clausel hinzufügte, die rechtzeitige Prä​sentation als geschehen annehmen muß, wenn er nicht das Ge-genthcil beweiset. Ein Verbot protestircn zu lassen, kann darin nicht liegen, da die Clausel nur in Bezug auf den, welcher sie schrieb, wirken, und der Protest nöthig sein kann, den Regreß gegen andere Wechfelverpflichtete zu sichern. Sie ist hiernach auch nicht einmal wirksam, den Ersatz der Protestkoften auszuschließen. Der Aussteller giebt dem Wechsel die Bestimmung in Umlauf zu kommen, seine Vorschrift kann nur den Remittenten binden, nicht aber, da jeder Indossatar ganz selbftständige Rechte, wie aus einem neuen Wechsel, erwirbt, dem Geschäfte nach der Ansicht der französischen Jurisprudenz inhärent sein.   Um daher Streitigkei-
 26 »it. 162 §.  5 seq.    .Vc>UFU,e,-    Z.  55  l-eq.     Einert, Wechfelrecht, S.  256 fg.
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ten darüber, ob wirklich zum Regresse gegen andere Wechselver« pflichtete der Protest nöthig war, und darüber, von wem die — oft ohne weitere Nachweisung des Schreibers auf den Wechsel gesetzte — Clausel herrühre, abzuschneiden, ist es am Einfachsten, wenn die Unwirksamkeit derselben in Bezug auf die Pflicht zum Ersatz der Protestkosten schlechthin vorgeschrieben wird.
Uebrigens liegt — wie Einert bemerkt — etwas Anderes vor, wenn ein Intervenient erklärt, daß er ohne Protest einlösen wolle, und eigentlich in dem Verhältnisse des Ehrenannehmers oder eines am Zahlungsorte anwesenden Indossanten liegt die einzige Bedingung, unter welcher ein Verbot des Protestes ein« treten kann. Der Ehrenannehmer, der in näherer Verbindung mit den! Aussteller steht, und gewiß ist, daß dieser remboursiren werde, der vielleicht im Auftrage des Ausstellers das Ehrenaccept geleistet hat, kann den Protest verbieten, weil er durch seine Zahlung ohne Protest den Inhaber von allen Besorgnissen aus dem Mangel des Protestes befreit. Wo der Inhaber sofortige Einlösung zu gewärtigen hat, kann ein Verbot des Protestes vorkommen und von dem Verbietenden dadurch durchgesetzt wer» den, daß er keine Protestkosten vergütet. Der Aussteller kann daher den Protest nur in der Weise eigentlich verbieten, daß er den Intervenienten, der ohne Protest einlösen soll, gleich bezeichnet.
Uebrigens ist statt jener Clausel in Deutschland eine brief​liche Aufforderung, eintretenden Falles den Wechsel ohne Protest zurückgehen zu lassen, gebräuchlicher und — insonderheit nach den Bestimmungen des Gesetzes — zur Erreichung der Absicht der Parteien dienlicher.
Zs. 43. 44.
Die hier über domiciUirte Wechsel gegebenen Vorschriften er​läutern sich zum größten Theile aus dem zu §. 24 Bemerkten. Es ist also
I) der domiciliirte Wechsel, — wenn der Inhaber überhaupt zum Acceptc präsentiren will — dem Bezogenen an dessen Wohn​orte (vgl. dm Schlußsatz in tz. 4) zur Annahme vorzulegen. Zur
Zahlung ist er dagegen den Domiciliaten am Zahlungsorte vor​zulegen. Ist ein Domiciliat weder im Wechsel, noch im Accepte benannt, sei es nun daß der Bezogene beim Acceptiren solche Benennung unterlassen, daß er das Accept abgeschlagen, oder daß ihm der Wechsel gar nicht zum Accepte vorgelegt ist, so ist anzunehmen, daß der Bezogene am Zahlungsorte selbst zu treffen sein müsse, er ist dort aufzusuchen und eventuell ein Abwesenheits​protest zu erheben.
2) Ist die Präsentation und Protestation beim Domiciliaten versäumt, so geht der Regreß gegen Aussteller und Indossanten verloren. Der Inhaber kann bei einer solchen Versäumniß nicht günstiger gestellt werden, als wenn er die Zahlung bei dem Be​zogenen selbst zu suchen gehabt hätte.
Aber auch das Wechselrccht gegen den Acceptanten ist durch die zeitige Präsentation und Protestation beim Domiciliaten be​dingt '.   Regelmäßig ist freilich die Verpflichtung aus dem Ac​cepte von der Diligenz des Inhabers' am Verfalltage unabhängig und der Acccptant kann, wenn er beim Ausbleiben des Inhabers sich von seiner Verbindlichkeit frei machen will, nichts thun, als die  Wechselsumme   deponiren.    Beim  Domicilwechsel  liegt  die Sache aber anders, und es ist nicht möglich, die Befreiung des Acceptanten erst von einer etwa vom Domiciliaten vorzunehmen​den Deposition abhängig zu machen.   Der Domiciliat kann nicht blos als Bevollmächtigter des Domicilianten angesehen werden, so daß es gleichviel wäre, bei wem von beiden sich der Inhaber meldete.    Indossanten  und Aussteller  garantiren  vielmehr  dem Inhaber die Zahlung nicht beim Bezogenen, sondern beim Do​miciliaten, und dieser Garantie tritt der Acceptant bei.   Wird die Zahlungsaddressc erst bei der Acceptation hinzugefügt, so liegt es noch deutlicher vor,  daß der Acceptant in die Pflichten eines Traffanten, des Prrmittenten einer von einem Dritten zu leisten​den Zahlung tritt.   Der Inhaber muß also gegen den Acceptan​ten hier eben das erfüllen, was er gegen Indossanten und Aus-
 Heise und Cropp jur, Abhandl. l,   3ir. XXVN, §. 3 fg.
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steller zu erfüllen hat. Der Acceptant hat — was im gewöhn​lichen Falle dem Trassanten obliegt — für die Deckung beim Domiciliaten zu sorgen, oder wenn der Trassant nach dem Laufe des Geschäfts diese Sorge übernommen hat, doch aus seinem Acceptc eben so wie der Trassant dafür zu haften, daß der Domi-ciliat Deckung habe und zahle. Versäumt sich also der Inhaber beim Domiciliaten, so muß sein Regreß auch gegen den Accep-tanten verloren gehen. Es liegt im Geiste des Wechselrechts, daß es hier nicht auf einen wirklich erfolgten Schaden, nicht auf wirklich zur Erreichung des Erfolgs getroffene und durch Schuld des Inhabers vereitelte Maßregeln ankommt, sondern daß es — da eben nur ein Erfolg garantirt ist — völlig entscheidet, wenn der Inhaber den ihm zur Erreichung dieses Erfolges vor-gezeichncten Weg nicht innegehalten hat. Eine größere Milde gegen den Inhaber wäre nicht wohl denkbar: ihm wäre damit freigestellt, nicht nur nach Belieben den Bezogenen erst ganz vorbeizugehen, und gar keine Annahme und Nennung einer Zahlungsaddresse zu fordern, dann aber auch nach Belieben die Zahlung vom Domiciliaten oder Acceptanten sich auszubittcn. Dem Acceptanten würde damit zugcmuthet die Fonds doppelt, einmal beim Domiciliaten und dann noch einmal bei sich bereit zu halten: eine Zumuthung, die nicht minder mit allen Rechtsbegrif-fen stritte, als wenn der Trassant die Fonds doppelt, bei sich und beim Bezogenen, bereit halten und erwarten sollte, wo es dem Inhaber gefallen werde, sich zu melden.
Hätte der Acceptant den Domiciliatcn nicht mit Deckung versehen, und der Verlust des Regresses gegen ihn führte zu ei​nem materiellen Unrechte, so würde hiergegen jedenfalls durch den nach tz. 83 zulässigen Anspruch auf die Bereicherung eine Renie-dur gegeben fein.
Das englische Recht enthält hier eine bemerkenswerthe Ab​weichung '. Es ist in London Dbservanz, Wechsel zahlbar bei dem Bankier des Acceptanten zu acceptiren.   Wechsel, die nicht
! Story, Engl. W.-R. deutsch von Trcitschke §. 358. Zeitschrift für ausland. Rechtswissenschaft, Bd. 3, S. 195.
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so zur Zahlung domiciliirt sind, werden von der Bank von Eng' land nicht discontirt. Ob nun aber diese Beifügung lediglich eine Bequemlichkeit des Inhabers bezwecke, oder diesem die Pflicht auflege, sich bei Negreßverlust bei dem Domiciliaten zu melden, darüber waren die Gerichte der XinZ8 benek und Mammon plegg verschiedener Meinung. Im Jahr 1820 erkannte das Haus der Lords in der Sache Kow6 o. VounZ, daß die Präsentation aller​dings eine Voraussetzung des Anspruchs an den Acceptanten sei. Hierdurch ward ein Gesetz im entgegengesetzten Sinne veranlaßt, das Statut 1 und 2. Koorg IV. osp. 78. vom Jahr 1821. Der erste Abschnitt dieses Statuts sagt: es sei im Widerspruch mit der Ansicht des Handelsstandes gerichtlich entschieden worden, daß der Zusatz bei der Acceptation „zahlbar bei meinem Bankier" eine Beschränkung der Verbindlichkeit des Acceptanten enthalte; da indeß hierüber Mißverständnisse möglich seien, und den In​habern daraus Nachtheile entstehen könnten, die Acceptanten aber sich helfen könnten, wenn sie ihre nur auf eine beschränkte Accep​tation gerichtete Absicht auf die im Gesetz vorgeschriebene Weise an den Tag legten, so solle, wenn Jemand einen Wechsel zahlbar in dem Hause eines Bankiers oder an einem anderen Platze ac-ceptire, diese Acceptation in jeder Hinsicht für eine generelle Ac-ceptation gelten, und der Acceptant nur in dem Falle, wenn er bei seiner Acceptation beifügte, daß er den Wechsel zahlbar allein in eines Bankiers Hause oder anderem Platze und nicht ander​weit oder anderswo acceptire, befugt sein, die Zahlung zu verweigern, falls dieselbe nicht an dem so bezeichneten Platze ge​hörig verlangt worden wäre. Der zweite Abschnitt des Statuts enthält, daß, bei inländischen Wechseln nur eine auf den Wechsel geschriebene Acceptation verpflichtend sei.
Dasselbe gilt nach spater erfolgten Rechtssprüchen, wenn der Zahlplatz nicht erst vom Acceptanten, sondern vom Trassanten in Conterte des Wechsels angegeben war.
Diese Bestimmungen des englischen Rechts weichen von den deutschen Rechtsansichten, insonderheit von den Vorschriften des allgemeinen Wechselgesetzes darin ab, daß
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») nach  letzteren  die  Benennung  einer Zahlungsaddresse am Zahlorte selbst, wie schon zu §. 22 ui-. 4 bemerkt wurde, kein eigentliches Domiciliiren ist, und daß b) nach deutschen Rechtsbegriffen auf die Worte, auf welche das englische Recht entscheidendes Gewicht legt, kein Gewicht gelegt werden kann.   Es ist ganz gleichviel ob es heißt: zahl​bar in Leipzig, oder zahlbar in Leipzig, nicht aber anderswo. 3) Was nun aber vom Acceptanten gilt,  muß  von  dem Aussteller eines eigenen domiciliirten Wechsels  ebenfalls  gelten. Ist das Accept beim domiciliirten Wechsel nicht blos die Ueber-nahme  der  vom Traffanten  verheißenen Zahlung,  sondern  ein Beitritt zu dem Versprechen, daß am dritten Orte gezahlt wer​den solle, so ist die Ausstellung eines eigenen Wechsels auch das Versprechen eines am dritten Orte zu erwartenden Erfolges, und aus ganz gleichen Gründen liegt in beiden Fällen keine reine und unbedingte, sondern eine von der Diligenz des Inhabers abhän gige Pflicht vor.   So entscheidet auch tz. 99 des Gesetzes. Dabei ist indeß sowohl  für den  Acceptanten des  trassirten,  als für den Aussteller des eigenen domiciliirten Wechsels noch eine nähere Bestimmung zu machen.
Was zunächst die domiciliirte Tratte betrifft, so kann in ge-wissen Fällen, namentlich wo im Wechsel oder Accepte kein Domi» ciliat benannt ist, oder der Wechsel gar nicht zum Accepte vor​gelegt wurde, angenommen werden, daß der Bezogene selbst am Zahlorte zahlen werde. Soll nun auch in diesen Fallen ange​nommen werden, daß durch Versäumniß in der Präsentation zur Zahlung das Recht aus dem Acccpte verwirkt werde?
Die Entscheidung ergiebt sich von selbst. Hat der Aussteller keinen Domiciliaten benannt und der Inhaber meldet sich auch nicht zum Accepte beim Bezogenen, so kommt natürlich die Ver​wirkung seiner Ansprüche aus dem Accepte gar nicht in Frage. Hat sich der Inhaber in diesem Falle aber zum Nccepte gemeldet und der Bezogene hat ohne Benennung einer Zahlungsaddreffe am Zahlorte acccptirt, so wird angenommen, daß er selbst am Zahlorte zahlen wolle, und in diesem Falle ist kein Grund vor-
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Händen, weshalb die Rechte des Inhabers durch Versäumniß in der Präsentation verloren gehen sollten. Die oben angegebenen Gründe treten hier nicht ein: der Acceptant kann von der Ver​säumniß keine Vereitelung des von ihm garantirten Erfolgs be​sorgen, indem er keine Leistung eines Dritten garantirt, sondern nur eine eigene Leistung versprochen hat. Man könnte ihm, wenn der Inhaber sich am Zahlort versäumte, eben nur gestatten, sein mtsro88e looi in Ansatz zu bringen. Ganz derselbe Fall würde bei einem domiciliirten eigenen Wechsel vorliegen, wenn derselbe so gefaßt wäre, daß der Aussteller selbst an dem dritten Orte zahlen wollte. Eine Versäumniß des Inhabers könnte hier nur auf den Anspruch gegen die Indossanten wirken.
§. 45.
Die Anordnung des Rcgreßganges nach aufgenommenem Proteste gehörte gewiß zu den schwierigsten Aufgaben der Wcch-sellegislation. Es darf als feststehend betrachtet werden, daß der ,-68lt>58U5 per oräinslli nicht paßt, und nur der sog. freie oder springende Regreß den Bedürfnissen des Wechselgeschäfts entspricht. Für die Regulirung dieses Regreffes machen sich aber verschiedene und nicht leicht zu vereinigende Gesichtspunkte geltend. Einer» seits sind allerdings strenge Formen und Anordnungen nöthig, durch welche allen Bctheiligten von dem Schicksale des Wechsels schnell Kunde gegeben wird. Auch hier erscheint die zu §. 36 erörterte Natur des Wechsels, als eines circulirenden Papieres, welches dem Papiergelde allerdings verwandt ist, bedeutsam. Für ein erhaltenes und wiederausgegebenes Stück Geld kann sich Nie​mand lange für verhaftet halten, wenn der Verkehr nicht alle freie Bewegung verlieren soll. Ein ähnliches Interesse haben diejenigen, durch deren Hände ein Wechsel ging. Die höchste Aufgabe — mit welcher der sog. Drdnungsregreß geradezu strei​tet — wäre möglichste Zusammenziehung der successiven Regresse in ein gleichzeitiges Zahlen. Diesem Ziele nähert man sich nur durch schnelle Benachrichtigung der früheren Wechselverpfiichteten, und die ihnen zum sofortigen Zutritt ertheilte Befugniß.   Jede
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im Interesse der Wechselvcrpfiichtetcn in dieser Hinsicht gemachte Vorschrift ist indeß eine dem Inhaber auferlegte Pflicht, und je genauer und strenger die Vorschrift ist, desto lästiger und gefähr​licher wird die dadurch herbeigeführte Pflicht. Aus der in neue​rer Zeit befolgten Auffassung des ganzen Wechselrechts folgt nun aber eine größere Begünstigung des Inhabers von selbst: derselbe ist nicht zu einer Diligenz im Interesse seiner Vorleutc verpflichtet, sondern hat eigene Rechte wahrzunehmen, deren Gcltendmachung freilich an die Befolgung von Voraussetzungen gebunden, nicht aber füglich durch Obliegenheiten beschränkt sein kann, die zu wahren Beschwerden und Gefährdungen werden. Andererseits ist aber auch die Lage des Inhabers der der Wechselverpfiichteten nicht schlechthin gegenüber zu stellen: nach erhobenem Proteste ist zunächst freilich der Inhaber, aber demnächst auch der regreß​pflichtig gewordene Indossant in der Lage, Regreß nehmen zu müssen, derselbe hat in Bezug auf die Leichtigkeit und Sicherheit des Regresses ganz dasselbe Interesse wie der Inhaber, anderer​seits aber auch in Bezug auf strenge Beachtung der Formen dasselbe Interesse wie seine Vorleutc.
Die Mittel, durch welche die Gesetzgebungen diese verschiede​nen Interessen wahrnehmen können, sind die Notisication und die Verjährung der Regreßklagen.
Die älteren Wechselgesetze schreiben meistentheils eine sofortige Notifikation an den nächsten Vormann und, falls dieser nicht zahlt, die Erhebung eines Contraprotestes zur Gcltendmachung des Anspruchs an den Vorhergehenden u. s. w. vor. Das Preuß. Allgcm. Landrecht I. «. §. 1047, §. 1U56, tz. N21, dcr Preußi​sche Entwurf §. 44, die Bremer W.-O. Art. 79, die Ungarische W.-D. tz 37, der Holsteinische Entwurf tz. 46, die Frankfurter W.-O. §. 28 haben indeß die Notifikation auch mit dem sprin​genden Regresse zu combiniren gesucht. In allen diesen Gesetzen ist die Notifikation bei Verlust des Regresses vorgeschrieben. Die Verjährung ist dabei bald eine für alle Fälle schlechthin von der Prvtesterhebung beginnende, bald läßt man sie für jeden Regredien-ten von dem Augenblicke, wo er klagen kann, besonders beginnen.
Ein ganz abweichendes ist das System des
 «it. 165 fg. Hier beruht Alles auf der sehr kurzen Ver​jährungsfrist, die nach den Drtsentfernungcn variirt, und deren kürzeste Dauer 14 Tage beträgt. Innerhalb dieser Frist hat der Inhaber bei Regreßvcrlust nicht nur gegen Einen der Vorlcute oder gegen Alle zu klagen, sondern ihnen auch den Protest noti-ficircn zu lassen. Klage und Notifikation fallen also zusammen. Das Regreßrecht des Indossanten verjährt dann von der Zeit an, wo ihm die Klage insinuirt ist.
Das Holländische Handelsgesetzbuch von 1838 Art. 184 (dem im Ganzen der Würtembergifche Entwurf Art. 667—674 gefolgt ist) schreibt die Notifikation blos bei Verpflichtung zum Schadens« ersatze vor und setzt verschiedene, successiv beginnende Verjährungs​fristen fest.
Die Entwürfe für Destcrreich, Sachsen und Braunschweig haben endlich die Notifikation ganz hinweggclassen.
Hiernach ließ sich zwischen drei verschiedenen Systemen wäh​len: zwischen einem Systeme strenger, bei Negreßverlust vorzu​schreibender Notifikation, einem Systeme, welches, ähnlich wie das französische Recht, den Zweck durch sehr kurze Verjährungs​fristen zu erreichen sucht (bei welchem das französische Recht in der Weise zu verbessern stand, daß Notifikation und Klage nicht cumulirt wurden, sondern die Notifikation als Mittel die Ver​jährung zu unterbrechen galt) und endlich einen» vermittelnden Systeme, welches die Notifikation blos bei Verpflichtung zum Schadensersatz, und daneben kurze, successiv beginnende Verjäh-rungsfriften vorschrieb.
Ein allen Anforderungen genügendes Resultat möchte die Gesetzgebung in dieser Materie überhaupt nicht erreichen können. Theils sind entgegengesetzte Interessen, von denen das eine nicht ohne Beeinträchtigung des anderen berücksichtigt werden kann, zu wahren, thcils liegen cigcnthümliche Schwierigkeiten in dem Umstände, daß der Regreß keine Realisirung einer einfachen For​derung gegen eine Reihe von Schuldnern ist, sondern daß sich das ganze Verhaltniß verzweigt und  vervielfacht,  indem jeder
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zahlende Schuldner seinerseits wieder Gläubiger wird. Es möchte daher überhaupt nur eine Vcrmittelung möglich sein, welche die verschiedenen Interessen so viel als möglich wahrnimmt und dabei einfach und leicht ausführbar bleibt.
Ein System strenger Notisication konnte aus mehrfachen Gründen für unpassend gehalten werden. Der Inhaber wird da« bei, gegen die angenommene Grundansicht, noch als ein zur Di-ligenz verpflichteter Mandatar seiner Vorleute betrachtet. Die Notisication hängt wesentlich mit dem sogenannten Drdnungs-regresse zusammen und es ist unmöglich, sie mit dem springenden Regresse auf passende Weise zu combinircn. Man müßte entwe​der, wie es in England Rechtens ist'), die Notisication an Alle, welche der Inhaber in Dbligo behalten will, vorschreiben, oder man müßte — wie die deutschen hierher gehörigen Gesetze und Gesetzentwürfe thun — annehmen, daß mit der Notisication an Einen der Regreß gegen diesen und dessen Vorleute, also mit der Notisication an den unmittelbaren Vormann der Regreß gegen Alle gewahrt sei. Nimmt man Elfteres an, so wird die ganze Reihe der Indossanten unnöthig beunruhigt, Jeder will einlösen, ohne zu wissen, n'o der Wechsel ist und an wen er sich zu wenden hat. Nimmt man Letzteres an, so kommt man zu der Fiktion, daß der Vormann, dem notificirt ist, weiter notisiciren werde. Notificirt der Inhaber dem letzten Vormanne, und nimmt, wahrend dieser die Sache liegen läßt, einen früheren in Anspruch, so hat dieser gar keine Nachricht, der Zweck der Notisication ist nicht erreicht, und der Säumige geht gleichwohl ganz frei aus. Man hat also bei derselben Verpflichtung gegen den Einen ein sehr scharfes, gegen den Andern gar kein Präjudiz. Ein fernerer Grund liegt in der Schwierigkeit des Beweises. Zn dem deut​schen Rcchtszustande, wo der Wechselproceß durch völlige Liqui​dität bedingt ist, paßt die Notifikation als Bedingung des Re​gresses nicht.
Wird die Notifikation nicht als Bedingung des Regresses
!  2torn l, o. §.  38l.
vorgeschrieben, so bedarf cs allerdings eines Mittels, den Inhaber zur Thatigkeit zu nöthigen und den Wechselverpfiichteten eine schleu« nige Einlösung des Wechsels möglich zu machen. Der Inhaber kann sonst den Wechsel, entweder um sechs Procent Zinsen zu ziehen, oder um den Bezogenen zu begünstigen, oder um für die Verwendung des Rückwechsels eine günstige Zeit abzuwarten, bis zum Ablaufe der Verjährung liegen lassen, und das kann sich bei dem folgenden Inhaber wiederholen, so daß große Verzögerungen und Vertheuerungen möglich sind. Ein System kurzer Verjäh» rungsfriften von je 14 Tagen scheint nicht völlig geeignet, diesen Mängeln abzuhelfen. Es gefährdet einerseits den Inhaber, be» lastigt und beunruhigt die ganze Reihe der Wechselverpfiichteten, da, um das Recht gegen Alle offen zu halten, sofort Schritte in Bezug auf Alle nothig sind, und führt doch keine so schnelle Benachrichtigung der Interessenten herbei, als wünschenswcrth ist. Die Frist ist für eine Verjährungsfrist zu kurz, für eine Frist zur Notisication zu lang.
Von allen möglichen Auswegen scheint daher der im Gesetze gewählte die verschiedenen Ansichten und Interessen am Besten zu vereinigen; indem die Notifikation zwar vorgeschrieben, aber nicht zur Bedingung des Regresses gemacht, ihr Beweis erleich' tcrt, und durch kürzere Verjährungsfristen und die in §. 48 aus' gesprochene Befugniß für das Interesse der Wechselverpfiichtetcn gesorgt ist.
Was das Einzelne betrifft, so hat
1) der Inhaber feinem unmittelbaren Vormanne auf die im Gesetze bezeichnete Weise zu notificiren, dieser seinem Vormanne u. s. w. Wer diese Vorschrift befolgt, hat den vollen Regreß' anspruch nicht blos gegen seinen unmittelbaren Vormann, sondern gcgrn alle Vorleute; wer sie nicht befolgt, haftet den sammtlichen oder den übersprungenm Vorleuten für den aus der Nichtbefol-gung entstehenden Schaden und verliert alle außer der Wechsel-summe geltend zu machenden Nebmansprüche. Ist der Prasentant nur Procurist, so hat er dem Vormanne seines Auftraggebers zu notificiren.
2) Die Pflicht zum Schadensersatze würde, da die deutschen
Gerichte den Standpunkt der römischen. Richter verlassen haben,
und nicht nach dem vernünftigen »l-dilrium die zu leistende Ent​
schädigung feststellen, sondern Beweise fordern, nicht von großer
Bedeutung sein.   Es ist deshalb der allerdings erhebliche Verlust
der Nebenforderungen, gleichviel ob der Säumige diese Neben​
forderungen sich selbst berechnete, oder ob es solche sind, die er
erstatten mußte, hinzugefügt.   Es geht Alles, was die Wechsel​
summe überschießt, verloren.   Das Präjudiz ist also für einen
früheren Indossanten, der viele Nebenforderungen zu vergüten in
dem Falle sein kann, weit härter, als für den Inhaber und dessen
unmittelbare Vorleutc.
3) Der Regreß und die Notifikation gehen nicht völlig z»«'»
P955U.   Ist dem unmittelbaren Vormanne notisicirt, so ist damit
der Notificationspflicht in Bezug auf Alle genügt.   Hieraus folgt
dann, daß der Benachrichtigte oft gar nicht derjenige sein wird,
an welchen sich der Inhaber halten will.   Wendet sich der In​
haber an einen früheren Indossanten, so ist dieser »«lleicht seiner​
seits nicht benachrichtigt, und wird gleichwohl dem Inhaber hicr-
aus keine Einwendung machen können, selbst wenn ihm aus der
Nichtbenachrichtigung wirklich ein Schaden erwachsen sein sollte.
Er wird sich vielmehr wegen dieses Schadens nur an denjenigen,
welcher die Notifikation nicht weiter beförderte, zu halten haben.
Es ist aber noch eine andere, sich in einem solchen Falle aufzuwerfende Frage zu entscheiden. Wenn ^ der Inhaber seinen unmittelbaren Vormann L benachrichtigte, V die Notifikation nicht weiter beförderte und /V nun einen früheren Vormann 6 angreift, so muß ihm dieser ohne Zweifel Zinsen und Kosten mit bezahlen. Soll nun L nicht befugt sein, diese Kosten und Zinsen von dem säumigen b ersetzt zu verlangen, da doch, wenn ^ zuerst den v und dieser wieder den 6 angegriffen hätte, L keine Zinsen und Kosten bezahlt hätte? Es hinge ganz von dem Belieben des ^ ab, ob 8 für seine Nachlässigkeit bestraft werden sollte oder nicht, wenn diese Frage verneint würde, und dieselbe wird dennoch wohl zu verneinen sein,   c hat in den Zinsen und Kosten nur
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Etwas bezahlt, was er selbst schuldig war, und daß er möglicher Weise durch das Versehen seines Nachmanns davon hatte befteit werden können, kann ihm keinen Anspruch auf Entschädigung gegen diesen verschaffen. Auch durch Session der Ansprüche des ^ auf Zinsen und Kosten an dm 6 "würde hier nicht zu helfen sein, da diese Ansprüche nach Tilgung des Hauptanspruchs nicht cedirt werden können.
Hat dagegen der Inhaber überhaupt nicht notificirt, so wird der in Anspruch genommene entferntere Vormann ihm allerdings seine Säumniß vorwerfen können, obgleich dieselbe nicht gegen ihn, sondern einm feiner R^hmcmner begangen, und es nicht ausgemacht ist, ob dieser Letztere die Notifikation weiter befördert, ob also der in Anspruch Genommene selbst im Falle der Erfül» lung der Obliegenheit des Inhabers Nachricht bekommen haben würde.
Ebenso wird gegen den Inhaber die Folge der unterlassene» Benachrichtigung geltend zu machen sein, wenn der in Anspruch Genommene Nachricht erhalten hat, aber nicht vom Inhaber, wenn ihm also auch materiell die Notification überflüssig gewesm wäre. Wenn z. B. der Inhaber ^ den V, C, v, e, r vor sich hat, dem L notificirt und nun den 3 in Anspruch nimmt, so könnte sich fragen, ob L die Notification an v u. s. w. unter» lassen kann, und ob ihm L — der doch bereits früher von ^ Nachricht erhalten und weitere Nachricht eigentlich nicht nöthig hat — diese Unterlassung vorwerfen und deren Folgen gegen ihn geltend machen kann? Ohne Zweifel ist die Frage zu bejahen, da es nur auf die Erfüllung einer positiven Vorschrift, auf Innehaltung eines vom Gesetze vorgezeichneten Weges ankommt, nicht aber auf die Erreichung des vom Gesetze beabsichtigten Er-folges durch anderweite Mittel und Wege. Freilich wird ä. in dem bezeichneten Falle sich nicht leicht an den U, sondern gleich an den benachrichtigten L halten: unter Umständen wn» aber doch der Hergang ganz in der Weise möglich, wie er supponirt wird. Wenn ä, L und r an demselben Orte, oder an nahe ver-bnndenen Plätzen wohnen, so notificirt wohl ^ dem L oder r.
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und läßt die entfernt wohnenden L, 6, 0 außer Acht. Würden aber L und r zahlungsunfähig, so könnte ^ veranlaßt werden, auf den L, 6 und l) zurückzukommen. Man wird oft dergleichen Ausnahmen von der Notisication an den unmittelbaren Vormann machen, und statt des unmittelbaren Vormanns einen entfernteren wählen. Wenn z. B. ein Wechsel von Königsberg nach Saar​louis und von dort nach Königsberg zurückliefe, so müßte regel» mäßig die Notisication umgekehrt denselben Weg nehmen, so daß der Königsberg« Indossant die Notifikation nicht von dem in derselben Stadt wohnenden Inhaber, sondern über Saarlouis be» käme. In solchen Fällen wird man — wenn der näher Woh​nende sicher genug ist — geneigt sein, den Entfernten ganz aus dem Spiele zu lassen.
Es ist nach diesen Anführungen allerdings richtig, daß der Zweck des Gesetzes nicht immer mit Sicherheit erreicht wird. Es ist möglich, daß der in Anspruch genommene Indossant oder Aussteller keine Benachrichtigung erhalten hat, und doch gegen den Regreß keine Einwendung machen kann, und ebenso ist es möglich, daß der Säumige ohne Strafe bleibt. Auf eine erschö​pfende und durchaus genügende Weise ist indeß die Notisication mit dem freien Regresse überhaupt nicht zu combiniren, und in der bei weitem größesten Mehrzahl der Fälle wird das Gesetz seinen Zweck gewiß erreichen. Das angedrohete Präjudiz ist strenge genug, um zur Diligenz aufzufordern.
§. 46.
Der Beweis der Notisication ist so erleichtert, daß der In« Haber gegen Chicane genügend gesichert ist. Zunächst genügt es: 1) wenn ein Benachrichtigungsschreiben — ohne Mitsendung des Wechsels oder Protests — innerhalb zweier Tage zur Post gegeben ist. Eines Nachweises, daß das Schreiben wirklich an die Addresse gelangt sei, bedarf es nicht.
2) Der Inhaber braucht dem in Anspruch Genommenen ge« genüb« immer nur zu beweisen, daß er einem Nachmanne des​selben notisicirt habe.   Daß dieser weiter notificirt, daß die Nach-
richt an den in Anspruch Genommenen gelangt sei,   braucht er nicht zu beweisen.
3) Der Beweis  der Notifikation gehört nicht zum Klag»
gründe, sondern wird überhaupt nur nöthig, wenn der Beklagte
sich darauf beruft,  daß durch die unterlassene Notifikation der
Anspruch auf Zinsen und Kosten verloren gegangen sei.
4) Zum Beweise  genügt  einstweilen   ein Postamtszeugniß
über  die Aufgabe  eines Briefs an den Betheiligten.   Der be​
langte Vormann kann, wenn der Brief nichts sachdienliches ent​
halt, denselben zum Gegenbeweise vorlegen.   Besitzt er den Brief
nicht, weil die Notification nicht ihm, sondern einem seiner Nach«
männcr geschehen ist, so wird ihm allerdings dieser Nachmann
denselben ediren müssen.    Da die Notification für die Vormän​
ner des Benachrichtigten wirkt, so kann für diese der Brief als
ein ciuoumsntuln eommune gelten.
8- 47.
Die Bestimmung des §. 47 ist wegen der Zulässigkeit der Blancoindossamente und ausgefüllten Indossamente ohne Drts-und Zeitbezeichnung nöthig. Der Aussteller eines solchen Indos» saments verzichtet auf Benachrichtigung und kann daher die Fol​gen der unterlassenen Benachrichtigung nicht geltend machen. Die gegebene Vorschrift ist übrigens generell und es kommt nichts darauf an, ob der Nachfolger des Indossanten dessen Aufenthalt vielleicht wußte und notisiciren konnte.
§. 48.
Eine ähnliche Bestimmung findet sich in Art. 88 der Bre​mer W.O. v. 1843. Es ist passend, jedem Wechselverpstichte-ten ein Recht auf Einlösung des Wechsels, unabhängig von einer Klage des Inhabers gegen ihn zu geben, da an der Abkürzung des Regresses einem Indossanten oft mehr gelegen ist, als dem Inhaber. Nach §. 48 kann der Indossant oder Aussteller zu​nächst auf Auslieferung des Wechsels und Protests klagen. Aber wenn er auch nicht klagt, wird die Weigerung des Inhabers nicht
ohne Präjudiz bleiben. Es würde hier ganz die Analogie einer angebotenen Ehrenzahlung vorliegen, der Wechselinhaber würde durch seine Weigerung nach tz. 62 — da die Zahlung zu Ehren der Vormänner des Anbietenden offerirt wäre — den Regreß gegen den letzteren und dessen Nachmänner verlieren. Der An​bietende würde auch die Zahlung deponiren können, und dann müßte die Analogie einer geleisteten Ehrenzahlung eintreten. Die. Regreßrechte gingen auf den Zahlenden über, der dann frei​lich immer noch eine gerichtliche Procedur, um den Inhaber zur Herausgabe des Wechsels und Protestes zu nöthigen, veranlassen müßte.
§. 49.
Das hier dem Negreßnehmer eingeräumte ^u» varilmck ist von allen Wechsclgesetzen und Entwürfen, welche den freien Re​greß statuiren, anerkannt. Nur findet sich eine Verschiedenheit in Ansehung des Umfangs.    Es ist nämlich
3. nach der Frankfurter W.-D. Art. 28, dem Holländischen Handelsgesetzbuche Art. 186. 187, dem Braunschw. Entw. §.59 und dem Würtembergischen Entwürfe Art. 671 das ^us vm-iauck in der Art beschränkt, daß die Nachmänner des gerichtlich Be​langten ftei werden. Die liü» cout65t«>lio hat hier die im älte​ren römischen Rechte ihr beigelegte Wirkung in Correalv erhält-nissen: natürlich nur für die Nachmanner des Belangten, denn nach der Eigenthümlichkeit der Wechsclcorrealitat, wonach der zahlende cari^us seinerseits Gläubiger wird, werden auch durch Zahlung nur die Nachmänner des Zahlenden frei.
t>. Nach dem Sächsischen Entwürfe §. 124. 125 und dem Preußischen Entw. §. 49 findet eine solche Befteiung des Ueber' svrnngenen nicht statt. Ein Gleiches würde auch nach französi« schem Rechte anzunehmen sein, wenn hier nicht schon die kurze Verjährungsfrist die Befteiung der Uebersprungenen herbeiführte.
Die Mr die Beschränkung des Mz vgrwnäi im Sinne der »üb 2 genannten Gesetze sprechenden Gründe sind folgende:
1) Die Wechselverpflichteten haben ein Interesse dabei, nicht
zu lange in Oblißo zu bleiben. Man kann sie hier begünstigen, ohne gegen den Inhaber eine zu große Harte zu begehen.
2) Es ist für jeden Wechselverpflichteten nicht nur lästig, wenn der Inhaber von ihm abläßt, sich an einen Andern wen​det, und auf ihn zurückkommt, sondern es werden auch Verwir​rungen und widersprechende Urtheile möglich. Der Inhaber wen​det sich z. B. an einen früheren Indossanten und wird abgewie​sen. Soll ihm hier ein späterer, an den er sich wendet, die  roi ^uckciNue entgegensetzen können? Laßt man diese  nicht zu, so wird nun vielleicht der spätere condemnirt. Wie wird es nun aber mit besten weiterem Regresse? Kann der frühere Indossant ihm aus jenem erste» Proceffe eine ex-ceplio i-ei ^»«»tiw entgegensetzen, so ist das für den späteren, der zahlen mußte und dem nun der Regreß abgeschnitten wird, eine Härte, soll die t?xceplio nicht statthaft sein, so erscheint der frühere Indossant der Vexation durch mehrmalige Processe über dieselbe Sache Preis gegeben'. Das Gericht, welches in dem Processe gegen den früheren Indossanten ^ die Klage wegen eines Präjudizes abwies, hat vielleicht andere Grundsätze üb» Prahl-dicirung. Wenn nun der Kläger sich an einen Nachmann des ^ wendet, und das über diesen competente Gericht andere Grund​sätze befolgt und die Klage zuläßt, so ist dieser Nachmann aller» dings wegen seines weiteren Regresses an ^ in einer eigenen Lage. Abgesehen von der excoplio rei ^u6io»tÄ6 wird er kaum erwarten dürfen, daß das über den ^ competente Gericht jetzt andere Grundsätze als früher befolgen werde.
Diese Gründe haben allerdings ihr Gewicht: es ist indeß dennoch entscheidend:
I) daß die Wechfelverpfiichteten colrsi sind, und also die gegen den Einen erhobene Klage nach I. 28 Coä. äs iiäe-M5oribu3 — welcher Bestimmung das Allgem. Preuß. Land* recht Thl. I, Tit. V, tz. 454 und der cioä« oivit arl. lAtt  — den Anspruch gegen die Uebrigen nicht perimirt.    Ist
 Souchay in der Zeitschrift für deutsche« «echt Vd. It, 2.
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sonach ein Rechtsgrund für jene Befreiung nicht vorhanden, so find auch
2) die anzuführenden Zweckmäßigkeitsgründe nicht entschei» dend. Denn, wie Einert richtig bemerkt', der Inhaber handelt damit, daß er sich an einen früheren Indossanten wendet, im Interesse der Nachmänner desselben, also der späteren, ihm näher stehenden. Diese werden frei, fobald jener zahlen muß. Dieses Interesse der Nachmanner wird verletzt, und der Drdnungsregreß wird indirect herbeigeführt, damit aber geradezu der Zweck einer schnellen Erledigung der Sache, den man bei der Statuirung des freien Regresses im Auge hat, vereitelt, wenn der Inhaber seinen Regreß auf dm übersprungenen Vormann verliert, indem ihn diese Vorschrift bestimmen muß per oi-äinem zu verfahren. Das Interesse der Vormänner kann hier sehr groß sein. Wohnt z. B. ein entfernterer Vormann mit dem Inhaber in einem Orte, und ist unsicher, so daß nur durch einen raschen Angriff noch Etwas zu retten wäre, so wird der Inhaber, der einen unmittelbaren, völlig sicheren, aber entfernt wohnenden Vormann hat, sich an diesen halten, und zu dessen schwerstem Nachtheil jede Maßregel gegen den unsichern Vormann unterlassen.
Das Gesetz räumt daher das ju5 vai-imi^i ohne Einschrän​kung ein.
Dabei kommen noch folgende Einzelnheiten in Betracht:
1) Der Inhaber kann die gegen einen Indossanten ange​stellte Klage bis zum Erkenntniß fortführen, ohne daß dieses auf sein Recht einen Einfluß hat. Erst die erhaltene Zahlung befreit die Nachmänner des Zahlenden. Er kann auch die Klage gegen den zuerst Belangten liegen lassen, ohne daß ihm aus der Be​langung des Einen von dem Andern ein Einwand gemacht wer​den könnte. Damit ist aber natürlich nicht gesagt, daß der zu​erst Belangte sich ein solches Liegenlassen der Klage gefallen lassen müsse.    Derselbe  kann  nach gemeinem Rechte',  wie  nach  der
1 T. XII der Vorrede zum Entwurf einer Wechselordnung.

2 Neiske, Rechtslenkon, Vd. 6, S. 759.    Linde, Zeitschrift u. s. w.
Preuß. Allgen«. Gerichtsordnung Tit. XX, §. 21, den einmal begonnenen Proccß nach der Litiscontestation — die im Wechsel​proteste in der Erklärung über den Wechsel liegt — fortsetzen und ein Urtheil verlangen. Es treten hier die Grundsätze über eontumaeig des Klägers ein: der Kläger würde, sobald der Be« klagte nicht zustimmte, mit seiner ausdrücklichen Erklärung, den Proceß liegen lassen zu wollen, nichts weiter sagen, als daß er contumgx sein wolle. Auch würde, wenn der Proceß liegen ge​blieben wäre, und der Kläger auf den Beklagten spater zurück​käme, der alte Proceß fortzusetzen sein. Gegen eine neue Klage hätte der Beklagte die oxeoptio liti» pvnäentis '.
2) Etwas verwickelt können die Verhälwiffe freilich zu wer​den scheinen, sobald die exoeptio rsi Iuäiegtas in Frage kommt. Daß zunächst der Kläger ein im Streit mit einem Schuldner zu seinen Gunsten ergangenes Urtheil nicht gegen einen andern Schuldner geltend machen, daß er gegen diesen nicht die uotio MäiciNi richten kann, ist klar.
Wie verhalt es sich aber mit der exceptio iei ^uäicgtae? Betrachten wir die Frage zunächst unabhängig von der Bestim​mung in §. 82, so hat diese Einrede eine doppelte Function, einmal eine negative, vermöge welcher das Erlöschen des Rechts durch Klaganstellung und Urtheil, also die proccssualische Con-sumtion, und dann eine positive, vermöge welcher der Inhalt des Urtheils geltend gemacht wird. In der ersten Bedeutung fällt die ßxoeptio rei ^u6io«U26 hinweg, da nach neuerem Rechte die oorrsi nicht durch den Proceß mit Einem von ihnen, sondern erst durch die Bezahlung frei werden, die proceffualische Consumtion also ausgeschlossen ist. In der zweiten Bedeutung ist sie aber statthaft. Die Frage ist hier die: können die übrigen coi-rei sich darauf berufen, wenn einer von ihnen belangt und freigesprochen
Bd. 5, Nr. 25. — Das französische Recht laßt hier dem Kläger mehr Freiheit. c«6e <!e proceöui-e, »rt. 402, 403. Lauten, eoui-g 6e pracsä. §. 163. —
l Weiste, Rechtslerikon, Bd. 6, S. 742.
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ist? lmd diese Frage muß bejahet werden '. Dieses Resultat kann auch sachgemäß scheinen. Erfolgt die Abweisung des Klägers auf Grund einer im Wechselrechtc liegenden Einrede (tz. 82), so wäre es unpassend, wenn die Klage noch gegen an-dere Wechselschuldncr zulässig bliebe. Es könnten hier durch ver​schiedene Rechtssprüche große Unbilligkciten und Härten entstehen. Würde ein Nachmann des früher freigesprochenen Schuldners be​langt und condemnirt, so hätte derselbe wenig Aussicht, seinen Regreß gegen den früher belangten und freigesprochenen Vor​mann durchsehen zu können. Wäre die Abweisung aber auf Grund cincr nicht im Wcchselrcchte liegenden Einrede, also einer Einrede der Solution oder Compensation erfolgt, so wäre für die Nachmänncr des Beklagten ihre Befreiung außer Zweifel, und für die Vormänner stände wenigstens so viel fest, daß zum Regresse gegen sie nicht der Kläger, sondern der Beklagte bc-fugt wäre.
Nun modisicirt sich aber die Corrcalität der Wechselschuldner dahin, daß der zahlende Schuldner seinerseits Gläubiger wird, und sich somit der Ncgrcßgang rcpctnt, wobei die Nachmänncr des Zahlenden ausfallen. Soll bei diesem zweiten Rcgreßgange der Schuldner dem Gläubiger ein gegen einen früheren Glaubt ger erhaltenes freisprechendes Urtheil entgegensetzen können? Ein Fall dieser Art ist nur möglich, wenn der jetzige Gläubiger ge​zahlt hat, ohne sich, wie er nach dem eben Angeführten könnte, auf die Sentenz, welche sein jetziger Gegner gegen den von ihm abgefundenen Gläubiger erlangt hatte, zu berufen. Beruft er sich darauf, so braucht er nicht zu zahlen, und wird gar nicht Gläubiger. Thut er es aber nicht, und ist nun in der Lage re-glediren zu müssen, so muß man jene Frage bejahen und die Einrede gegen ihn zulassen. Der zahlende Indossant ist Singu-larsuccessor des von ihm abgefundenen Indossatars, sein Regreß ist nicht besser, als derjenige, welchen sein Nachmann nehmen konnte.   Durch Einlösung tritt er gleich einem Intervenienten in
' Ribbcntrop, Correalobliqation, S. 259—268.
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dessen Rechte. Zwar hat jeder Indossatar selbstständige Rechte und ist nicht blos Cefsionar seines Vormanns. Das gilt aber nur bei dem Gange des Wechsels gegen den Bezogenen: für den Rücklauf des Wechsels im Regreßwcge wird der Indossant aller« dings nur die Rechte seines Vormanns haben, keineswegs aber durch die Einlösung neue und selbstständige Rechte in gleicher Weise gewinnen können, wie er solche in dem ersten Stadium des Wechsellaufes durch das Indossament erlangt hatte. Ist ;. B. der Wechsel präjudicirt und der Indossant löset ihn doch ein, so kann ihm das Präjudiz allerdings entgegengesetzt werden, denn die Einlösung gtebt ihm »ur die Rechte die existirten. Deshalb steht ihm auch die sxo<>plio rsi juäi««l»e in obigem Falle entgegen, »iß. l. 28. I)iß. <!e pxeept. rsi ju6. l. 3 in Nn^
Diese Grundsätze werden nun aber durch die Vorschrift in §. 82 bedeutend modificirt. Der Wechselschuldncr kann sich nach tz. 82 nur solcher Einreden bedienen, welche aus dem Wechscl-rcchtc selbst hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. Letzteres bedeutet, daß nicht nur jede exosptio personse oolilieren» unzulässig ist, wenn ihr Fundament nicht in einem zwischen den Parteien stattfinden​den Verhältniß liegt, sondern daß auch eine sxecplio rei collne-,xn5 nicht anders berücksichtigt wird, als wenn sie entweder im Wechsclrechte odcr auf einem, zwischen dem Klager und Beklag tcn selbst stattfindenden Verhältnisse beruhet. Die ««wplio rei ^uliic»lav aus einem zu Gnnftm eines anderm Wechselschuldnels ergangenen Erkenntnisse ist daher schlechthin unzulässig, denn das Erkenntniß ist nicht unmittelbar zwischen diesen Parteien ergan​gen.    Der Indossant kann weder
1) die dem Kläger gegenüber erfolgte Freisprechung eines an​
deren Indossanten, noch
2) seine eigene einem anderen Klager gegenüber erfolgte Frei​
sprechung
geltend machen, und wird sich immer auf die Gründe, aus wel​chen die Freisprechung erfolgte, einzulassen haben.   Einreden aus
dem Wechselrechte würden immer geltend zu machen sein: aber auch Einreden aus einem zwischen den früheren Parteien begrün« beten Verhältnisse würden unter Umständen wechselrechtliche Wir» kung haben. Wenn z. B. der Beklagte excipirte und bewiese, daß ein Vormann durch Compcnsation oder Zahlung den Kläger abgefunden, so folgte daraus wechselrechtlich seine Befreiung, und würde die Zahlung durch einen Nachmann des Beklagten bewie« sen, so folgte die Illegitimation des Klägers.
s. 50.
Die Regreßansprüche beschränken sich auf die hier genann« ten Posten.    Es -ist daher
1) nicht zulassig wenn der Regredient — wozu ihn §. 59
des Holsteinischen Entwurfs und §. 40 der Hamburger W.-D.
berechtigen — die für den Wechsel gezahlte Valuta sammt Zinsen
fordern wollte.   Dieses würde seinem Interesse entsprechen, wenn
der Wechsel zu einem sehr hohen Course gekauft und der Cours
nachher gefallen wäre.   Der Inhaber würde hier indeß einen Ge«
winn machen, den er selbst bei richtiger Bezahlung des Wechsels
nicht gemacht hatte.
2) Ebensowenig kann der Inhaber nach I. 2, tz. 8 v. äe eo
tzuoä oerlo looo eine höhere Entschädigung für das Entbehren des
nichterhaltenen  Geldes  fordern,  als diejenige,  welche ihm  die
Ansätze der Retourrechnung sichern.   Man schneidet hier — wie
es in  den Motiven des Braunschweigischen Entwurfs heißt —
alle  weiteren  Entschädigungsbercchnungen   damit ab,   daß man
dem Inhaber statt der Entschädigung für das Ausbleiben der er​
warteten Zahlung und die hierdurch entstandenen Nachtheile und
verlorenen Vortheile, Dasjenige gewährt, was aufzuwenden ist,
um  sich  alsbald in den Besitz der ausgebliebenen Summe zu
setzen.    0r le  psopristaire 6e lg lettrs 6e ckÄnzs «ur» obtenu
touts 8on  mäemnits   si an lui offre un mo^en äs se pi-oourer
8ur-l«.ollt>inp   et   lii  8ommy  czuj ^eviut  lui  stre oompt6s  et
le  remdourzewent  ä«3 srgis qu'il  g 6ts loros <is laire,  et Ie5
intörstz;  o'«8t lä en esset toule zg orssnce.
pgg. 156). So sehr auch nach den individuellen Verhältnissen die Nachtheile, die aus der Nichtbezahlung eines Wechsels für den Inhaber hervorgehen, verschieden sind, so ist es doch aus nahe liegenden Gründen durchaus nothwendig, auf diese Ver» schiedenheiten gar nicht einzugehen, sondern die Regreßansprüche nach einer für alle Falle gleichen Regel zu bestimmen. Man muß im Wechsclverkehr ein für allemal genau vorher wissen und übersehen können, welche Folgen aus der Nichtzahlung entstehen, und wenn hierdurch die Aussteller begünstigt und die Inhaber benachteiligt zu sein scheinen, so kommt dagegen in Betracht, daß auch letztere den Lauf des Geschäfts und seine Folgen über» sehen und vorher wissen konnten, was im schlimmsten Falle ein» treten wird. Der Inhaber, der vielleicht seiner beschränkten Lage oder seines Mangels an Credit wegen nicht im Stande ist, die gehoffte Summe sich schnell anderweitig zu verschaffen, muß also die Gefahr in die er sich begicbt, vorher ermessen und sich selbst sagen, daß er möglicher Weise Schaden und Verlegenheiten er​leiden kann, welche ihm die Ansätze der Retourrechnung nicht wieder gut machen.
2) die Ansätze der Retourrechnung umfassen das Wechsel-capital sammt 6/° Zinsen vom Verfalltage, die entstandenen Aus​lagen - so daß z. B. Courtage nicht berechnet werden darf, wenn nicht wirklich ein Rückwechsel negociirt ist, und '/>"/" Provision.
Diese Beträge kann der Regreßnehmer am Zahlungsorte verlangen, er kann sie also zu demjenigen sourse berechnen, wel« chen ein vom Zahlungsorte auf den Wohnort deS »egreßpflich. tigen gezogener Wechsel auf Sicht hat.
Bei dem Regresse eines Indossanten, der einen Nachmann befriedigt hat, sind zwei verschiedene Berechnungen möglich: ent​weder man gestattet ihm, die Summe wiederzufordern, welche bei einer direkten Rivalirung vom Zahlungsorte auf den Wohnort des Vonnanns zu entrichten gewesen wäre, oder man gestattet ihm das, was er selbst hat bezahlen müssen, nach dem zwischen
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seinem Wohnorte und dem Wohnorte des Vormannes bestehenden Course zu fordern. Das Gesetz entscheidet sich für die letztere Berechnungsweise.
Der Unterschied beider und die Gründe weshalb die letztere den Vorzug verdient, sind in den Motiven des Braunschweigi​schen Entwurfes folgendermaßen angegeben:
„Man kann hier im Ganzen zwei Systeme unterscheiden:
1) Man gestattet eine mehrfache Coursberechnung, so daß
der Indossant seinem Vormanne immer von dem, was er selbst
vergüten mußte, noch die etwaige Coursdifferenz berechnet. Hier​
mit wächst offenbar die Größe des zu Ersetzenden, und der Tras​
sant,  auf welchen vielleicht zuletzt zurückgegangen wird, ist in
der  Lage   eine  große  Summe an  Coursdifferenzen  ersetzm zu
muffen.
2) Abweichend ist das französische Recht.   Die Ordonnanz
von 1673 schrieb in Art. 5, Tit. VI vor: I.» iettr« äs oksngo
Aönt prvtvLlee,  le reob»nßs ne 8eiÄ  üü p»r oelui qui l'sura
Uree,  yus pour ls Neu oü I» ronnse aura 6t6 kiilo, ot non
poui' leg  9Mre8  lioux  otl  eile  aurg  Hte nsZooies,   8»uf 3   80
pourvoir  p«>r  ls portsui' oontrs le» enäo88eur8, pour lo paie-
»uent 6u reobgnßs äs» iieux oü oUs aui-» vlß neßooios 8uiv<»ll.
l^ur oräre.    Der Coäs äo oommoroo  hat diese Bestimmung,
obgleich  sich  nach  seinen übrigen Dispositionen die Erlaubniß
zum Negociirm des Wechsels  von   selbst versteht, beibehalten.
Er verordnet Art.  183:   I<e8 reok»N8S8 ne peuvenl 6tr« ou-
mule8.   tÜiilcjus 6Nlio88eus n'en supports tzu'un 8eul,
le tireur, »rt. 179.   1.6 reotillnZs 86 regle
 l
u   «kgn^E  6u lieu oü
 8ur w lieu 6'oü olle Z> 6t6 lil-ss. II 86 regle i,  ä«8 snulo«8eur8, p»r le oours äu obanzs 6u li«u oü w leUro äe «nalißß t» 6ts remiss ou usßooise psr oux, »ur lo lisu oil le remboursement «'v^Lotus, «r4. 180. 1^ retl-gite est  6'un eompw 6e retour, 2>rt. 182. II ne peut ^tr«  Lompw8 äo i^our zur uns wöme Isttw 6s ckgnße. Es findet «ffo nur eine einmalige Coursvergütung Statt, d. i.
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der Indossant, der seinen Vormann entschädigt hat, kann Das, was cr selbst am Course vergütet hat, seinen Vormännern nicht wieder in Rechnung bringen. Wird gegen den Trassanten der Regreß genommen, so hat derselbe den Cours vom Zahlorte auf den Ziehort zu bezahlen. Rücksichtlich der Indossanten ist es an​ders; doch sind die Bestimmungen des 6oäs hier keineswegs klar. Die gewöhnliche Ansicht geht dahin, daß gegen den Indossanten der Cours von seinem Wohnorte nach dem Wohnorte seines Nachmannes entscheidet. Ist von Paris aus Bordeaux gezogen, und auf Paris, Lyon, Rouen, Marseille, Havre, Toulouse und Bordeaux girirt, so kann der Inhaber zu Bordeaux den Indos​santen zu Marseille angreifen, und dann entscheidet nicht dlr Cours von Bordeaux nach Marseille, sondern von Havre nach Marseille. Eine bessere Erklärung hat Bravard - Veyrieres (l»«,-nuel 6u clroit oolulnsl'cigj, w-. 104—107). Beim letzten Inha​ber kommt es darauf an, ob der Cours vom Zahlorte nach dem Ziehortc, oder nach dem Wohnorte des Indossanten, den er an​greifen will, geringer ist. Den geringsten beider Course hat er diesem Indossanten anzurechnen. Der Drt «u is  ist hiernach derjenige oü !s oowpw  rnlt!8 66 I'art. 182 6'snclo8»eur i»  Nimmt nun der angegriffene Indossant seinen Regreß weiter, so berechnet er nur, was er selbst bezahlt hat, und von dieser Summe, die successiv erstattet wird, keine weitere Coursdifferenz.
„Dem französischen Rechte folgen das Holländische Handels​gesetzbuch Art. 188—183, und der Würtembergische Entwurf Art. 676, welcher letztere jedoch dem Indossanten „die Kosten der Ucbermachung des Betrags der Retourrechnung voll dem Orte, wo der Wechsel begeben wurde, an den Zahlungsort" zuspricht.
„Manche ältere deutsche Wechsclgesetze, welche nur einen Rückwechsel gestatten (Bremer W.O. Art. 49, Braunschweiger W.O. §. 37, Leipziger W.O. h. 30), befolget» dieselbe Ansicht und schließen eine Anhäufung der Coursdifferenzen aus.
„Was sich zur Rechtfertigung dieser zweiten Ansicht sagen
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läßt,  ist  bei Fre'mery  (6l,uäe8  äe üroil, commol-oii,!,  <.Nl,p. 2.'») gesagt.   Es scheint der Billigkeit zu entsprechen, daß der Verlust, der durch die Coursverschiedenheiten entsteht, nicht zusammengc« häuft wird, und daß nicht das Ganze wie eine wachsende Lavine zuletzt auf den Trassanten fallt.   Der Inhaber kann den Wechsel selbst eincassiren oder weiter begeben; thut er.Letzteres, so tritt cr in Bezug auf seine Nachmänncr ganz in  eine der des Aus​stellers gleiche Verbindlichkeit, und die hieraus entstehenden Fol​gen rücksichtlich der Vervielfältigung der Netouren hat er selbst zu tragen.   Das weitere Indossiren ist eine Bcfugniß, deren Aus​übung auch zu den Folgen, die lediglich aus der dadurch bewirk​ten  Vermehrung   dcr  Mittelplätze   entstehen,  verbindlich   macht. Dcr Aussteller haftet ferner nur für den Cours vom Zahl- nach dem Zieh-Orte, sein Abnehmer kann daher auch durch Indossircn keine schwerere Verpflichtung begründen, indem  er seinem Nach-folger nicht mehr Rechte übertragen kann, als er selbst besitzt. Danach  scheint  sich denn  die Theorie von Bravard »Veyrieres, nach welcher der Cours vom Zahlorte an den Ziehort immer das Maximum bildet, zu rechtfertigen.    Fre'mcry selbst hält die Dis​positionen des ^oclc> nicht für paffend, sondern schlägt eine ander​weite Bestimmung vor, die, wenn man einmal das Princip dcr Verhütung einer Häufung  von Coursentschädigungcn  festhalten will, allerdings die einzig richtige und consequente sein möchte. Der Aussteller verpflichtet sich seinem Abnehmer gegenüber, daß am   Zahlortc  zur bestimmten  Zeit  .die Wcchsclsummc  gezahlt werden solle.   Erfolgt die Zahlung nicht, so muß er ersetzen, was die Anschaffung der Summe am Zahlplatze mittelst Wechsels auf ihn selbst kostet, also den Sichtcours.   Eben auf dieselbe Weist verpflichtet sich aber auch der weitere Inhaber seinem Indossatar. Schließt man nun die Berücksichtigung aller Folgen, welche durch ein noch weiteres Indossiren rücksichtlich der Wechselcourse ent​stehen, aus, so folgt, daß jeder Indossant auch nur für den Cours vom Zahlortc an seinen Wohnort hastet.
„Dcr vorliegende Entwurf schließt sich indeß dcr ersten der oben bezeichneten beiden Theorien an.   Die zweite läßt sich nicht
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füglich auf den Grund stützen, daß der Indossant nicht mehr Rechte gegen seinen Vonnann übertragen könne, als er selbst habe. Dieser Grund enthält eine p< litiu zirincipii, denn der Betrag der Rechte des ersten Inhabers ist nicht gleich Anfangs ein für alle Mal bestimmt, sondern kann durch die Befugniß zum Indossiren und die Nothwendigkeit, daß ihm der Erfolg dieser ihm gegeben nen Befugniß garantirt werde, steigen. Uebcrdies mischt jener Grund die unzulässige Idee einer Cession hinein. Der letztbe» zeichnete Vorschlag Fre'mery's wäre endlich an sich wohl consequent und der einzig richtige Ausweg, den man unter der Voraussetzung der Befolgung des zweiten Systems wählen könnte; er ist aber praktisch unbrauchbar. Der Indossant, der selbst entschädigen mußte und nun seinen Regreß weiter nimmt, hat bei dem Course vom Zahlorte auf den Ort, wohin er rcgrcdirt, kein Interesse mehr, ihm kommt es nicht darauf an, das Geld am Zahlorte, sondern an seinem Wohnorte zu haben. Er muß also den Sicht» cours von seinem Wohnorte nach seinem Vormanne berechnen. Es lcuchtct ein, daß er durch die weitere Begebung das Recht, am Zahl orte die Wechselsumme zu bekommen, für sich aufgege​ben und auf einen Andern übertragen hat. Für dieses Recht wird er daher nicht zu entschädigen sein. Es kommt vielmehr der für die ganze Frage entscheidende Satz in Betracht, daß ihm neben diesem Rechte auch noch das Recht der Begebung ein​geräumt ist und daß ihm der Erfolg des Gebrauchs dieses Rechts gewährt werden muß. Entstehen also durch das Nothleiden des Wechsels Schäden, so fallen dieselben nur auf den Traffanten: denn ungeachtet der Indossant seinen Nachleuten gleich dem Traf' santen haftet und also zunächst diese Schäden auch ersetzen muß, so hatte doch allein der Trassant die nöthigen Anstalten, daß die Einlösung erfolge, zu treffen, und der Indossant kann ihm mit Fug und Recht entgegenhalten, daß er durch die Nichtein» lösung, zwar nicht direct, wie der letzte Inhaber, aber insofern beschädigt sei, als ihm der Gebrauch seines Rechts zu indossircn bei der nicht erfolgten Einlösung die Bezahlung einer Entschädi gungssummc aufgelegt habe."
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s. 52.
Die Bestimmung dieses §. bezieht sich auf Regresse nach überseeischen Plätzen.
Um die Schwierigkeiten, welche aus den Schwankungen der Course entstehen, zu beseitigen, werden in manchen nordamerika​nischen Staaten gesetzlich gewisse Procente als Entschädigung be​willigt. Für ausländische innerhalb der Vereinigten Staaten zahl​bare Wechsel sind in Neuyork, Massachusets, Connecticut, Mary​land, Pensylvanien, Virginien, Alabama, Louisiana, Nordcarolina, Tenessee, Georgien, Indiana, Illinois, Missisippi und Missouri gewisse Bauschquanta von 3 — 6 Procent statt des Rückwechsels bestimmt. Wegen der Rückwechsel aus Europa werden in Neu​york wenigstens 20 Procent, vorbehaltlich der Liquidation größe​ren Schadens, in Rhode-Island 10, in Pensylvanien 20, in Maryland 15, in Virginien und Südcarolina 15, in Alabama 20, in Nordcarolina, Tenessee und Missouri 20, in Kentucky, Georgien, Illinois, Indiana und Missisippi 10 Procent vergütet.
In England findet oft etwas Aehnliches statt. So ist es im Handel mit Indien nicht gewöhnlich den Rückwechsel genau zu berechnen, sondern man hat für die in Pagoda's zahlbaren Wechsel auf Ostindien, bei deren Zurückkunft mit Protest bestän-dig die Regel befolgt, 10 Schillinge auf die Pagoda, und 5 Pro​cent nach Ablauf von 30 Tagen seit der dem Beklagten ertheilten Anzeige von der Zurückweisung zuzuerkennen, worunter Zinsen, Rückwechsel und alles sonst Anzurechnende begriffen ist.
Bei Wechseln aus Westindien auf England sind statt des Rückwechsels 10 Procent Entschädigung angenommen.
lX. Intervention: l) ßhrenannahme.
W. 56-61.
Bei der Ehrenannahme sind die in den Gesetzgebungen aus​gesprochenen Ansichten sehr verschieden darüber, ob:
1) der Inhaber eine Ehrenannahme suchen oder annehmen
müsse, wenn er durch eine Nothadresse darauf verwiesen ist,
2) ob er die Ehrenannahme eines Dritten zulassen müsse, und
3) welchen  Einfluß  eine  Ehrenannahme  auf die  Regreß rechte habe.
Nach französischem Rechte muß der Inhaber jede Ehrenan​nahme zulassen, verliert jedoch dadurch seine Regreßrechte nicht, doäs cls eomlusl-os grt. 126. 128. Nach englischem Rechte muß der Inhaber Nothadrefsen befragen, braucht aber keine Ehrenan​nahme eines Dritten zuzulassen und verliert durch Ehrenannahme nur den Regreß gegen den Honoraten und dessen Nachmanner'. Der Würtembergische Entwurf Art. 624, der Braunschweigischc Entwurf §. 65 verpflichten den Inhaber bei Verlust des Rechts auf Sicherstellung zur Befragung der Nothaddressen und Zulassung der Ehrenannahme durch Dritte, lassen aber seine Regreßrechte dadurch nicht verloren gehen. Nach dem Sächsischen Entwürfe §. 212 muß der Inhaber jede Ehrenannahme unbeschadet seiner Regreßrechte zulassen, braucht aber Nothaddressen gar nicht zu be​fragen. Nach der Bremer W. - O. Art. 100 — 104 sind zwar Nothaddressen anzugchen, Ehrenaccepte dritter Personen brauchen aber nicht zugelassen zu werden, und durch jede Ehrenannahme wird der Regreß des Inhabers ausgeschlossen. Nach dem Preu​ßischen Entwürfe braucht gar keine Ehrenannahme gesucht oder zugelassen zu werden: erfolgt sie, so geht das Recht des Inha​bers auf Sicherstellung verloren.
Unter diesen verschiedenartigen Ansichten hat das Gesetz die​jenige befolgt, welche den Bedürfnissen des Wcchselverkehrs am meisten zu entsprechen scheint.   Es ist
1) der Inhaber verpflichtet, den Nothaddressen den vom Be​zogenen nicht acceptirten Wechsel zur Annahme vorzulegen, und die Unterlassung zieht den Verlust des Regresses auf Sicherstcl-lung nach sich.
Die entgegengesetzte Meinung, nach welcher der Inhaber die Nothaddressen nicht zu berücksichtigen braucht, führt freilich das in neuerer Zeit mehr zur Geltung gekommene Princip, den Inhaber zu begünstigen, vollständiger durch, und bleibt der an
l Story I. c, §§, 222. 219. 253.
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genommenen Regel, daß derselbe gar nicht zur Annahme zu präsentiren brauche, getreu'. Die Motive des Sächsischen Ent« wurfes sagen: „Auf der Regel, daß der Inhaber nicht durch das Vorhandensein oder Anerbieten der Intervention zu Handlungen genöthigt werde, die schon an sich beschwerlich sind, deren Ver» nachla'ssigung ihn aber manchen Vermögensverlusten aussetzen könnte, beruhen verschiedene Bestimmungen des Entwurfes. Man muß zwar nothwendig dem Inhaber zur Pflicht machen, eine angebotene Ehrenzahlung anzunehmen. Man muß gleiche Ver« Kindlichkeit, die Ehrenzahlung sogar zu suchen, dem Inhaber auch auflegen, wenn Ehrenannehmer vorhanden sind. Aber man darf ihn nicht in eine Geschäftsführung verwickeln, die er noch dazu mit eigner Verantwortlichkeit für fremde Interessen (der Inter« venienten und der Honoraten) verrichten würde. So lange es sich noch blos um Ehrenannahme handelt, hat der Inhaber keine Verpflichtung auf sich, diese herbeizuführen, auch dann nicht, wenn sie durch eine Nothaddresse angekündigt wäre."
Es kommt indeß nach der dem Wechselrechte gegebenen theoretischen Grundlage doch nicht darauf an, nur den Inha​ber zu begünstigen und ihm das ganze Geschäft zu erleich​tern, sondern es ist eben zwischen den Interessen des Inhabers und der Wechselverpflichteten eine Ausgleichung und Vermittelung zu finden. Eine wesentliche Bedrückung des Inhabers liegt nun nicht darin, daß ihm die Beftagung der Nothaddressen vorgeschrie​ben wird. Die Nothaddrcsse ist ein substituirter Trassat, und der Inhaber muß sogar verpflichtet sein, bei der Zahlung den zwei​ten und eventuell vorgezeichneten Weg zu betreten, wenn der erste nicht zum Ziele führt. Bei der Annahme ist es nicht anders. Zwar braucht der Inhaber gar nicht zur Annahme zu vräscn-tiren, und man könnte daher annehmen, er brauche auch die Nothaddressen nicht um die Annahme zu befragen. Allein letzte​res kommt erst in Frage, wenn der Inhaber das Accept des Be-
l Einert, Wechselrecht, S.  371 fg.    Mittermaier   im  Archiv  für civil. Praris, »d. 26, S. 454.
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zogenen gesucht hat, und Regreß auf Sicherstellung nehmen will. Hierfür kann man ihm die Befragung der Nothaddreffen zur Be« dingung machen; ihm bleibt es frei, dieselbe zu unterlassen, wenn cr kein Accept suchen und keinen Regreß auf Sicherstellung neh« men will. Zudem ist der bisherige Gebrauch und die Ansicht des Handelsstandes entschieden für die Berücksichtigung der Noth-addressen. Man befürchtet mit Recht, durch eine entgegengesetzte Vorschrift den heilsamen und nützlichen Gebrauch der Nothaddres« sen gestört und der Chicane und dem Eigennutze den Weg geöff« net zu sehen, indem es damit dem Inhaber möglich gemacht würde, die Nothaddresse vorbeizugehen und um die Provision zu verdienen selbst zu interveniren. Zudem sind die Nothaddreffen regelmäßig auf ganz sichere Häuser gerichtet, deren Accept dem Inhaber nur willkommen sein kann.
2) Anders verhalt es sich bei der von einem dritten Inter-venienten angebotenen Ehrenannahme. Manche Gesetze, z. B. die Frankfurter W.-D. v. 1739, Art. 14. 15, verpflichten zwar den Inhaber zur Zulassung einer solchen Ehrenannahme, indem sie dem Inhaber nicht schädlich und den Vormännern nützlich sei. Dann ist es aber kaum thunlich, durch die Ehrenannahme den Regreß des Inhabers verloren gehen zu lassen.
Praktisch empfiehlt sich jedoch die entgegengesetzte Bestim​mung '. Der Inhaber wird — abgesehen von seiner Pflicht, bei der Zahlung nun auch eventuell an den Intervenienten zu gehen — damit in die Lage gebracht, wenn er Sicherstellung verlangt, die Solidität des Ehrenacceptanten ^zu bestreiten. Es erhatten unsolide Subjecte Gelegenheit, sich zu Ehrenannahmen zu drän​gen um die Provision zu verdienen, und die ganze Vorschrift ist insofern schwer ausführbar, als es meist am liquiden Beweise fehlen wird, daß ein Ehrenaccept angeboten und zurückgewie​sen sei.
Läßt der Inhaber das Ehrenaccept eines dritten Interve​nienten zu, so liegt darin soviel, daß ihm dasselbe genügt, und
 Touchay in der Zeltschr. für deutsches «echt, Bd. 1l, S. 42, 43.
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cs ist ganz consequent, daß er nach §. 61 den Regreß auf Sicher​stellung verliert. Wären in einem solchen Falle freilich Noch-addrefsen vorhanden, und der Inhaber hätte dieselben nicht be​fragt, so würde auch der Intervenient oder dessen Honorat kei​nen Regreß haben.
3) Durch die Ehrenannahme gehen nach §. 61 die Regreß​rechte des Inhabers — abweichend vom französischen Rechte — verloren, und können von dem Honoraten geltend gemacht wer​den. Daß auch die Regreßrechte der Nachmänner des Honora​ten verloren gehen, folgt daraus, daß der Regreß nicht blos dem Inhaber, sondern allen Indossataren zusteht. Bei dem entgegen​gesetzten Systeme, nach welchem der Inhaber ungeachtet der Eh​renannahme die Regreßrechte behält, bedarf man freilich keiner Rangordnung für mehrere Nothaddressen, und der Inhaber kommt auch nicht in die Lage, durch die Acceptation einer unsoliden Nothaddresse seinen Regreß zu verlieren. Die Bestimmung des Gesetzes hat indeß doch ihren triftigen Grund. Ist es dem In​haber frei gestellt, die Ehrenannahme eines Dritten abzuweisen, so ist er genugsam gegen Acceptationen unsicherer Leute gesichert, und kommt nicht wohl in die Lage, durch diese seinen Regreß vereitelt zu sehen. Nothaddressen werden regelmäßig nur auf so​lide Häuser gestellt, und deren Annahme kann dem Inhaber als Sicherheit gelten. Seinem Regresse könnte die Einrede kade» riuoä pLtiz entgegengesetzt werden. Man kann auch nicht sagen, daß ihm durch die Nothaddresse vielleicht eine Sicherheit, die ihm nicht genüge, vorgeschoben werde: er hat vielmehr den Wechsel nnt der Nothaddresse bekommen und also gleich gesehen, daß ein zwiefacher Zahlungsweg vorgezeichnet war, und daß, falls der Bezogene nicht acceptire, das Accept der Nothaddresse an die Stelle treten solle. Könnte der Inhaber außer diesem Acceptc noch Sicherheit fordern, so verlöre der Gebrauch der Nothaddref-ftu seine Bedeutung. Der Regreß kann hier nur dem Addressan-ten gegen seine Vormänner freistehen, indem derselbe auf seine Gefahr und mit seinen Mitteln die Anstalt zur Rettung des pe-riclitirenden Geschäftes getroffen hat.
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Eine Bestimmung über den Vorrang der Nothaddreffen ist dann allerdings nöthig; es muß (§. 56) diejenige vorgehen, durch deren Zahlung die meisten Verpflichteten befreit würden. Der Zweifel, daß man oft nicht sehen könne, von wem die Noth-addreffe angegeben sei, erledigt sich dadurch, daß sich beim Pro​teste findet, für wen intervenirt wird, und überhaupt, wie gleich bemerkt werden wird, kein Präjudiz für eine voreilige Ehrenan​nahme in Frage kommt.
Dem Bezogenen, selbst wenn er zu Ehren des Ausstellers accevtiren wollte, ist kein Vorzug vor jedem dritten Intervenicn-ten eingeräumt. Der Bezogene, der nicht acceptirt hat, ist eine dem Geschäfte völlig fremde Person und nicht anders zu betrach​ten, als jeder dritte Intervenient. Ein Vorzug des Bezogenen hat daher nur dann einm Sinn, wenn die Regreßrechte der Ehrenannahme ungeachtet in der Hand des Inhabers bleiben. Alsdann schneidet das Ehrenacccpt des Bezogenen jeden Regreß ab: der Inhaber hat damit Alles erlangt, worauf er sich Rech​nung machen konnte. Vgl. Oesterreich. Entw. §§. 133.137.138, Braunschw. Entw. §. 66.
Fragt es sich nun aber nach einen: Prä'judize für den Fall, daß die Rangordnung der Nothaddreffen nicht eingehalten und das Accept einer solchen angenommen ist, welche nach tz. 56 hätte zurückstehen muffen, so kann von einem Präjudize gegen den In​haber schon um deswillen nicht die Rede sein, weil das Präjudiz nur im Regreßverluste bestehen könnte, der Inhaber durch jedes Ehrenaccept aber ohnehin den Regreß verliert. Auch für den voreiligen Ehrenacceptanten giebt es hier kein Präjudiz: die Fol​gen machen sich bei der Zahlung demnächst nach §. 64 geltend.
4) Die Ehrenannahme steht in ihren Folgen der gewohn​lichen Annahme gleich, wobei sich indeß aus der Natur des Ver​hältnisses einige Modifikationen ergeben. Der Ehrenacceptant will demnächst zu Ehren zahlen und damit Regreßrechte gegen den Honoraren erwerben. Er haftet also aus dem Accepte nicht, so​bald der Wechsel präjudicirt, oder ihm nicht sammt dem Proteste so zeitig vorgelegt wird, daß er Regreß nehmen kann, und ferner
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haftet er nur den Nachmännern des Honoraten. Besonders strenge ist die Vorschrift (§. 60), daß seine Verpflichtung erlischt, wenn ihm Wechsel und Protest nicht spätestens am zweiten Werktage nach der Zahlung vorgelegt werden. Eine spätere Vorlegung würde ihm nicht jeden Regreß unmöglich machen, sondern ihm nur die Nachtheile der unterlassenen Notifikation zuziehen. Da diese Nachtheile indeß auch eine ganz unbestimmte und unter Umständen sehr bedeutende Entschädigungspfiicht umfassen, so ist es am Einfachsten, daß eine verspätete Vorlegung ihn seiner Ver​pflichtung aus dem Accepte ganz entbindet.
5)
In Z. 58 ist dem Ehrenacceptanten die Pflicht auferlegt,
den Honoraten  von  der Intervention  unter  Übersendung  des
Protests zu benachrichtigen.   Meno Pohls' will diese Pflicht dem
Präsentanten auflegen.   Es liegen indeß in der Sache selbst hin​
längliche Gründe für die Bestimmung des Gesetzes'.
Fragt es sich, ob die Erhebung eines Protests hier entbehrt werden könne, so ergiebt sich die Antwort aus den Verhältnissen von selbst. Ein Ehrenaccept ist überhaupt nicht mit den gesetz​lichen Wirkungen für den Ehrenacceptanten zulässig, ehe der Be« zogene nicht das Accept verweigert hat. Ware dieses nicht durch Protest constatirt, so haftet zwar der Ehrenannehmer aus dem Accepte; der Inhaber aber hätte keinen Regreß, weil ein Ehren​accept da wäre, und der Ehrenannehmer oder der Honorat nicht, weil es am Proteste fehlte. Der Protest ist also nur entbehrlich, wenn der Honorat keinen Regreß zu nehmen beabsichtigt, und der Intervenient sich deshalb mit dem Inhaber über die Unter​lassung des Protests einigt.
6)
Die Ehrenannahme kann für den Acceptanten und den
Aussteller eines eigenen Wechsels nicht vorkommen: sie würde hier
als Aval zu bettachten sein.   Zu Ehren des Bezogenen der nicht
accevtirt hat, ist sie   ebenfalls nicht möglich.    Geleistet werden
kann die Ehrenannahme regelmäßig von Jedem: der Trassant und
» Meno Pohls, Handelsrecht, Bd. 2, S. 25«.
' Heise und Cropp jur. Nbhandl., Bd. 2, S. 319 fg.
Acceptant sind indeß ausgeschlossen, so wie jeder Indossant in Bezug auf Nachmanner, denen er selbst zu haften haben würde.
2)   Ehrenzahlung. A 62 — 65.
Die über die Ehrenzahlung befolgten Grundsatze sind im Ganzen die allgemein anerkannten. Civilrechtlich kann freilich jeder Dritte für den Schuldner zahlen, allein das Zurückweisen einer solchen Zahlung hat nur die Folge, daß den Gläubiger die Nachtheile der »ora treffen. Das Wechselrecht geht aber viel weiter; der Inhaber wird in sÄchtm Falle regreßverlustig. Nach Civilrccht würde es auch, wie Einert' bemerke hat, zulässig sein, daß ein bei dem Wechselgeschäfte nicht Betheiligter als n^otio-rum ßesloi- oder Mandatar des Ausstellers ohne Protesterhebung den Wechsel einlöste und sich von dem Aussteller entschädigen ließe. Die wechselmäßige Intervention hat aber nicht sowohl die Befreiung eines Wechselverbundencn, als vielmehr die Abkürzung des Regresses zum Zwecke. Der Intervenient erlangt die Regreß​rechte des Inhabers", wobei jedoch die Indossanten bis zum Ho-noraten aufwärts befreit werden, und also bei einer Intervention für dm Aussteller sammtliche Indossanten aus der Verbindlichkeit kommen. Was die einzelnen Bestimmungen des Gesetzes betrifft, so muß
1) der Inhaber, im Falle der Bezogene nicht zahlt, sich an die Nothaddressen und den Ehrenacceptanten wenden,  und darf
1 Wechselrecht u. f. w., S. 327.
2 Hierin weicht jetzt die allgemeine Ansicht ganz entschieden von den äl​
teren Gesetzen ab, welche von  civilrechtlichen Ansprüchen aus  Mandat und
neßoüm um tzp8»io sprechen (Bremer W.O. v. 1712, Art. 2:i.   Braunschw.
W.?.  v.  1715, Art. 17),  und auch von  denjenigen, welche  in Folge einer
solchen Auffassung  den Regreß  des  Intervenicnten  nur   gegen den Hono-
raten zulassen (Leipziger W-v., Art. 17.   Hanoversche W -2 §. 36.    Wei-
marsche W.-O. §§. 110. 112).   t!f. vecisiones rowe Lenu»e, <leo. 19. 4clo-
re» qui  solvsrunt  liwrgs cgmdii pro Iwnors —    Üderonäo eo» — ne-
ßotjg utiliter ßesZerunt, — peouni»s 8olut«8 repetero po8«un< eorumqus
inwnlionem lnn^glgm dademu» ox jn»trumi>nw prolesli.
12
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auch die von einem dritten Intervenienten angebotene Ehrenzah​lung nicht abweisen. Das Präjudiz ist dabei ein verschiedenes, jenachdem eine Nothaddresse oder ein Ehrenacceptant nicht berück​sichtigt, oder die von einem anderen Intervenienten gebotene Zah​lung zurückgewiesen ist. Im ersteren Falle geht der Regreß bis zum Honoraten einschließlich, im zweiten bis zum Honoratcn aus​schließlich verloren. Die Nachmänner des Honoraten werden also in beiden Fällen regreßfrei: der Honorat selbst im ersten, nicht aber im zweiten.
Zunächst erläutert es sich von selbst, daß der Regreß nicht überhaupt verloren wird, sondern nur gegen diejenigen, welche durch die Intervention befreit worden wären, also gegm die Nachmanner des Honoraten. Die Vormänner des Honoraten wären auch beim Eintritte des Intervenienten nicht befreit wor​den, und für sie ist die ganze Intervention ro» inler »lios aolu. Dieses Princip erkennen die Bremer W.-O. Art. 101, 105, der Würtemb. Entwurf Art. 698, der Sächsische Entwurf h. 200, 220, und der Braunschweigische Entwurf tz. 70 an '. Das Gesetz distinguirt aber auf die eben angegebene Weise zwischen der Nicht-berücksichtigung von Nothaddressen und Ehrenaccepten und der Zurückweisung von Ehrenzahlungen. Bei jenen ist der Honorat als Trassant anzusehen, der von ihm durch die Nothadoressirung vorgezeichnete oder bei Annahme des Ehrenaccepts eines Dritten durch den Inhaber anerkannte zweite Zahlungsweg ist durch die Schuld des Inhabers vereitelt und der Honorat muß regreßftei werden. Dieser Grund trifft bei der Zurückweisung einer von einem dritten Intervenienten gebotenen Zahlung nicht zu; hier muß daher das Princip, daß nur diejenigen frei werden, welche bei Annahme der Ehrenzahlung frei geworden wären, entscheiden, und durch die Annahme dieser Zahlung würde der Honorat aller​dings nicht regreßfrei geworden sein.
2) Nach den Eingangsworten des tz. 62 darf der Inhaber, selbst wenn der Bezogene nicht acceptirt hat und das Ehrenaccept
eines Dritten auf dem Wechsel ist, doch nicht unterlassen, den Wechsel dem Bezogenen zur Zahlung zu prasentiren. Einzelne Wechselgesetze, die Bremer W.-D. von 1712, Art. 11, Leipziger W.-D. tz. 17, Oesterreichische W.-D. §.27, nehmen dagegen ein Recht des Ehrenacceptanten an, die Zahlung vor dem Bezogenen zu leisten, und danach ist eine wiederholte Präsentation zur Zahlung beim Bezogenen nicht nöthig. Dieser Ansicht ist das neue Gesetz mit Recht nicht gefolgt. Die Intervention ist subsi-diarisch und kann erst eintreten, wenn der Bezogene nicht zahlt. Nach der ganzen Auffassung vom Accepte, welche das Gesetz angenommen hat, kann man hier der Weigerung des Bezo​genen zu acceptiren, durch welche ein Ehnnaccept veranlaßt ist, die Bedeutung einer Verweigerung der Zahlung noch nicht beilegen'.
3) Erbieten sich Mehrere zur Ehrenzahlung, so kommt es auf eine Rangbestimmung an. Es muß derjenige vorgehen, dessen Zahlung die meisten Wechselverpstichteten befreit. Daß dabei dem Bezogenen, wenn er noch — natürlich pure und nicht per onor — zahlen will, der Vorrang gebührt, versteht sich von selbst, und bedarf, da es überhaupt erst zur Intervention kommt, wenn der Bezogene nicht zahlen will, keiner Bestimmung.
Zunächst geht also derjenige vor, welcher zu Ehren des Drit​ten, für dessen Rechnung gezogen ist, interveniren will. Es ist entscheidend, daß seine Intervention alle Wechselgaranten befreit, und da dieses gewiß ist, so kann man nicht mit Einert' sich darauf berufen» daß nur zu Ehren eines Solchen intervenitt wer den könne, der in der Wechselverpfiichttmg stehe, daß dieses aber beim Dritten, für dessen Rechnung gezogen ist, nicht zutreffe. Es kommt nicht darauf an, daß der Honorat (der ja doch nicht befreit wird) ein Wechselverpstichteter sei, sondern darauf, daß die Befreiung so vieler Wechselverpfiichteter, als möglich, geschehe. Nächstdcm gebührt demjenigen der Vorzug, der für einen frübe
> Einert, Wechselrecht, 2. :«55. 2 Wechselrecht, S.346.
12*
ren Wechselvcrvfiichteten intervenirt. Dieser befteit zunächst und schlechthin die meisten Garanten, und es kann nicht darauf an​kommen, daß vielleicht ein anderer factisch und zufolge der zum Grunde liegenden Absicht noch mehrere befteit hätte, wenn z. B. der letzte Indossant interveniren läßt, um sich an den Aussteller oder Acceptantcn zu halten. Bei Interventionen für denselben Honoraten, muß es zunächst entscheiden, wer aus Auftrag und wer freiwillig intervenirt, und bei völliger Gleichheit der Ver​hältnisse muß der Inhaber die Wahl haben.
Ist nun gegen diese Rangordnung gezahlt, so tritt nach tz. 64 das Präjudiz ein, daß der Zahlende keinen Regreß gegen diejenigen hat, welche durch den besseren Intervementen befreit worden wären. An ein Präjudiz gegen den Inhaber war nicht zu denken, denn derselbe kann die Zahlung von Jedem nehmen, der sie ihm bietet, und dieses sich von selbst verstehende Recht kann nicht eingeschränkt werden. Die Anwendung des angedrohc-ten Präjudizes kann zwar Schwierigkeiten haben, sofern der Ho-norat des zahlenden Intervementen von dem Erbieten eines besse​ren Intervementen keine Kunde hat. Der Regreß kann so bis an den Honoraten des verdrängten Intcrvenienten gelangen, und es kann eine Reihe ungültiger und zu erstattender Zahlungen ge​leistet sein, ehe das Vcrhältniß in Ordnung kommt'. Der säch​sische Entwurf hat deshalb in tz. W5 dem Intervementen, wel​cher verdrängt wird, eine eigene Protesterhebung vorgeschrieben. Die ganze Sache hat indeß keine große praktische Wichtigkeit. In den meisten Fällen wird der Protest und dessen Anhang, worin sich über die Präsentation bei Nothaddressen und Ehren-acceptanten die nöthige Nachweisung findet, das Verhältniß auf​klären, und es ist daher am Einfachsten, daß das Präjudiz nur dann eintritt, wenn das Verdrängen eines besseren Intervenienten aus dem Proteste ersichtlich ist (§. 64).
4) Es läßt sich nicht annehmen, daß bei der Ehrenzahlung
' Vgl. Eincrt,   Wechftlrecht, S. .<U9.    Motive des Braunschw. Ent​wurfs, S. l6l—l64.
der Protest unerläßlich sei. Der Inhaber wird ihn aufnehmen lassen, um den Regreß zu haben, und der Intervcnient wird nicht ohne Aushändigung des Protests und nicht im Falle der Unter​lassung des Protestirens zahlen, weil er ohne den Protest eben​falls keine Regreßansprüche hätte. Der Inhaber bedarf indeß keines Protestes, wenn er Zahlung erhält, und der Interve​nient bedarf desselben nicht, wenn er keinen Regreß zu neh​men .beabsichtigt. Der Intcrvcnient kann sich daher immer mit dem Inhaber dahin einigen, daß die Protestnung unterblei​ben solle.
Wenn nun der Intervenient, natürlich unter Anbieten der Zahlung, verlangte, daß nicht protestirt werden solle, so müßte sich freilich der Inhaber diesem Verlangen fügen; es fragt sich indeß> welcher 3lachtheil ihn träfe, wenn er dennoch vrotefti-ren ließe. Zunächst würde er den Ersatz der Protcstkosten nicht verlangen können, oder zu deren Rückerstattung, wenn sie ihm ersetzt würden, verbindlich sein. Käme aber die ganze Interven​tion wegen jenes Umstandes nicht zu Stande, so konnte man schwerlich mit Heise und Cropp l. o. S. 327 dem Inhaber jeden Regreß absprechen und ihm nur Ansprüche auf die Be​reicherung gegen die Vormänner lassen: man dürfte, bei einer also vereitelten Intervention nur das in §. 62 angedrohete Prä​judiz des Vcrlusts des Regresses gegen diejenigen, welche durch die Intervention befreit sein würden, eintreten lassen. Es wird freilich ein Intervenient nicht leicht der Protestkosten wegen von der ganzen Intervention abstehen, auch ist nicht zu leugnm, daß die gegen den Inhaber geltmd zu machenden Folgen seines Eigen​sinns wegen Mangels liquider Beweise nicht im Wechselproteste durchzusetzen ständen.
Wenn übrigens der Bezogene poi- onor acccptirt hätte, und nachher ohne vorherige Protesterhebung zahlte, so ist es klar, daß diese Zahlung als die dem ursprünglichen Inhalte des Wechsels gemäße anzusehen sein würde, und nicht auf das Ehrenaccept bezogen werden dürfte. In diesem Sinne ist bereits in den veois. Notas 6enu36, 6ec. 6, nr. 17 entschieden, und eine ähnliche
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Entscheidung aus neuerer Zeit ist in der kaxett« ^« vom 4. Februar 1847 mitgetheilt.
5) Der Intervenier kann eine Provision von  '/, Procent
verlangen, und sie bei seiner Regreßnahme nach tz. 50 mit in die
Retourrechnung setzen.    Ist er nicht zur Zahlung gelangt, hat
aber zu Ehren acceptirt, so gebührt ihm diese Provision ebenfalls,
und ist ihm von dem Zahlenden zu berichtigen, §.65.   Genau
genommen müßte sich der Ehrenacceptant an seinen Honoraten
halten: es ist indeß dem Gebrauche gemäß, daß der Zahlende ihn
befriedigt, und dieser Weg ist auch der einfachere.    Am Ende
fällt die Zahlung — selbst wenn dieser Honorat mit dem Re​
greffe übersprungen würde — doch auf den Traffanten; eine Be​
zahlung jener Kosten durch den Honoraten, dessen Honorant nicht
zur Zahlung kam, würde zu  einer abgesonderten Regreßnahme
wegen dieses geringen Betrags führen.
6) Die Fragen endlich, von wem und für wen intervenirt
werden könne, entscheiden sich aus der Natur des Verhältnisses.
Regelmäßig kann Jeder, er mag bereits bei dem Wechsel betheiligt
sein oder nicht, für jeden Wcchselverpfiichtetcn interveniren.   Eine
Intervention in konm-om eines solchen Wechselvcrpfiichteten, dem
der Intervenient selbst haften würde, ist indeß nicht möglich: der
Honorat würde sofort sein eigenes Recht als Einrede vorschützen.
Ein Indossant kann daher nicht zu Gunsten eines Nachmannes,
und der Bezogene, der acceptirt hat, kann gar nicht interveniren.
Hat der Bezogene gar nicht oder nur in nonm-em acceptirt, so
kann er in lwum-em zahlen, wie jeder Dritte.   Auch kann ein
Indossant zu eigenen Ehren intervcnircn, um nicht, wenn er einen
entfernteren Honoraten benennt, den er vielleicht im Sinne hat,
den Regreß auf die Zwischenleute zu verlieren.   Auch der Inhaber
kann interveniren.   Regelmäßig hat er freilich kein Interesse da​
bei, und um eine doppelte Retourrechnung zu machen oder dop​
pelte Provision zu verdienen, wird seine Intervention nicht vor​
kommen dürfen.   Sie kann nur in der Collision mit einem andern
Intervenienten vorkommen, um denselben zu verdrängen.    Der
Inhaber erklärt, für einen in der Reihe höher stehenden Honoraten
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interveniren, d. h. die Zwischenleute vom Regreß frei lassen zu wollen'.
Intcrvenirt werden kann für jeden Wechselverpsiichteten. Für den Bezogenen, der nicht acceptirt hat, ist indcß, da der Bezo​gene als solcher dem Geschäfte noch ftemd ist, keine Intervention möglich und eben so wenig für dcn Acceptanten oder den Aus​steller eines eigenen Wechsels. Dcr Zahlende würde hier nur die Rechte eines ns^olio, u»n ^<>8loi- haben, und sich, um wechselmäßig v«rfah«n zu können, den Wechsel indossiren lassen müssen. Auch folgt aus ß. 63, daß der Acccptant nicht Honorat sein kann^. Nur bei domiciliirten eigenen oder trassirten Wechseln ist eine Intervention für dcn Aussteller oder AcceMmkn denkbar; auch kann bei eigenen Wechseln eine Intervention für einen Indossan​ten vorkommen.
X.  Vervielfältigung eines Wechsels,   l) Wcchseldllplicate. H. 66.
Wechsel werden zu einem doppelten Zwecke vervielfältigt: zum Zwecke der Sicherheit, um den Schaden aus dem Verluste des nur in einem Exemplare existirenden Wechsels zu verhüten, und zum Zwecke der Bequemlichkeit, um ein Exemplar zum Ac-cepte zu versenden und das andere zu girireu. Je nachdem dcr eine oder der andere Zweck verfolgt wird, ist nicht nur der Lauf des Geschäfts ein verschiedener, sondern es werden auch verschie​dene Formen gebraucht. Wird der Zweck der Sicherheit beab​sichtigt, so wird die Absicht ausgesprochen, daß jedes Exemplar den Wechsel darstellen und einzeln eingelöset werden soll, sobald nicht schon ein anderes eingclöset ist. Man bedient sich der so​genannten kassatorischen Clausel: Gegen diesen Secundawechsel, Prima nicht u. s. w. Ist es auf die Bequemlichkeit — wie sich einmal die Terminologie gebildet hat — abgesehen, so wird ein
1 Einert l. c. S. 3V2.
2 Eine andere Ansicht bei  /VouAuie,- l.  o. 5. 598 und  Einert l.
S  346
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Exemplar zum Accepte gesandt und auf das andere, zum Ginren bestimmte die Notiz gesetzt: Prima, oder Secunda u. s. w. zum Accepte bei 5l. N. Es liegen in dieser zwiefachen Richtung des Gebrauchs nicht sowohl verschiedene Rechtsinstitute, als verschie​dene Arten der Anwendung eines und desselben Instituts, ver​schiedene Benutzungen einer zu mehrfachen Zwecken dienlichen Form. Das Gesetz ist daher consequent in der einmal gewählten Redactions- und Behandlungsweise, wenn es nur die Regeln über das Institut selbst und keine Anweisungen für die verschie​denen Gebrauchsweisen enthält. Eben so wenig sind die Formen, aus welchen sich diese Gebrauchsweisen ergeben, vorgeschrieben: zur Zeit der Ausstellung ist keineswegs ausgemacht, welchem Zwecke die mehreren Exemplare dienen sollen, und es ist nicht nöthig, in dieser Hinsicht eine Beschränkung eintreten zu lassen. Eben so wenig ist eine Angabe der Zahl der ausgefertigten Exemplare in jedem einzelnen derselben (vgl. Sachs. Entwurf §. 181 und 182) vorgeschrieben: bei der Ausstellung weiß man nicht, wie viele Exemplare nöthig sein können, und das Aus​schließen von Nachforderungcn würde dem praktischen Bedürfniß entgegen sein. Es genügt vollkommen, wenn die verschiedenen Exemplare als Prima, Secunda u. s. w. bezeichnet werden.
8- 67.
Bei vervielfältigten Wechseln repräsentirt jedes Exemplar den ganzen Wechsel, und der ganze Verlauf des Geschäfts kann vollkommen gültig mit einem jeden von ihnen vorgehen. Jedes Exemplar gilt für alle — wie das Holland. H.-G.B. Art. 1U4 dieses ausdrückt — und alle gelten für einen Wechsel. Mit der Bezahlung des einen gelten daher alle (oder der eine in ihnen exiftirende Wechsel) für bezahlt, das Indossament auf dem einen überträgt alle, und das Accept auf dem einen Exemplare ist auf den ganzen Wechsel zu beziehen.
Gehen diese Vorgänge jedoch nicht mit einem, sondern mit mehreren der einzelnen Exemplare vor, so fragt sich, in wiefern daraus die gewöhnlichen Wirkungen mehrfach eintreten.
Was zunächst ein mehrfach geschehenes Indossiren betrifft, so müssen hier allerdings, wenn die verschiedenen Exemplare an verschiedene Personen indossirt sind, auch mehrfache Rechtsfolgen, also ein doppeltes Haften des Indossirenden entstehen. Die Mo​tive des Preußischen Entwurfs bemerken: „Es ist möglich, daß der Inhaber des Wechsels aus Versehen oder betrügerischer Weise die mehreren Exemplare an verschiedene Personen indossirt. Dadurch kann er die Verbindlichkeiten seiner Vormänner und des Ausstellers nicht erschweren; sie haften immer nur einmal und müssen deshalb durch jede vom Bezogenen auf eines der Exem​plare geleistete Zahlung befreit werden. Der Indossant selbst aber, der zweimal Valuta empfängt, muß auch jedem der beiden Indossatare, namentlich also demjenigen, welcher nicht zur He​bung gelangt, weil ihm der andere zuvorgekommen ist, zum Wechselregreß verpflichtet sein. Dasselbe gilt von denjenigen, welche nach einem solchen doppelten Indossament die verschiedenen Exemplare weiter girirt haben, sie haften bei jedem Exemplare ihren Hintermännern. Wird von dem Bezogenen Ein Exemplar durch Zahlung eingelöst, so werden die Verbindlichkeiten aus den auf diesem Exemplare stehenden Indossamenten gelöst; die In​dossamente auf den anderen Exemplaren müssen aber in Kraft bleiben."
Ueber die Folgen eines mehrmaligen Acceptirens, oder des Vorkommens des Acceptes auf verschiedenen Exemplaren wird rechtlich nicht wohl ein Zweifel sein. Der Fall ist von dem eben erörterten des Indosfirens der verschiedenen Exanplare an ver​schiedene Personen durchaus verschieden. Die Indossamente sind hier eben verschiedenen Personen gegeben, also ganz verschiedene Rechtsgeschäfte. Die mehreren Accepte sind aber nicht verschie​denen Personen gegenüber geleistet. Das Accept leistet der Ac-ceptant überhaupt noch keiner bestimmten Person gegenüber. Der Prasentant, der es fordert und bekommt, braucht gar nicht legi-timirter Wechselinhaber zu sein. Das Accept wird ganz unbe​stimmt ohne Beziehung auf einen dem Acceptanten bekannten Gläubiger geleistet: wer sich am Verfalltage als Inhaber legiti-
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mirt, kann cs für sich geltend machen. Die Analogie mit In​dossamenten an verschiedene Personen würde daher nur dann zutreffen, wenn dem Bezogenen die beiden Exemplare des Wech​sels an ganz verschiedene Personen girirt vorgelegt und von ihm beide acceptirt würden. Hier hätte er sich überzeugen müssen, daß es am Verfalltage verschiedene Inhaber geben werde, und sein mehrfaches Acccpt müßte ihn allerdings mehrfach verpstichten. Abgesehen von einem solchen Falle liegt in dem mehrfachen Ac-cepte nichts als ein wiederholtes Versprechen genau desselben Gegenstandes, der og^sm i-e» im Rechtssinne, so daß die Obli​gation objectiv eine bleibt und bliebe, selbst wenn derselbe Gegen​stand mehrmals von verschiedenen Personen versprochen wäre. Durch die Beziehung auf mehrere Subjecte oder das Wiederholen des Versprechens von demselben Subjecte entsteht blos ein Schein von Vielheit. Haben Mehrere auf diese Weise dasselbe verspro​chen, so liegen nicht objectiv mehrere Verbindlichkeiten, sondern es liegt nur eine Verbindlichkeit, eine correale, vor. Hat die selbe Person auf diese Weise mehrmals dasselbe versprochen, so ist die Folge doch nur die in l. 1s I). 60 V. 0. ausgesprochene: <zui b>'8 iäsin pl-omillil <i8 o« ^Ul-l.' ampliuz quam »emel uon lenelu,-. Das ist eben der Fall bei dem Acceptircn der mehreren Exemplare. Eine objective Mehrheit von Wechselverpstichtungen kann daraus nicht entstehen, denn es wird nicht derselbe Gegen​stand zum Dbjecte verschiedener Obligationen gemacht, sondern ein und dieselbe Obligation erscheint nur in mehreren Formen.  Das Accept auf einem Exemplare afficirt alle: sie gelten alle da- mit für acceptirt. Ob der Bezogene sein Accept mehrmal auf einen nur in einem Exemplare existirenden Wechsel oder auf die mehre«« Exemplare eines und desselben Wechsels schreibt, kann keinen Unterschied machen. Es versteht sich dabei freilich vvn selbst, daß der Accevtant nur auf das acceptirte Exemplar zu zahlen braucht, und daß es nicht nur der gewöhnlichen Ver-fahrungsweisc, sondern in manchen Fällen auch der Vorsicht zuwiderliefe, wenn cr sich — falls ein acceptirtes Exemplar exi-stirt — auf die Bezahlung eines unaccevtirten einließe.   Fänden
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sich Abweichungen beider Exemplare, die durch Versehen veranlaßt sein könnten, so würde er doppelt zu zahlen haben.
Auf diese Weise ist die Sache von Einert (S. 449) und in den Motiven des Braunschweigischen Entwurfs (S. 80) aufge​faßt. Es fragt sich indeß, ob das Bedürfniß des Wechsel-Verkehrs nicht die entgegengesetzte, in das Gesetz aufgenommene Bestimmung nothwendig macht.
In dieser Hinsicht ist es nun zunächst allerdings richtig, daß, wenn der Bezogene auf jedes, auch das unacceptirte Exemplar oum ssseotu liber«ck,ui» zahlen kann, der Zweck der Duplicirung namentlich im Falle des Verlierens eines Exemplars besser er​reicht und die Verhältnisse leichter in Ordnung gebracht werden. Wäre das acceptirte Papier verloren, so könnte am Verfalltage der Bezogene ohne Bedenken ein unacceptirtes Duplicat einlösen. Bei der Bestimmung des Gesetzes in tz. 67 Nr. 2 ist dieses ohne das in tz. 73 bezeichnete Amortisationsverfahren aber nicht wohl anders thunlich, als wenn der Bezogene die Ueberzcugung haben darf, daß das verlorene Exemplar vernichtet ist und nicht wieder vorkommen kann. Nimmt man ferner an, daß der Bezogene nur sein Accept einlösen darf, (also, da er sonst ein noch nicht accep-tirtes zweites Exemplar nur ebenfalls zu acceptiren brauchte, aus mehrmaligcm Accepte mehrfach hafte), so hat der Regreß unter Umständen einige Bcdenklichkeiten. Man kann den Regreß auf ein nicht acceptirtcs Exemplar nicht wohl versagen, und nicht an​nehmen, daß zur legalen Präsentation zur Zahlung nur das ac​ceptirte Exemplar zu gebrauchen sei. Die Existenz eines solchen ist weder gewiß, noch allen Betheiligten bekannt. Muß man aber den Regreß, was in tz. 69 auch geschieht, auf das nicht ac​ceptirte Exemplar, selbst in, Falle der Existenz eines acceptir-ten, zulassen, so ergiebt sich allerdings eine Anomalie. Da der Bezogene, wenn er auch das zweite Exemplar annähme und bezahlte, doppelt zu zahlen hätte, so kann ihm im Grunde eine solche Zumuthung nicht wohl gestellt werden, und es erscheint allerdings anomal, daß der Inhaber vom Bezogenen fordern soll, ihm mit der Wechselsumme ein Geschenk zu machen, daß er Et-
was verlangen soll, was mit der regelmäßigen Rechtswirkung gar nicht geleistet werden könnte, und daß cr im Weigerungs​fälle Protestiren und regredircn kann.
In den Augen des Handelsstandes ist es indeß eine große Unregelmäßigkeit, wenn der Bezogene von einem mehrfach aus​gefertigten Wechsel mehrere Exemplare acceptirt. Es darf über​haupt kein Nccept cxistiren, bei dem die Nothwendigkeit, daß es eingelöset werde, nicht vorhanden wäre. Man zieht es nach kauf​männischer Ansicht daher vor, aus dem, was eigentlich nur die Vorsicht räch, eine strenge Pflicht, aus dem Nichtnöthighaben ein Nichtdürfen zu machen. Der Inhaber des Accepts kann dann beruhigt sein, daß ihm am Verfalltage nicht ein Anderer zuvorkomme, dem Bezogenen kann aber selbst nicht aus Gründen der Convenienz und Gefälligkeit zugemuthet werden, ein nicht acceptirtes Exemplar einzulösen und dasselbe — um sich gegen das acceptirte zu schützen — bis zum Ablauf der Verjährung aufzubewahren.
§§. 68. 69.
Die tztz. 68 und 69 haben den Fall zum Gegenstände, daß ein Exemplar zum Accepte versendet und das andere girirt ist.
Es entspricht dabei zunächst dem Gebrauche, sowie den Bestimmungen der meisten Gesetzgebungen, daß auf dem begebe nen Exemplare bemerkt werde, wo sich das andere, zum Accept versandte, befindet. Diese Bemerkung kann indeß nicht schlecht​hin nothwendig, und keine Bedingung der Gültigkeit des Wech​sels sein. Unterläßt der Wechselempfanger, sich dieselbe ertheilen zu lassen, so wird für ihn das Geschäft minder leicht: er weiß vielleicht nicht wo das andere Exemplar zu treffen ist und kann in die Lage kommen nochmals eine Versendung zum Accepte vor​nehmen zu müssen. Uebrigenö ist seine Lage ganz die des In​habers eines nur einfach ausgefertigten Wechsels. Er kann mit seinem Exemplare Annahme und Bezahlung fordern, und wenn beides nicht erfolgt regrediren — wobei er nur, wenn das an​dere Exemplar schon acceptirt sein sollte, beim Regreß auf Sicher-
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stellung die Einrede Kglies quod psli» zu besorgen hätte. Die Vorschriften über den Regreß in §. 69 bezichen sich nur auf den Fall, daß das girirte Exemplar die Nachweisung des Depositars des anderen Exemplares enthält.
Der Depositar des zum Accepte versandten Exemplares hat dasselbe dem Inhaber des girirten, softrn sich derselbe legiti-mirt, auszuliefern. Bis dahin würde dasselbe noch immer vom Deponenten zurückgefordert werden können. Hat er es diesem aber nicht zurückgesandt, so kann ihn eine erhaltene Contreordre auch nicht gegen den Anspruch des Inhabers des anderen Exem​plars schützen, und es hotte kaum einen Sinn, wenn man ihm für solchen Fall zur Pflicht machen wvllk, die Auslieferung nicht fteiwillig vorzunehmen und sich erst gerichtlich zwingen zu lassen. Der Depositar kann ferner zum Accepte prasentiren, und bei ver-weigerter Annahme protestircn lassen. Die Zahlung zu fordern, oder den Acceptanten, wenn das acceptirte Exemplar nicht zur Verfallzeit abgefordert ist, zur Deposition zu nöthigen, ist er aber weder befugt noch verpflichtet'. Auch folgt aus §. 69, daß der Depositar dem Inhaber das bei ihm befindliche Exemplar ab​liefern muß, es mag acceptirt sein oder nicht.
Für den ferneren Verlauf der Sache sind verschiedene An​sichten möglich. Meldet sich der Inhaber des girirten Exemplares und erlangt die Herausgabe des anderen Exemplares nicht, so kann man
1) ihm auf den Protest bei dem Depositar, wenn die Ab​forderung vor Verfall geschah, den Regreß auf Sicherstrllung und wenn die Abforderung bei Verfall geschah, den Regreß auf Rem​bours gestatten, ohne eine weitere Meldung und Protesterhebung beim Bezogenen zu erfordern. Es ist ohnehin nicht leicht zu er​warten, daß der Bezogene noch auf das Duplicat zahlen werde,
i Einige Wcchsclgcsetzc statuiren solche Besugmß oder Pflicht.
Österreich.
W.-O. Art. 34. Hofdecrct v. 21. Tct. 1794. Wechselordnung
von Bil​
bao §.26. (aufgehoben durch das Spanische Handelsgesetzbuch
v. l829).
Dänische W. O. §. 2<>.
und es genügt völlig, daß der einmal vorgezeichnete Weg den Inhaber nicht zum Ziele geführt hat. Dann ist aber der Regreß nur bis auf denjenigen möglich, der die Angabe der Versendung des einen Exemplares auf das andere gesetzt hat. So ist die Sache im Sächsischen Entwurf tz. 190 und im Braunschweigischen Ent​wurf §. 19 aufgefaßt'.
2) Man kann aber auch dem Inhaber schlechthin den Re​greß gegen alle Wechselverbundenen gestatten, und deren Psticht auf die ursprüngliche im Wechsel liegende Garantie, nicht blos auf die Angabe, wo das zum Accepte versandte Exemplar zu finden fei, stützen. Alsdann ist die Protesterhebung beim Be​zogenen, dem zur Annahme so wie zur Zahlung das Duplicat zu vrasentiren ist, unerläßlich.
Diese zweite im Gesetze befolgte Ansicht erledigt das Ver-haltniß auf eine einfachere unb gründlichere Weise. Dadurch daß dem Inhaber nicht gestattet ist, sich auf Protesterhebung beim Depositar und Regreßnahme bis auf den Deponenten zu beschran​ken, werden Verwickelungen beseitigt, die z. B. eintreten würden, wenn sich auf der Secunoa Nothaddressen befanden, die auf die Prima nicht gesetzt wären.
Es entsteht endlich noch die Frage, welche Rechte den, In​haber des Begebungsexemplares zustehen, sobald die Abforderung des «ceptirten Exemplares zur Verfallzeit versäumt und der Wechsel vräjudicirt ist. Hier sind die Ansichten verschieden. In Heise's und Cropp's juristischen Abhandlungen (I, Nr. XXIV), ist die Ansicht vertheidigt, daß eine wechselmaßige Garantie für die Auslieferung des acceptirten Excmplares gar nicht existire, daß die Wechselverpfiichteten blos den Eingang des Wechsels und die Auslieferung des versendeten Exemplares blos als ein Mittel zu diesem Ende zu v«rtreten hätten. Einert (S. 416 ff.) nimmt dagegen eine wechselmäßige Verpflichtung des Versenders und der Nachmänner desselben an, für die Auslieferung des versandten Exemplares zu haften, welche durch Präjudicirung des Wechsels,
l Vgl. Heise und Cropp jur. Abh. I, Nr, XXVl, §. 3.
durch Verspätung der Meldung beim Depositar, nicht ver​loren gehe.
Es scheint bei dieser Frage der Unterschied von Wichtigkeit, ob das Gesetz überhaupt einen eigenthümlichen Regreß wegen nicht geschehener Auslieferung des Originals einer girirten Copie oder des zum Accepte versandten Duplicates gestattet, oder dem Inhaber nur den gewöhnlichen Regreß wegen nicht erfolgter An​nahme und Bezahlung zugesteht. Ist letzteres der Fall, — und dahin geht allerdings die Bestimmung in §. 69, — so kann von jenem eigenthümlichen Regresse nicht wohl die Rede sein. Das Gesetz gestattet nur den regelmäßigen Regreß wegen nicht ge​schehener Annahme und Zahlung und macht dabei dem Inhaber, wenn sich auf dem Wechsel eine Notiz über ein versandtes Du-plicat findet, außer den gewöhnlichen Schritten beim Bezogenen noch die Meldung und Protesterhebung beim Depositar zur Pfiicht.
Ganz rechtlos ist freilich der Inhaber deshalb nicht. Die Verpflichtung des Depositars ihm das acceptirte Exemplar aus​zuliefern, war überhaupt keine wechselmäßige, sondern eine civil-rechtliche und dauert fort, selbst wenn das Wechselrecht durch Präjudicirung erloschen ist (l. 8 606. «6 exkiksn^um). Hat der Depositar das acceptirte Exemplar an den Deponenten zurück​gesandt, so darf der Inhaber auch von diesem die Auslieferung fordern. Er ist der legitimirte Gläubiger zu den» Anspruch an den Acceptanten, und da dieses persönliche Recht das pl inoipalo, der acceptirte Wechsel aber ein »eoozsorium dieses Rechtes ist, so wird seine Befugniß, dessen Herausgabe zu erzwingen, aus den zu tz. 36 erörterten Grundsätzen gefolgert werden können.
2)  Wechselcopien.
§ß. 70 — 72.
Die hier gegebenen Vorschriften über Wechselcopien sind im
Allgemeinen anerkannt, und beruhen auf folgenden Grundsätzen:
1) Copien  vertreten  die Stelle der Secunda oder Tertia,
sobald   es  sich um Erleichterung  der Versendung zum Accepte
handelt.   Sie sind indeß den Duplikaten nicht völlig gleich, in-
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dem sie bis dahin, wo die Originalgiri beginnen, nur unbeglau-bigte Abschriften der Wechsel enthalten, und also ein Original-exemplar nicht ersetzen können.
2) Das Verfahren und die Rechtsfolgen sind, mit den Be​
schränkungen, welche aus der unvollkommenen Natur der Copicn
folgen, dieselben wie bei Duplicaten.   Wird die Auslieferung des
Originals verweigert, so kann der Inhaber der Copie eben so
wie nach §. 70 der Inhaber einer Prima Regreß nehmen, jedoch
kann die Präsentation seiner Copie beim Bezogenen selbst nicht
Bedingung des Regreffes sein, weil dem Bezogenen die Accep-
tation oder Bezahlung einer Copie nicht zuzumuthen  ist,  und
ferner kann der Regreß nur gegen Diejenigen gerichtet werden,
deren Originalindoffamente sich auf der Copie befinden.
3) Im Verkehre kommen auch Duplicate von Copien vor.
Das Gesetz erwähnt ihrer nicht,  schließt  aber ihren Gebrauch
auch nicht aus.
XI.  Abhanden gekommene Wechsel.
A 73. 74.
Ueber verlorene Wechsel enthält das Gesetz nur wenige Vor​schriften, indem es sich auf die Punkte, die einer positiven An​ordnung bedürfen, beschränkt, und bloße Klugheitsregcln, so wie Alles, was aus anderweiten Vorschriften abzunehmen ist, hin​wegläßt. Es ist daher zweckmäßig, die in Betracht kommen​den Punkte etwas mehr im Einzelnen zu betrachten.
1) Die nächste zu ergreifende Maßregel beim Verluste eines
Wechsels  ist ungesäumte Benachrichtigung  des  Traffanten  und
Trassaten und auch wohl Bekanntmachung in öffentlichen Blät
tern, um die Zahlung an einen unredlichen Besitzer zu verhin​
dern.   Zugleich wird der Verlierer darauf Bedacht nehmen kön​
nen, sich ein Duplicat zu verschaffen, auf welches die Zahlung zu
erlangen steht.
2) Jener bloßen Benachrichtigung oder einer privatim ge​
schehenen Aufforderung, an keinen Dritten zu zahlen, ist keine
Wirkung dahin beigelegt,  daß die Zahlung unterbleiben müßte.
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Die Betheiligten können daher immer ein etwa in dem Amorti» sationsverfahren zu erlassendes Zahlungsverbot abwarten.
3) War der verlorene Wechsel nicht acceptirt, so kann der
Verlierer  zunächst  auf ein  Duplicat  die Zahlung  suchen und
eventuell Regreß  nehmen.    Der  Bezogene kann ihn,   ^  ein
nicht  acceptirtes Exemplar nicht existirt,  mit  voller Sicherheit
zahlen, und die Regrcßnahme hat ebenfalls keinen Anstand. Col»
lidirt hier der Verlierer mit einem dritten Besitzer, so wird un​
ter Beiden auszumachen sein, wer als legitimirt zu betrachten
ist.   Einer AmottiMvn des Wechsels bedarf es in diesem Falle
nicht.
4) Ist der verlorene Wechsel acceptirt, so veepfiichren viele
Wechselgesetze den Acceptanten, sofern ihm die Acceptation nach«
gewiesen werden  kann,  zur   Zahlung  gegen  Cautionsleistung'.
Eine derartige Bestimmung enthält auch das französische Recht.
6oäo <is coinm.  art. 151 (8i  w  Isttrs 6e ck»nß«  peräuv 65l
revölue cie l'gcoeplglion,  Iu  p9)erneut  ne  psut en sUs exiß6
zur  uns  86concle,  ^oi8ieiU6,   l^UÄlriöwe  elc.   que p»r orclon-
NÄnos 6e Mßs   et en äounaul csuliou)  und  das  Holländische
Handelsgesetzbuch Art. 363 (Ln e»8 6s pvrte <i'un« lsttre lis
 l oelui czui 8<?  cle 8vn clr»il,, et no 5« porw .^grgnt oonlls wul it;ooul8 en liolumlU caulion). Man muß indeß noch strenger sein. Auf bloße Cautionsleistung kann man einen angeblichen Gläubiger, dessen Recht zumeist auf feiner eigenen Versicherung beruht, nicht für berechtigt erklären, Zah​lung zu fordern. Die Caution schützt den Schuldner nicht un^ bedingt vor der Gefahr eines nochmaligen Zahlens, noch weniger aber macht sie, was der Schuldner mit Recht verlangen darf, das ganze Verhaltniß rein und frei. Der Schuldner muß viel​mehr immer bis zum Ablauf der Verjahrungszeit auf Ansprüche eines Dritten gefaßt sein.   Der Verlierer hat also ein Interesse
i z. B. Braunschw. W-O. Art. 45.    Hamb. W.-O. Art. 42.    Leipziger W.O. §. 33.
!3
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dabei, einer lästigen Caution enthoben und das Verhältniß de» sinitiv geordnet zu sehen.
Viele Wechselgesetze haben daher dem Verlierer auch noch die Envirkung der Amortisation zur Bedingung gemacht, jedoch in verschiedener Weise. Nach der Bremischen W.-O. von 1843 Art. 69 kann der Verlierer, wenn der Schuldner der Schuld überführt ist, gegen genügende Sicherheitsleistung, daß er in an» gemessener Frist auf seine Kosten ein bündiges Modisicationsdo» cument einliefern und den Schuldner von Jedermanns Ansprache befteim wolle, Zahlung, in Ermangelung solcher, Sicherheitsleistung oder gerichtliche Deposition des Wcchselbelaufs verlangen- Nach dem Würtembergischen Entwürfe Art. 713, dem Braunschweigi' schen Entwürfe §. 79. 81 und dem Holsteinischen Entwürfe §. 77 kann der Inhaber nur Deposition der Wechselsumme fordern, und diese wird ihm erst nach erfolgter Amortisation ausgezahlt. Denselben Gesichtspunkt befolgt das Allgem. Preuß. Landrecht, Thi II, Tit. VIII, §.1171. 1172. Nach dem Desterreichischen Entwürfe §. 179. 180 ist Deposition oder Zahlung gegen Can-tion zu fordern; der Verlierer muß aber binnen acht Tagen die Amortisirung nachsuchen, widrigenfalls dem Schuldner die gelei» stete Zahlung vom Verlierer oder aus dem Depositum zurückzu​geben ist. Complicirtere Vorschriften enthält das Frankftlrter Recht. Nach Art. 45 der W.-D. von 1739 soll beim Verlust eines eigenen Wechsels oder einer acceptirten Tratte der Ausstel​ler oder Ncceptant, wenn er der Schuld geständig oder überfiihrt ist, dieselbe anders nicht, als auf richterliches Erkenntniß und gegen sufsiciente Caution leisten, daß man sie wegen dieser Post und allen künftigen Anspruches gegen Jeden schadlos halten wolle. Nach tz. 95 der interimistischen Proceßordnung vom 30. Dec. 1819 kann diese Caution erst nach 5 Jahren aufgeho​ben werden, und alsdann nur nach erwirkter Amortisation. Der Zeitraum von fünf Jahren ist die Verjährungsfrist für eigene Wechsel. Da acceptirte, nicht protestirte Tratten nach §. 15 des Gesetzes vom 12. November 1844 in einem Jahre verjähren, so scheint der Zeitraum von fünf Jahren für diese nicht zu passen.
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Es ist hiernach ein gerichtliches Erkennwiß gegen den Schuldner, Cautionsleistung, Ablauf von fünf Jahren und Amortisation nöthig.
Das Amortisationsverfahrcn hat nun bei Wechseln aller​dings einen andern Sinn, als bei gewöhnlichen Schuldurkunden. Bei diesen kann der dritte redliche Inhaber nie Gläubiger oder Inhaber der verbrieften Forderung werden: bei Wechseln ist da​gegen der gutgläubige, durch Indossamente legitimirte Inhaber auch der wahre Gläubiger. Die Amortisation vernichtet daher möglicher Weise hiev wirklich vorhandene Rechte.
Die Einzelnheiten des AmortisationsyerfalMns giebt das Gesetz nicht an; diese werden aus dem Gerichtsgebnmch und den in den einzelnen Landern bestehenden besonderen Gesetzm zu entneh' men sein. Die Bestimmungen des Frankfurter Rechts sind indeß nicht angenommen: daß der Schuldner jedesmal erst condemnirt, also oft nur pro lorma ein Erkenntmß abgegeben sein, daß fer​ner mit der Amortisation bis nach Ablauf der Verjährungsfrist gewartet werden müsse, schien unnöthig: nach Ablauf der Ver« jahrungsftist bedarf es keiner Amortisation mehr. Es ergiebt sich aus dem Gesetze für die Einzelnheiten des Verfahrens indeß Folgendes:
2. Die Amortisation kann schon vor Verfall beantragt wer​den, indeß darf die dem dritten Inhaber vorzuschreibende Mel​dungsfrist erst vom Verfalltage an beginnen.
b. Die Caution ist nM darauf, daß die Amortisation er​folgen werde, sondern darauf, daß der Verlierer den Schuldner gegen Ansprüche Dritter vertreten wolle, gerichtet; sie ist also eine ellUlia clelcn8un» iri.
e. Die Erlassung eines Zahlungsverbotes an den Schuldner ist kein nothwendiges Stück des Amortisationsverfahrens. Der Verlierer wird indeß bei einem solchen Verbote, dessen Zuläsfig-keit nach den Regeln des Arrests zu beurtheilen ist, unter Um​ständen ein Interesse habm.
cl. Ist kein Zahlungsverbot erlassen und es meldet sich ein dritter Inhaber beim Bezogenen,  so kann dieser, wenn der
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dritte Inhaber nach §. 36 legitimirt ist, zahlen, oder die Zahlung weigern und eine Intervention des Verlierers veranlassen. Durch die Zahlung wird der Schuldner frei, der Verlierer verliert jedes Recht aus dem Wechsel, und es sind nur noch Ansprüche dessel​ben gegen den unredlichen Inhaber, den Dieb u. s. w. möglich.
s. Meldet sich ein dritter Inhaber und es entsteht ein Streit mit dem Verlierer, so entscheidet das in §. 74 aufgestellte Princip.
Um hier den rechtlichen Gesichtspunkt in das Licht zu setzen, müssen wir auf das zu §. 36 Gesagte zurückkommen. Der Wech» sel ist allerdings Träger eines obligatorischen Verhältnisses, und das, was man Erwerb des Wechsels nennt, ist genau genommen nicht das Erwerben des Eigenthums einer Sache, sondern der Eintritt in einen Obligationsnexus. Wenn wir diesen Gesichts» Punkt, nach welchem der Wechsel in das Gebiet des persönlichen Rechts fällt, festhalten, so würde zur Legitimation des Inhabers eine ununterbrochene Reihe derivativer Erwerbsarten, also eine Reihe achter Indossamente nöthig sein. Nun hat aber auch der Wechsel als circulirendes Papier Etwas von der Natur des Pa-pieres au portoui- in sich. Diese sind von den übrigen Sachen, die von Hand zu Hand gehen, darin verschieden, daß bei ihnen nicht eine Fortpflanzung des obligatorischen Verhältnisses, sondern zunächst nur eine Weiterübertragung der körperlichen Sache (welche das persönliche Recht mit überträgt) in Frage kommt und daß dabei in der Reihe der Erwerbungen Lücken und Mängel nicht schaden, sondern der gutgläubige Besitzer geschützt wird.
Der Wechsel zeigt demnach:
1) seine Natur als Träger persönlicher Rechte darin, daß eine
Reihe der zur Uebertragung   des Wechselrechts geeigneten
Acre, also eine Reihe von Indossamenten da fein muß.  Der
Nachweis   einer Reihe  von Erwerbsarten,   durch   welche
überhaupt Eigenthum übergeht,  würde nichts helfen.   Er
zeigt jene Natur ferner darin, daß der Zusammenhang der
Indossamente formell in Ordnung sein muß;
2) seine Natur als  an  sich  werthvolle Sache zeigt er aber
darin, daß vom Papier Zu porteui- der Rechtssatz auf ihn übertragen ist, daß in jener Reihe der Uebertragungen Lücken und Mängel sein dürfen, wenn nur der formelle Zusammen​hang gewahrt ist.   Das Papier au portsm- ist hier begün​stigter als andere Verkehrsobjecte.    Bei diesen muß  der redliche Erwerber, wenn ein solcher Mangel vor ihm liegt, erst usucapircn, beim Papier »u portsur ist er sofort Ei genthümer, ohne daß er zu usucapiren braucht.   Ihm ist der Ablauf der Verjährungszeit geradezu erlassen. Aus diesen Gesichtspunkten erläutern sich die Bestimmungen des Gesetzes.   Der redliche Erwerber eines Wechsels wird,  wie der Erwerber eines Papieres su porteur, geradezu Eigenthümer des Wechsels und damit legitimirter Gläubiger zu der auf dem Wechsel beruhenden Forderung, sobald er nach §. 36 legitimirt erscheint und ihm beim Erwerbe des Wechsels kein böser Glaube, keine grobe Fahrlässigkeit vorzuwerfen ist.   Es muß also 3. in formeller Hinsicht die Legitimation durch Indossamente
in Ordnung und
b. in materieller Hinsicht wenigstens soviel vorhanden fein,
als nöthig ist, um beim Erwerbe anderer Sachen den Be​
ginn der Usucapion möglich zu machen. In dieser Hinsicht
wird daher hier der Wechsel ganz unter das dingliche Recht
gestellt und als an sich werthvolle Sache behandelt, was
allerdings nothwendig ist, wenn man den Gesichtspunkt des
persönlichen Rechts soweit aufgegeben hat, daß man sich
mit einer äußerlich richtigen Reihe von Indossamenten
begnügt.
»
Es liegt sonach geradezu eine eigenthümliche Erwerbsart frem​der Rechte vor. Der redliche Erwerber wird Eigenthümer, ohne erst noch der Usucapion zu bedürfen; und man kann das ganze Ver-hältniß so auffassen, daß er in oouäkioue usuogpiynäi sein muß und daß ihm blos der Ablauf der Zeit erlassen ist. Das Gesetz fordert von ihm den guten Glauben, und um diesen zu rechtfer​tigen ist ein Titel nöthig. Der gute Glaube ist natürlich Folge eines Irrchums.   Dieser Irrthum darf zunächst kein Rechtsirr-
thum sein. Wenn der Erwerber des Wechsels wirklich geglaubt hätte, der Dieb oder Finder sei zur Weiterbegebung des Wech​sels befugt, so würde ihm dieser Glaube nicht als bona öäs» in Rechnung kommen. Ebenso wenig würde ein leichtsinniger Irrthum Kon« 6605 sein: das Gesetz nennt ein grobes Verschulden des Er-werbers als Grund der Ungültigkeit seines Erwerbes '. Der Satz in«»lI Näss 8upsl-v6Nlen8 non nooel, den das canonische Recht bei der Usucapion abgeschafft hat, wird hier allerdings fortgelten müssen. Nach dem Gesetze kommt es auf den redlichen Erwerb an: mit die sem wird nicht blos ein Usucapionsbesitz, sondern das volle Recht selbst erworben, und die m»1a tiäsz 5up6,vt'nien8 kann daher nicht mehr die hemmende Wirkung haben, die sie für den Usucapienten hat.
5) Gehen von mehreren Wechfelercmplaren einzelne verloren,
so ist dieser Verlust nicht in allen Fallen gleich erheblich.   Geht
ein acceptirtes Exemplar verloren, so treten die eben erörterten
Bestimmungen ein.   Geht ein girirtes Exemplar verloren, so muß
man dem Verlierer das Recht zugestehen, eine Wiederholung der
Giri auf einem anderen Exemplare zu verlangen.  Die Indossan​
ten können dadurch nicht gefährdet werden.
6) Eigenthümlich gestaltet sich überhaupt   das   ganze Ver-
hältniß in Bezug auf den Regreß.   Gegen den Acceptanten und
den Aussteller  eines   eigenen Wechsels   läßt sich allerdings  ein
Anspruch ohne den Wechsel denken, nicht aber gegen die Indos​
santen und den Trassanten.   Hier ist der Wechsel selbst,  seine
Präsentation   und Protestation Bedingung  des  Regresses.   An
einen Regreß wird daher nur zu denken sein, wenn der Inhaber
ein Duplicat besitzt, und dieses gehörig prä'sentirt und protestirt ist.
Das französische Recht ist hiervon abweichend, 6. 6. o. m-l. 152.    8i  oelui  qui  g  peiäu  !»  letlrs cls cdauZS,   czu'eUe soit  «u  von,  ns peut reprö86nt6s !g »eooncle, troisi^lne,  sto.  il p«ut  äemanäsr Is psiemenl 6o l» Isttro <ie  psräue, et l'oklsmr p»? I'oräorwgnoo 6u^ußy, en ^uzti  e  8«  prapnst^ psr  §e5 livres  st sn  6onn»nt  c»Mion
 v. «avlgny, System deb heutigen rom. Rechts, Bd. Ul, V. 371.
^_    19g   

^rt. 153. Ln 038 6s rsfu8 6e pmsmsQl, »ur l» 6em2n6s forme« sn vertu 6«8 6sux grtiols8 pr6osäsn8, !s propristaiw 6e i« lsttrs 6s cksuße r>sr6us oon86l-vs wu» 8S8 6soil8 p»r un 9ol,e 6o protsstation. dst gots 6oit 6lrs lait. Is louäeiusin 6s l'^-ob6»nos 6s lg Isttrs 6s odgngs per6us. Il 6oit strs noliks »ux lirsur s», en6v356ur8, 6aQ8 1s5 lorms8 st ä6I»i» prssorit« ei-gpsS8 pour l« notiüontion 6u protzt.
Das hier angeordnete Verfahren kann indeß die Voraus​setzungen des Regresses doch nicht herstellen und paßt auch nicht zu den deutschen Ansichten vom Wechselproteste.
Das Gesetz enthält über den Regreß auf ein Duplicat keine besonderen Bestimmungen: es müssen daher ganz d« allgemeinen Regeln eintreten. Ob der verlorene Wechsel acceptirt war oder nicht, kann schon deshalb nicht füglich in Betracht gezogen wer​den, weil dieser Umstand bei der Regreßnahme nicht bekannt ist und vom Regreßnehmer nur verschwiegen zu werden braucht. Auch ist derselbe für die Regreßpflicht völlig irrelevant; der Re​greßpflichtige haftet, sobald am Verfalltage nicht gezahlt ist, ohne Rücksicht auf erfolgte Acceptation. Trüge das zum Regresse be​nutzte Exemplar eine Notiz, daß das andere zum Accepte versandt sei, so würde fteilich nach §. 63 die Regreßnahme auch einen Protest beim Depositar voraussetzen und also nicht zulässig sein, wenn der Regredient das acceptirte Exemplar vom Depositar er​halten und nun verloren hätte. Jedenfalls würde dem Regreß​pflichtigen eine Einrede zur Seite stehen, sobald der Bezogene bei Verfall an einen legitimirten Inhaber bezahlt hätte.
In dieser Hinsicht können nun allerdings Verwickelungen entstehen. Ist ein accevtirtes Exemplar verloren, so kann der Verlierer ein Duplicat zur Zahlung prä'sentiren und, wenn er sie nicht erhält, Regreß nehmen, während ein Inhaber des accep-tirten Exemplares auftritt und den Bezogenen zur Zahlung nöthigt. Damit wird eine doppelte Zahlung möglich. Der Regreßpflich​tige kann fteilich einwenden, es exiftire ein accevtirtes Exemplar, und dieser Einwand muß, sofern ein solches wirklich noch eristirt, beachtet werden, da dem Regredienten  nur gegen Auslieferung
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des Wechsels bezahlt zu werden braucht. Um diesen Einwand zu beseitigen, wird dem Inhaber nichts übrig bleiben (wenn sich die Sache nicht durch den guten Willen des Acceptanten auf​löset), als den verlorenen Wechsel mortificiren zu lassen und so​mit dessen Nichtexistenz rechtlich festzustellen. Abgesehen aber von diesem Einwände kommt es in Betracht, daß die Regreßnahme überhaupt in dem hier supponirten Falle nur darauf beruht, daß nicht auch vom Acceptanten gezahlt sei. Die von dem Acceptanten au einen dritten legitimirten Besitzer geleistete Zahlung muß so angesehen werden, als sei sie dem Regreßnehmer geschehen und perimire dessen Rechte. Erfolgt sie also, so ist das im Regreß​wege von ihm Erlangte ein inäebitum, das ihm wieder abgefor​dert werden kann.
XU.  Falsche Wechsel.
U 75. 76.
Es ist wohl überhaupt nicht möglich alle Krümmungen und Verzweigungen zu verfolgen, welche durch Fälschungen ,md Mis-bra'uche mit Wechseln entstehen können; noch weniger aber könnte es Sache des Gesetzes sein, alle hier möglichen Fälle voraussehen und entscheiden zu wollen. Die Entscheidung muß aus allgemei​nen Regeln entnommen werden, und das Gesetz bezeichnet nur die Modisicationen, welche diese allgemeinen Regeln gerade in Folge der eigenthümlichen Natur der Wechselverbindlichkeit erlei​den müssen. Versuchen wir es, etwas näher in die Einzelnheiten einzugehen, so ist zunächst
1) der Fall, daß eine Unterschrift in blgnco dazu gemis-
braucht sein sollte, einen Wechsel oder ein Indossament darüber
zu setzen, nicht erwähnt.   Der Unterzeichner wird sich im Wech​
selprotest,  wo die äin"ss8io oontsntorum nicht  zugelassen wird,
auf den Mißbrauch gar nicht berufen können und denselben im​
mer nur gegen den Betrüger, nicht aber gegen einen Dritten, der
nicht äoli pÄi-tiespg oder unredlicher Erwerber ist, geltend machen
können.
2) Die Frage von der Folge einer Fälschung hat mit der
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Frage von den Folgen eines Formfehlers einen Berührungspunkt. In §. 4 sind die Erfordernisse des Wechsels aufgezählt, und man hat dabei vorauszusetzen, daß diese Erfordernisse auch acht, auch wirklich vorhanden sein müssen. Es fragt sich also: welche Folgen haben hier begangene Unrichtigkeiten? Sollte jedesmal Nichtigkeit des Wechsels eintreten, so würde dadurch meistentheils gerade dem Betrüger genützt werden, sollten Unrichtigkeiten der Gültigkeit des Wechsels nichts schaden, so würden damit die Vorschriften über seine Form und Requisite illusorisch gemacht. Das französische Recht hat sich hierauf eingelassen und eine Be​stimmung über die Folgen ertheilt, welche sich aus der materiellen Unrichtigkeit der Erfordernisse des Wechsels ergeben (6o6s 6<? oomlll. 3N. 112. 8oM rspmsss 8impl«8 prome88S8 toutes Isttrs» <ie okgnZe oontsngul, 8Uppo8itjon 8vit <is nom, 5oit 6s c>uslils, »oit cis liomioils, soit 6ß8 Neux 6'otl elleg 8out ^^68 ou 6sn8 Ie8qusi8 eNo8 8out zig^3l)!e8.): diese Bestimmung hat indeß die Jurisprudenz und Rechtsprechung in die größesten Verwickelungen und Widersprüche geführt. Die Sache laßt sich allerdings durch eine einfache und durchgängige Regel nicht entscheiden, und man wird um eine Reihe von Diftinctionen nicht fuglich hinwegkom» men. Regelmäßig müssen die Bestandtheile des Wechsels nicht nur formell, sondern auch materiell in Ordnung sein, und ein Mangel führt Nichtigkeit des Wechsels und aller auf denselben gesetzten Erklärung mit sich. Lassen wir hier — so weit sich solches trennen läßt — eigentliche Verfälschungen fort, und beach​ten bloße Unrichtigkeiten, die auch Fälschungen sein können, so möchten sich folgende Sätze ergeben:
i<) die Namen der im Wechsel genannten Personen können in mehrfacher Weise unrichtig sein. Ist der Name des Ausstel​lers falsch, entweder so, daß der Name einer anderen Person als des Schreibenden, oder daß ein blos singirter Name unterzeichnet ist, so sind die übrigen Wechselerklärungen nach §. 75 vollkom​men bindend. Der Schreiber des nicht ihm ungehörigen oder singirten Namens wird ebenfalls haften, aber nicht wechsclmäßig, denn er kann nur zur Rccognition der Unterschrift seines Namens
angehalten werden. Ein von ihm geschriebener anderer Name würde noch nicht einmal als ein Handzeichen, welches die Stelle seiner Namenszeichnung vertreten könnte, gelten. Nach der Regel 6olu» 8UU8 nsmini clsket proclsgss würde man ihm aber alle Folgen zur Last legen könnm, welche bei einer Unterzeichnung seines Namens eingetreten wären. Sind die Unterschriften des Remittentcn, des Indossanten und des Bezogenen falsche, ent' weder nachgemachte wirklich eristirenoer Personen oder geradezu fingirte, so werden diejenigen, welche sie schrieben, in gleicher Weise verantwortlich sein; die ächten und wahren Unterschriften, die sich auf dem Wechsel finden, werden indeß auch hier ihre Wirkung äußern. Daß vielleicht der Bezogene eine blos fingirte Person ist, macht nicht den ganzen Wechsel nichtig, und ein fal​sches Indossament schadet der Gültigkeit der ächten Indossamente nicht.
Die sog. Kellerwechsel, welche auf dergleichen Suppositionen beruhen, muß man, obwohl dieses bezweifelt ist, unter allen Um​ständen für unerlaubt halten. Jene Suppositionen find schlecht​hin strafbare kg>89. Wir können in dieser Hinsicht nur dem bei Persil S. 90 mitgetheilten «l-rst beipflichten.
d) Außerdem sind Suppositionen nur noch bei der Datirung denkbar. Da die Datirung als Requisit des Wechsels vorge​schrieben ist, so muß eine unrichtige Datirung — welche die Zeit der wahren Ausstellung nicht angiebt und also der Vorschrift in §. 4, ni-. 6 nicht gemäß ist — auch die in tz. 7 angeordnete Folge haben, gleichviel ob eine bloße Unrichtigkeit oder eine Fäl​schung vorliegt. Verschieden hiervon ist jedoch der Fall einer Verfälschung des ursprünglich wahren Datums'.
3) Ist die Unterschrift des Trassanten nachgemacht, oder ist sie überhaupt singirt, so haftet der Acceptant dennoch und ebenso die Indossanten. Dieses folgt aus dem Satze, daß jede Wechsel-erklärung  ihre selbstftändige  Gültigkeit hat'.   Man darf auch
1 3n Frankreich wird tin Indossament mit unrichtigem Datum als Pro
turaindossament behandelt.    63xett« <!e» l>ik. v. 25. Sept. 1846.
2 Bestritten ist dieses von ^VouF«il's I. c. §. 79 u. Treitschke, Emyklop.
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nicht, wie der meklenburgische Entwurf Art. 119 vorschlägt, zum Nachtheil des Remittenten eine Ausnahme machen, weil dieser den Trassanten kennen müsse. Dieses trifft nicht zu, wenn der Re-mittent den Wechsel durch einen Dritten bekommen hat. Ist der Remittent lrlluäis pnrtioeps, so muß er natürlich haften. Aber auch ohne das wird der Schaden meist auf ihn fallen. Der Be​zogene wird meist nicht acceptiren und nicht zahlen, und dann fällt im Regreßwege Alles auf den ersten Nehmer des Wechsels zurück.
Daß der Trassant, dessen Unterschrift nachgemacht ist, weder dem Acceptanten noch im Regreßwege haftet, versteht sich von selbst. Die französische Jurisprudenz hat indeß in einem solchen Falle rücksichtlich der Indossanten hin und wieder die Ansicht be​folgt, daß sie auch nach eingetretenem Präjudiz haften müßten, weil sie für die Verität einzustehen hätten (Noußuier l. o. tz. 78). An solche Ansprüche ist indeß nach dem vorliegenden Gesetze nicht zu denken. Nach eingetretenem Präjudiz ist gegen die Indossan​ten als solche gar kein Anspruch mehr möglich (§. 83): der In​haber wird sich indeß ohne Zweifel an den kslsaljus, mag sich dessen Indossament auf dem Wechsel finden oder nicht, halten können.
4)
Ist das Accept falsch, so kann es der Acceptant diffitiren.
Hat er indeß durch die Aehnlichkeit der nachgemachten Unterschrift
sich täuschen lassen und in dieser Tauschung bezahlt, so kann er
nichts wiederfordern.   Die Bezahlung des Wechsels beruht gar
nicht auf dem Accepte: der Bezogene bezahlt vollkommen gültig
auch ohne Accept.   Ein falsches Accept kann nicht mehr bewirken
als gar keins.
5)
Ist ein Indossament falsch,  so  kann freilich derjenige,
dessen Namensuntcrschrift dabei nachgemacht ist, dasselbe, sofern
5. V. falsche Wechsel §. 4. - Es fragt sich, wer den Schaden tragen soll, der getäuschte Inhaber oder der getäuschte Acceptant, und hier muß man gegen letzteren entscheiden. Der Ernxrber eine« Wechft» kann selten die Aechtheit der Unterschrift des Ausstellers  prüfen,  der Acceptant aber kann
sich vorsehen und allenfalls Advik abwarten.
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er daraus belangt wird, difsitiren, übrigens aber hat das falsche Indossament die Wirkung des ächten, insofern der Schuldner, es sei der Acceptant oder ein im Regreßwege belangter Vormann, die Aechtheit der Indossamente weder zu prüfen hat, noch diffi-tiren kann. Das Gesetz ist hier völlig unumwunden, und man darf daher nicht annehmen:
». daß wenigstens das letzte Indossament acht sein müsse, und der Schuldner dasselbe diffitiren könne,
b. daß der Schuldner einen Einspruch eines angeblichen wah​ren Eigenthümers beachten dürfe, oder
o. daß derselbe im Falle des Vorhandenseins sichtlicher Spuren von Fälschungen in der Reihe der Indossamente nicht zu zahlen, sondern nur zu deponiren brauche '. Wohl aber kann dem Inhaber eine Einrede daraus gemacht wer​den, daß er beim Erwerbe des Wechsels in mglg Käs war.
Hieraus folgt, daß allerdings bei verlorenen Wechseln ein Misbrauch leicht möglich und sein Erfolg schwer zu vereiteln ist. Daß Blancoindossamente die Gefahr vermehren, liegt auf der Hand. Hier ist zum Misbrauch gar nicht einmal eine Fälschung nöthig: der Aussteller des Blancoindossaments wird nur gegen den unredlichen Erwerber selbst geltend machen können, daß die Ausfüllung widerrechtlich erfolgt, oder der Erwerber den Wechsel mal« üäs erworden. Aber auch der springende Regreß vermehrt die Gefahr. Beim Drdnungsregreß ist nur bis gegen denjenigen zu klagen, dessen Indossament gefälscht ist. Dieser wird seine Unter​schrift difsitiren, und der erste Nehmer des gefälschten Indossa» ments wird den Schaden zu tragen, oder sich am Betrüger zu erholen haben. Beim freien Regreß kann das falsche Indossament geradezu übersprungen werden, so daß das lslsum gar nicht zur Sprache kommt.
Nach Holländischem und Englischem Rechte ist dieses aller-
» Allgem. Preuß. Landr. l. c. z§. 1137.  1158.    Würtemb. Entw. Art. 723—724.     Meklenburgischer Entw. Art.  121.     Dessen  Motive S.  171
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dings anders: nach beiden übertragt ein falsches Indossament gar kein Recht am Wechsel'.
6) Sind einzelne Theile des Wechsels, z. B. die Summe, verfälscht, so muß unterschieden werden, ob der in Anspruch ge​nommene Wechselschuldner unterzeichnet hat nachdem die Fälschung bereits geschehen war, oder ob er bereits vorher unterzeichnet hatte. Nur im letzteren Falle kann er die Fälschung über​haupt geltend machen: im ersteren Falle muß seine Unterschrift ihn zu dem Inhalte des Wechsels, so wie derselbe eben zur Zeit der Unterschrift war, verbinden. Ist also die Summe des Wech​sels nach der Acceptation gefälscht, so haftet der Acceptant nur für die ursprüngliche Summe. Ist sie vorher verfälscht, so haftet er nach dem veränderten Inhalte des Wechsels. Kommt es zum Regresse, so haften die Indossanten, die den Wechsel mit der ursprünglichen Summe indossirten, für diese, die, welche ihn mit der veränderten Summe indossirten, ebenfalls für diese. Hat der Aussteller oder ein früherer Indossant den Wechsel gegen die neue, größere Summe einlösen müssen, so könnte er diese ohne Zweifel auch vom Acceptanten fordern.
XIII.   Wechselverjährung.
A 77—80.
Ueber die Wechselverjährung finden sich in den Gesetzen und Gesetzentwürfen sehr verschiedene und mannichfach von einander abweichende Vorschriften. Theils wird die Wirkung der Verjäh​rung, die Art, sie zu unterbrechen, und ihr Beginn verschieden bestimmt, theils weichen die Gesetze in Hinsicht des Zeitpunktes ihres Anfanges von einander ab. Bald ist eine einzige Verjäh​rungsfrist für alle Fälle vorgeschrieben, bald ist eine besondere Frist für die Regreßklagen bestimmt, und bald läßt man diese Klagen von Verfall, bald erst in successiv ihren Lauf beginnenden Fristen verjähren. Es lassen sich im Ganzen zwei Systeme tren​nen.   Das eine, dem die Entwürfe für Preußen, Sachsen und
l Holland. Handelsgcsetzb. Art. 137.    2torv l. r. §. 45l.
2ft6

Meklenburg gefolgt sind, schreibt eine vom Verfalltage an lau^ sende Frist vor. Das andere, dem das französische Recht und die Entwürfe für Oesterreich, Würtemberg und Braunschwcig folgen, schreibt eine vom Verfall beginnende Frist für die Klage gegen den Acceptanten und Aussteller eines eigenen Wechsels vor, und läßt die Regreßklagen erst in succcssiv beginnenden Fri» sten verjähren, die kürzer als jene erste Frist und nach den Orts» entfernungen verschieden abgemessen sind.
Betrachten wir nun
1) die Verjährungsfrist und ihren Lauf, so ergiebt sich zu« nächst, wenn für alle Fälle eine, vom Verfalltage beginnende Frist gilt, die Inconvenienz, daß möglicherweise der Regreß von Vormann zu Vormann geht, und die Regreßklage verjährt ist, ehe die in der Reihe obenanstehenden Indossanten belangt sind und durch geleistete Zahlung das Recht gewonnen haben, ihrer» seits weiter zu regrediren. Man muß bei einer solchen Auffassung der Sache augenscheinlich dahin kommen, daß die Verjährung gegen einen Indossanten zu einer Zeit beginnt, zu welcher er noch nicht rcmboursirt hat, und zu welcher daher für ihn noch gar nicht »clia ngt«, ist.
Man konnte hier — und dieser Ansicht ist der Entwurf für Braunschweig gefolgt — eine Auskunft darin finden, daß man die Indossanten als oorrsi ä6bon<zi behandelte, und demgemäß nach l. 5 6oä. äe 6udd. reiz annähme, daß die Unterbrechung der Verjährung durch Klaganstellung oder Zahlung nicht blos für Einen, sondern für Alle wirke. Bei dieser Auskunft wird indeß der erheblichste Zweck, den man bei der Verjährung der Negreßklagen im Auge haben muß, die Beschleunigung des Rück​laufs des Wechsels, verfehlt.
Es ist daher, ähnlich wie im Französischen und Holländischen Rechte, eine vom Verfalltage beginnende Frist für die Klage gegen dm Acceptantcn und den Aussteller eines eigenen Wechsels ange​nommen, wahrend die Regreßklagen erst succesfiv — so wie in jedem einzelnen Regreßfalle 30U0 ngw ist — zu verjähren anfangen.
Aber auch dieses System ist nicht ohne alle Schwierigkeiten.
Es kann nämlich die Verjährung danach eigentlich für jeden In» dofsanten erst mit dem Augenblicke beginnen, in welchem er seinen Nachmann  bezahlt.    Hiermit  entstünde  aber  doch  wieder  eine Lücke im Laufe des Regresses: mit der Klaganstellung wäre die Verjährung gegen den Inhaber unterbrochen, ohne daß sie gegen den Indossanten begonnen hätte.    Während aller Processe liefe überhaupt keine Verjährung, und der von der Legislativ« beab« sichtigte Zweck,  den  Rücklauf des  Wechsels   zu   beschleunigen, würde nicht erreicht.   Um dieses zu vermeiden, nimmt das Gesetz — ähnlich wie d» Los« 6s oommsi-os «n. 167 und das Hol» ländische Handelsgesetzbuch ArtI 207 -^ an, daß gegen den In dossanten die Verjährung von der Zeit, zu welcher er belangt ist oder freiwillig gezahlt hat, ihren Lauf beginnt.   Hierbei find in» deß wiederum zwei, aus der Kürze der Verjährungsfrist folgende Inconvenienzen zu beseitigen.   Einmal kann der Kläger, welcher nur einen Indossanten in Anspruch nimmt, leicht drei Monate auf den Proceß mit demselben verwenden, so daß sein Anspruch an die übrigen wahrend des Processes verjährt und sein -jus v»-i-iimäi vereitelt wird.    Noch  bedenklicher ist es  aber,  daß in Hinsicht auf den dem Beklagten im Falle der Zahlung zuständigen weiteren Regreß die Klaganstellung gegen ihn der Zahlung gleich» gestellt und der Lauf der Verjährung von der Klaganstellung an berechnet wird.    Man kann nicht sagen, daß  cinc  Schuld  oder Negligcnz des Indossanten vorliege,  wenn er es zum Proccsse kommen laßt.   Derselbe geräth in die Lage, baß, wenn er sich verklagen läßt und der Proceß drei Monate dauert, im Fblle der Zahlung, zu welcher er angehalten wird, sein weiterer Regreß verjährt ist.    Dieses  tritt nicht nur ein, wenn er den ProceN verliert, sondern unter Umständen sogar auch dann, wenn cr ihn gewinnt.   Dbtinirt cr auf Grund einer Einrede der Zahlung oder Compensation  und der Klager  muß ihm  den Wechsel sammt Protest herausgeben, so wird sein weiterer Regreß nunmehr ver-jährt sein können.   In einem Falle dieser Art wird sich freilich der Indossant auch nach §. 48 helfen können: aber auch ohne diesen Ausweg sollte für ihn gesorgt fein.
Für beide Fälle giebt es indeß eine Abhülfe. Der Kläger muß die Indossanten, welche er in Anspruch nehmen will, gleich sämmtlich belangen, wobei ihm freilich die nach der Rheinischen Civilproceßordnung Art. 57 und 420 zulässige Belangung aller Indossanten vor demselben Gerichte nicht überall gestattet wird. Der Beklagte aber kann nach §. 80 die Verjährung der ihm zu« ständigen Regreßklage durch eine Streitverkündigung unterbrechen.
Außerdem ist es freilich nicht zu leugnen, daß das angenom​mene System noch in zwei anderen Beziehungen unbequem und mislich sein kann. Es ist — bei dem succcsfiven Beginne der Fristen — zunächst für den Aussteller und die entfernteren In' dossanten gar nicht möglich, den Anfang des Laufes der zu ihren Gunsten stattfindenden Verjährung zu bestimmen. Für die erste Regreßnahme ist die Zeit freilich bestimmt, allein fiir die folgen​den Indossanten hängt Alles davon ab, ob der Regreß der Reihe nach geht, und ob und wie lange derselbe durch Proceßführungen aufgehalten wird. Ferner ist es denkbar, daß, wenn die Klage gegen den Acceptanten in einer vom Verfalltage laufenden Frist verjährt, diese Verjährung schon abgelaufen ist, wenn die Regreß​nahme den Aussteller und die ersten Indossanten berührt. Um hier zu helfen, ist in dem Sächsischen Entwürfe §. 230 ange​ordnet:
„Wenn gegen einen Indossanten die Klage erst an einem Tage erhoben wird, von dem bis zum Ablaufe der Verjährungszeit nicht mehr volle 30 Tage übrig sind, so hat die Klage nur in​sofern statt, als der Kläger zugleich die urkundlichen Beweise bei​bringt, daß gegen die Vormänner des Beklagten, zu welchen auch der Aussteller gehörig, sowie, wenn der Wechsel ac-ceptirt war, gegen den Acceptanten die Unterbrechung der Verjährung, in soweit dieselbe durch die in §. 225 angegebe​nen Maßregeln im Bereiche des Königreichs Sachsen bewirkt werden konnte, wirklich erfolgt sei."
Es scheint indeß eines besonderen Auskunftmittels nicht zu bedürfen. Die Verjährungsfrist gegen den Acceptanten beträgt 3 Jahre, und  in dieser Zeit werden die Regreßklagen erledigt
sein können.   Auch möchte der Fall, daß 3 Jahre lang im Re​greßwege geklagt würde und der Acceptant noch nicht in Anspruch genommen  wäre,   wohl nur  bei  der Insolvenz des Acceptan​ten vorkommen.    Beim Regresse hätte endlich auch der Inha​ber, wenn die Zeit von 3 Jahren zu Ende ginge, Anlaß, sich zu beeilen oder die Verjährung gegen den Acceptanten zu unter​brechen, denn der Indossant, der vielleicht später belangt würde, könnte mit vollem Grunde eine Einrede daraus hernehmen, daß er yegtn die zu leistende Zahlung in die Lage des Inhabers ge​setzt werden mNsse und daß dieses — weil die Klage gegen den Acceptanten bereits verjäM M,-^ nicht mehr geschehen könne. Was  nun die einzelnen Fristen betrM/ so find dieselben nach den Entfernungen verschieden bestimmt und so abgemessen, daß sie nicht zu außergewöhnlicher Eile nöthigen,   und  gleich​wohl auch kein zu langes Warten gestatten.   Es ist dabei zwi​schen den europäischen und außereuropäischen Gebieten unterschie​den, und die Frist hier auf 18, dort auf 3 Monate bestimmt, Spccialitätcn sind dabei für Island und die Färöer Inseln an​geordnet, für welche 3 Monate nicht ausreichen, weil die Ver​bindung mit denselben in einem großen Theile des Jahres ge​hemmt ist.   Eben so wäre für die Levante eine Frist von 18 Mo​naten zu lang und eine Frist von 3 Monaten zu kurz gewesen. Es sind in  beiden Beziehungen die Vorschriften des Entwurfs für Holstein §. 3U und des Entwurfs für Oestreich §. 23? adop-tirt.    Es ist noch zu beachten, daß in tz. 78 und 79 die Be​stimmung verschieden für den Regreß des letzten Inhabers, der die Zahlung  forderte,   und für den Regreß eines Indossanten, der remboursirt hat, getroffen ist.    In  jenem Falle richtet sich die Abmessung der Frist nach den Entfernungen danach, wo der Wechsel zahlbar war, in diesem danach, wo der Regreßnehmer wohnt.   Man könnte fragen, weshalb nicht schlechthin für beide Fälle der Unterschied der Fristen danach bestimmt sei, woher der Regreß genommen wird.   Es liegt inoeß in der Sache selbst ein Grund,  welcher  die  verschiedene Anordnung in  §. 78 und 79 nothwendig erscheinen  läßt.    Der Inhaber  wohnt nicht immer
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da, wo der Wechsel zahlbar ist. Der letzte Inhaber kann sehr wohl in Deutschland wohnen, und den vielleicht in China oder am Cap der guten Hoffnung zahlbaren Wechsel durch einen Pro» curaindossatar zur Zahlung präsentiren lassen. Er kann auch den Wechsel mit auf Reisen in entfernte Gegenden nehmen, und pro-testirt selbst wieder mitbringen. Hier kann die Frist zum Re« gresse gegen die im Inlande wohnenden Regreßpflichtigen (denn nur auf diese beziehen sich überhaupt die ertheilten Vorschriften), nicht 3 Monate betragen, sondern man muß dazu 18 Monate einräumen. Bei dem Regresse der Indossanten ist dieses anders. Hier kommt es lediglich auf die Entfernung des Wohnorts des Regreßnehmers von dem des inländischen Regreßpflichtigen an.
2) Die Unterbrechung der Verjährung tritt nur durch Klag​anstellung und Behändigung der Ladung an den Beklagten ein. Wäre der Beklagte nicht zu finden, so würde die Vorschrift in l. 2 6o<j. üv gnnuli exe. zur Anwendung kommen. Anerkennt» mß und Abschlagzahlung können nach dem Geiste des Wechsel' rechts die Verjährung nicht unterbrechen.
Ist die Verjährung durch Klage unterbrochen, so ist nun erst die vierzigjährige Proceßverjährung von Zeit der letzten ge​richtlichen Handlung an gerechnet,   möglich.
Eigenthü'mlich ist die in §. 80 zugelassene bereits oben- er» wähnte Unterbrechung der Verjährung, welche der Beklagte durch Streitverkündigung vornehmen kann.
Der Beklagte kann seinerseits den ihm zuständigen weiteren Regreß nicht eher nehmen, bis er gezahlt hat, und es bliebe nur denkbar, daß er vorläufig einen seiner Schuldner acl rem Helen-äsnüsm in Anspruch nähme'. Es bedarf daher eines Mittels, ihn gegen dm Ablauf der Verjährung sicher zu stellen, und die« fes Mittel liegt in der Litisdenunciation.
Regelmäßig braucht nun freilich der Beklagte, um sich den Regreß zu retten, nicht Nlem zu denunciiren, wie solches dem auf tzviction belangten Käufer vorgeschrieben ist.   Bedient er sich
! Heise und Cropp ,'ur. Abh. I, S. 229. fg.
aber der Litisdenunciation, so muß dieselbe analoge Wirkungen äußern, wie in dem Falle, in welchem sie die Gesetze hauptsäch​lich für bedeutsam erklären, in dem Falle des Evictionsprocesfes. Sie dient dazu dem Regreßpflichtigen, der für den Ausfall der Sache einstehen muß, Gelegenheit zu geben, durch Mitwirkung bei der Proteßführung den Schaden abzuwenden und die even​tuellen Ansprüche des Denuncianten zu wahren. Hieraus folgt, daß sie die Verjährung nicht blos schlechthin unterbricht, so daß nach der Litisdenunciation dieselbe auf's Neue zu laufen ansinge, und der Nennmiant vielleicht zu mehrmaligen Streitankündigungcn im Laufe eines länger dauernden Processes genöthigt wäre, son​dern daß sie die Verjährung für die Dauer des Protestes ganz ausschließt. Der Denunciat kann sodann dem Denumianten bei​treten, und die Folge der geschehenen Streitankündigung muß auch die sein, daß der Denunciat den Ausfall des Processes sich gefallen lassen muß, wenn nicht etwa der Denunciant den Ver​lust desselben durch eigene Nachlässigkeit, durch das Unterlassen des Vorbringens ihm bekannter Einreden veranlaßt haben sollte.
Ein Verzicht auf die Verjährung oder vertragsweise Bestim​mung anderer Verjährungsfristen als der gesetzlichen, kann übri​gens nach dem Gesetze nicht für gültig gehalten werden, da das​selbe vertragsweise Abänderungen der vorgeschriebenen gesetzlichen Bestimmungen nur in gewissen einzelnen Fallen (§. 9. 14. 15. 19. 24) zulaßt, in allen übrigen daher ausschließt.
3) In Bezug auf die Wirkung der Wechselverjährung ' giebt es in den Gesetzen sowie unter den Rechtslehrern verschiedene Ansichten. Nach Art. 32 der Leipziger W.-D. ist mit dem Ab​laufe der Verjährung das ganze Recht erloschen und der Gläu​biger hat vom Schuldner nichts mehr zu fordern'. Eine andere Ansicht bezieht die Verjährung blos auf die Wechselstrenge, nicht auf die Hauptverbindlichkeit. Was dabei diese Hauptverbindlich​keit sein solle, ist nicht immer klar.   Man kann zwei verschiedene
1 Einert, Wechselrecht, S. 573 fg.
2 Die frühere Sächsische Gesetzgeb. bei Einert l. o. 2. 577.
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darüber gehegte Ansichten trennen. Die eine läßt nach erlosche​ner Wechselkraft auch das Wechsclrecht selbst — nicht blos die Wechselstrenge — erloschen sein, und läßt nur noch diejenigen materiellen Verbindlichkeiten gelten, welche zur Ausstellung des Wechsels oder Giro's Anlaß gaben. Ist der Wechsel also über ein muluum ausgestellt, so könnte der Herleiher nach erloschener Wechselkraft nur noch die »otio ex wuluo anstellen. Eine andere Ansicht sieht durch die Verjährung blos den strengen Wechsel-proceß als verloren an, läßt aber das Wechselrecht selbst und die Wechselklagen selbst noch zu. Man laßt hier den Wechsel als Schuldschein ^ wie man cs ausdrückt — gelten, und statuirt aus demselben nicht den Wechsel-, sondern den Executivproceß.
Es bedarf keiner ausführlichen Nachweisung, daß diese An​sicht zu Verwirrungen führen muß: man bleibt dabei über den Rechtspunkt, auf den es ankäme, über die rechtliche Natur der nach erloschener Wechselkraft noch übrig bleibenden Verbindlichkeit — welche durch eine angebliche Geltung des Wechsels als eines Schuldscheines nicht erklärt wird — völlig im Dunkeln.
Das Gesetz nimmt daher an, daß die Wechselverbindlichkeit selbst, nicht blos die Wechselstrenge erlösche, und daß — worüber zu §. 83 noch Einiges zu sagen sein wird, — nach eingetretener Verjährung nur noch Ansprüche auf die Bereicherung übrig bleiben.
XIV. Klagelecht des Wechsclgläubigers. §. 81.
Hinsichtlich der in h. 81 gegebenen Regeln wirft sich zu​nächst:
t) die Frage auf, welches die rechtliche Natur der hier aus​gesprochenen Gesammtverpfiichtung fei. Es scheint passender, im Gegensatze der blos solidarischen Verbindlichkeit eine reine Cor-realpflicht anzunehmen. Es entspringen aus dem Wechselgeschäftc nicht verschiedene Obligationen der daran Bethciligtcn, welche auf gleiche Summen gerichtet wären, und wobei der Gläubiger nur einmalige Leistung verlangen könnte,  sondern das mit der
-—   2l3

Ausstellung des Wechsels geschaffene wechselrechtliche no,u«u ist und bleibt ein und dasselbe und es treten demselben nach und nach verschiedene Schuldner, die Indossanten, und dann auch der Acceptant, bei. Der Aussteller und die Indossanten haften zwar erst, sofern der Bezogene nicht zahlt: allein diese Verschiedenheit in der subjectiven Beziehung hebt die objektive Einheit der Obli​gation nicht auf und steht der Annahme einer reinen Correal-obligation nicht im Wege', und diese Einheit — mithin eben das Vorhandensein der reinen Correalobligation ^ crgiebt sich daraus, daß die Verpfiichtungsgründe, durch welche die einzelnen oori-si beitreten, Formalacte, also Geschäfte sind, die einen eignen stofflichen Inhalt gar nicht haben, sondem blos dem Inhatte einer andern Obligation sich anfügen.
Hinsichtlich der Unterbrechung der Verjährung ist zwar das Recht der reinen Correalobligation durch §. 80, dem Bedürfnisse des Wechselrechtcs gemäß, dahin modisicirt, daß die Klaganstel​lung nicht hinsichtlich aller cui-roi wirkt; allein die übrigen Fol​gen der reinen Correalobligation werden ihre Anwendung finden können.
2) In tz. 8ft wird des Avals oder der Wechselbürgschaft gedacht.
An die Fälle, in welchen außerhalb des Wechsels durch be​sondere Urkunden oder mündliche Verabredung eine Bürgschaft für die Wechselschuld geleistet wird, an die Fälle ferner, in wel​chen der Wechsel oder eine Wechselerklälung, z. N. ein Indossa​ment benutzt wird, um eine Bürgschaftsleistung zu palliiren, ist hier nicht zu denken. Aval ist die eigentliche Wechselbürgschaft, oder Mitübernahme der Wechselverbindlichkeit durch Mitunter-schrift des Wechsels. Ihr Wesen ist in den Motiven des Braun-schweigischcn Entwurfs folgendermaßen erläutert:
Das Aval ist mit einer Bürgschaft, der Nli^uzzio im eigent​lichen Sinne, nicht identisch. Es bedeutet ursprünglich eine Mit​unterzeichnung des Wechsels (lirmsre 9 vgllt>), durch welche der
v. Nangerow, Leitf für Pandectenvorlesungen, Bd. Ill, S. 63.
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Mitunterzeichnende mit haften und so dem Wechsel größere Si​cherheit geben will. Hierin liegt zunächst nur ein Adpromittiren, ähnlich wie im Falle der l. 4 6. cle cluod. rsi8. Eine Bürg​schaft ist als accessonsche und subsidiarische Verpflichtung hier​von noch verschieden, und es ist einem mangelhaften Erkennen und Unterscheiden sich nahe liegender Rechtsverhältnisse zuzuschrei​ben, wenn die Iuristen^im Aval nichts als eine Bürgschaft« er​blickt habm. Von diesem Gesichtspunkte aus wurden folgende einzelne Momente als Grundlagen der Bestimmungen des Ent​wurfs in Betracht gezogen:
1) Auf eine — wenn gleich in der Absicht zu intercediren —
übernommene principale Correalverpfiichtung passen die besonderen
Regeln, welche für die Bürgschaft gelten, nicht.   An sich liegt
in dem Eingehm einer solchen noch keine Intercession in Bezug
auf den Antheil des Mitverpflichteten (I. 10 §.10 0. äe in rsm
vorgo.   !. 17 §. 2 v. aä 3ot. VsllHkmnm), und selbst bei aus​
drücklicher wechselseitiger Verbürgung der oorrsi findet nach l. 10
I. 11 pr.  v. ä«  6uoku8   reis   ein   boneiicium   ckvisionw   nicht
statt.   Das aus Xov. 99 abgeleitete denoNc-ium ckvi^oni» wird
freilich nach einer sehr verbreiteten Ansicht auf alle ooi-roi bezo​
gen, und man könnte daher dasselbe auch aus den Avalgeber zu
erstrecken geneigt fein.   Nach richtiger Ansicht hat zwar die wo-
v«tl»W diesen Sinn nicht, und es bedürfte also keiner ausdrück​
lichen Disposition über die Unzulässigkeit des kon«koii.   Da in-
deß der Sinn des Avals und das praktische Bedürfniß der An​
wendung der Bürgschaftswohlthaten auf das Aval widersprechen,
und gleichwohl die Theorie des gemeinen Rechts über die in Be​
tracht kommenden Fragen keineswegs völlig unbezweifelt ist, so
war «s angemessen im tz. 7 eine ausdrückliche Bestimmung über
dieselbm zu treffen.
2) Nach dem feststehenden Gebrauche  erfordert das  Aval
nur eine ganz kurze Bemerkung von Seiten des Avalgebers und
selbst die bloße Unterzeichnung seines Namens ist (abweichend von
den Regeln des gemeinen Rechts 1. 14 6o6. 8i ceNum pswtur)
genügend.   Dabei ist indeß noch eine nähere Bestimmung der
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Verpflichtung nöthig, auf welche das Aval bezogen wird, indem sich die Folgen desselben nicht in allen Fällen gleich beurtheilcn lassen. Ein Urtheil des Gerichtshofes zu Limoges (bei Nouguier l. o. grt. 175) bemerkt ganz richtig: I.s äonnsui' ä'gval est tau- 958imil6 ü l'obliz6 qu'il » ollutionn^. Ln cousetzusuoe il  tour i> lou? lonu 60 lg mömo maniers qus l'goeoplsur,  I«
,   0U  1«8  6n6o58«U!'8,   llb6l'^   qUk>n6   i>8   ls   80Nt,    et  30UMl8
»ux IN^M68 o^iZ3tion8. Dieselbe Regel hat auch der Cassations-hof angenommen (ko^-on »6 il><. 142).    Hieraus folgt nun: 2. BeMxt M ckas Aval am Fuße des Wechsels,  so muß man es auf die Pflichted«s Ausstellers und der Indossan​ten beziehen.   Wird atso^ der Wechsel PrHjudicirt, so ist der Avalgeber frei.
k Befindet sich unter einem bestimmten Indossamente (ein Fall, dem der von Einert im Entwürfe einer Wechselord​nung S. 36 nnl. erwähnte, wo der Avalgeber ein beson​deres ausgeschriebenes Indossament hinzugefügt hat, gleich​steht) die Mitunterschrift des Avalgebers, so haftet er gleich diesem Indossanten, wird durch Prajudicirung des Wechsels frei und kann von keinem frühcren Indossanten, der viel^ leicht den Wechsel einlösen mußte, in Anspruch genommen werden.
c-. Befindet sich das Aval bei der Unterzeichnung des Accep-tanten oder auf einem eigenen Wechsel, so hat eine Praju​dicirung des Wechsels auf die Verbindlichkeit des Aval​gebers gar keinen Einfluß.
Was den Regreß des Avalgebers gegen Denjenigen, für welchen er intercedirte, betrifft, so gehören Dispositionen darüber nicht in ein Wechselgesetz. Es hängt von den besonderen, rein nach dem Civilrechte zu beurtheilenden Verhältnissen Beider zu einander ab, ob und welche Rechtsmittel hier Statt finden. Von wechselrechttichen Ansprüchen des Avalgebers wird nur die Rede sein können, wenn der Wechsel auf ihn girirt ist. Ein Recht, diese Girirung, natürlich frei von obliW, zu verlangen, kann man ihm allgemein nicht beilegen.   Als ooi-reuz eines Indossan-
ten hat er durch die Einlösung des Wechsels übrigens schon von selbst die Rechte, die dem Indossanten in diesem Falle gegen die Vormänner zustehen, erworben; ist er aber oari-eug des Trassan​ten, so giebt es keinen Grund, ihm Wechselrechte wegen seines ihm blos möglicherweise zustehenden Regreßanspruchs zu sichern. Im ersten Falle ist sein Regreß der wechselrechtliche eines zahlen​den Indossanten, im zweiten blos der civilrechtliche des zahlenden Mitschuldners, er geht im ersten Falle gegen die Vormänner, im zweiten gegen den Schuldner, für den er intercedirt wurde.
3) Das  keüeKoium  äivisioni»  und das donetioium sxous-
8,01,18 steht nicht schlechthin allen Correalschuldnern zu.   Es ge​
nügt daher, daß beide im Gesetze den Wechselschuldnern nicht
eingeräumt sind, um sie hinsichtlich derselben für ausgeschlossen zu
halten.
4) Die Verpflichtung der Wechselschuldner erstreckt sich auf
Alles, was der Gläubiger wegen Nichterfüllung der Wechselver​
bindlichkeit zu fordern hat.   Zunächst Haftet also der Acceptant
für die Summe, welche von ihm acceptirt ist; sobald er es aber
zum Proteste und Regresse kommen läßt, haftet er jedem Wechsel​
inhaber nicht blos für die Wechselsumme, sondern auch für die
entstandenen Kosten, Zinsen u. s. w.
§. 82.
Zu tz. 82 ist über die materielle Zulässigkeit der Einreden ^ deren formelle Zula'ssigkcit durch das Proceßgesetz bestimmt wird ^ eine ähnliche Vorschrift ertheilt, wie sie in Art. 145 der Bre​mer W.-D. v. 1843 enthalten ist.
Es werden danach die Einreden, die aus dem Wechselrechte abstießen, allen übrigen entgegengesetzt.
Die aus dem Wechselrechte abfließenden Einreden, deren Rechtsfundament eben im Wechselrechte zu suchen ist, die also auf die Form des Wechsels, auf die mit diesem vorzunehmenden Handlungen sich beziehen, stehen schlechthin jedem Wechselschuld​ner zu. Jeder. Indossant kann sich z. B. gegen die Regreßklage eines Nachmanns auf ein eingetretenes Präjudiz berufen.
Einreden anderer Art müssen dem jedesmaligen Klager gegen den jedesmaligen Beklagten unmittelbar zustehen, d. h. selbst eine sxoeplio rei ooKgerenZ ist nur gegen denjenigen, gegen welchen, und von demjenigen, für welchen sie entstanden ist, gel​tend zu machen.
Rxesptiones ox person» »Mo«'» des Klagers oder Beklag​ten sind daher überhaupt nicht zulässig. Eine Anwendung dieses Satzes ist bereits zu §. 3 und eben so zu §. 49 bemerklich gemacht.
Hinckeii U «cheß^ zu beachten/  daß manche Einrede,  deren
ist, doch für
das Wechselrecht von solcher Bedelltung> und «ben nach den Re​geln des Wechselrechts von so weit greifendem Einflüsse erscheint, daß sie allgemein, und nicht blos zwischen den Personen, zwi​schen welchen sie entstand, zulässig ist. Die Zahlung oder Com-pensarion hat insofern auch eine wechfelrechtliche Bedeutung. Wenn z. B. auf ein Duplicat Regreß genommen wird, während ein anderes acceptirtcs Exemplar von dem Acceptanten bezahlt worden, so bildet diese Zahlung den Grund einer von dem Re​greßpflichtigen vorzuschützenden und gewiß zulässigen Einrede. Eben so wird jeder Regreßpflichtige die von einem Vormanne oder Nachmanne geleistete Zahlung, insofern daraus die Illegiti-mation des Klägers folgt, vorschützen können.
§. 83.
Faßt man den Wechsel als ein Formalgeschäft auf, so ist die Ansicht dabei die, daß er die Rechtsfolge schlechthin, und ohne daß deren Entstehen aus Gründen des materiellen Rechts gerechtfertigt sein müßte, prooucirt. Wenn gegen die in dieser Hinsicht benutzte Analogie der römischen Stipulation eingewendet ist, daß sich die Folge der Stipulation aus der Form, dem be​stimmten Zahlungsversprechen ergebe, während sich beim Wechsel aus der Form, die einen Auftrag des ^ an dm », daß er zahlen möge, ausdrückt, keine Verbindlichkeit des ä für die Einlösung zu haften abnehmen lasse, so ist dieses insofern ein Misverständniß,
als bei der Stipulation ebenfalls nicht das Versprechen, nicht der Satz p»oli, »unt 36svl»n6», sondern die Form das Vinculirende ist. Aus dieser Form entsteht die Rechtsfolge, gleichviel ob die Worte, welche in der Form vorkommen, Grund an die Hand geben, eine Verbindlichkeit als nach Regeln des materiellen Rechts vorhanden anzunehmen. Eben so entsteht beim Wechsel die Rechtsfolge schlechthin aus der Form: mögen die Worte der Form nach Ge» sichtspunkten des materiellen Rechts Dieses oder Jenes oder gar Nichts bedeuten.
Für dw sonach schlechthin durch die Form begründete Rechts​
folge muß ein Grund vorhanden sein. Mit der Rechtsfolge an
sich liegt nichts vor, als eine Vermögenszmvendung an einen
Andern. Diese erfordert eine o»u8», und die 02U52 kann mög»
licherweise eine dreifache sein: ein äonare, ein solvers, ein ew-
clers. Man kann zunächst einem Andern eine Sache oder ein
«omsn in fein Vermögen bringen, ohne Etwas noch über diese
Zuwendung Hinn^ychendes erreichen zu wollen. Dann liegt eine
Schenkung vor.
:         .
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Man kann die Zuwendung in Bezug auf eine bestehende Verbindlichkeit vornehmen. Wird hier eine Sache gegeben, so wird, wenn sie der eigentliche Gegenstand der Verbindlichkeit ist, damit gezahlt, und wenn sie es nicht ist, so wird sie in »oluwm gegeben. Wird ein notnsn constituirt, so wird durch dasselbe die bestehende Verbindlichkeit novirend getilgt, oder es tritt damit eine strengere und incontestable Verpflichtung der bereits beste​henden bei. Der Wechsel, zu solchem BeHufe angewendet, führt keine Novation herbei, da eine solche ausdrückliche, die Absicht zu noviren aussprechende Worte voraussetzt.
Endlich kann durch Zuwendung einer Sache, so wie eines dmch Momente des materiellen Rechts nicht weiter characterifirten nomen die Initiative zu einem zweiseitigen Geschäfte getroffen, es kann damit die Borleistung für eine Gegenleistung gegeben werden.
Diese Gesichtspunkte noch weiter zu specialisirm und für die hi«r in Nerraecht kommenden Rechtsfragen fruchtbar zu machen,
wird die Aufgabe der Jurisprudenz sein. Es ist im Wechsel' rechte, so wie in der Lehre von Formalgeschäften überhaupt/ in zweifacher Hinsicht wichtig, dieselben ins Auge zu fassen, indem in zweifacher Hinsicht das Vorhandensein und die Beschaffenheit der onu8g für das mit dem Wechsel schlechthin constituirte nowen in Betracht kommt. Die Theorie hat es jetzt bereits aufgegeben, in der Form des Wechsels selbst, in dem Gewtausche, dem Man' date, dem Valutabekenntnisse, Anhaltspunkte für die Schlichtung diefw Kagen zu suchen.
Zunächst« kan»,chie Folge des Formalgeschäfts gelten, wahrend
es an, der 02U52 fehlt; Vann kann aber uttnHekchrt die Wirkung
des Formalgeschäfts cessiren, und die der o»y»», des gmniGrunde
liegenden materiellen Verhältnisses, fortdauern.'
' s,f)i .,-:
Ist, was dm ersten Fall betrifft, die Rechtsfolge «inmal be» gründet, so kommt zunächst das Fehlen der oausg nicht in Be, tracht. Das römische Recht hilft hier durch die ««oeplio äsN. Diese führte für das »tricti ^uris juclioium die Folge des don«>« liä^i Mllicium herbch daß auch das materielle Recht berücksicht^t wurde. L»m peounillm a ts psti P6«ss o^rMn sst, <lWb Kni«n w opoNet, «um ex 8l/iptll^tu teWkriz, 8«1 tzui» inilzuAn^ yßl, le eo nomins oon^smllÄvi, plÄeet psr ox«oplion6M 6oli m«li ts liofsnäi äeböi-o. Heutzutage fällt der Unterschied von 3l,notu« Ms und don» L6e8 hinweg und nach unseren Rechtsanfichten kommt es auf die processualische Zulässigkeit, auf die Liquidität der Einreden an. Fehlt es alfo an der «?»««»,. s»<ft M»ses im Wechfechroeeffe niw gelWd Mwachm, w«m der Einwand liquide ist, sonst gehört dessen Ausfuhrung in die? WiederNage. Hätte z. B. der Bezogene in Erwartung, noch Deckung zu bekommen, acceptirt, und würde, ohne daß er Deckung bekommen, vom Traf» santen wechselmäßig in Anspruch genommen, so würde er das Fehlen der osus» mindestens in der Reconvention geltend machen können. So falsch es ferner auch sein würde, wenn «an gegen die Klage aus einem eigenen Wechsel eine exoepii<j Wn nume- peounwe, oder, wie man hier zu sagen Pflegte, non nume- schlechthin zulassen wollte, so würde sich doch die
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Sache anders verhalten, wenn der Beklagte behauptete, es sei die Absicht gewesen, daß der Wechsel gegen ein Darlehn, dessen Auszahlung die c»u8Ä bilden sollen, ausgestellt werde, und diese 02USÄ sei nicht erfolgt; hier würde man die Einwendung, bei welcher freilich der Beklagte zu beweisen hätte, daß überhaupt ein Darlehn auszuzahlen gewesen wäre, zulassen müssen'.
Was aber den zweiten Fall betrifft, so kann das Wechsel​recht durch Präjudiz oder Verjährung erloschen sein, und es kann sich fragen, ob der Gläubiger nun noch Ansprüche aus den zum Grunde liegenden materiellen Rechtsverhältnissen machen dürfe. War es im ersten Falle eine oxoepli« 6o1i des Schuldners, so ist es in diesem eine replici» clnli des Gläubigers, auf den aus dem Scheitern des Wechselrechts entnommenen Einwand des Schuld​ners, die nach römischen Rechtsbegriffen, und eine Geltendmachung des materiellen Inhalts dieser rsplic» 6olj, die nach heutigen Rechtsbegriffen in Betracht käme.
Wenn «an annehmen dürfte, daß der Wechsel eine Novation enthielte, — was freilich voraussetzt, daß er sich immer auf eint schon bestehende Verbindlichkeit beziehe — so wäre freilich die ganze Frage leicht gelöset. Die erste Verbindlichkeit wäre durch Novation und die zweite durch Präjudiz oder Verjährung er​loschen.
Man wird nicht mehr daran denken, den präjudicirten oder verjährten Wechsel als Schuldschein, oder seinen Inhalt wenig​stens noch als paelum nuäum gelten zu lassen. Der Wechsel existirt hier vielmehr gar nicht mehr. Eben so wenig wird man mit der Rücksicht auf v»lm» und Deckung schlechthin ausreichen, denn beides sind nicht gehörig svecialisirte Rechtsbegriffe. Valuta Und Deckung können in den mannichfachen materiellen Verhält«
l Das im WeAel «Ker okiroßr»pkum tonstituirte no«en wäre nach riümfchem Rechte als Vorleistung, die Zahlung de« Dahrlehns als Gegen leistung auhufafsen. 1^. 9 6. 6« non nun,, pec. — si «tipulgtion« in-terpo»it» plseit» creMor non cle^erit. l^. I. 606. 7'keull. «i oer-tum pet^ 6s elnroßr 8i v«ro 8N»in yui6ein m»num l»te«tur olinoxiu«, »M      nilM   »bbi nUlnorntum  pro Kae odIiF»tione,   c»u»et»r.
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nisten liegen, an welche sich der Wechsel anknüpft, und eben auf diese, zu deren näherer Specialisirung die oben angegebene Tricho» tomie von 6on»l-o, golvers und ersäero hinführt, muß man zurückgehen.
In eine allgemeine Regel läßt sich aber der Grund, aus welchem hier noch Ansprüche möglich sind, nur so fassen, daß man den Umstand, ob der Gegner durch das Geschäft berei​chert sei, zum Kriterium macht und gegen ihn einen Anspruch in lzu2inum looupietior fgotu» 68t gestattet. Der Satz, daß Nie​mand sich zum Schaden eines Andern bereichern dürfe, ist eine allgemein gültige Rechtsregel, und sie wird auch hier entscheiden können. Sie wird in den verschiedenartigsten Rechtsverhältnissen angewendet und ist allerdings nicht so einfach, daß sie durch​gängig ohne weitere Modifikationen maßgebend sein könnte: es wird daher Sache der Jurisprudenz sein, ihre Anwendung grade in den hier vorliegenden Verhältnissen näher zu bestimmen. Eine Bereicherung ist hier noch nicht vorhanden', wenn der Gegner , x ruu8a luoraUv» Etwas erworben hat. Z. B. ist ein Indos​sant, dem der Wechsel geschenkt ist, und der ihn weiter verkauft hat, dem Inhaber nicht als locupleljor laolu» verhaftet. Eben so wenig ist der Gewinn, der beim Geschäfte, z. B. am Course, gemacht wurde, eine Bereicherung. Bereicherung würde hier nur ein worum sein, welches einem Betheiligten ganz gegen Sinn und Absicht des Geschäfts zuflösse. Es kommt ferner darauf an, ob der Beklagte zur Zeit der Litiscontestation noch beteichert ist.
Gegen den Wechselbürgen wird ein solcher Anspruch auf Bereicherung immer undenkbar sein: dem Inhaber gegenüber könnte derselbe nicht einmal für bereichert gelten, wenn er für
i Es ist gewiß eine anfechtbare Bestimmung, wenn daß Allgem. Preuß. Landrecht, Th. I, Tit. XV, §§. 17. 24, die Vindication gegen den drttwn redlichen Besitzer regelmäßig ausschließt und sie gegen ihn zuläßt, wenn ihm die Sache geschenkt ist, als ob er hier dem Klager gegenüber loeupietior kc--lus wäre. Eine ähnliche Ansicht liegt dem §. 3. der Frankfurtischen Verord​nung vom 8. Juli 1817 über Vindication und Amortisation auf den Inha​ber lautender Schuldverschreibungen zum Grunde.
seine Bürgschaft bezahlt wäre. Diese Bezahlung hatte cr durch die getragene Gefahr verdient, und es läge auch keine ihm aus den der Wechselausstellung zum Grunde liegenden Verhältnissen folgende Bereicherung darin '.
Gegen die Indossanten ist der Anspruch auf Bereicherung ebenfalls ausgeschlossen.
Manche Gesetze gestatten diesen Anspruch schlechthin gegen alle Wechselverbundenen; so das Allgem. Preuß. Landr., Th. II, Tit. >IU, tz. 974, 1015, 1V80, die Bremer W.-O. Art. 93, der Sächsische Entwurf ß. 62, 232, und der Meklenburgische Ent​wurf §. 55. Der ^o6s clo eomm. url. 117, 168, und die dem​selben nachgebildeten Legislationen, das doncluzuw des Frank' furter Senats vom 4. Septbr. 1798, die Ungarische W.-D. l. Art. 67, die Flensburger W.-D. §. 46, der Holsteinische Ent​wurf §. 47, der Braunschweigische Entwurf §. 61, 93, und der Oefterreichische Entwurf §. 222 und 223 lassen diesen Anspruch gegen die Inosssanten nicht zu.
Was insonderheit das französische Recht betrifft/ so ist hier zwischen Verjährung und Präjudiz kein Unterschied gemacht. Die fünfjährige Verjährung in Art. 189 des lüucis äe eommsrot; ist keine eigentliche Wechselverjährung. Eine solche ist aber in der vierz<hntägigen Regreßfrist zu erblicken. Die Folgen der Versä'u-umnK der Proteftirung oder des Ablaufs dieser Frist sind gleich. Auch unterscheidet das französische Recht in formeller Hinficht den Wechselproceß nicht von ordentlichen und in materieller Hin​sicht nicht das eigentliche Wechselrecht von den dem Wechselrechte sich anknüpfenden und in dm hierher gehörigen Fällen hervortre-te»deu civilrechtlichen Verhältnissen. Der Zusammenhang seiner einzelnen Bestimmungen ist dann folgender:
In der Ordonnanz von 1673 sind zunächst 10 Protesttage und dann bestimmte Fristen vorgeschrieben, innerhalb welcher der Regreß geltend zu machen ist. Eine Nersäumniß zieht den Ver​lust des Regresses nach sich (Art. 15), doch fügt Art. 16, ganz
 Einert, Wechselrecht, E. 230.
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gewiß für den Fall einer Bersäumniß, folgende Bestimmung hin« zu: I^e8 lireurz ou enclo88our8 Hes 1etlre8 »eronl teuu» »j« prouver, «n Ll>8 <Ie »lensßÄtion, quu oeux zur qui sl!e8 6wient lireo8, leur elilieut ro<i6Vc>t>Ie8, ou »v<iisnt Provision au temps  out 6ü ölro prow8lß63; sinon iiz 5eront lonuz 6e log . Im doäy äe eommsros, der ähnlichen Grundsätzen folgt, finden sich folgende Vorschriften aufgestellt. Bei der Re» daction des Art. 117 bemerkte man wohl, daß die Lage der In​dossanten, welche sich um die Anstalten zur Bedeckung des Wech« scls gar nicht zu bekümmern haben, von der des Trassanten ganz verschieden ist: man wollte ihnen daher den Beweis der vorhan» denen Deckung erleichtern, und schrieb vor: I^'nooe^aUon suppos«? l» Provision, kllv eu ölzblit lg preuvs i, i'szgrcl äs» enlia«-»Kurs, während der Trassant den Beweis des Vorhandenseins der Deckung führen muß. In den späteren Artikeln findet sich dann die weitere Anwendung. Nach Art. 17U tritt der Verlust des Regresses im Falle eines Versäumnisses gegen den Trassanten nur dann ein, wenn derselbe beweiset, daß der Bezogene zur Ver​fallzeit Deckung in Händen hatte. Nach Art. 168 geht dagegen durch die Versaunmiß jedes Recht gegen die Indossanten verloren. Hierbei ist es einleuchtend, daß rücksichtlich des Falles, wo der Bezogene vor der Verfallzeit fallirt, Art. 170 mit Art. 163, nach welchem auch in diesem Falle die Fristen einzuhalten sind, nicht recht vereinigt werden kann (t^rein^rv, 6l,uäe8, pgZ. 113 — 116). Dann aber paßt Art. 117 nicht zu Art. 168. Denn <ms dem ersteren Artikel folgt noch keine unbedingte Freiheit der In» dossanten, da ja der Wechsel auch unacceptirt sein kann. Der Art. 117 ist also überflüssig und wäre — wie Nouguiel-, 605 lenro3 cio ebgnße, iw. 93 ganz richtig bemerkt ^ besser ganz weggeblieben.
Von dem Standpunkte der deutschen Jurisprudenz aus gb» langt man in Bezug auf dieBefteiung der Indossanten zu einem gleichen Resultate. Ein springender Regreß auf die Bereicherung ist hier nicht denkbar, weil die Verhältnisse, auf nxlchen die Be, reicherung beruhen könnte, immer nur zwischen dm, Rehmer und
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Geber vorkommen. Es wäre deshalb nur ein Anspruch an dm unmittelbaren Vormann denkbar. Hierbei würden indeß Schwie​rigkeiten, die sich nicht wohl lösen ließen, entstehen. Die Ver​hältnisse zwischen den verschiedenen Indossanten sind ganz ver​schieden, und wer seinen Nachmann als looupletior l»otu8 ent​schädigen müßte, hätte gar keine Aussicht darauf, daß sein Vor​mann ihm gegenüber looupleUor kaow8 sein würde. Durch einen weiteren Regreß würde der Indossant die ihm abgenommene Be​reicherung wieder bekommen, ohne solchen Regreß bliebe der Tras​sant, auf den es eigentlich ankommt, ganz aus dem Spiele. B e-reichert, in dem Sinne auf welchen es hier ankommt, kann der Indossant nicht sein. Geht man auf die dem Wechsel zum Grunde liegenden materiellen Verhältnisse zurück, so ist die oausg, das Verhältniß zwischen Trassanten, Bezogenen und Remittenten, und dann die ganze Reihe der euusge zu den verschiedenen In-dossationen zu trennen. In diesen letzteren liegt keine Bereiche​rung eines Indossanten. Entweder hat derselbe seinerseits für den Wechsel Etwas bezahlt oder nicht. Im ersten Falle ist er nicht bereichert. Im zweiten Falle ist er die Valuta noch schul​dig oder sie ist ihm geschenkt und alsdann ist er dem Inhaber gegenüber auch nicht bereichert, wenigstens nicht in dem hier in Betracht kommenden Sinne. Bereichert würde er sein, wenn er den Wechsel gefunden oder entwendet hatte, oder wenn sonst ein MWbrauch vorgekommen wäre, z. B. ein Indossant hatte eine Copie girirt, das Original zum Nccepte versandt, der Inhaber hätte sich zur Vcrfallzeit nicht gehörig gemeldet, und der Indos​sant hätte — ungeachtet der vom Inhaber erhaltenen Valuta — sich auch vom Acceptanten Zahlung leisten lassen. In Fällen dieser Art stehen indeß andere Rechtsmittel zu und der Dieb und Betrüger haftet nicht blos deshalb, weil er loeupleUor kolus ist. Der Indossant unterscheidet sich vom Trassanten eben dadurch, daß letzterer den Wechsel nicht erworben, sondern geschaffen hat. Eben auf die der Creirung des wechselrechtlichen uoweu zum Grunde üegenden Verhaltnisse kommt es an, und in dieser Hin​ficht kann man nur auf den Trassanten zurückgehen.   Daß der
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Trassant sich meistens durch Session seiner Ansprüche an den Be​zogenen wird liberiren können, folgt aus den Verhältnissen von selbst.
Uebrigens ist immer eine positive Bereicherung vorausgesetzt: der Umstand, daß vielleicht durch die Versäumniß, durch welche das Wechselrecht verloren ging, ein materieller Schaden nicht ent​standen ist, kann nicht in Betracht kommen. Die Bremer W.-D. von 1843 Art. 95 legt dem Inhaber nur den Beweis auf, daß durch seine Versäumniß kein Schaden entstanden sei, und ähnlich ließ auch die Frankfurter W.-D. Art. 37 den Regreß nur ver​loren gehen, „wenn Schaden entstanden war". Die Rathsver-ordnung vom 4. Septbr. 1794 declarirte dieses dahin, daß es auf eine ungerechte Bereicherung des Trassanten ankomme.
Auch das französische Recht hat ?r6lu6i-^ I. o. pgg. 112 auf das — in dem neuen Gesetze nicht anerkannte — Princip zurück​zuführen gesucht, daß es darauf ankomme, ob der Aussteller durch die Versäumniß des Inhabers Schaden erlitten habe.
XV.  Ausländische Gesetzgebung. W. 84-86.
Die hier gegebenen Vorschriften würden zu ihrer Erläuterung ein Eingehen in die Lehre von der Collision der Gesetze erfordern. Da dieser Gegenstand in neuerer Zeit von Wächter (im Archiv für civil. Praxis, Bd. 24 und 25) einer umständlichen Erörterung unterworfen ist, so kann im Allgemeinen auf diese Erörterung verwiesen werden.
Zunächst wird
1) nach tz. 84 die Wechfelfähigkeit nach den sog. «laluli^ pol-8oni,libu8 beurtheilt. Ein nach den Gesetzen seines Vaterlan​des nicht wechselfähiger Ausländer, der im Inlande Wcchselvcr-bindlichkeiten eingeht, wird dadurch indeß gültig verpflichtet, wenn er nur nach den Gesetzen des Inlandes wcchselfähig ist.
Wenn man die Regel, daß die persönliche Fähigkeit nur nach den stinmiz ptü-sonnlidus beurtheilt werden dürfe, in ihrer vollen Consequenz durchführt, so wird man freilich die hier ge-
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troffene Bestimmung über Ausländer nicht für richtig halten dür​fen '. So völlig durchgreifend und ausnahmslos ist nun aber jene Regel allerdings nicht, und eine im Interesse des Wechsel' Verkehrs davon zu machende Ausnahme ist ohne allen Zweifel vollkommen gerechtfertigt'. Wo allgemeine Wechselfähigkeit gilt, darf die Wechselunfähigkeit als ein pi-ivileßium betrachtet werden, und ein im Auslande bestehendes privilsßwm dieser Art braucht das Inland nicht anzuerkennen. Die Regel nemo liebet e85s igniil'u» oonciitiom» ezug oum yuo oomrsxit. läßt sich im Wech​selrechte nicht durchführen, und Niemand kann bei einem circuli-renden Wechsel, oder bei einem Wechsel, der vielleicht an einem Meßplatze von einem fremden Meßbesucher ausgestellt wird, über die Wechselfähigkeit der Indossanten oder des Ausstellers Nach​forschungen vornehmen. Vgl. Sachs. Entw. §. 1, Würtcmb. Entw. Art. 998.
2) Die formellen Erfordernisse eines Wechsels sowie einer Wechselerklärung werden nach den Gesetzen des Ortes der Aus​stellung beurthcilt, §. 87)'. Das Interesse des Wechselverkehrs erfordert hier indeß wieder zwei Ausnahmen von der Regel locu» i-e^it, aotum. Zunächst find Wcchselcrklarungen im Auslande aus​gestellt, im Inlande nicht für nichtig zu halten, wenn das aus​ländische Gesetz, unter dem sie ausgestellt find, mehr Förmlichkei​ten erfordert, als das inländische und nur den Erfordernissen der letztern genügt ist. Ferner sind Wechselerklärungen, die sich In​länder im Auslande ertheilen, gültig, wenn sie nur den Requisiten des inländischen Gesetzes entsprechen. Ebenso ist nach §. 86 die Form der zur Erhaltung des Wechselrechts nöthigen Handlungen nach den Gesetzen des Ortes, wo diese Handlungen vorgenommen werden, zu beurtheilen'.
1 z. B. /»a^ck««u« l. «. Kr. 1482. Nau^uie,' I. «. §. 275, wo indcß Sprüche der Gerichte im entgegengesetzten Sinne angesthrt sind.
« Wächter l. o. Bd. 25, Heft 2, S. 173. Zeitschrift für Rechtswis​senschaft des Auslands, Bd. N, S. 278, 284.
' »achter l. c. Bd. 25, Heft 3, W. 405.
'Story I. «. z§. l»8, NS.
3) Die Rechtsfolgen der Handlungen, und die Bedingungen der zu erhebenden Ansprüche sind dagegen nicht nach dm Gesetzen des Ortes der Vornahme, sondern nach den Gesetzen des Ortes, wo die Rechtsfolgen und Ansprüche realisirt werden sollen, zu beurtheilen. Der inlandische Indossant wird sich daher nicht auf einen durch unterlassene Notisication eingetretenen gänzlichen Re​greßverlust, wohl aber auf Versa'umung der in §§. 19 u. 31 vor​geschriebenen Fristen gegen den Anspruch eines Ausländers beru​fen können. Hinsichtlich der Verjährung entscheidet ebenfalls im Wechselrechte nur das Recht des Mageortes'.
XVl. Protest. U.    87 — 90.
Die hier über die Proteste ertheilten Vorschriften entsprechen dem, was bereits an den meisten Orten üblich ist.
Aus tz. 41, Nr. 2 folgt übrigens, daß bei der Protcstirung der Wechsel selbst zu prasentiren ist. Man darf daraus, daß in tz. 88 dieser Präsentation nicht gedacht ist, nicht schließen, daß sie entbehrlich sei.
Die Zuziehung von Zeugen ist schon im Allgem. Preuß. Landr., Th. II, Tit. VIll, §. 103 ff., in der Hanoverschen Ver-ordnung vom 23. Juli 1822, tz. 4 und der Wnmarischcn W.-O. tz. 12.'i für überflüssig erklärt.
Die den Notarien zur Pflicht gemachte Anlegung eines eige​nen Registers der Proteste ist gleicher Weise im Coci« lle com me,-e<> »l-t. 17k und im Holländischen Handelsgesetzbuch Art. 183 vorgeschrieben.
Bei dieser Gelegenheit ist es passend, des Einflusses zu er​wähnen, welchen die sog. vis m^oi- aus die Folgen versäumter Präsentation und Protestation haben kann.
Ueber diesen Einfluß sind die Ansichten nicht eimg.
l Wächter l. ?. Bd. 25, Heft 3, S. 411.    Mittcrmaier, deutsches Pnvatrccht, §. 221.
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Nach Englischem Rechte' gilt die höhere Gewalt als ein Ent​schuldigungsgrund für Versäumnisse.
Das Französische Recht ließ früher den Beweis der mHeure als relevant zu. Bei den Discussionen über den ll6 oommoioo machten sich indeß drei verschiedene Meinungen über diese Frage geltend; nach der einen sollte die lm-oe m^sui-s immer berücksichtigt werden, nach der andern niemals, und nach der dritten sollte das Gesetz darüber schweigen, um dem richter​lichen Ermessen Spielraum zu lassen. Diese letzte Meinung ge​wann die Oberhand, was sich auch von dem Standpunkte, den man einmal angenommen hatte, rechtfertigen läßt. Man legte, wie bereits mehrfach erwähnt ist, auf das Vorhandensein der Deckung ein bedeutendes Gewicht, man schrieb sogar dem Wech​selinhaber ein Anrecht auf die Deckung zu. Daneben hatte man (Art. 117, 170) dem Inhaber im Falle der Verspätung dann den Regreß gestattet, wenn ihm nicht bewiesen ward, daß Deckung gemacht sei. Ware es nun auch vielleicht consequenter gewesen, wenn man hier wieder das Vorhandensein der Deckung geradezu zum entscheidenden Momente gemacht hätte, so scheint es doch, daß man es für unbillig hielt, schlechthin im Falle vorhandener Deckung die Berufung auf foro« in^euro auszuschließen, und sonnt eine vom Inhaber verschuldete Verspätung einer unver» schuldeten völlig gleich zu behandeln. Aus diesen Billigkeitsrück​sichten sind auch die Anordnungen zu erklären, welche man in Frankreich bei Gelegenheit gewisser historischer Ereignisse, in denen man eine den regelmäßigen Geschäftsgang hemmende vis n,»jor erblickte, getroffen hat. So bestimmte, als im Jahre 1814 die Heere der Allürten die franzosische Grenze überschritten hatten, der Staatsrat!) durch ein Avis v. 20. Jan. 1814: czue l'sxosp-tion tiree 6s la loros mg^eure 68t »pplioadle «tu e»8 <ie I'invn-8»on 6u I'ennemi et cles «veneinents 6s Zuoire, pour rolevor le porleur 66 lotlrs» <ie olwnße et <lo killol» i, oräre 6o I» 6«olie«>uo6 prononeöo pur Io docle 6e commel'co,   :< li^sgut äs
l Story l. c. M 23^, 3V.
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protzt i>  I'eoliHgnoo  st 6s  ^snonoiation   »ux   tireur 6t,
 Is8 6^ll>i8, et c^U6 I'^fipliestion, 86lon l68 e<l8 et  gpp»i^ionl ^l I2 pru^sneo <i«8 ^«868. Auf Veranlassung der im Juli 1830 in Paris vorgegangenen Ereig​nisse erließ ferner die eommi88ion munioip»!« folgenden Beschluß: 1.3 oolUliu88lon munioipslo 66 Paris, Ättouclu qus, 6epui8 ls 26 Quillst, Ia eiiculgtion 668 oosl68pon6»no68 ot ellet» 6« oommoreo li«N8 In vills 6c ?«ri8 9 ets 8U8pen<^uo pgr loreo  — quo 6epui8 Is 28 ^uillot 1« tribungi äo eommercc
cles6N86 oommuüs,   ont <jü soru^msul 8U8poucll6 I« oour»  6s Isur8  ilss»iro8  et Ieur8 p»^sm6Nl8; -^ vu le» rsol2w2lion8 qui lui  80Nt «6s688ö68   pgl' lo commsros «5« ?«N8, — »prö« ilvoil-snlsuclu ls pr68illsnl 6u lribunsl lis oommeros,  l'urgsnes de8 oir«0N8tlM068;
 ^,rt.   lOs.      1.68    60ll6i>N068    <^68    «llot8    <^6    com-
 68 i» ?gri8,  66PUI8 >6 26 ^Ul!lt!t ^U3c^u'nu 15 ^oM
,   86l-0llt   pr«l'0ZS08   60   6>x  jour8,   6«   M»ni61-0 ü 06
 1s8  ollet8  6oliu8   ls  26 Quillst   n« 80i6llt
 6t 3in8i <^6 8Ult6. .^rt. 2. "laut protzt,   seeour» nn
 et pre8ol-iption 6e8 6ls«t8 6s oommsroe
i
I'art. 1er, 8vnt ^Ml6lnent 8U8pen6u8.
?i,it ü I'llüt6l äe vill«, a p-ii-i» >6 31 Imll welchem das liiliungl cls commerot) sofort beitrat. Auf ähnliche Weise wurde durch Beschlüsse der provisorischen Regierung zu Brüssel vom 29. September, 23. Oktober und 3. November 1830 wegen der damaligen Zeitumstände die Verfallzeit der Wechsel hinausgeschoben.
Aehnliche Grundsätze sind bisher auch meistens in Deutsch​land befolgt, bis von Einert, ganz consequent mit seiner übrigen Auffassung des Wcchselrechts, der Einfluß der v,8 m.^o,' bestrit​ten ist weil der Inhaber nach der Regel: ««»um somit 6ommu5 den Schaden zu tragen habe. Eine dem entsprechende Bestim​mung ist dann auch in den Sächsischen Entwurf aufgenommen.
Die Sache scheint uns also zu liegen.   Bettachtet man den
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Inhaber als Mandatar der Vorleute, und das was er vovzunch-wen hat, als eine gegen dieselben zu erfüllende Pfiicht, so muß man offenbar auch annehmen, daß er entschuldigt sei, sobald ihn cm ca»u8 an der Erfüllung dieser Pfiicht gehindert hat.
Das Gesetz hat nun aber diesen Gesichtspunkt verlassen. Es erkennt regelmäßig keine Verpflichtungen des Inhabers gegen die Vorlcute an, sondern schreibt ihm nur gewisse Handlungen als Bedingungen und Voraussetzungen seiner Rechte vor. Hin​dert ihn also ein «g»u8 an der Vornahme dieser Handlungen, so i.st das ein Unglück welches der Inhaber zu tragen hat. Gegen die Vorleute kann er nicht entschuldigt sein, dergleichen Hand​lungen nicht vorgenommen zu haben, denn er war ihnen zu deren Vornahme gar nicht verpflichtet.
Nur in dem Falle der, dem Inhaber bei Schadenersatz vor​geschriebenen Notisication, liegt eine eigentliche, nicht blos hypo​thetische Verpflichtung vor. Hier wird daher nach allgemeinen Grundsätzen (!. 23 v. 6s oblig. st net.) ein ogsus entschuldigen, wenn durch denselben die Notifikation verhindert ist. Uebrigens ist es wohl denkbar, daß in Fällen allgemeiner, den Verkehr in einem größeren Kreise hemmender Ereignisse die gesetzgebende Gewalt auf ähnliche Weise abzuhelfen bewegen wird, wie nach dem oben Mitgetheilten im Jahre 183V in Paris geschehen ist. Handelt es sich nicht um einen oasu», der den Einzelnen trifft, sondern um allgemeine, den Verkehr hemmende Calanntäten, so ist eben des allgemeineren Interesse wegen eine derartige Maß regel gewiß gerechtfertigt.
 Ort und Zeit für Präsentation und andere im Wechselverkehrc vorkommende Handlungen.
U. 9,-93.
Auch die hier ertheilten Vorschriften entsprechen
im Ganzen
dem, was bereits üblich ist.
Bestimmte Geschäftsstundcn sind nicht genannt.
Dergleichen
Stunden  sind  an  verschiedenen  Orten  verschieden:
das  Gesetz
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konnte sie auch kaum bestimmen und vorschreiben, sondern nur aussprechen, was ohnehin üblich ist.
Hinsichts der Feiertage ist auf die israelitischen keine Rück​sicht genommen. Es entspricht im Ganzen dem Wunsche der Israeliten selbst, daß für sie keine Ausnahmsbeftimmungen ge​troffen werden. Sie können, wenn sie an israelitischen Feiertagen keine Geschäfte vornehmen wollen, leicht Anordnungen treffen, um das im Wechselverkehr Vorkommende doch zu erledigen.
Besondere Zahl- und Cassirtage bestehen in Bremen und in Augsburg. In Bremen sind der Mittwoch und Sonnabend Zahl​tage, in Augsburg ist es ber Mittwoch Mein: es wird indeß hier die Einrichtung eines zweiten Zahltages beabsichtigt. Respekt​tage werden mit Zulassung dieser Zahltage nicht eingeführt': auch folgt aus dem zweiten Absatze des tz. 93, daß mindestens zwei Zahltage angeordnet sein müssen, wenn die Protestfrist in allen Fallen eingehalten werden soll.
XVIII. Mangelhafte Unterschriften. §. 94.
Kreuze oder Handzeichen sind nicht recognoscibel. Unter​kreuzte Urkunden müssen, wenn sie brauchbar sein sollen, beglau​bigt sein, wie sich schon aus den Vorschriften des römischen Rechts (l. 22, §. 2, Q cle ^ure delili. Novells 44 pt-^f.) ab​nehmen läßt.
Unter der Voraussetzung der Beglaubigung hat auch bisher die Praxis meistentheils Kreuze und Handzeichen auf Wechseln gelten lassen. Ein Grund dafiir liegt jetzt in den Verkehrsver-hältnissen. Es kommen auch schreibunkundige Personen, z. B. Auswanderer, in den Fall, sich der Wechsel bedienen zu müssen.
§. 95.
Die Rechtsverhältnisse, welche durch Stellvertretung begrün​det werden, sind keineswegs so vollständig klar und unbestritten,
l Einert, Wechselrecht, 2. 379
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daß nicht eine besondere Vorschrift für Wechselverbindlichkeiten, welche durch Stellvertreter übernommen werden, zu wünschen wäre. Der Stellvertreter erwirbt direct Rechte für den Vertre​tenen und begründet eben so auch Pflichten für ihn: daß er aber dadurch zugleich selbst obligirt werde, läßt sich allgemein nicht be​haupten '. Dem Bedürfnisse des Wechselverkehrs entspricht es aber, daß man aus einem per proeura unterzeichneten Wechsel den an​geblichen Bevollmächtigten, falls nicht von ihm die Ertheilung der Vollmacht nachgewiesen wird, verantwortlich machen könne. Der Gläubiger kann den Umfang der Befugnisse der Vertreter, mit welchen er sich einläßt, nicht immer prüfen.
l v. Vangerow, Leitfaden, Bd. 3, z. 661 Anmerk.    Allgem. Preuß. randrecht Hh. II, Hit. VUI, §§. 768, 789.
Dritter Abschnitt.
Von   eigenen   Wechseln.
A 96—100.
Die rechtliche Bedeutung des eigenen Wechsels ist von Einert' recht treffend mit den Worten bezeichnet, „daß die Tratte und der eigene Wechsel blos verschiedene Formen eines und desselben Geschäfts sind, und daß der trassirte Wechsel nichts anderes ist, als der eigene, trockene Wechsel, und nur durch einen Zusatz von diesem ver​schieden." Der eigene Wechsel ist minder complicirt, als die Tratte: der Aussteller und der Bezogene sind eine Person, und jener hat nicht versprochen, daß er einlösen lassen werde, sondern daß er selbst einlösen werde. Der Aussteller ist also gleichsam selbst Acceptant, und aus dem Zusammentreffen der Eigenschaften des Ausstellers und des Acceptanten in einer Person erklären sich die Eigenthümlichkeiten des eigenen Wechsels.
Daß man denselben auf diese Weise als eine einfachere Form der Tratte auffassen müsse, wird noch einleuchtender, wenn man diejenigen Gestaltungen des eigenen Wechsels in's Auge faßt, in welchen er sich eben der Tratte am meisten nähert.
Zunächst können wir hier an den domiciliirten eigenen Wechsel denken, der in der Form: Gegen diesen Wechsel zahle ich bei N. in w. u. s. w., ausgestellt wird. Hier weiß man, daß nicht der Aussteller, sondern der Domiciliat zahlen soll; diesem wird prä-sentirt, und bei diesem muß protestirt werden, wenn der Anspruch an den Aussteller nicht verloren gehen soll. Dieser Anspruch ist auch — eben so wie der Anspruch an den Trassanten — nicht
 Wechselrecht, S.
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der aus die Zahlung der Wechselsumme, sondern der wegen des Unterbleibens dieser Zahlung entstehende Rcgreßanspruch.
Eben so deutlich, wie beim eigenen domiciliirten Wechsel, sehen wir die Verwandtschaft des eigenen Wechsels mit der Tratte im Falle des Indossirens hervortreten. Beim eigenen Wechsel ist der Aussteller zugleich Bezogener, nnd muß, da er selbst das Wcchselversprechen geleistet hat, auch wohl so betrachtet werden, als habe er breits acceptirt. Wird nun ein solcher Wechsel in-dossirt, so steht er — indem nun noch eine Person die für den Wechsel haftet, ohne zugleich Acccptant zu sein, hinzutritt — ganz einer acceptirtcn, dem Remittenten übergebenen Tratte gleich. Der erste Indossant des eigenen Wechsels steht dem Trassanten gleich, gegen ihn ist nur ein Regreßanspruch möglich^ nicht aber eine directe Wechselklage, und um diesen Anspruch zu salviren, müssen die Diligenzen bei der Präsentation zur Zahlung beobach​tet werden. Der Aussteller des eigenen Wechsels ist dagegen Acceptant: zur Wahrung des Rechts gegen ihn bedarf es keiner zeitigen Präsentation und Protesterhebung.
Hieraus ergiebt sich, daß der eigene Wechsel ganz wie die Tratte behandelt werden muß, insoweit aus dem Umstände, daß Aussteller und Acceptant eine Person ist, nicht Modificatio» ncn folgen. Das Gesetz bestimmt daher nur die Form des eige​nen Wechsels und bezeichnet in §. 1W die ihm mit der Tratte gemeinschaftlichen Grundsätze.
Es wird dabei keiner weiteren Ausführung bedürfen, daß der eigene Wechsel in gleicher Weise, wie die Tratte, ein Formal-gcschäft und seine Verknüpfung mit materiellen Verhältnissen ganz auf gleiche Weise, wie bei der Tratte, zu beurtheilen ist. Er kalm also, ebenso wie die Tratte, sich an die mannich-fachstcn Verkehrsbeziehungen anschließen, und es darf uns in der Beurtheilung seiner rechtlichen Natur nicht irre machen, wenn seine mindere Beweglichkeit, die bisherige Gewohnheit und die Convenienz des Handels, den eigenen Wechsel zu anderen prak​tischen Zwecken anwenden, als die Tratte. Wir dürfen desbald nicht an eine verschiedene rechtliche Natur denken.    Der eigene
[image: image10.jpg]
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Wechsel kann die Zwecke der Tratte erfüllen, wenn man, anstatt daß der Trassant auf den Trassaten zieht, und den Wechsel an Drdre des Nemittenten stellt, die Form so wählt, daß der Bezogene dem Trassanten einen eigenen Wechsel giebt, und dieser ihn an den Re-mittenten indossirt. Und umgekehrt läßt sich mit der Tratte das​selbe erreichen, was sich mit dem eigenen Wechsel erreichen laßt.
Wenn wir auf diese Weise uns über den eigenen Wechsel ausgesprochen haben, so ist es nicht möglich, die von Einert' über denselben aufgestellte Ansicht unerwähnt zu lassen. Einert erkennt es an, daß der eigene Wechsel sehr wohl als Papiergeld dienen könne, daß «r sogar dem Staaföpapiergelde in der Form noch näher komme als die Tratte, glaubt indeß, daß derselbe durch äußere Verhältnisse von dieser Anwendung völlig zurückge​drängt und in einen Zustand versetzt sei, in welchem er nicht nur kein Papiergeld darstellen könne, sondern seine Fähigkeit, als mcrcantilisches Zahlungsmittel zu dienen, für alle Zeiten verloren habe. Jetzt sei der eigene Wechsel eben nicht mehr als eine Schuldurkundc mit der Wechselclausel, und eigentlich gar nicht mehr Gegenstand der Mercantilgesetzgebung. Er stehe da, wohin ihn die alte Schule gestellt habe, er sei, wo er vorkomme, nichts anderes als eine »cheoliliI qualiws, welche zu einem bestehenden Schuldverhältnisse hinzukomme. Es wird deshalb vorgeschlagen, den eigenen Wechsel nur alsdann, wenn er auf kein anderes Geschäft Bezug nimmt, wenn aus ihm nicht hervorgeht, daß er über eine andere Forderung ausgfstM sei, als Wechsel, sonst aber als bloßen Schuldschein geltM zu lassen, und die Grund​sätze des Wechselrechts nicht auf ihn anzuwenden.
Es ist nun zunächst allerdings richtig, daß die Ansicht der alten Schule, welche im Wechsel nur eine uH^lili.» ^u«>Ittl,5 sehen wollte, falsch oder vielmehr nichtssagend ist. Daß diese Ansicht aber jetzt beim eigenen Wechsel zutreffe, das eben muß man leugnen. Eine falsche Auffassung eines Verhältnisses kann nicht die richtige werden, wenn sich  nicht das Verhä'ltniß so ändert.
i Wcchselrecht,  2.  w', fg,    Entwurf, <!it. XlV,
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daß es nunmehr der Auffassung entspricht:  und selbst in diesem Falle, darf die Auffassung nicht so verworren und oberflächlich sein, daß sich ein Vcrhältniß mit juristischer Consequenz gar nicht darunter subsumiren laßt.  Letzteres trifft nun — und hierfür ließen sich sehr leicht die Belege finden — zu, und ersteres trifft nicht zu. Nach Einert's Ansicht ist der Wechsel ein Papiergeld und äußere Verhältnisse haben dem eigenen Wechsel die Qualität eines Papiergeldes genommen und ihn zu einer bloßen Schuldverschrei​bung gemacht.   Der Wechsel ist indeß kein Papiergeld, sondern ein Formalgeschäft, welches des mannichfachsten Gebrauchs, der mannichfachsten Verknüpfung mit materiellen Beziehungen fähig ist, und eben dieser Fähigkeit wegen ein Zahlmittel werden, und Papiergeld repräsentiren kann.   Das ist die rechtliche Seite der Sache.   Factisch wird der Wechsel nicht in allen Fällen seines Gebrauchs jene Function erfüllen, namentlich ist der eigene Wech​sel nicht wohl dazu qualisicirt, wie der trassirte zu cursiren.  Man benutzt ihn mehr, um Verbindlichkeiten incontestabel zu machen. Daß aber dieser factische Gebrauch irgend Etwas relevire, muß man  ganz  entschieden  leugnen.    Der Wechsel überhaupt,   der eigene sowohl wie der trassirte, hat die Fähigkeit, sich den Ver​kehrsbeziehungen  auf vielfache  Weise   anzuschließen,  und  man kann von beiden einen Gebrauch machen, der sie dem Papier​gelde annähert.   Dieser Gebrauch, das Cursiren und die Nego-ciabilität, ist ein factischer Nutzen, den das Gesetz befördern, aber nicht zum Kriterium machen kann.   Der rechtliche Gesichtspunkt bleibt immer der, daß nach den materiellen Gründen und dem praktischen Gebrauche des von der Gesetzgebung sancirten Insti​tuts nicht weiter zu fragen ist, und man diesen Gebrauch nur einengen würde, wenn man das, was das Gewöhnliche ist, für das rechtlich allein Relevante, für das eigentlich Entscheidende ansehen,  und demnach  das Institut beschränken wollte.    Eine solche Beschränkung ist auch praktisch  unausführbar.   Was zu​nächst die Tratte betrifft,  so hat sie nur die Fähigkeit als Papiergeld zu cursiren.    Es wäre falsch, mehr als diese Fähig​keit in Ihren Begriff aufzunehmen, und das Wechselrccht jedes-
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mal da auszuschließen, wo die Tratte, — was vorkommen kann und wirklich vorkommt, —   nur die Funktionen eines gewöhnli​chen Schuldscheins hat.   In Bremen ist es üblich, über Waaren« schulden Tratten  an  eigene Drdre  zu  acceptiren,  die  an  den Cassirtagen  erledigt   werden':   sollen   diese   Tratten  nicht als Wechsel gelten?   Der eigene Wechsel kann ferner als Zahlmittel dienen und dient in vielen Fällen wirklich dazu: er kann sogar cursiren, und es kommt vor, daß eigene Wechsel mehrfach indos-sirt werden.   Selbst nach Eincrt's Ansicht, daß der Wechsel Pa​piergeld sei, ist daher den, eigenen Wechsel keineswegs mit Grund eine ljuaostio »tglus zu machen.  Aber auch nicht einmal von der Mercantilgesetzgebung kann der eigene Wechsel ausgeschlossen wer​den: Einert erkennt'^ selbst an, daß dieses für Sachsen nicht an​geht, und in andern Ländern ist der Gebrauch eigener Wechsel mit Wcchselrecht eben so ein Bedürfniß.    Wir dürfen nur an den  — auch an anderen Orten gar nicht seltenen — Gebrauch erinnern, den man von eigenen Wechseln in Bremen im Waa-rcnhandel macht'.   Sonach ist es praktisch unausführbar, dar​auf zu sehen, ob der Wechsel in oonci-vto auch wirklich ein Ana-logon des Papiergeldes sei, und ihn in allen Fällen, wo er die​ses nicht ist,  nicht  anzuerkennen.    Der Vorschlag von Einert geht deshalb auch etwas weniger weit: es soll auf die Form an​kommen.    Man sieht indeß zunächst leicht, wie nnsllch  es ist, für jene materielle Beziehung auf die Form zu sehen,  die eben von dem Materiellen nichts zu  enthalten braucht, und auch re» gelmäßig nichts davon enthalt.   Die Vorschrift, welche aus der Form  die  Momente  abnehmen will, aus denen  die geringere Rechtswirkung folgen soll, ist daher regelmäßig unpraktisch, und kann nur da in Anwendung kommen, wo die Parteien 8ui>o>-Nu<l in die Form eingemengt haben.    Im Einert'schen Entwürfe heißt es: „Die richterliche Ueberzeugung, daß der Wechsel oder die Anweisung auf sich zur Sicherheit eines fortbestehenden erst mit
' Albers im Archiv für civil. Hraris, Bd. 28, Nr. VlI. 2 in der Note zu Tit. XIV, des Entwurfs einer W.-O. 2 Vgl. die eben allcgirtc Abhandlung von Albers.
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der zum Verfalltage versprochenen Zahlung aufzulösenden Schuld​verhältnisses ausgegeben sei, wird aus jeder auch nur allgemeinen Erwähnung desselben, wenn nicht zugleich damit das Bekcnntniß seiner Auflösung verknüpft ist, geschöpft." ' Ist also, wie die Note dieses erläutert, gesagt.- Gegen diesen Wechsel zahle ich an N. 100 Thlr. für ein erkauftes Pferd, so liegt kein Wechsel, sondern ein Schuldschein über ein Kaufpretium vor; ist aber gesagt: Ich zahle u. s. w. 1W Thlr., den Werth in einem erkauften Pferde erhalten, so liegt ein Wechsel vor. Der sächsische Entwurf hat diese Distinction wenigstens einfacher gemacht. Er bestimmt in §. 247, daß Papiere, in wel​chen außer einem einfachen Zahlungsversprechen und dem Be-kenntniß des Empfanges der v<»1uw eine bestimmte Beziehung auf ein anderes Geschäft oder Contractsverhä'ltniß enthalten ist, und welche blos zur Sicherung eines fortbestehenden, erst mit der zum Verfalltage versprochenen Zahlung aufzulösenden Schuldver​hältnisses ausgestellt sind, ungeachtet der Bezeichnung als Wech​sel nur als Schuldverschreibungen gelten sollen.
Es leuchtet indeß ein, daß diese Kriterien sämmtlich erheb​liche Bedenken haben. Man sieht nicht, weshalb ein Wechsel, in welchem es heißt: Valuta durch ein Darlehn u. s. w. erhal​ten, nicht eben so viel gelten soll, als ein Wechsel, in welchem nur ein einfaches und beziehungsloses Valutabekenntniß vorkommt. Das Gesetz trifft hiermit immer nur die Form und nicht die Sache. Vinualkel- untersagt es den Parteien unter dem Prä-judize, daß sonst nur geringere Rechtswirkungen entstehen, »u^ perllu» in die Form einzumischen. Daß nicht über bestehende Verbindlichkeiten Wechsel ausgestellt werden, läßt sich gar nicht verhindern: will man solche Wechsel nicht als Wechsel anerken​nen, so wird man durch derartige Vorschriften nichts erreichen, als daß die Contrahenten die Beziehung auf das zum Grunde liegende Geschäft hinweglassen, also immer nicht hindern, daß nicht das entsteht, was eigentlich nicht sein soll. Die Sache selbst, die Ausschließung aller Wechsel vom Wechselrechte, welche
2 5. li. in Tit. XIV, des Entwurfs.
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nur benutzt werden, um eine bestehende Verbindlichkeit incontesta-bel zu machen, wird also bei einem solchen Auswege geradezu aufgegeben, und man begnügt sich mit der Form, obgleich man weiß, daß diese das Reprobirte gar nicht ausschließt.
Zu dieser Ausschließung ist indeß auch kein genügender Grund vorhanden. Es ist oben darauf hingewiesen, wie der Ausstellung der Tratte so gut wie der des eigenen Wechsels mannichfache cc,u5l,<> zum Grunde liegen können. Diese o»u8u« können im cianm-t', solvere oder or^äsro bestehen. Es ist eine viel zu enge Auf' faffung, wmn man annimmt, der Wechsel trete nur einer schon bestehenden Verbindlichkeit hinzu. Weshalb nun gerade das For​malgeschäft, dessen Wesen eben in der Möglichkeit der Vereinigung mit allen diesen l-llUZig besteht, nicht völlige Geltung haben soll, wenn es sich an eine bestimmte Gattung derselben knüpft, ist nicht füglich abzusehen. Materiell muß auch der eigene Wechsel seine e<iw8n haben, und es kann höchstens ein 8Us>ol-Nunm sein, wenn von der cau83 etwas im Wechsel vorkommt. Unter diesen oauzi^ läßt sich aber nicht unterscheiden, und es ist rechtlich gleichviel, ob der Aussteller bekennt, die valuw liege darin, daß er dem Andern mit dem Wechsel ein Geschenk mache, oder darin, daß er ihm 1l l) Thalcr aus einem Kauft schulde, oder daß er ihm die Wechsel' forderung in Rücksicht auf irgend eine Gegenleistung constituire.
Nichtig ist es nun, daß an vielen Orten die eigenen Wcch sel, namentlich die sogenannten Depositowechsel, den Gebrauch von Schuldverschreibungen über Darlehen ersetzen. Etwas Wider​sprechendes liegt darin nach dem Bemerkten auch nicht: es ist eine der Funktionen, zu denen sich der Wechsel eben wegen seiner formellen Beziehungslosigkeit eignet.
Ein Zinsversprechen ist dabei nicht ausgeschloffen.   Eincrt ist der Ansicht, daß ein zinsbarer Wechsel sich nicht zur Begebung eigene, und nur in dem Maaße negociabcl sei, als ein zinsbares Staats papier.  Diese Bemerkung muß — obgleich seitdem zinsbare Scheine <»u porteur über kleine Beträge in Cours gekommen sind, und es allerdings zinsbares Papiergeld giebt — für richtig gehalten wer den.   Solche Wechsel sind dann auch nicht zum Cursiren bestimmt.
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Wohl aber ist durch tz. 96, Nr. 4 die Stellung auf Kün​digung ausgeschlossen. Diese verträgt sich mit dem Wechselrcchte nicht. Die Kündigung würde immer besondere Beweise erfordern, die nur durch schriftliche Bekenntnisse oder Notariatsurkundcn zu beschaffen waren, und selten aus dem Wechsel selbst ersichtlich sein. Sobald Indossamente vorkommen, führt das zu Schwierigkeiten; theils wird der Schuldner nicht wissen, in wessen Hand sich der Wechsel befindet und wem er kündigen soll, theils kann die ge​schehene Kündigung durch Indossament vereitelt werden, da ox-oeptioneg ex person» indo85untl8 nicht zulässig sind. Zudem entsteht dabei die Frage: ob die Verjährung von der Zeit an läuft, wo gekündigt werden konnte, oder wo wirklich gekündigt ist. Prolongationen werden dagegen wohl meistens gestattet werden. Sie sind an manchen Orten in Gebrauch und werden von den Gerichten anerkannt, ohne daß gesetzliche Vorschriften darüber cxistiren. Die Prolongation scheint dem Zwecke auch besser zu entsprechen als die Kündigung. Sie geschieht auf dem Wechsel selbst und die eben bemerkten Inconvenienzen der Stellung auf Kündigung fallen dabei hinweg. Es ist auch Gebrauch, bei der Prolongation immer die Bezahlung der Zinsen, welche etwa ver​sprochen sind, zu bemerken, und das hat den Nutzen, daß nicht bereits gezahlte Zinsen von einem Indossatar, dem oxosption«» ex P6l-8OU» iu6o882ntis nicht entgegenständen, der sich aber doch den Inhalt des Wechsels, so wie er ihn erwarb, gefallen lassen muß, nicht nachgefordert werden können.
Nach §. 99 ist der eigene domiciliirte Wechsel dem Domici-liaten und, wenn ein solcher nicht benannt ist, dem Aussteller selbst am Zahlorte zu präsentiren. Eine Versaumniß hierin wirkt auf den Regreß gegen den Aussteller in gleicher Weise wie auf den Anspruch gegen den Acceptanten einer domiciliirten Tratte, ausgenommen, wenn gar kein Domiciliat angegeben ist, und also angenommen wird, der Aussteller wolle selbst sich am Zahlungs​orte finden lassen.   Vgl. die Bemerkung zu tz. 43.
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